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Die Sitzung wird 15 Uhr 45 Minuten durch 
den Alterspräſidenten Dr. Ziehm eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Senator Dumont; Ober⸗ 
regierungsrat Dr. Boettcher, Obergerichtsrat 
Kettlitz, Landgerichtsrat Dr. Moebes. 5.1 Ge 
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Alterspräſident Dr. Ziehm: M. D. u. 
mäß § 12 der Verfaſſung hat der Senat den neu⸗ 
gewählten Volkstag zu heute zu ſeiner erſten 
Sitzung einberufen. Nach der bisherigen Geſchäfts⸗ 
ordnung hat das älteſte Mitglied des Hauſes zu⸗ 
nächſt den Vorſitz zu übernehmen. Nach der amt⸗ 
lichen Feſtſtellung bin ich das älteſte Mitglied des 
Hauſes. Damit liegt mir die Pflicht ob, die 
Sitzung zu eröffnen. 

M. D. u. H.! Mit dem heutigen Tage beginnt ein 
neuer Abſchnitt in der Parlamentsgeſchichte unſe⸗ 
res Staates. Der neue Volkstag unterſcheidet ſich 
von allen ſeinen Vorgängern dadurch, daß eine Par⸗ 
tei durch ihre ziffernmäßige Stärke das politiſche 
Leben zu beherrſchen und die erforderlichen Ent⸗ 
ſcheidungen für unſer ſtaatliches Leben allein zu 
geben in der Lage iſt, ohne ihre Entſcheidungen 
von Verhandlungen mit anderen Parteien abhän⸗ 
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gig machen zu müſſen. Die anderen Parteien find ! O) 


auf die in der Verfaſſung gegebenen geringen 
Möglichkeiten der Mitwirkung beſchränkt. Die 
herrſchende Partei iſt nicht behindert, das, was zur 
Förderung der allgemeinen Wohlfahrt, zur Behe⸗ 
bung und Linderung der Not geſchehen kann, im 
Rahmen der Verfaſſung durchzuführen. Der da⸗ 
durch dieſer Partei zugefallenen Machtfülle ent⸗ 
ſpricht ihre Verantwortung, der ſie ſich voll be⸗ 
wußt iſt. Das Volk erwartet viel von der neuen 
Wendung des politiſchen Lebens. Ob dieſe Erwar⸗ 
tungen erfüllt werden können, wird die Zukunft 
zeigen. Der Staatsführung ſollen neue, zeitge⸗ 
mäßere Formen gegeben werden. Die äußeren 
Formen der Regierung find, wie die Geſchichte 
lehrt, dem Wandel unterworfen. Erhalten bleiben 
die ewigen Grundgeſetze allen ſtaatlichen Lebens. 

Geſtatten Sie mir, daß ich zwei alte Sätze, die 
mir beſonders bedeutungsvoll erſcheinen, erwähne. 
Der eine leuchtet, wenn auch nicht ausdrücklich aus⸗ 
geſprochen, ſo doch klar erkennbar, aus unſerer gel⸗ 


tenden zasila: hervor, er lautet: „Salus publi- 


ca suprema lex“. Das Gemeinwohl ijt oberſtes 
Staatsgeſetz. Höher als die Intereſſen des Ein⸗ 
zelnen, höher als die Intereſſen einer Partei 
ſtehen die Intereſſen von Staat und Volk. Das iſt 
der Ausgangspunkt allen gedeihlichen politiſchen 
Geſchehens. Das Allgemeinwohl erfordert dabei, 
zumal bei der Eigenart unſeres Staatsweſens, daß 
bei allem, was geſchieht, neben der Wirkung nach 
innen, insbeſondere die nach außen niemals ver⸗ 
geſſen werden darf. 

Der zweite Satz iſt von unſeren Vorfahren an 
die Stirnwand des Hohen Tors gemeißelt: „Ju⸗ 
stitia est omnium rerum fundamentum“, Gerechtig⸗ 
keit ijt die Grundlage aller Dinge. Unfere Väter 
waren weiſe, dieſen Satz den ſpäteren Geſchlechtern 
zur Beachtung zu empfehlen. Ohne Gerechtigkeit 
iſt keine Freiheit denkbar, ohne Gerechtigkeit keine 
Hingabe des Bürgers an den Staat, ohne Gerech⸗ 
tigkeit keine Liebe zum Staat und keine Freude 
zum Staat. Möchten die beiden Sätze auch in der 
heute beginnenden Legislaturperiode die Richt⸗ 
ſchnur allen politiſchen Geſchehens bilden, möchte 
die Arbeit des neuen Volkstags dem Wohl von 
Staat und Volk dienlich ſein! 

M. D. u. H.! Mit dieſen Wünſchen eröffne ich 
die erſte Sitzung des Volkstags der fünften Legis⸗ 
laturperiode. Auf Grund der bisherigen Ge⸗ 
ſchäftsordnung des Volkstages rufe ich nach⸗ 
ſtehende Herren als Beiſitzer auf: Abg. Maaß, 
Abg. Ehrlichmann, Abg. Höhn, Abg. Klein. Ich 
bitte Herrn Maaß, zu meiner rechten Seite das 
Protokoll, und Herrn Höhn an meiner linken 
Seite die Rednerliſte zu führen. Zunächſt habe 
ich dem hohen Hauſe zwei Schreiben des Senats 
bekanntzugeben. Ich bitte den Herrn Schrift⸗ 
führer, die an den Herrn Präſidenten des Volks⸗ 
tags gerichteten Schreiben zu verleſen. 

Höhn, Schriftführer (Z.): An den Herrn Präſi⸗ 
denten des Volkstags, hier. 

Sehr geehrter Herr en 

Ich beehre mich, mitzuteilen. daß Senator Hinz 
mit dem 10. d. Nits. aus dem Senat. dem er als un⸗ 
beſoldetes Mitglied angehörte, ausgeſchieden iſt. Bis 
ur Neuwahl des Senats wird die Abteilung für 
andwirtſchaft, Domänen und Forſten von Sengtor 
Dr, Ing. Althoff. die Abteilung des Innern von dem 

ſtellv. Präfidenten Dr. Wiercinſki⸗Keiſer geleitet. 
Mit dem Ausdruck meiner vorzüglichſten Hochachtung 

gez. Dr. Ziehm. 5 


2 Volkstag Danzig — 1. Sitzung. Dienstag, den 20. Juni 1933. 


(Höhn, Schriftführer) 
An den Herrn Präſidenten des Volkstags, bier. 


Euer Hochwohlgeboren beehre ich mich, ergebenſt 
mitzuteilen, daß der geſamte Senat, beſtehend aus 
den Herren Präſident des Senats Dr, Ziehm ſtellv. 
Präſident des Senats Dr. Wiercinſti⸗Keiſer. Senator 
Dr.⸗Ing. Althoff, Senator Dr. Winderlich. Senator 
Dr. Hoppenrath. Senator Dr. Blavier. Senator Dr. 
Sawatzki. Senator Kurowſti, Senator Formell, Senator 
Shwegmann, Senator Dumont. Senator Ding am 30. 
vorigen Monats zurückgetreten ijt und gem. Art. 31 der 
Verfaſſung der Freien Stadt Danzig bis zur Wahl 
eines neuen Senats die Geſchäfte weiterführt. 

Mit dem Ausdruck meiner vorzüglichſten Hochachtung 

Dr. Ziehm. 8 

Alterspräſident Dr. Ziehm: Gemäß einer Ver⸗ 

einbarung der Parteien ſchlage ich jetzt als Tages— 
ordnung vor: = 

1. Wahl des Präſidenten des Volkstages, 

2. Annahme einer vorläufigen Geſchäftsordnung. 
Dazu Abänderungsantrag Drudjache Nr. 1. 

3. Wahl von zwei ieee des Volkstags. 

= GRAD von acht Beiſitzern. 

5. Wah 


der Ausſchüſſe. 
6. Neuwahl des Senats. 
Wenn kein Widerſpruch erfolgt, nehme ich an, 
daß dieſe Tagesordnung genehmigt iſt. Ich rufe 
nunmehr Punkt 1 der Tagesordnung auf: 
Wahl des Präſidenten des Volkstags. 

Nach der Geſchäftsordnung kann die Wahl 
durch Zuruf erfolgen, wenn kein Abgeordneter 
widerſpricht. Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Ich 
ſchlage als Präſidenten meinen Fraktionskollegen 
von Wnuck vor. 

Alterspräſident Dr. Ziehm: Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Im Auf⸗ 
trage der Kommuniſtiſchen Volkstagsfraktion habe 
ich folgende Erklärung abzugeben: 

Bereits die Wahlen der Volkstagspräſidenten 
werden klare Fronten ſchaffen. Seit Jahren macht 
die Bourgeoijie aller Länder die krampfhafteſten 
und gewaltigſten Anſtrengungen, die das kapita⸗ 
liſtiſche Syſtem in einem noch nie dageweſenen 
Umfang bedrohende Kriſe durch immer neue Hun⸗ 
gerangriffe, durch Erſetzung der bisherigen „demo: 
kratiſchen“ Formen der Unterdrückung, durch fa⸗ 
ſchiſtiſche und durch die ſieberhafteſten Rüſtungen 
zu neuem Völkermorden zu retten. 

Nachdem ſich die deutſche Bourgeoiſie durch die 
Hitler-Regierung und die Wahlen am 5. März 
die Vorausſetzungen ſchuf zu einem erneuten ver- 
zweifelten Verſuch zur Nettung des kapitaliſtiſchen 
Syſtems, folgte auch die Danziger Bourgeoiſie die⸗ 
ſem Beiſpiel. Auch hier in Danzig ſollte durch 
den Faſchismus der Weg freigemacht werden zur 
Löſung der Kriſe auf Koſten der werktätigen Maſ— 
ſen. Die hinter uns liegenden Wahlen hatten den 


eingezogen unter ganz anderen Vorausſetzungen, 
die lange nicht jo ſchlimm waren, wie fie die Kom: 
muniſtiſche Partei jetzt gehabt hat. Aber gerade 
dieſe Tatſache zeigt, daß wir nicht zu beſiegen ſind. 
Sie werden es ſchaffen, wenn Sie Arbeit und Brot 
ſchaffen. Das können Sie nicht, weil Sie für den 
Kapitalismus und für das kapitaliſtiſche Syſtem 
eintreten. (Abg. Greifer: Steht das alles ſchrift⸗ 
lich auf der abgegebenen Erklärung?) Nein, das 
kann hier diktiert werden. — Dieſes Wahl⸗ 
ergebnis bringt im Gegenteil die in ſchnellſtem 
Tempo weiter wachſende Erſchütterung des kapi⸗ 
taliſtiſchen Syſtems und des unzerbrechlichen revo— 
lutionären Wollens der Arbeiterklaſſe zur Ueber⸗ 
windung dieſes Syſtems zum Ausdruck. 

Was ſich jetzt auch hier in Danzig vollzieht 
und vollziehen ſoll, (Abg. Hohnfeldt: Ich denke, 
wir haben die Wahl des Präſidenten auf der Ta⸗ 
gesordnung!) iſt kein Syſtemwechſel, ſondern die 
Erſetzung einer abgewirtſchafteten, bankerotten 
Herrſchaftsform der kapitaliſtiſchen Ausbeuter 
durch eine neue Form, (Zurufe des Abg. von 
Wnuck.) mittels der die Maſſen genau jo betrogen 
werden ſollen wie im Jahre 1918, und die zus 
gleich wie damals die Maſſen vom wirklichen 
Kampf um Arbeit, Brot und Freiheit abhalten 
ſoll. (Zurufe der Abgeordneten Greiſer und von 
Wnuck.) 

Arlterspräſident Dr. Ziehm: Ich leite die Ver⸗ 
handlungen und bitte Sie, nicht zu ſtören. (Abg. 
Greiſer: Wir ſind nicht gewillt, die Tagesordnung 
ſabotieren zu laſſen! Punkt 1 lautet: „Wahl eines 
Präſidenten“ und nicht Erklärung eines kommu⸗ 
591 0 Abgeordneten, der hier nichts zu ſagen 
at 


Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Dazu kann 
man ſprechen, ich denke, Sie wollen die Verfaſſung 
ſchützen. (Zurufe des Abg. Hohnfeldt.) Das können 
Sie machen, wie Sie wollen, dann brechen Sie die 
Verfaſſung. 

Die bisherige Kataſtrophenpolitik ſoll innen⸗ 
und außenpolitiſch ihre Fortſetzung finden. Innen⸗ 
politiſch werden die nächſten Wochen und Monate 
neue Angriffe auf die Lebenshaltung der breiten 
Maſſen bringen, außenpolitiſch eine Verſchärfung 
der bisherigen Gegenſätze trotz der würdeloſen Be— 
teuerungen der Nationalſozialiſten zur Unterwer⸗ 
fung und Anerkennung der Schandverträge, die 
Danzig unter die Willensherrſchaft der polniſchen 
Bourgeoiſie ſtellen. (Die Erklärung ijt im Gefäng⸗ 
nis ausgearbeitet! rechts. — Abg. Hohnfeldt: Sie 
hätten mehr lernen müſſen, Sie ſind dumm wie 
Bohnenſtroh!) Es wird nicht gelingen, von dem 


Zweck, der Machtübernahme durch den Faſchismus Inhalt dieſer Politik die werktätigen Maſſen auch 
den Mantel der Legalität zu verſchaffen und zu- nur auf eine kürzere Zeit durch Wechſel der Poſten 
gleich einen rückſichtsloſen Schlag zur Vernichtung an der Futterkrippe, durch Fackelzüge und Feſte 
der Kommuniſtiſchen Partei zu führen. (Gott ſei abzulenken. Denn die werktätigen Maſſen wollen 
Dank! rechts.) die Rettung vor der Kataſtrophe, fie wollen Ar⸗ 

Wohl gelang es, durch einen alles bisher Da- beit, Brot und Freiheit. Das aber kann der zum 
geweſene übertreffenden Wahlterror die Grund- Tode verurteilte Kapitalismus den Maſſen nicht 
lagen für einen Regierungswechſel zu ſchaffen. mehr bieten, auch nicht durch den Faſchismus. 


Doch das Wahlergebnis war alles andere als ein Denn dieſer bringt nur verſtärkten Hunger, ver⸗ 
Sieg des Faſchismus und eine Vernichtung der ſchärfte Unterdrückung und geſteigerte Kriegsge— 
Kommuniſtiſchen Partei. (Heiterkeit rechts.) Sie fahr. Der Faſchismus verſchafft deshalb dem Ka— 
wiſſen doch m. H., daß Sie mit einer Zweidrittel- pitalismus nur eine Galgenfriſt. 
Mehrheit rechneten, Sie rechneten mit 60 
mehr Prozent. 
Herr Hohnfeldt ijt auch einmal hier als Einziger Das kommt mit am deutlichſten zum 


In ſtärkſtem 
und Tempo verſchärft ſich die Kriſe, ſpitzen ſich die Ge- 


Noch iſt nicht aller Tage Abend. genſätze und Widerſprüche des Kapitalismus zu. 
Ausdruck 
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(Plenitowfki, Abgeordneter) 
durch die erbärmlichen Verſuche und Manöver der 
Weltbourgeoiſie zur Verſchleierung dieſer Wirk⸗ 


lichkeit, wie es ſich zeigt durch die Abrüſtungskon⸗ 


ferenz, den Viermächtepakt und die Weltwirt⸗ 


ſchaftskonferenz. (Lachen rechts.) 


Gerade deshalb konzentriert 
alle ſeine Kräfte zur Vernichtung der einzigen 
Partei, die in unverſöhnlicher Feindſchaft ſteht 
zum kapitaliſtiſchen Ausbeuterſyſtem und unbeirr⸗ 
bar trotz Terror und Verfolgungen an der Spitze 
der werktätigen Maſſen weiter den Kampf zur 
Ueberwindung dieſes Syſtems führt, um ſo durch 
die Uebernahme der politiſchen und wirtſchaft⸗ 
lichen Macht durch die Arbeiter und werktätigen 
Bauern die Vorausſetzungen zu ſchaffen für den 
wirtſchaftlichen Aufbau und die nationale Be— 
freiung. 

Die Kommuniſtiſche Partei als die einzige 
Freiheitspartei (Lebhaftes Oho! rechts.) und anti⸗ 
faſchiſtiſche und antikapitaliſtiſche Kraft wird Des= 
halb wie bisher alle Kräfte einſetzen zur Verteidi— 
gung der Intereſſen der Werktätigen, zum Kampf 
um deren Lebensnotwendigkeiten. (Wie in Ruß⸗ 
land! rechts.) Sie wird weiter kämpfen unter der 
Loſung: „Für die Armen, (Abg. Greiſer: Uner⸗ 
hört! — Unruhe rechts.) gegen die Reichen, gegen 
die Willkürpolitik der polniſchen und auch der 
eigenen Bourgeoiſie. Sie wird alles tun, um die 
nationalſozialiſtiſche Demagogie zu entlarven und 
die Maſſen unter dem Banner der Kommuniſti⸗ 
ſchen Partei zu ſammeln. (Lachen und Unruhe 
rechts.) Die kommuniſtiſche Volkstagsfraktion 
wird das an dieſer Stelle zum Ausdruck bringen 
durch die Aufſtellung eines eigenen Kandidaten. 
Nieder mit dem Faſchismus, es lebe der Kommus 
nismus, es lebe der Kampf um ein rotes Danzig 


in einem ſozialiſtiſchen Deutſchland der Arbeiter 


und werktätigen Bauern! (Lärm rechts.) 

Alterspräſident Dr. Ziehm: Das Wort hat der 
Herr Abg. Brill. (Abg. Hohnfeldt: Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung!) Ich habe das Wort ſchon erteilt. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Die Sozialde⸗ 
mokratiſche Fraktion hat zu der Wahl des Prä⸗ 
ſidiums folgende Erklärung abzugeben: 

Die Zuſammenſetzung des jetzigen Volkstags 
kann nicht als der wahre Meinungsausdruck der 
Bevölkerung gelten. Nicht nur, daß die Wahl 
unter den Auswirkungen der unter den eigen⸗ 
artigſten Formen vor ſich gegangenen Reichstags⸗ 
wahl in Deutſchland erfolgt iſt, hat es nicht an 
weiteren Einflüſſen gefehlt, um das Bild der 
Volksmeinung zu verwiſchen. Durch die Unterbin- 
dung faſt jeder Agitationstätigkeit der Sozialde⸗ 
mokratie, durch Anwendung des rückſichtsloſeſten 
Geſinnungsterrors, durch Drohungen gegen die 
Exiſtenz und Leib und Leben ſind große Maſſen 
abhängiger Wählerſchichten nicht in der Lage ge: 
weſen, (Lauter! rechts.), von dem verfajjungs- 
mäßigen Stimmrecht ihrer Ueberzeugung ent⸗ 
ſprechend Gebrauch zu machen. Die Wahl vom 
28. Mai kann daher nicht als einwandfreies Er⸗ 
gebnis der Willensmeinung der Bevölkerung an⸗ 
geſehen werden. (Unruhe.) Indem wir dies von 
dieſer Stelle aus feſtſtellen, haben wir die feſte 
Zuverſicht, daß die Danziger Bevölkerung zu ge⸗ 
gebener Zeit bei freier Ausübung ihrer demo⸗ 
kratiſchen Rechte die Korrektur dieſer Wahl vor⸗ 
nehmen wird. (Bravo! und Händeklatſchen links.) 


der Faſchismus 
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ſchäftsordnung hat der Herr Abg. Hohnfeldt. 
Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. H.! 
Wir haben geſehen, was aus einer alten Geſchäfts⸗ 
ordnung gemacht werden kann, wenn der Präſi⸗ 
dent die Tagesordnung verläßt. Ich habe nicht 
das Recht, den Präſidenten zu rügen, ſtelle aber 
feſt, daß wir aus dieſer Sache lernen werden. Sie 
(nach links) werden die letzten Erklärungen abge— 
geben haben, verlaſſen Sie ſich darauf! (Bravo 
und Händeklatſchen bei den Nationalſozialiſten. 
— Hört, hört! links.) Ich beantrage Schluß einer 
jeden Ausſprache und nenne den Kandidaten für 
das Amt des Präſidenten des Volkstags, meinen 
Fraktionskollegen von Wnuck, und bitte, darüber 
abſtimmen zu laſſen. 

Alterspräſident Dr. Ziehm: Da Widerſpruch 
erfolgt iſt, muß Zettelwahl ſtattfinden. (Das hätte 
vorher geſchehen müſſen! rechts.) Ich verbitte mir 
die Kritik an der Geſchäftsführung. Ich führe die 
Geſchäfte ſo, wie die Geſchäftsordnung das vor⸗ 
ſchreibt. (Sehr gut! links.) Ich bitte den Herrn 
Beiſitzer zu meiner Rechten, den Namensaufruf 
vorzunehmen. (Geſchieht.) Wünſcht noch jemand 
einen Stimmzettel abzugeben? Das iſt nicht der 
Fall, dann ſchließe ich die Wahl. Sie hat folgen⸗ 
des Ergebnis: Es ſind 72 Stimmen abgegeben 
worden. Davon lauten auf den Abgeordneten von 
Wnuck 52, (Bravo! und Händeklatſchen rechts.), 
fünf auf den Abgeordneten Raſchke, außerdem 15 
weiße Zettel. Damit ijt Herr Abg. von Wnuck 
zum Präſidenten des Volkstags gewählt. Ich frage 
Sie, Herr Abg. von Wnuck, ob Sie die Wahl an⸗ 
nehmen. (Abg. von Wnuck: Ich nehme die Wahl 
an!) Damit iſt mein Amt als Alterspräſident 
erledigt. Ich lege das Amt, Herr Abg. von Wnuck, 
in Ihre Hände, (Abg. Greifer: Unſer altbewährter 
Parteigenoſſe von Wnuck drei Mal Sieg Heil!) 

Präſident: Bevor ich mein Amt antrete, ijt es 
mir eine Pflicht und auch ein Bedürfnis, dem 
Herrn Alterspräfidenten für die Mühewaltung 
meinen Dank auszuſprechen. M. H., Sie haben 
mich ſoeben mit einer überwältigenden Mehrheit 
zum Präſidenten dieſes hohen Hauſes gewählt. Es 
iſt mir eine beſondere Ehre, dieſem Hauſe als Prä⸗ 
ſident vorzuſtehen, wenn ſich die überwiegende 
Mehrzahl der Abgeordneten zu den deutſchfühlen⸗ 
den Abgeordneten zählt, (Lebhaftes Bravo! rechts) 
was bei den vorigen Volkstagen nicht immer der 
Fall geweſen ſein ſoll. (Heiterkeit rechts.) Wir 
kommen nun zu Punkt 2: 

Annahme einer vorläufigen Geſchäftsord⸗ 
nung. 

Dazu Abänderungsantrag Druckſache Nr. 1. 

Es iſt weiter ein Abänderungsantrag eingegan⸗ 
gen, I ande 

werben in der written Reibe die Borte "o! Sung; 

tage“ erſetzt durch „10 Sitzungstage“. 

von Wnud und die Abgeordneten der National⸗ 

: : ſozialiſtiſchen Fraktion. 
Ehe ich weitergehe, möchte ich folgendes mitteilen. 
Von der Nationalſozialiſtiſchen Fraktion liegen zu 
ſämtlichen Punkten der heutigen Tagesordnung 
Anträge vor: 

Wir beantragen Schluß der Ausſprache. 

Fe ir beantragen, die Redezeit zu dieſem Punkt 

für ale Fraktionen auf eine halbe Stunde zu bee 

(Bravo! bei den Nationalſozialiſten.) Es wür⸗ 


den demnach, wenn Wortmeldungen vorliegen, die 


— 


Alterspräſident Dr. Ziehm: Das Wort zur Ge⸗ (C) 


D) 


(A) 


— 


4 
(Präſident) 
Nationalſozialiſten 16 Minuten, die Sozialdemo⸗ 
kraten fünf Minuten, das Zentrum vier Minuten, 
die Kommuniſten zwei Minuten, die Deutſchnatio⸗ 
nalen zwei Minuten und die Polen zwei Minuten 
erhalten. (Bravo! rechts.) Ich eröffne zu dieſem 
Punkt die Ausſprache. — (Zuruf links.) Wurde 
da etwas gewinfht? Ich konnte es ſchlecht hören. 
(Seiterkeit rechts.) Das Wort hat der Herr Abg. 
Moritz. . 

Moritz, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Der erſte Beratungsgegenſtand eines jeden Volks⸗ 
tages iſt ja in der erſten Sitzung neben der Wahl 
ſeines Präſidiums auch die Annahme einer vor⸗ 
läufigen Geſchäftsordnung. Früher wurde die 


alte, bisher gültige Geſchäftsordnung angenom⸗ D 


men und wenn Aenderungen notwendig waren, 
dieſe innerhalb der erſten vier Wochen durchge⸗ 
führt. Das hat ſich als praktiſch erwieſen, weil die 
alten Abgeordneten ja die Geſchäftsordnung ken⸗ 
nen und ſie den neuen Abgeordneten durch das 
Handbuch zugegangen iſt und, wie man annehmen 
ſollte, ſie ſich auch in der Zwiſchenzeit damit be⸗ 
ſchäftigt haben. Das ſoll heute anſcheinend nicht 
mehr ſo gehandhabt werden. 
tigte Verfahren, daß bereits eine Aenderung der 
Geſchäftsordnung vorgenommen werden ſoll, be⸗ 
vor wir überhaupt eine Geſchäftsordnung haben, 
— wir haben nämlich noch keine Geſchäftsordnung 
angenommen — iſt zwar neu, aber nicht empfeh⸗ 
lenswert. ; : 

Die Aenderungen, die in Druckſache Nr. 1 vor⸗ 
geſchlagen werden, ſind ſo weitgehend, und nach 
unſerer Meinung in die Verfaſſung und die be⸗ 
ſtehende Geſetzgebung ſo eingreifend, daß wir die 
allergrößten Bedenken gegen die Annahme dieſer 
Aenderungen haben. Die Aenderungen ſtehen im 
Widerſpruch zu den Erklärungen prominenter 
Führer der Nationalſozialiſten bereits vor der 
Wahl, die Verfaſſung unbedingt zu halten. (Sehr 
gut! links.) Die beabſichtigt geweſene Redefriſt 
läßt natürlich nicht zu mich im Großen und Brei⸗ 
ten über die geſamte Geſchäftsordnung zu verbrei- 
tern. (Abg. Greiſer: Das will auch niemand hö⸗ 
ren! — Heiterkeit.) Es iſt ſehr bezeichnend, Herr 
Greiſer, wenn Sie das behaupten. (Zuruf des 
Abg. Greiſer.) 8 . 

Präſident: Herr Abg. Greiſer, 
zu ſtören. Die fünf Minuten ſind ba 

Moritz, Abgeordneter (S. P. D.): Herr Präſi⸗ 
dent! Ich mache darauf aufmerkſam, daß keine 
Kürzung der Redezeit beſchloſſen worden iſt. Sie 
haben den Antrag zwar vorgeleſen, aber darüber 
nicht abſtimmen laſſen. 


ich bitte nicht 
Id herum. 


Nach der bisherigen Geſchäftsordnung hatte 


der Abgeordnete das Recht, ſich an ſämtlichen Ar⸗ 
beiten des Volkstages zu beteiligen. Aus dieſem 
Recht ſoll jetzt eine Pflicht gemacht werden. Da⸗ 
gegen wäre an ſich nichts einzuwenden. An der 
Ausübung dieſer Pflicht wird er aber nach § 2 


ſofort behindert, indem er auf eine nicht überſicht⸗ ſch 


liche Zeit von den Arbeiten des Volkstages aus⸗ 
geſchloſſen werden ſoll, wenn er nur ein einziges 
al eine namentliche Abſtimmung ohne Urlaub 


des Präſidenten verſäumt. (Sehr richtig! links.) 


Man kann unter Umſtänden ans Telephon gerufen 


werden oder ein paar Schritte weiter gehen, ohne 


zuvor den Präſidenten um die Genehmigung ge⸗ 
beten zu haben. (Heiterkeit) Wenn das geſchieht, 


. 


Das jetzt beabjich- | p 


Das betreffende Gejeg 


geordneten unter be 
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und man dabei eine Abſtimmung verſäumt, iſt 


man nach der Aenderung der Geſchäftsordnung 


ſein Mandat los. Dann ſoll man für neunzi 
Tage 2 ſein. | U 

bänderungsan tag bringen, die Friſt auf zehn 
Tage zu beſchränken, ſo freut man ſich darüber, ge⸗ 
nau wie man ſich über einen Gerechten mehr freut 
als über 99 ZR oder umgekehrt mehr über 
einen reuigen Sünder als über 99 Ger 5 i⸗ 
terkeit rechts.) : 0 Os 

Der Ausſchluß erfolgt, ohne daß ein Beſchwer⸗ 
derecht gegeben iſt. Wollen Sie bitte bedenken, 
daß das ein ganz offenbarer Widerſpruch gegen 
die Verfaſſung zu ſein ſcheint. Nach Artikel 7 der 
anziger Verfaſſung ſind Abgeordnete nur ihrem 
Gewiſſen unterworfen und an Aufträge nicht ge⸗ 
bunden. Herr Bertling wird beſonders geneigt 
ſein, mir darin recht zu geben und dieſe Bejtim= 
mung für ſich in Anſpruch zu nehmen. Was ein 
Abgeordneter der Regierungspartei für ſich in An⸗ 
ſpruch nimmt, gilt aber auch für jeden anderen 
Abgeordneten ohne jede Rückſicht auf ſeine Par⸗ 
teizugehörigkeit. Nach Artikel 20 der Verfaſſung 
arf niemand wegen ſeiner Abſtimmung außer⸗ 
halb des Hauſes zur Verantwortung gezogen wer⸗ 
den. Wenn aber ein Abgeordneter nur ſeinem 
Gewiſſen unterworfen iſt, wenn er an keine Auf⸗ 
träge gebunden iſt, und wegen ſeiner Abſtimmung 
auch nicht zur Verantwortung gezogen werden 
kann, darf er auch nicht durch die Geſchäftsordnung 
zur Teilnahme an irgendeiner Abſtimmung ge⸗ 
zwungen werden. (Sehr richtig! links.) 

Gleichfalls verſtößt nach meinem Dafürhalten 
der Entzug der Aufwandsentſchädigung und des 
Freifahrtrechts gegen die Verfaſſung. Nach der 
Verfaſſung erhalten Abgeordnete eine Entſchädi⸗ 
gung nach Maßgabe eines beſonderen Geſetzes. 
lautet, daß Abgeordnete für 
die Dauer ihrer Zugehörigkeit zum Volkstag zu be⸗ 
anſpruchen haben: 1. eine monatliche Aufwands⸗ 
entſchädigung, 2. freie Fahrt, 3: Entſchädigung für 
Ausſchußſitzungen. Nach § 5 des Geſetzes kann 
allerdings durch die Geſchäftsordnung einem Ab⸗ 
ſtimmten Borausjegungen die 
Aufwandsentſchädigung ganz oder teilweiſe für 
einen gewiſſen Zeitraum gekürzt oder auch ent⸗ 
zogen werden. Aber das gilt nur für die Auf⸗ 
wandsentſchädigung, das gilt nicht für das Frei⸗ 
fahrtsrecht. Die Aufwandsentſchädigung kann 
nur für einen gewiſſen Zeitraum und nicht für 
ungewiſſe Zeit entzogen werden, wie es hier be⸗ 
abſichtigt war. Die Begründung zu dieſem Geſetz, 
beſonders zu $ 5, wonach durch die Geſchäftsord⸗ 
nung die Aufwandsentſchädigung ganz oder teil⸗ 
weiſe gekürzt werden kann, iſt unterzeichnet von 
Dr. Ziehm und Dr. Frank, die damals Senatoren 
waren und beſagt, daß mit dieſer Vorſchrift dem 
Volkstag die Möglichkeit offen gehalten werden 
ſoll, in ganz beſonderen Fällen die Aufwandsent⸗ 
ädigung 
ſagen. Dabei war an Fälle gedacht, daß ſich Ab⸗ 
geordnete freiwillig Monate lang von den Arbei⸗ 
ten im Volkstag fernhielten oder im Freiſtaat 
vielleicht gar nicht mehr anweſend waren. ; 

Es ijt bei dieſer Betrachtung noch von einem 
ganz beſonderen Reiz, daß die Koſten für die freie 
Eiſenbahnfahrt ja nicht die Freie Stadt, ſondern 
die polniſche Staatsbahndirektion trägt, (Hört, 


Wenn Sie heute den 


(O) 


D 


zu kürzen oder vorübergehend zu ver⸗ 


(A) 


(B 


ſolche Ausweichmöglichkeit fehlt hier. 


— 
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(Moritz, Abgeordneter) 

hört, links), und daß deshalb Erſparungen 
nicht der Freiſtadtlaſſe zu gute kommen. (Abg. 
Hohnfeldt: Haben Sie Interejje an der polniſchen 
Wirtſchaft oder dem polniſchen Staatshaushalt?) 
Nein! Ich habe Intereſſe am Danziger Staats⸗ 
haushalt und ſtelle feſt, daß der Danziger Staats⸗ 
haushalt keine Erſparungen macht. (Abg. Hohn⸗ 
feldt: Dann ſoll es eben eine Strafe ſein für Sie!) 
Wenn Sie das ſo genau im voraus wiſſen, kann 
man nicht annehmen, daß Sie an die Dinge unvor⸗ 
eingenommen herangehen. (Abg. Hohnfeldt: Das 
war nicht gegen Sie perſönlich gemeint!) 


Ein weiteres Bedenken haben wir gegen Die. 


Regelung, daß der neue Volkstag nicht durch den 
Alterspräſidenten, ſondern durch den vorhergehen⸗ 
den Präſidenten eröffnet werden ſoll. Die Ver⸗ 
faſſung ſchreibt im Artikel 12, Abſatz 3 deutlich 
und klar vor, daß der bisherige Präſident und 
ſeine Stellvertreter ihre Geſchäfte bis zum Beginn 
der erſten Sitzung des neuen Volkstages weiter⸗ 
führen. Wenn aber den Geſchäften des Präſiden⸗ 
ten durch die Verfaſſung zum Beginn der erſten 
Sitzung des neuen Volkstages ein Ende geſetzt iſt, 
können ſie nicht durch die Geſchäftsordnung ver⸗ 
längert werden. Es können außerdem Gründe 
vorliegen, die den bisherigen Präſidenten und 
ſeine Stellvertreter hindern oder nicht geneigt 
machen, den nachfolgenden Volkstag zu eröffnen. 
Es würde dann eine Situation entſtehen, daß der 


neue Volkstag nicht zuſammentreten kann. Die 


Herren, die dem vorigen Volkstag angehört haben, 
werden ſich aus dem Anfang dieſes Jahres ent⸗ 
ſinnen, daß es eine ganz unhaltbare Situation 
war, als das Präſidium nur durch einen einzelnen 
Abgeordneten verkörpert wurde, und daß die Ar⸗ 
beit des Volkstages vollkommen brach lag, weil 
es an klaren Beſtimmungen bezüglich ſeiner Stell⸗ 
vertretung fehlte. In der Reichstagsgeſchäftsord⸗ 
nung iſt die Frage nicht ſo geregelt, wie es in der 
Druckſache Nr. 1 vorgeſchlagen wird. Es iſt dort 
nicht vorgeſehen, daß der Alterspräſident abge⸗ 
ſchafft und durch den Präſidenten des vorigen 
Reichstags erſetzt werden ſoll, ſondern es beſteht 
die Möglichkeit der Wahl zwiſchen dem bisherigen 
Präsidenten und dem Alterspräſidenten. Eine 


Auch die Heraufſetzung der Fraktionsſtärke hal⸗ 
ten wir für bedenklich und zum mindeſten mit dem 
Sinn der Verfaſſung nicht für vereinbar. Sie 
ſchalten bedeutende Minderheiten von verfaſſungs⸗ 
mäßig garantierten Rechten aus. Nach Artikel 46 
der Verfaſſung werden Geſetzesvorlagen aus der 
Mitte des Volkstages heraus gemacht. Danach 


wäre es zuläſſig, daß auch ein einzelner Abgeord⸗ 


neter entſprechende Anträge ſtellen dürfte. Aus 
beſonderen Gründen hat man davon abgeſehen, 
den einzelnen Abgeordneten dieſes Recht zu geben, 
ſondern die Geſchäftsordnung ſchreibt vor, daß nur 


Fraktionen Uranträge ſtellen können, um ſicherzu⸗ 


ſtellen, daß hinter jedem Antrag auch ein gewiſſer 
größerer Mählerkreis ſteht. Wenn bisher ſchon 
eine Beſchränkung des Einbringungsrechts nicht 
ganz ohne Bedenken war, ſo iſt die jetzt geplante 
Erſchwerung doch äußerſt bedenklich. Es wird in 
Zukunft leichter ſein, über den Weg des Volks⸗ 
entſcheids einen Urantrag einzubringen, als einen 
Initiativantrag im Volkstag durch die Abgeord⸗ 
neten. Das entſpricht aber nicht dem Sinn der 


gar 
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Verfaſſung. Die Heraufſetzung der Fraktionsſtärke 
im Verhältnis zur Geſamtſtärke des Parlaments 
ſteht ohne Beiſpiel da. Wenn man zur Bildung 
einer Fraktion ein Zehntel der Geſamtſtärke des 
Parlaments für notwendig erachtet, ſo dürften im 
Reichstag erſt Gruppen von mindeſtens 65 Abge⸗ 
ordneten eine Fraktion bilden. In Wirklichkeit 
iſt jedoch die Zahl weſentlich niedriger, nämlich 
auf 15 Abgeordnete fejtgejegt, aljo auf / der 
Geſamtſtärke. i 

Durch die Heraufſetzung der Fraktionsſtärke iſt 
den Minderheiten das verfaſſungsmäßig garan⸗ 
tierte Recht beſchränkt, nach Artikel 19 der Ver⸗ 
faſſung vom Senat über alle Staatsangelegenhei⸗ 
ten Auskunft verlangen zu können. 
verbleibt zwar die Pflicht, nach wie vor Auskunft 
zu erteilen, aber den Minderheiten oder ſolchen 
Gruppen von Abgeordneten, die Repräſentanten 
von 30 bis 40 000 Wählern ſind, wird keine Mög⸗ 
lichkeit gegeben, Anfragen zu ſtellen. 


Das wären, kurz zuſammengefaßt, die haupt- 


ſächlichſten Bedenken, die wir im Intereſſe des 
Schutzes unſerer Verfaſſung, unſeres Staates und 
des Anſehens im Ausland vorzutragen haben. Die 
Bedenken werden nicht allein von der Sozialdemo⸗ 
kratiſchen Fraktion geteilt, ſondern weit darüber 
hinaus. (Zwiſchenrufe und Unruhe rechts.) Sie 
werden auch, das haben wir in der Preſſe geleſen, 
von der Partei geteilt, mit der Sie in Koalition 
ſtehen. In der „Landeszeitung“ war das deutlich 
genug angedeutet. Deshalb dürfen. wir wohl die 
Erwartung hegen, daß unſere Einwände nicht ganz 
unbeachtet verhallen. Dadurch, daß Sie ſelbſt 
einen Abänderungsantrag eingebracht haben, iſt 
Ausſicht vorhanden, daß Sie mit ſich reden laſſen 
werden. Auf Grund unſerer Bedenken können wir 
deshalb der geplanten Aenderung der Geſchäfts⸗ 
ordnung nicht zuſtimmen, auch nicht als ſogenannte 
vorläufige Geſchäftsordnung, ſondern beantragen 
hiermit 1. die Annahme der alten Geſchäftsord⸗ 
nung als vorläufige Geſchäftsordnung und 2. die 
Aeberweiſung der angenommenen vorläufigen 
Geſchäftsordnung nebſt dem Abänderungsantrag 
10 1 Nr. 1 an den Geſchäftsordnungsaus⸗ 
up. 

Zu einer übereilten Beſchlußfaſſung liegt keine 
dringende Notwendigkeit vor. Die Geſchäftsord⸗ 
nung iſt gewiſſermaßen die Verfaſſung dieſes 
hohen Haufes. (Das beſtimmen wir! rechts.) Es 
iſt von jeher ſo geweſen, und Sie beſtimmen das 
nicht erſt. Sie werden ſie auch als Ihre Verfaſſung 
anſehen und werden ſich auch auf dieſe Geſchäfts⸗ 


ordnung berufen. Sie wollen ja mit dieſer Ver⸗ 
faſſung regieren. Die Geſchäftsordnung ſollte 
eigentlich auch nur, genau wie die Staatsverfaſ⸗ 


ſung, mit Zweidrittelmehrheit abgeändert werden 
können. Ich habe das bereits im vorigen Volks⸗ 
tag ausgeführt. Den Parteien, die ſich damals 
darüber hinweggeſetzt haben, iſt es heute wohl 
ſchon leid geworden, es zugelaſſen zu haben, daß 
es möglich iſt, unter den jeweiligen augenblick⸗ 
lichen Umſtänden die Geſchäftsordnung zu ändern. 
Wenn aber nun auch keine erſchwerte Beſchluß⸗ 
faſſung notwendig iſt, ſo liegt eine Notwendigkeit 
zu übereilter Beſchlußfaſſung nicht vor. Auch die 


Geſchäftsordnung iſt ein Grundgeſetz, und ſie ſoll 
mit dazu beitragen, daß die Worte des auch von 
Ihnen geſungenen Deutſchlandliedes, das unſer 


Dem Senat 


(© 


(D) 


(A) 


(B) 


6 Volkstag Danzig — 1. Sitzung. 
(Moritz, Abgeordneter) 

Präſident Ebert zur Nationalhymne erklärt hat 
(Unruhe rechts), nicht Worte bleiben, ſondern daß 
die Worte „Einigkeit und Recht und Freiheit“ zur 
Tat und zum Prinzip auch des Volkstages und der 
Regierung der Freien Stadt Danzig werden. 
(Bravo! links. — Zwiſchenrufe und Unruhe 
rechts.) 

Präsident: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Ich ſchließe die Ausſprache. Es liegt 
zunächſt der weitergehende Antrag vor, die Ge- 
ſchäftsordnung, die jedem Abgeordneten zugegan— 
gen iſt, einſchließlich des Abänderungsantrags in 
Druckſache Nr. 1 und einſchließlich des von mir ge⸗ 
ſtellten Abänderungsantrags, den ich vorher bete 
leſen habe, als vorläufige Geſchäftsordnung anzu⸗ 
nehmen und ſofort den Geſchäftsordnungsausſchuß 
nach ſeiner Zuſammenſetzung damit zu beauftragen, 
eine endgültige Geſchäftsordnung auszuarbeiten. 
Wer dieſem Antrag, den ich ſoeben formuliert 
habe, zuſtimmt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Mehrheit, es iſt ſo beſchloſſen. Ich rufe 
Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Wahl von zwei Vizepräſidenten des 
Volkstages. 

Zur Geſchäftsordnung hat Herr Abg. Brill 
das Wort. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Nach der bis: | 
herigen Uebung iſt der Präſident aus der ſtärkſten 
Fraktion genommen, der erſte Vizepräſident aus 
der zweitſtärkſten und der zweite Vizepräſident aus 
der drittſtärkſten Fraktion. Nachdem bei der heu- 
tigen Wahl der Präſident aus der ſtärkſten Frak⸗ 
tion genommen wurde und auch gewählt iſt, ſchla⸗ 
gen wir als zweitſtärkſte Fraktion den Abg. Gehl 
als erſten Vizepräſidenten vor. Nachdem er ge⸗ 
wählt iſt, würden wir verpflichtet ſein, für den 


be Vizepräſidenten unſere Stimmen abzu⸗ 
geben. 
Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat Herr 
Abg. Hohnfeldt das Wort. : 
Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Ich 


ſchlage als erſten Vizepräſidenten den Herrn Abg. 
Potrykus und als zweiten meinen Fraktionskol⸗ 
legen Batzer vor. 

Präſident: Nach der ſoeben zur vorläufigen Ge⸗ 
ſchäftsordnung erklärten Druckſache Nr. 1 wird die 
Wahl des Präſidiums auf gewöhnliche Art und 
Weiſe vorgenommen. Zum erſten Vizepräſidenten 
iſt Herr Abg. Gehl vorgeſchlagen worden. Wer 
dafür iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Bitte um die 
Gegenprobe. — Das Letztere iſt die Mehrheit; es 
iſt abgelehnt. Herr Abg. Hohnfeldt hat vorge⸗ 
ſchlagen, zum erſten Vizepräſidenten den Abg. 
Potrykus zu wählen. Wer dafür iſt, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Danke, das iſt die Mehrheit. Herr 
Abg. Potrykus iſt ſomit zum erſten Vizepräſidenten 
des Volkstags gewählt. Ich frage Herrn Abg. 
Potrykus, ob er das Amt annimmt. (Abg. 
Potrykus: Ich nehme es an!) Danke ſchön. Weiter 
iſt vorgeſchlagen, den Herrn Abg. Batzer als zwei⸗ 
ten Vizepräſidenten zu wählen. Wer dafür iſt, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit. 
Herr Abg. Batzer iſt damit zum zweiten Vizeprä⸗ 
ſidenten des Volkstags gewählt. (Abg. Greiſer: 
Dem Parteigenoſſen Batzer ein dreifaches Sieg— 
Heil!) Ich frage Herrn Abg. Batzer, ob er das 
Amt annimmt. (Abg. Batzer: Ich nehme es an!) 
Wir kommen zu Punkt 4 der Tagesordnung: 


— 


Ausſchüſſe zuſammen abſtimmen laſſe. 
benannt worden: 


Dienstag, den 20. Juni 1933. 


Wahl von acht Beiſitzern. 


( 
Ich habe leider nicht die Möglichkeit gehabt, 


vorher die Akten einzuſehen. Soviel mir geſagt 
wurde, ſollten von den Nationalſozialiſten ſechs 
und vom Zentrum zwei Beiſitzer benannt werden. 
Von der Zentrumspartei iſt bisher aber nur ein 
Name genannt worden. (Abg. Hohnfeldt: Sieben 
und einer!) Es liegen folgende Wahlvorſchläge 
für die Beiſitzer vor: Für die Nationalſozialiſten 
die Herren Abg. Ehrlichmann, Sukatus, Fieguth, 
Klatt, Nicklas, Stangneth, und von der Zentrums⸗ 
partei die Herren Abg. Höhn und Klein. Wer da⸗ 
mit einverſtanden iſt, daß die eben genannten acht 
Abgeordneten Beiſitzer des Hauſes werden, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, die 
Herren ſind damit zu Beiſitzern gewählt worden. 
Ich rufe Punkt 5 der Tagesordnung auf: 
Wahl der Ausſchüſſe. 

Bei der Wahl werde ich ſo vorgehen, daß ich die 
einzelnen für die betreffenden Ausſchüſſe benann⸗ 
ten Mitglieder verleſe und dann über ſämtliche 
Es ſind 


Für den Aelteſten⸗Ausſchuß: Von den Natio⸗ 
nalſozialiſten die Abg. von Wnuck, Hohnfeldt, 
Batzer, Manteuffel, Dr. Thimm, Dr. Willers, 
Schories; von der Sozialdemokratiſchen Fraktion 
die Abg. Brill und Gehl; von der Zentrumsfrak⸗ 
tion die Abg. Weiß und Potrykus. 

Für den Hauptausſchuß ſind benannt worden: 
Von den Nationalſozialiſten die Abg. Hohnfeldt, 
Dr. Willers, Barthoff, Schramm, Manteuffel, 
Helbing, Retteljfy, von der Sozialdemokratiſchen 
Fraktion die Abg. Brill und Gehl, von der Zen⸗ 
trumsfraktion die Abg. Kurowſki und Weiß. Ich 
darf wohl annehmen, daß ſich eine Abſtimmung 
hierüber erübrigt. (Zuruf des Abg. Plenikowſki.) 

Für den Geſchäftsordnungsausſchuß ſind be⸗ 
nannt: Von den Nationalſozialiſten die Herren 
Abg. Schramm, Schories, Dr. Willers, Dr. Thimm, 
Maaß, Malſch, Ehrlichmann, von den Sozialdemo⸗ 
kraten die Abg. Gehl und Moritz, von der Zen⸗ 
trumsfraktion die Abg. Potrykus und Klein. 

Für den Ausſchuß für Soziale Angelegenheiten 
ſind benannt: Von den Nationalſozialiſten die 
Herren Abg. Manteuffel, Ehrlichmann, Kendzia, 


Kamrowſki, Nicklas, Sukatus, Klatt I, von den 


Sozialdemokraten die Abg. Frau Malikowſki und 


Moritz, von der Zentrumsfraktion die Herren Abg. 


Formell und Poſack. 

Für den Wirtſchaftsausſchuß ſind benannt: 
Von den Nationalſozialiſten die Abg. Schories, 
Andres, Stangneth, Malſch, Heilsberg, Gobert, 
Dr. Appaly, von den Sozialdemokraten die Abg. 
Mau und Bock, von der Zentrumsfraktion die 
Herren Abg. Schmich und Höhn. 

Für den Rechtsausſchuß ſind benannt: Von den 
Nationalſozialiſten die Herren Abg. Dr. Willers, 
Dr. Thimm, Fieguth, Dr. Marnitz, Maaß, Schelm, 
Milz, von den Sozialdemokraten die Abg. Weber 
und Moritz, vom Zentrum die Herren Abg. 
Kurowſki und Dr. Stachnick. e 

Für den Ausſchuß für Gemeindeangelegenhei⸗ 
ten ſind benannt: Von den Nationalſozialiſten die 
Herren Abg. Koppe, Barthoff, Krampitz, Malſch, 
Stangneth, Eichler, ARA von den Sozial⸗ 
demokraten die Herren Abg. Rehberg und Bock, 
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(Bräfident) 
und von der Zentrumsfraktion die Herren Abg. 
Höhn und Klein. 

Für den Ausſchuß für Unterrichtsweſen ſind 
benannt von den Nationalſozialiſten die Abg. 
Dr. Thimm, Barthoff, Helbing, Heß, Schramm, 


Dr. Marnitz, Beuck, von den Sozialdemokraten die 


Abg. Kuhn und Weber, von der Zentrumsfraktion 
die Abg. Dr. Stachnick und Weiß. 

Für den Eingabenausſchuß ſind benannt: Von 
den Nationalſozialiſten die Abg. Kendzia, Man⸗ 
teuffel, Ehrlichmann, Stangneth, Helbing, 
Fieguth, Rettelſty, von den Sozialdemokraten die 
Abg. Wiechmann, Frau Malikowſki, von der Zen⸗ 
trumsfraktion die Abg. Poſack und Schmich. 

Für den Ausſchuß zur Prüfung der Nechnun⸗ 
gen für den Staatshaushalt ſind benannt: Von 
den Nationalſozialiſten die Abg. Kamrowſki, 
Andres, Schories, Krampitz, Schelm, Heilsberg, 
Klatt I, von den Sozialdemokraten die Abg. Kuhn 
und Wiechmann, von der Zentrumsfraktion die 
Herren Abg. Höhn und Poſack. 

Für den Ausſchuß für Siedlungs⸗ und Woh⸗ 
nungsweſen ſind benannt: Von den Nationalſozia⸗ 
liſten die Herren Abg. Andres, Dr. Thimm, 
Stangneth, Dr. Marnitz, Gobert, Milz, Beuck, von 
den Sozialdemokraten die Herren Abg. Rehberg 
und Brill, vom Zentrum die Abg. Formell und 
Schmich. 

Für den Steuerausſchuß ſind benannt: Von 
den Nationalſozialiſten die Herren Abg. Krampitz, 
Hohnfeldt, Dr. Willers, Manteuffel, Kendzia, 
Koppe, Rettelſky, von den Sozialdemokraten die 


Abg. Kruppke und Schmidt, für das Zentrum die 


Herren Abg. Klein und Potrykus. Wer dafür iſt, 
daß dieſe Abgeordneten den betreffenden Aus— 
ſchüſſen angehören, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Ich ſtelle feſt, daß das die überwiegende Mehrheit 
iſt. Damit ſind die Ausſchüſſe vom Volkstag voll⸗ 
zählig benannt. 

Ich rufe Punkt 6 der Tagesordnung auf: 

Neuwahl des Senats. 

Nach der Verfaſſung muß Zettelwahl in jedem 
einzelnen Fall ſtattfinden. Zur Geſchäftsordnung 
hat das Wort Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Da es 
zweifelhaft iſt, ob die Senatoren — hauptamtliche 
oder nebenamtliche — in einem Wahlgang ge— 
wählt werden können, wollen wir es bei der alten 
Uebung belaſſen und zunächſt den Präſidenten des 
Senats wählen laſſen, darauf den Stellvertreten— 
den Präſidenten, dann die vier beſoldeten und 
weiter die ſechs unbeſoldeten Senatoren. Zur 
Wahl des Präſidenten des Senats ſchlage 
namens der Zentrumsfraktion und meiner Frak⸗ 
tion meinen Fraktionskollegen Dr. Rauſchning 
vor. (Lebhaftes Bravo! und Händeklatſchen.) 

Präſident: Wir kommen nunmehr zur Wahl. 
Ich bitte den Beiſitzer zu meiner Rechten, die Na— 
men der Abgeordneten zu verleſen. Die Abgeord— 


neten bitte ich, die Stimmzettel abzugeben. (Zu: | 


ruf des Abg. Weiſe.) Ich habe die Wortmeldung 
bekommen, aber wir ſind ſchon in der Abſtimmung. 
(Abg. Weiſe: Ich habe die Wortmeldung vorher 
abgegeben!) Es tut mir leid, ich habe eben erſt die 
Wortmeldung bekommen. (Der Namensaufruf er⸗ 
folgt.) — Wünſcht noch jemand, einen Stimmſchein 
abzugeben? (Abg. Weber: Ja, ich bitte!) Das iſt 


ich 


jetzt nicht mehr der Fall, die Abſtimmung ijt ge⸗ 
ſchloſſen. Es ſind im ganzen 66 Stimmen abgege— 
ben worden, davon für Herrn Dr. Rauſchning 49 
und 17 weiße Zettel. Damit iſt Herr Abg. Dr. 
Rauſchning zum Präſidenten des Senats gewählt. 
(Lebhaftes Bravo! und Händeklatſchen rechts.) Ich 
frage Herrn Abg. Dr. Rauſchning, ob er die Wahl 
annimmt. (Abg. Dr. Rauſchning: Ich nehme die 
Wahl an! — Abg. Greiſer: Dem Parteigenoſſen 
Dr. Rauſchning, Senatspräſidenten von Danzig, 
dreimal Sieg Heil!) Bevor wir zur Wahl des 
Vizepräſidenten des Senats kommen, hat der Abg. 
Weiſe ums Wort gebeten. Sollte das zur Geſchäfts⸗ 
ordnung fein? (Abg. Weiſe: Ich wollte eine Er⸗ 
klärung der Deutſchnationalen Front abgeben! — 
Lebhafte Zwiſchenrufe rechts.) Ich habe es einmal 
verabſäumt, über einen vorliegenden Antrag ab- 
ſtimmen zu laſſen. Ich werde jetzt darüber abſtim⸗ 
men laſſen; denn es ſtehen Ihnen nach der Gee 
ſchäftsordnung zwei Minuten Redezeit zu. Ich 
frage das Haus, ob der mir vorliegende Antrag, 
die Redezeit für ſämtliche Fraktionen zu dieſem 
Punkt zu beſchränken, angenommen wird? (Zurufe 
des Abg. Greiſer.) Wer dafür iſt, bitte ich, ſich zu 
erheben. — Das iſt die Mehrheit. Ich erteile Herrn 
Abg. Weiſe das Wort. (Weiſe aber leiſe! rechts.) 
Weiſe, Abgeordneter (D. Nat.): Die deutſchna⸗ 
tionale Front iſt an der Regierung nicht beteiligt 
worden, trotzdem fie den aufrichtigen Willen ge- 
habt und erklärt hat, in der von den Nationalſozi⸗ 
aliſten geführten Regierung poſitiv mitarbeiten 
zu wollen. Es iſt nicht die Schuld der Deutſchna⸗ 
tionalen Front, daß ihre Teilnahme an der Rez 
gierung nicht möglich geworden iſt. Die Gründe 
haben wir öffentlich bekannt gegeben. Daraus geht 
deutlich hervor, daß die Nationalſozialiſten die 
Teilnahme nicht gewollt haben. Das haben ſie be⸗ 
reits vorher erklärt. (Lügen Sie doch nicht! rechts. 
Sie altes Frontſchwein! rechts.) Bisher 
war es keine Schande, im Krieg an der Front ge: 
weſen zu ſein. Wegen eines ähnlichen Ausdrucks 
ijt früher auch einmal ein Offizier aus dem Ofe 
fiziersſtande ausgeſchloſſen, Herr Bager. 

Die Deutſchnationale Front wird aus ihrer 
ſtets poſitiven Einſtellung zum Staat, getragen 
| von dem Verantwortungsbewußtſein als nationale 
Partei, zur kommenden Regierung nicht von vorn⸗ 
herein in Oppoſition treten, ſondern wird in durch— 
aus wohlwollender Einſtellung alle Maßnahmen 
der Regierung ſachlich würdigen und ſie immer 
unterſtützen, ſo weit ſie dem Wohle von Staat 
und Volk dienen. (Abg. Hohnfeldt: Dazu werden 
Sie nicht benötigt!) Die Deutſchnationale Front 


wird nur ſolchen Maßnahmen der Regierung ihre 
Zuſtimmung nicht erteilen können, die offenbar 
Volk und Staat abträglich ſind. In dieſem Rah⸗ 
men wird auch die Deutſchnationale Front von 
dem Recht der Kritik Gebrauch machen. (Ah! 
rechts.) 

Da aber die Deutſchnationale Front bewußt 
von der Teilnahme an der Regierung ausgeſchal⸗ 
tet worden iſt, auch von der an der Regierung 
maßgeblich beteiligten Nationalſozialiſtiſchen Deut⸗ 
tſchen Arbeiterpartei der Verſuch der Sprengung 
der Deutſchnationalen Front unternommen wor⸗ 
den iſt, kann die Deutſchnationale Front bei der 
Wahl nicht für die Regierung ſtimmen. Sie übt 
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(Weile, Abgeordneter) 
daher Stimmenthaltung. 
Nationalſozialiſten.) 
Präſident: Die Ausſprache iſt geſchloſſen. Wir 
kommen jetzt zur Wahl des Vizepräſidenten des 
Senats. Nach der Verfaſſung muß wieder Zettel- 
wahl erfolgen. Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Hohnfeldt. f = 
Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Namens 
der Fraktionen des Zentrums und der Nationale 
ſozialiſten ſchlage ich zum Vizepräſidenten des Se⸗ 
nats den Herrn Abg. Greiſer vor. (Lebhaftes 
Bravo! rechts.) 8 
Präſident: Ich bitte, den Herrn Beiſitzer zu 
meiner Rechten, die Namen der Abgeordneten zu 


(Zwiſchenrufe bei den 


verleſen. Weiter bitte ich, die Stimmzettel abzu⸗ 


geben. Die Wahl beginnt. (Der Namensaufruf er⸗ 
folgt.) Wünſcht noch jemand einen Stimmſchein 
abzugeben? Das iſt nicht der Fall. Die Wahl iſt 
geſchloſſen. An der Wahl haben ſich 66 Ab⸗ 
geordnete beteiligt. Herr Abg. Greiſer erhielt 49 
Stimmen, Herr Abg. Plenikowſki eine Stimme, 
außerdem wurden 16 weiße Zettel abgegeben. Da⸗ 


mit iſt Herr Abg. Greiſer zum Vizepräſidenten des 


Senats gewählt. Ich frage ihn, ob er die Wahl 
annimmt. (Abg. Greiſer: Ich nehme die Wahl an! 
— Abg. Batzer: Für unſeren ſtellvertretenden Se⸗ 
natspräſidenten, S. S.⸗ und Standartenführer ein 


dreifaches Sieg Heil!) Wir kommen nunmehr zur 


Wahl eines beſoldeten Senators. Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat der Herr Abg. Hohnfeldt das Wort. 
Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Namens 


der Fraktionen des Zentrums und der National⸗ 


ſozialiſten ſchlage ich als erſten beſoldeten Senator 
den Abg. Boed von der Nationalſozialiſtiſchen 
Fraktion vor. 

Präſident: Wir kommen zur Zettelwahl. Ich 


bitte den Herrn Veiſitzer zu meiner Rechten, die 


Namen aufzurufen. (Der Namensaufruf erfolgt.) 
Wünſcht noch jemand einen Stimmſchein abzuge⸗ 
ben? Das ijt nicht der Fall, die Wahl iſt geſchloſ⸗ 
ſen. Es haben ſich 64 Abgeordnete an der Wahl be⸗ 


teiligt. Der Herr Abg. Boeck erhielt 47 Stimmen. 


Außerdem wurden 17 weiße Zettel abgegeben. Da⸗ 
mit iſt Herr Abg. Boeck zum beſoldeten Senator 
gewählt. Ich frage ihn, ob er die Wahl annimmt. 
(Abg. Boeck: Ich nehme die Wahl an! — Abg. 
Batzer: 


nächſten Senators. Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Hohnfeldt. ; 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat.Soz.): Namens 
der Fraktionen des Zentrums und der Nationaljo- 
zialiſtiſchen Partei ſchlage ich als nächſten Senator 
den Abg. Huth wor. j 


Präſident: Wir kommen zur Zettelwahl. Ich 


bitte den Beiſitzer zu meiner Rechten, die Namen 
zu verleſen. Die Wahl beginnt. (Der Namensauf⸗ 


ruf erfolgt.) Wünſcht noch jemand einen Stimm⸗ 


ſchein abzugeben? Das iſt nicht der Fall. Die 
Wahl iſt geſchloſſen. An ihr haben ſich 64 Abge⸗ 


ordnete beteiligt. Der Herr Abg. Huth erhielt 49 5 


Stimmen, weiter ſind 15 weiße Zettel abgegeben 
worden. Damit iſt der Herr Abg. Huth zum beſol⸗ 
deten Senator gewählt. Ich frage ihn, ob er die 
Wahl annimmt. (Abg. Huth: Ich nehme die Wahl 
an! — Dreifaches Sieg Heil! bei den Nationalſo⸗ 


zialiſten.) Wir kommen zur Wahl eines weiteren 
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Unjerem Parteigenoſſen Boeck ein drei⸗ 
faches Sieg Heil!) Wir kommen zur Wahl des 
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beſoldeten Senators. Das Wort zur Geſchäftsord⸗ (C) 


nung hat der Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Ich nenne 
für das Amt eines beſoldeten Senators den bis⸗ 
herigen Finanzſenator Dr. Hoppenrath namens 
des Zentrums und der Fraktion der Nationalſo⸗ 
zialiſten. 

Präſident: Wir kommen zur Zettelwahl. Ich 
bitte, die Namen zu verleſen. Die Wahl beginnt. 
(Der Namensaufruf erfolgt.) Wünſcht noch je⸗ 
mand einen Stimmſchein abzugeben? Das iſt nicht 
der Fall. Die Wahl iſt geſchloſſen. An ihr haben 


rath hat 49 Stimmen bekommen. Weiter ſind 17 
weiße Zettel abgegeben. Damit iſt Herr Senator 
Dr. Hoppenrath zum beſoldeten Senator gewählt. 
Die Einverſtändnis-Erklärung werde ich eine 
holen. Wir kommen jetzt zur Wahl des nächſten 
beſoldeten Senators. Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort der Herr Abg. Dr. Thimm. = 

Dr. Thimm, Abgeordneter (Nat. Soz.): Na⸗ 
mens der beiden Fraktionen, des Zentrums und 
der Nationalſozialiſtiſchen Partei ſchlage ich den 
Herrn Abg. Hohnfeldt vor. 

Präſident: Ich bitte, die Namen zu verleſen. 
Die Wahl beginnt. (Der Namensaufruf wird vor⸗ 
genommen.) Wünſcht noch jemand einen Stimm⸗ 
ſchein abzugeben? Das iſt nicht der Fall, die Ab⸗ 
ſtimmung iſt geſchloſſen. An ihr haben ſich 66 Ab⸗ 
geordnete beteiligt. Herr Abg. Hohnfeldt erhielt 
49 Stimmen, er iſt damit zum beſoldeten Senator 
gewählt. Außerdem wurden 17 weiße Zettel abge- 
geben. Ich frage Herrn Abg. Hohnfeldt, ob er die 
Wahl annimmt. (Abg. Hohnfeldt: Jawohl! — 
Abg. Baker: Parteigenoſſen, unſerem älteſten 
Parteigenoſſen aus Danzig, Senator Hohnfeldt 
ein dreifaches Sieg Heil!) Damit ſind die Wahlen 
der beſoldeten Senatoren erfolgt. Ich habe noch 
etwas nachzuholen. Als ich mein Amt antrat, lag 
auf dem Tiſch ein Schreiben: 

n den Präſidenten des Volkstages, hier. 
Hiermit teile ich mit, daß ich mich der National⸗ 

e Fraktion als Hoſpitant angeſchloſſen 
| Abg. Bertling. 

(Bravo! und Händeklatſchen rechts.) Wir kommen 
zur Wahl des nächſten Senators. Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat Herr Abg. Hohnfeldt das Wort. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Namens 
der Nationalſozialiſtiſchen und der Zentrumsfrak⸗ 
tion ſchlage ich hierfür den bisherigen Senats⸗ 
vizepräſidenten Dr. Wiercinſki⸗Keiſer vor. 

Präſident: Wir kommen zur Zettelwahl. (Der 
Namensaufruf erfolgt.) Wünſcht noch jemand einen 
Stimmſchein abzugeben? Das iſt nicht der Fall. Die 
Wahl iſt geſchloſſen. An ihr haben ſich 66 Abgeord⸗ 
nete beteiligt. Herr Dr. Wiercinſki-Keiſer erhielt 49 
Stimmen. Weiter ſind 17 weiße Zettel abgegeben 
worden. Damit iſt Herr Dr. Wiercinſki⸗Keiſer 
zum unbeſoldeten Senator gewählt. Das Einver⸗ 
ſtändnis werde ich einholen. Wir kommen zur 
Wahl eines weiteren unbeſoldeten Senators. Zur 
Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. 
ohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Namens 
der Fraktionen des Zentrums und der National⸗ 
ſozialiſten ſchlage ich Herrn Profeſſor Dr. Hoepfner 
vor. 

Präſident: Wir kommen zur Zettelwahl. Die 
Wahl beginnt. Ich bitte, die Namen zu verleſen. 


| 


ih 66 Abgeordnete beteiligt. Senator Dr. Hoppen⸗ 
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(Präſident) 
(Der Namensaufruf erfolgt.) Wünſcht noch jemand 


einen Stimmſchein abzugeben? Das iſt nicht der 
Fall. Die Wahl iſt geſchloſſen. Beteiligt haben ſich 


65 Abgeordnete. Herr Profeſſor Dr. Hoepfner er- 
hielt 49 Stimmen. Außerdem ſind 16 weiße Zettel 


abgegeben. Herr Profeſſor Dr. Hoepfner ijt damit 


zum unbeſoldeten Senator gewählt. Die Zuſtim⸗ 
mung werde ich einholen. (Dreifaches Kampf⸗Heil! 
bei den Nationalſozialiſten.) Wir kommen nun⸗ 
mehr zur Wahl eines weiteren unbeſoldeten Sena⸗ 
tors. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort Herr 
Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Namens 
der beiden mehrfach genannten Fraktionen ſchlage 
ich Herrn Medizinalrat Dr. Kluck vor. 

Präſident: Die Wahl beginnt. (Der Namens: 
aufruf erfolgt.) Wünſcht noch jemand einen 
Stimmſchein abzugeben? Das iſt nicht der Fall. 
Die Wahl iſt geſchloſſen. Es ſind 66 Stimmen ab⸗ 
gegeben worden. Davon erhielt Herr Medizinalrat 
Dr. Kluck 47 Stimmen. Ungültig find zwei Stim⸗ 
men. Außerdem ſind 17 weiße Zettel abgegeben 
worden. Damit iſt Herr Medizinalrat Dr. Klud 
zum unbeſoldeten Senator gewählt. Die Einver⸗ 
ſtändniserklärung werde ich einholen. (Abg. 
Batzer: Anſerem Parteigenoſſen Dr. Kluck ein 
dreifaches Kampf Heil!) Wir kommen zur Wahl 
des nächſten Senators. Zur Geſchäftsordnung hat 
Herr Abg. Hohnfeldt das Wort. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Ich 
ſchlage namens des Zentrums und der National: 
ſozialiſten unſeren Präſidenten von Wnuck vor. 

Präſident: Die Wahl beginnt. (Der Namens: 
aufruf erfolgt). Wünſcht noch jemand einen 
Stimmſchein abzugeben? Das iſt nicht der Fall. 
Die Abſtimmung iſt geſchloſſen. An ihr haben ſich 
66 Abgeordnete beteiligt. Auf meinen Namen 
ſind 49 Zettel abgegeben worden. 17 Zettel waren 
weiß. Ich erkläre, daß ich die Wahl annehme. 
(Bravo! rechts. — Abg. Hohnfeldt: Unſerem alten, 
lieben Parteigenoſſen von 


Senators. Zur Geſchäftsordnung hat Herr Abg. 
Hohnfeldt das Wort. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Namens 
der Fraktionen des Zentrums und der National⸗ 
ſozialiſten ſchlage ich hierfür den bisherigen Sena⸗ 
tor Herrn Sawatzki vor. 

Präſident: Wir kommen zur Zettelwahl. (Der 


Namensaufruf erfolgt.) Wünſcht noch jemand einen 


Stimmſchein abzugeben? Das iſt nicht der Fall. Die 
Abſtimmung iſt geſchloſſen. An ihr haben ſich 65 
Abgeordnete beteiligt. Der Abg. Prälat Sawatzki 
erhielt 50 Stimmen. Außerdem wurden 15 weiße 
Zettel abgegeben. Damit iſt Herr Prälat Sawatzki 
zum unbeſoldeten Senator gewählt. Ich frage ihn, 
ob er die Wahl annimmt. (Abg. Sawatzki: Ich 
nehme an!) Wir kommen dann zur Wahl des 
letzten unbeſoldeten Senators. Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat Herr Abg. Hohnfeldt das Wort. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Ich 
ſchlage den Herrn Abg. Bertling vor. 

Präſident: Wir kommen zur Zettelwahl. Die 
Wahl beginnt. Ich bitte, die Namen zu verleſen. 
(Geſchieht.) Wünſcht noch jemand einen Stimm⸗ 
ſchein abzugeben? Das iſt nicht der Fall. Die Ab⸗ 
ſtimmung ijt geſchloſſen. An ihr haben ſich 64 Ab⸗ 
geordnete beteiligt. Der Abg. Bertling hat 49 


: Wnuck ein dreifaches 
Sieg-Heil!) Wir kommen zur Wahl eines weiteren 
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Stimmen erhalten. 
Abg. Bertling iſt damit zum unbeſoldeten Senator 
gewählt. Ich frage ihn, ob er die Wahl annimmt. 
(Abg. Bertling: Ich nehme an! — Händeklatſchen 
bei den Nationalſozialiſten.) Zur Geſchäftsordnung 
hat das Wort der Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Nachdem 
die bisherige Tagesordnung erſchöpft iſt, beantrage 
ich jetzt Schließung der Sitzung und Einberufung 
einer neuen Sitzung nach 15 Minuten mit der 
Tagesordnung: Einführung des Präſidenten des 
Senats, des Stellvertretenden Präſidenten des 
Senats, der vier hauptamtlichen und der ſechs un- 
beſoldeten Senatoren in ihr Amt. 

Präſident: Es iſt der Antrag geſtellt worden, 
dieſe Sitzung zu ſchließen und eine neue Sitzung 
15 Minuten ſpäter einzuberufen mit der Tages⸗ 
ordnung Einführung des Präſidenten des Senats, 
des Stellvertretenden Präſidenten und der Sena⸗ 
toren in ihre Aemter. Widerſpruch höre ich nicht. 
Es iſt ſo beſchloſſen. Ich ſchließe die Sitzung. 

(Schluß der Sitzung 18 Uhr 5 Minuten.) 


2. Sitzung. 
Dienstag, den 20. Juni 1933. 


Die Sitzung wird 18 Uhr 40 Minuten durch 
den Präſidenten von Wnuck eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats Dr. 
Rauſchning; Stellvertretender Präſident des Se⸗ 
nats Greiſer; Senatoren Bertling, Boeck, Prof. Dr. 
Hoepfner, Hohnfeldt, Dr. Hoppenrath, Huth, Dr. 


Kluck, Sawatzki, Dr. Wiercinſki⸗Keiſer, von Wnuck. (D) 


Präſident: Ich eröffne die zweite Vollſitzung 
und habe folgende geſchäftliche Mitteilungen zu 
machen. Von den in der vorigen Sitzung gewähl⸗ 
ten Senatoren, den Herren Br. Hoppenrath, Dr. 
Wiercinſki⸗Keiſer, Prof. Dr. Hoepfner, und Medi⸗ 
zinalrat Dr. Kluck liegen die Zuſtimmungen zur 
Wahl vor. Ich habe Ihnen weiter die Mitteilung 
zu machen, daß die Herren Abg. Dr. Rauſchning, 
Greiſer, Boeck und Huth ihre Volkstagsmandate 
niedergelegt haben. Nach Mitteilung des Wahl⸗ 
leiters treten als Erſatz dafür ein die Abg. 
Meier⸗Schomburg, Tolius, Newiger und Rowalte. 
Ich begrüße Sie. Wir kommen nunmehr zur 

Einführung des Senatspräſidenten, des 
ſtellvertretenden Senatspräſidenten und 
von 10 Senatoren in ihre Aemter. 

(Die Anweſenden erheben ſich von ihren 
Plätzen.) M. H.! Der Volkstag hat Sie in ſeiner 
letzten Sitzung zu Mitgliedern des Senats ge⸗ 
wählt. Es liegt mir ob, Sie in Ihre Aemter ein- 
zuführen. Ich werde die Einführungsformel vor⸗ 
leſen, und Sie haben dann durch Handſchlag zu 
erklären: „Ich gelobe es!“ Dieſer Erklärung kön⸗ 
nen Sie eine religiöſe Beteuerung hinzufügen. 
Ich werde die mir als Mitglied des Senats ob⸗ 
liegenden Pflichten getreulich erfüllen, mein Amt ge⸗ 
wiſſenhaft führen, die Verfaſſung und die Geſetze bę: 
obachten, verichwiegen ſein in allem. was geheim⸗ 

zuhalten mir geboten wird, und das Wohl der Freien 

Stadt Danzig nach beſten Kräften fördern. 

(Präſident des Senats Dr. Rauſchning; Stell- 
vertretender Präſident des Senats Greiſer, Sena⸗ 
toren Boeck, Dr. Höpfner, Hohnfeldt, Dr. Hoppen⸗ 
rath, Huth, Dr. Kluck, Sawatzki, Dr. Miercinffi- 
921700 Bertling: Ich gelobe es, ſo wahr mir Gott 

elfe! 


15 Zettel waren weiß. Herr (C) 


10 
(Präſident) Ze 

Meine Herren Präſidenten, meine Herren Cez 
natoren, es iſt heute ein bedeutungsvoller Tag im 
Leben der Freien Stadt Danzig. Große Aufgaben 
warten unſer, nachdem durch die Volkstagswahl 
die Bevölkerung Männer ihres Vertrauens ge⸗ 
wählt hat. M. H. vom Senat, ich wünſche Ihnen 
als Präſident dieſes Hauſes für Ihr hohes Amt 


die Kraft und die Freudigkeit, deren Sie bedürfen, 


um dieſe großen Aufgaben zu erfüllen. So heiße 
ich Sie in unſerer Mitte, in der wir Sie noch 
manchmal zu ſehen die Ehre haben werden, will? 
kommen. Ich wünſche Ihnen Gottes Segen für 
Ihr Wirken zum Wohle unſerer Vaterſtadt Dan⸗ 
zig! (Den Vorſitz übernimmt Vizepräſident 
Batzer.) < 

Vizepräſident Baker; Volksgenoſſe von Wnuck, 
es liegt mir die Pflicht ob, Sie in Ihr hohes Amt 
als Senator einzuführen. Ich werde die Einfüh⸗ 
rungsformel vorleſen; das Gelöbnis ijt durch, 
Handſchlag zu bekräftigen. Die Hinzufügung einer 


Ich werde die mir als Mitglied des Senats ob⸗ 
pał PSJ Pflichten getreulich erfüllen, mein Amt gee 
wiſſenhaft führen, die Verfal 

obachten, verſchwiegen ſein in allem was geheimzu⸗ 
halten mir geboten wird und das Pohl der Freien 
Stadt Danzig nach beſten Kräften fördern. 
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Verfaſſung und die Geſetze be⸗ 
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(Senator von Wnuck: Ich gelobe es, jo wahr 

mir Gott helfe! — Den Vorſitz übernimmt Prä⸗ 
ſident von Wnuck.) 

Präſident: Damit wären wir am Schluß der 
heutigen Tagesordnung angelangt. Das Wort zur 
Geſchäftsordnung hat der Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Ich bean⸗ 
trage, eine neue Sitzung für Freitag, den 23. Juni 
nachmittags 3½ Uhr anzuberaumen mit der Ta⸗ 
gesordnung: Abgabe einer Regierungserklärung 
und Beſprechung eines Ermächtigungsgeſetzes. Ich 
bitte weiter, dem Präſidenten die Vollmacht zu 
geben, die Tagesordnung zuſammenzuſtellen und 
die Reihenfolge anzugeben. 5 


Präſident: Es ijt der Antrag gejtellt worden, 
die nächſte Sitzung am Freitag, den 23. dieſes Mo⸗ 
nats mit der Tagesordnung abzuhalten: Regie⸗ 
rungserklärung und Vorlage eines Ermächti⸗ 
gungsgeſetzes. Die genaue Tagesordnung ſoll ich 


religiöſen Beteuerung iſt zuläſſig. im Einvernehmen mit dem Aelteſtenausſchuß feſt⸗ 


ſetzen. Widerſpruch erhebt ſich nicht, es ijt jo be- 


ſchloſſen. Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 18 Uhr 45 Minuten.) 


(A 


B. 


) 


— 
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3. Sitzung. 


Freitag, den 23. Juni 1933. 


Abgabe einer Regierungserklärung. RE 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Behebung 
der Not von Volk und Staat (Druckſache Nr. 7) 
Dr. Rauſchning, Präſident des Senats. — 
Regierungserkläru gg 
Dr. Hoppenrath, Senator 
Unterbrechung der Sitzung. 


Wiedereröffnung der Sitzung 16A 
Kurowſki (Z.) 16 B 
Brill (S. P. D.) 18A 
Langnau (K. P.) 20D 
Dr. Ziehm (D.Nat.) 2 21D 
Cögrneeki ß i 22 B 
Dr. Mocaynifi 80 „ 23 A 
Hohnfeldt (Nat. Soz. 23 C 
Brill (S. P. D.) zur Geſchäftsordnung. . 215 
Hohnfeldt (Nat. Soz.) zur Geſchäftsordnung 25 & 
Brill (S. P. D.) zur Geſchäftsordnung 25A 
Vertagung und Feſtſetzung der nächſten Sitzung 25 B 


Die Sitzung wird 15 Uhr 55 Minuten durch den 
Präſidenten von Wnuck eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats Dr. 
Rauſchning; Stellv. Präſident des Senats Greiſer; 
Senatoren Bertling, Boeck, Dr. Hoepfner, Hohn⸗ 
feldt, Dr. Hoppenrath, Huth, Dr. Kluck, Sawatzki, 
Dr. Wiercinſki-Keiſer; Staatsrat Lademann; 
Obergerichtsrat Kettlitz; Oberregierungsrat Win⸗ 


ter; Hauptmann der Schutzpolizei Bethke; Regie- 


rungsrat Dr. Nickel. 

Präſident: Ich eröffne die dritte Vollſitzung 

und rufe den erſten Punkt der Tagesordnung auf: 

Abgabe einer Regierungserklärung. 
Weiter rufe ich den zweiten Punkt auf: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur 

Behebung der Not von Volk und Staat. 

Druckſache Nr. 7. In der Ausſprache werden beide 
Punkte miteinander verbunden. Das Wort zur Re⸗ 
gierungserklärung hat der Herr Präſident des 
Senats. 

Dr. Rauſchning, Präſident des Senats: Unter 
dem Druck ſchwerſter Sorge um das Schickſal des 
Staates, in der tieferregten Spannung einer gei⸗ 
ſtig⸗ſittlichen Umwälzung hat die Danziger Bevöl⸗ 
kerung die Wahl des neuen Volkstages in wunder⸗ 
voller Disziplin vorbereitet und durchgeführt. Sie 
hat damit ein Beiſpiel der Selbſtbeherrſchung und 
den Beweis geliefert, daß ſie reif iſt, der Geſtal⸗ 
tung ihres Schickſals in den notwendigen Grenzen 
beſonnener Beſchränkung eine große Wendung von 
geſchichtlicher Bedeutung zu geben. Ruhe und Ord⸗ 
nung waren nicht ſo ſehr die Auswirkungen ſtaat⸗ 


licher Machtanwendung, zu der ſich der größere 


Teil der Bevölkerung in ſchärfſter Oppoſition bez 
fand, als der freiwillig übernommener Zucht, die 
ein unbeſtechliches Zeugnis für die ſittliche Wie⸗ 
dergeburt des deutſchen Volkes aus einer Zeit der 
1 der Selbſtſucht und der Sittenloſig⸗ 
eit iſt. 
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Zukunft von dem Verhalten jedes einzelnen ſeiner (O 


Bürger abhing und daß dieſe Probe in der klaren 
Erkenntnis von der Verantwortung des Einzelnen 


für die Gemeinſchaft beſtanden wurde. Damit iſt 


die Tatſache einer verantwortungsbewußten Volks⸗ 


gemeinſchaft; unter den härteſten Beweis geſtellt. 
Inland wie Ausland dürfen mit Beruhigung N 
in der 


Gejtaltung der Danziger Verhältniſſe 
Zukunft entgegenſehen. 


Die vorzeitige Wahl eines neuen Volkstages 


war nicht der Ausfluß parlamentariſcher Schwie⸗ 


rigkeiten der Mehrheitsbildung, ſondern die un⸗ 


umgängliche Folge einer elementaren geiſtigen Be⸗ 
wegung, die das geſamte deutſche Volk ohne Rück⸗ 
ſicht auf Staatsgrenzen und Formen ergriffen 


NADU 


hatte und in einem unerhörten Schmelzprozeß zu 


neuer Geſtalt und Einheit umgoß. 

Dieſe als höchſte Frucht einer zweitauſend⸗ 
jährigen Entwicklung errungene Einheit verlangt 
und fordert die Ausmerzung des beherrſchenden 
Einfluſſes des Fremden und Zerſetzenden (Sehr 
gut! und Bravo! rechts), das in keinem Volk der 
Erde eine ſo große Macht über Kultur, Wirtſchaft 
und politiſche Führung gehabt hat wie in dem 
deutſchen. (Sehr richtig! rechts.) 

Es iſt eine elementare Notwehr, den Geiſt des 
Internationalismus und des Klaſſenkampfes, den 
Ungeijt der Relativität und den Grundſatz des 
wirtſchaftlichen Egoismus mit den Wurzeln aus 
dem deutſchen Volke herauszureißen. N 

Es iſt das Verhängnis des zurückgetretenen Se⸗ 
nats, daß er dieſe Schickſalswende im deutſchen 
Volke nicht verſtanden hat. Ueberall, wo das 
deutſche Volk in ſich zerfallen war, mußte es den 
Weg zur neuen Gemeinſchaft ſuchen. 

Die aus dieſem Geiſte nationaler Erhebung 
geborene Wahl vom 28. Mai hat zweierlei vor 
aller Welt unter Beweis geſtellt: 

In erſter Linie und vor allem anderen war 
ſie ein Bekenntnis zum Deutſchtum, zum deutſchen 
Charakter Danzigs. Von rund 214000 Wählern 
haben nur rund 6700 ſich zum polniſchen Volks⸗ 
tum bekannt. Seit der erſten Wahl im Jahre 1920 
mit rund 9300 Stimmen von rund 153 000 al ge⸗ 
gebenen gültigen Stimmen und einer Hundertzahl 
der polniſchen Stimmen von 6,1 Prozent, hat ſich 
die abſolute Zahl der polniſchen Stimmen um cin 
Drittel, die Prozentzahl um nahezu die Hälfte 
gegenüber der letzten Wahl verringert. (Lebhaftes 
Bravo! rechts.) In den vierzehn Jahren ſeit der 
Lostrennung Danzigs vom Mutterlande ijt ſomit 
der deutſche Charakter nicht nur unvermindert er— 
halten, ſondern ſogar noch reiner ausgeprägt 
worden. 

Der ungebrochene Erhaltungswille der deut⸗ 
ſchen Bevölkerung hat angeſichts der ſchweren 
außenpolitiſchen Bedrängnis Danzigs und der ver⸗ 
ſchlechterten wirtſchaftlichen Lage damit einen um⸗ 
jo eindrucksvolleren Beweis erfahren. Dieſer trotz 
Not und Entbehrung ungebrochene nationale Be: 
hauptungswille iſt das koſtbarſte Gut, das der neue 
Senat übernimmt, in dem Bewußtſein der Schwere 
der Verantwortung, es weiter zu pflegen und zu 
bewahren. Alle Verſuche, von innen her ſowohl 
als von außen dieſes unſer höchſtes nationales 
Gut anzutaſten, werden wir mit zäheſter Entſchloſ⸗ 
ſenheit zu verteidigen wiſſen. (Bravo! und Bei⸗ 
fall bei den Nationalſozialiſten.) 


(D) 


12 Volkstag Danzig — 3. Sitzung. 


(Dr. Nauſchning, Präſident des Senats) 
Der neue Senat bekennt ſich zu einer Politik 
des Friedens und der Vertragstreue, der Achtung 
der Geſetze und Verträge, wie der unbedingten 
Wahrung der verfaſſungsmäßigen Rechte aller 
| Staatsbürger wie der vom Völkerbund geſchützten 
Verfaſſung als der Garantie des Friedens. Er be⸗ 
kennt ſich auch zur Achtung vor jedem fremden 
Volkstum. Insbeſondere darf die nationalſoziali⸗ 
ſtiſche Bewegung durch den neuen Senat aus dem 
Bekenntnis zum unabdingbaren Recht auf das ei⸗ 
gene Volkstum ſich zu dieſem Grundſatz bekennen, 
der allein die Gewähr einer neuen und gerechten 
Ordnung der Völker bietet. 
g Der Senat iſt in Konſequenz dieſes Grundſatzes 
willens, in dem Verhältnis Danzigs zu Polen 
durch unmittelbare Verhandlungen eine Bereini⸗ 
gung der geſamten ſchwebenden Fragen zu ver⸗ 
ſuchen und den gegenſeitigen Beziehungen ſeiner⸗ 
ſeits einen Charakter zu geben, der unter den ob⸗ 
waltenden wirtſchaftlichen Verbindungen unerſetz⸗ 
bar iſt, wenn nicht die derzeitigen ſchweren Stö⸗ 


(A) 


rungen zu einer endgültigen Entfremdung führen V 


ſollen. Eine Reihe ſchwerwiegender Streitfälle, 
die die Lebenswurzeln Danzigs als Staat, wie als 
Wirtſchaftskörper berühren, erfordern eine be— 
ſchleunigte Erledigung. Dieſe ſcheinbar unüber⸗ 
windlichen Schwierigkeiten können nur in einem 
hochherzigen Entſchluß beider Kontrahenten zu 
| einem [rieblishen usalci®) im Intereſſe des Woh⸗ 
les beider Staaten wie des europäiſchen Friedens 
eine Bereinigung erfahren. Die Danziger Bevöl⸗ 
kerung beanſprucht den Lebens- und Wirtſchafts⸗ 
raum, den ſie neben der Erhaltung ihrer eigenen 
Kultur und ihres Staates zur Beſtreitung ihrer 
Exiſtenz bedarf. (Bravo! rechts.) 

Die Anerkennung der Freien Stadt als ſelb— 
| ſtändigen Staat durch die alliierten und aſſoziier⸗ 
ten Mächte bedeutet die Anerkennung des deut⸗ 
ſchen Charakters des Gebietes. (Sehr gut! rechts.) 
Die Verleihung der eigenen Staatlichkeit ſollte 
die Gewähr der Dauer dieſes deutſchen Charakters 
ſein. Jede Verſtändigung muß daher der Bereit⸗ 
willigkeit begegnen, dieſen ſelbſtändigen ſtaat⸗ 
lichen, kulturellen und wirtſchaftlichen Charakter 
Danzigs als eine dauernde Ordnung aufrichtig zu 
bejahen. 

Alle Bereitwilligkeit Danzigs zu einer Berei— 
nigung der ſchwebenden Fragen mit Polen und 
zur Herſtellung einer friedlichen Atmoſphäre fin⸗ 
det aber ihre Begrenzung an dem unveräußer⸗ 

baren Rechte der Freien Stadt auf ihren eigenen 
nationalen Charakter, ihre ſtaatliche Selbſtändig⸗ 
keit und ihre wirtſchaftliche Eigengeſetzlichkeit. 
(Lebhafter Beifall.) 

Das polniſche Volk ſelbſt hat die polniſche Idee 
der freien Union der Völker geprägt. Die polni⸗ 
ſchen Volksräte der preußiſchen Teilgebiete haben 
in einem Aufrufe vom Mai 1919 zum Ausdruck 
gebracht, daß: „nur in gemeinſamer Arbeit, in 
gemeinſamer Duldung, in weiteſtgehender gegen⸗ 
ſeitiger Toleranz die Gewähr für eine gemein⸗ 
ſame, frohe, alle Schrecken des Weltkrieges über⸗ 
windende Zukunft liege.“ Nicht wirtſchaftliche Ver⸗ 
nichtung und Verdrängung eines Volkes durch das 
andere, ſondern gedeihliche Zuſammenarbeit und 
Aufrechterhaltung des Friedens trägt den von den 
polniſchen Volksräten geäußerten Geſichtspunkten 
Rechnung. 


(B 
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Nie wird das Danziger Volk aufhören, ſich als (0 
Glied des deutſchen Volkes zu fühlen. Wir wären i 
unehrlich und es glaubte uns niemand, wenn wir 
mit biejem Bekenntnis zurückhielten. (Beifall | 
rechts). In der Erwartung und feſten Zuverſicht, | 
daß ein neuer Rechtsgedanke in Die Beziehung der 
Völker dauernde Ordnung und Scherheit bringen 
würde, nahm das Danziger Volk die Entſcheidung 
des Jahres 1919 auf ſich. Danzig will auch in Zus 
kunft ſeine Politik beſtimmen laſſen durch dieſen 
Geiſt des Friedens. 

Für das Verhältnis zum Völkerbund wie zu 
den anderen Staaten und Mächten darf demnach | 
wie in den Beziehungen zu Polen durch Verſtänd⸗ | 
nisbereitſchaft gegenüber der Notwendigkeit der 
innerpolitiſchen Erneuerung der Freien Stadt und 
ihrer Bevölkerung erwartet werden, daß die bis⸗ 
herigen Sympathien und freundſchaftlichen Be⸗ 
ziehungen erhalten bleiben und geſtärkt werden. 
Der neue Senat wird es ſich angelegen ſein laſſen, 
ſie zu pflegen. Wir dürfen insbeſondere von einem 
Volke wie dem polniſchen, das den Satz geprägt 
hat, daß die letzte uneinnehmbare Feſtung das 
menſchliche Herz ſei, erwarten, daß es nicht Forde— 
rungen ſtellt, die wir entſprechend unſerer ange— 
borenen deutſchen Weſensart nicht erfüllen können 
und werden. (Abg. Hohnfeldt: Sehr gut! — Hände: 
klatſchen rechts.) Wie uns gemeinſames Unglück 
mit dem deutſchen Volk erſt recht zuſammenſchmie— 
dete, ſo formt uns jetzt der gemeinſame Wille der 
Erneuerung mit den Brüdern drüben in einer 
heiligen Flamme. = 

Ich komme zu dem Zweiten, was die Wahl vom 
28. Mai bewieſen hat: Unter einem unerhörten 
Druck politiſcher Agitation, die nicht vor der Dro⸗ 
hung zurückſchreckte, daß die Beſetzung der Freien 
Stadt in nächſter Ausſicht ſtehe, trotz Anwendung 
aller Mittel ſtaatlicher Autorität gegen ſich mit 
Verboten, Verhaftung, gegen die Mittel ſtaatlicher 
Aufklärung, im konzentriſchen Angriff aller Par⸗ 
teien gegen ſich iſt dieſe Wahl ein überwältigender 
Sieg, der von der NSDAP. getragenen Bewegung 
der nationalen Erneuerung. 

Sie hat es verſtanden, völlig alleinſtehend, 
durch die Macht ihrer Idee aus ſich ſelbſt zu ſiegen 
und die abſolute Mehrheit im Staat und damit 
den alleinigen Führungsanſpruch auf parlamen⸗ 
tariſcher Grundlage zu erringen. In tiefſter und 
bedeutungsvollſter Weiſe hat daher die Danziger 
Wahl die Märzwahl des deutſchen Volkes im 
Reiche beſtätigt. Der Sinn dieſes Kampfes war 
die Gewinnung einer lebendigen Volksgemein⸗ 
ſchaft, in der jeder mit dem unverlierbaren Recht 
auf Arbeit und Brot ſich dienend dem höheren 
Ziele einer Ordnung ſozialer Gerechtigkeit und 
ſittlicher Verbundenheit unterordnet. 

Die vornehmſte Pflicht neben der Deutſcherhal⸗ 
tung Danzigs wird es daher für den neuen Senat 
ſein, dieſen Gedanken ſozialer Gerechtigkeit und 
wahrhaft verbundener Gemeinſchaft eine lebendige 
Geſtalt zu geben. (Lebhaftes Bravo! und Hände⸗ 
klatſchen rechts.) Alle geſetzgeberiſchen Maßnah⸗ 
men und wirtſchaftlichen Hilfeleiſtungen werden — 
von dieſem fundamentalen Gedanken des Gemein⸗ 
nutzes ausgehen und in die Beziehungen der Volks⸗ 
genoſſen einen neuen Gehalt und eine ſittliche 
Würde bringen. 
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Volkstag Danzig — 3. Sitzung. 
(Dr. Rauſchning, Präſident des Senats) 

Es wird die Richtſchnur für unſer Handeln als 
Träger des Staates wie als einzelner Staatsbür⸗ 
ger ſein. Wir wiſſen, daß in dem Glauben an die 
Unverbrüchlichkeit dieſer neuen ſozialen Ordnung 
als an dem letzten ſittlichen Halt der Zuſammen⸗ 
bruch des deutſchen Volkes in das Chaos einzig 
und allein vermieden worden iſt. (Sehr richtig! 
rechts.) Dieſen Glauben unſeres Volkes, den es 
ſich aus Not und Enttäuſchung, aus Verzagtheit 
und Zweifel im bitteren Kampfe abgerungen Hat 
enttäuſchen, würde bedeuten, daß das deutſche Volk 
zugrunde gehen müßte. Der Senat iſt daher ent⸗ 
ſchloſſen, den neuen Gedanken ſozialer Verbunden⸗ 
heit mit aller Entſchiedenheit zum Durchbruch zu 
verhelfen, und er wird rückſichtslos alle Verſuche 
einer Ablenkung aus eigenſüchtigen Motiven ein⸗ 
zelner Bevölkerungsgruppen und Wirtſchafts⸗ 
ſchichten zu begegnen wiſſen. (Lebhafter Beifall 
rechts.) Die Einordnung in das Gemeinwohl wird 
für alle Elemente, die ihr Lebensziel in hem⸗ 
mungsloſem Ausleben, in ſelbſtſüchtigen Klaſſen⸗ 
intereſſen oder in einer rückſichtsloſen Wirtſchafts⸗ 
gebahrung ſehen, eine harte Schule bedeuten. Sie 
wird zum Wohl der Geſamtheit notwendig und 
heilſam ſein. Eine Front aller auf nationalem 
Boden ſtehenden Staatsbürger iſt um ſo notwendi⸗ 
ger, als es nicht nur gilt, ſchwere außenpolitiſche 
Aufgaben zu löſen, die einen einheitlichen und ge⸗ 
ſchloſſenen Willen der überwältigenden Mehrheit 
verlangen, ſondern auch im Hinblick darauf, daß 
die wirtſchaftliche Lage Danzigs nur zu erleichtern 
iſt bei vertrauensvoller Verſtändnisbereitſchaft 
aller Erwerbstätigen. Der neue Senat übernimmt 
hier ebenfalls eine ſchwere Verantwortung, wie es 
keiner ſeiner Vorgänger tat. Es wird ganz beſon⸗ 
derer Maßnahmen der Pflege und Förderung be— 
dürfen, um eine allmähliche Beſſerung der Wirt- 
ſchaft herbeizuführen. Ob dies gelingt, wird nicht 
zuletzt an dem Vertrauen liegen, mit dem die 
Wirtſchaft die Maßnahmen des Senats begleiten 
wird. (Sehr richtig! rechts.) In Zeiten derartiger 
Not können auf dem Gebiet ſtaatlicher wie allge— 
meiner Aufgaben lebendige Kräfte geweckt und ge— 
fördert werden durch eine Förderung der freien 
Initiative der einzelnen Perſönlichkeiten im Rah: 
men des Allgemeinintereſſes. 

Der Grundſatz der Selbſtverwaltung wird auf 
das Gebiet der Wirtſchaft übertragen, um ihr 
Raum und Entwicklungsmöglichkeit für gemein= 
ſame Aufgaben der Wirtſchaftsförderung und Lei— 
tung zu geben. Dieſem Ziel dient vor allem eine 
demnächſt zu begründende Berufsſtändekammer als 
Zuſammenfaſſung von Wirtſchaftskammern der 
einzelnen Berufsſtände. Ihre vornehmſte Aufgabe 
wird ſie in einer planmäßigen Förderung der Pro⸗ 
duktion als dem erſten Mittel zur Beſeitigung 
der Arbeitsloſigkeit finden. 

Daneben wird ihr allerdings die Bedeutung 
als Inſtrument der Ueberwindung des wirtſchaft⸗ 
lichen Klaſſenkampfes zukommen. Erſtmalig wird 
in einer neu zu bildenden Bauernkammer als Vers 
tretung der Landwirtſchaft in einer nach den 
Richtlinien ſozialer Volksgemeinſchaft gebildeten 
neuen Form neben den Mitgliedern der Beſitzer 
und Arbeitgeber als gleichberechtigter Faktor auch 
der Arbeiter ſeine geſetzliche Vertretung im ge— 
ſamten Stand finden. (Lebhaftes Bravo! und 
Händeklatſchen rechts.) Die anderen Berufsſtände 


Freitag, den 23. Juni 1933. 13 


werden in dieſer Neuordnung folgen. Dabei wird (O) 


die neue Arbeitsfront aller Erwerbstätigen in 
ihren drei Erwerbsformen: Arbeitgeber, Angeſtell⸗ 
ter und Arbeiter in der gemeinſamen Hilfeleiſtung 
der neuen ſozialen Verbundenheit Ausdruck ver⸗ 
ſchaffen und durch geeignete Erziehung die ſitt⸗ 
liche Durchdringung dieſer werdenden Gemein⸗ 
ſchaft gewährleiſten. 

Dieſem höchſten Ziel einer lebendigen Volks⸗ 
gemeinſchaft gilt auch die Verwirklichung des Ar: 
beitsdienſtgedankens, 
es ſein wird, die Arbeit in ihrer einfachſten und 
urtümlichſten Form als Handarbeit zu adeln, als 
der Vorausſetzung aller Kultur und geſellſchaft⸗ 


lichen Ordnung. Unter dem Zeichen dieſes Dienſtes 


wird die Jugend ihre Erziehung zur Unterord- 
nung im Intereſſe des Staates erfahren. 
dieſer vornehmlich ſittlichen Aufgabe wird dem 
Arbeitsdienſt auch die der Verringerung der Ar⸗ 
beitsloſigkeit zukommen. ; 

In der Beſeitigung der Arbeitsloſigkeit erblickt 
der Senat eine weitere große und unaufſchiebbare 
Aufgabe. (Lebhaftes Bravo! und Beifall rechts.) 
Der Senat wird durch eine Reihe von unmittel- 
baren, von ihm in Auftrag gegebenen Arbeiten im 
öffentlichen Intereſſe, insbeſondere in landwirt⸗ 
ſchaftlichen Meliorationen, im Straßenbau, im 
Rahmen des finanziell äußerſt Möglichen der Ar⸗ 
beitsloſigkeit unmittelbar zu ſteuern verſuchen. 
Maßnahmen auf dem Gebiete des Arbeitsmarktes, 
Ausgleich beſonderer Steuerhärten und eine Reihe 
kreditpolitiſcher Maßnahmen werden weiterhin im 
Zuſammenhang mit den Beſtrebungen der Be- 
rufsſtändekammer die Aufgabe haben, von mehre- 
ren Seiten an das Problem der Arbeitsbeſchaffung 
heranzutreten. Maßnahmen zur Entſchuldung ſol⸗ 
len, bei der Landwirtſchaft beginnend, die Kauf⸗ 
kraft fördern, die ſich bei dem außerordentlichen 
Warenhunger der Landwirtſchaft wie des Mittel- 
ſtandes in einem vermehrten Umſatz bei den jtädti- 
ſchen Gewerbe- und Handelsbetrieben werden aus: 
wirken können. 

Eine Verbilligung lebenswichtiger Produt⸗ 
tionsmittel, insbeſondere eine neue Tarifpolitik in 
der Belieferung mit Strom und Gas, ähnliche 
Maßnahmen auf dem Gebiete des Verkehrs, ſollen 
weitere Erleichterungen für die Produktion und 
die Geſamtlage der Erwerbstätigen bilden. Dabei 
wird den Unterſtützungsempfängern und Fürſorge⸗ 
berechtigten eine Gleichſtellung ihrer Bezüge ge— 
genüber dem Reich gewährt werden. (Bravo! 
rechts.) 

Angeſichts des Umfanges und der Schwere der 
allgemeinen Not und der Unmöglichkeit, eine ſofor⸗ 
tige Abhilfe für alle Notleidenden zu erzielen, 
wird es die ſelbſtverſtändliche Pflicht aller noch ein 
Einkommen beſitzender Staatsbürger ſein, den 
Staat in der Behebung der Arbeitsnot in jeder 
Weiſe zu unterſtützen. Zeiten des Wohlſtandes mö⸗ 
gen die Höhe der Einkommen nicht begrenzen. 
In Zeiten der Not iſt es unſittlich, das Viel⸗ 
fache des Jahreseinkommens einer Arbeiterfami⸗ 
lie in einem Monat zu verbrauchen. (Zuſtimmung 
rechts.) Mögliche ſchwere Erſchütterungen und der 
kommende Winter werden große Opfer zur Behe⸗ 
bung der Not verlangen. In einem Staat nationa⸗ 
ler Erhebung darf es hungernde Volksgenoſſen 


deſſen vornehmſte Aufgabe 
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nalſozialiſten.) 

Sauberkeit und Einfachheit werden vornehm⸗ 
ſtes Gebot ſein, ſowohl in den Formen der Geſellig⸗ 
keit, die einen neuen dem Ernſt der Zeit entſpre⸗ 
chenden anſpruchsloſen Charakter annehmen wer⸗ 
den, als auch in der öffentlichen Verwaltung. (Sehr 
richtig! rechts.) Dieſer Geiſt der Sparſamkeit, der 
Einfachheit und der Arbeitſamkeit wird und muß 
das Gefüge der ſtaatlichen und ſtädtiſchen Verwal⸗ 
tung vereinfachen. Der Senat beabſichtigt in die⸗ 
ſem Sinne eine Verwaltungsreform, die jedoch ein⸗ 
gehender Vorbereitungen bedarf. In dieſem Zu⸗ 
ſammenhang ergibt ſich auch die Notwendigkeit, die 
Korruption und die Ausnutzung wirtſchaftlicher 
Machtpoſitionen rückſichtslos zu bekämpfen. (Bei⸗ 
fall.) Der Senat beabſichtigt die Einrichtung einer 
entſprechenden Unterſuchungsſtelle. Dabei ſei je⸗ 
doch von vornherein alles Denunziantentum ver⸗ 
warnt. Als unwahr erwieſene Angaben werden 
ihre ſtrafrechtliche Verfolgung nach ſich ziehen. 
(Sehr gut! rechts.) Das Berufsbeamtentum wird 
in der Anerkennung ſeiner Bedeutung für den 
Staat eine innere Kräftigung erfahren. (Bravo! 
rechts.) Der Senat erwartet aber im neuen Geiſt 
bei allen Beamten eine willige Durchführung der 
geplanten großen Reformwerke und der vermehr⸗ 
ten Arbeitsaufgaben. 

Um dieſe reibungslos und in der durch den all⸗ 
gemeinen Notſtand bedingten notwendigen Be- 
ſchleunigung durchführen zu können, legt der Senat 
dem Volkstage ein einfaches Ermächtigungsgeſetz 
vor. Vordringlich iſt dabei die Aufrechterhaltung 
der öffentlichen Ruhe und Ordnung. 

Mit großer Beſorgnis mußte der Senat die 
wachſenden Umtriebe und Drohungen aller mög⸗ 
lichen terroriſtiſchen Elemente feſtſtellen, die nach⸗ 
gerade zu einer ernſten Gefahr für den Staat wer⸗ 
den. Der Senat iſt entſchloſſen, dieſen Umtrieben 
mit aller Rückſichtsloſigkeit und Entſchiedenheit 
entgegenzutreten. (Bravo! und Beifall.) Er wird 


zu dieſem Zweck als erſte Maßnahme auf Grund 
des Ermächtigungsgeſetzes eine Verordnung zur 


Bekämpfung von ſtaats⸗ und geſellſchaftsfe ind⸗ 
lichen Umtrieben und zur Aufrechterhaltung der 
Ordnung und Sicherheit vorlegen. (Sehr richtig! 
rechts.) Alle Elemente, die glauben, durch eine ge⸗ 
tarnte Politik von mehr oder minder an Landes⸗ 
verrat grenzender Zerſetzung und böswilliger Kris 
tik die geſchloſſene Einheit des nationalen Danzig 
anzugreifen, ſeien ein letztes Mal verwarnt. (Zu⸗ 
ſtimmung und Beifall bei den Nationalſozialiſten.) 
Die Abſicht, durch Provokationen ſtaatliche Maß⸗ 
nahmen gegen ſich zu erzwingen, um dieſe als Ent⸗ 
rechtung und ungeſetzlichen Terror hinzuſtellen, iſt 
ſo augenſcheinlich, daß ſie nicht gelingen wird. 
Staat kann ſich derartige Umtriebe gefallen laſſen, 
die die Autorität zerſtören und die Sicherheit ge— 
fährden (Lebhaftes Bravo! rechts.) Die Mahnung 
zur Ruhe und Ordnung gilt allen Kreiſen der Ber 
völkerung. 

Deutſch zu ſein und zu fühlen, zu arbeiten und 
zu glauben, zu geſtalten und zu ordnen, das iſt 
unſere Aufgabe. So ſteht im Mittelpunkt unſerer 
Arbeit die Pflege unſerer deutſchen Kultur. Ihr 
zu dienen, werden keine Opfer zu groß ſein. Ihrer 
vertieften Aneignung die Wege zu bereiten in Er⸗ 
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(Dr. Nauſchning, Präſident des Senats) 
(A) nicht mehr geben. (Bravo! Beifall bei den Natio⸗ wird die vierte der großen Aufgaben des Senats (©) 


ſein. 

Keiner Bildung im Sinn einer Aneignung von 
Wiſſenselementen werden die Anſtrengungen zu 
gelten haben, ſondern die Erziehung zum deutſchen 
Charakter in den Formen natürlich⸗bedingter or⸗ 
ganiſcher Gemeinſchaft, vom Berufsſtand, von der 
Heimat, von der Weltanſchauung her. Den neuen 
deutſchen Menſchen zu bilden, der nicht mehr an der 
Vielheit ſeines Wiſſens die Unwirklichkeit und Re⸗ 
lativität aller Werte erlebt, ſondern der ſich zu 
den unvergänglichen und unerſetzbaren Werten 
deutſchen Blutes, deutſcher Geſchichte, deutſchen 
Geiſtes als den unumſtößlichen Normen des Wil⸗ 
lens bekennt (Bravo! rechts.) und ſich als ein ver⸗ 
antwortungsbewußtes Glied des Volkes und der 
Kette der Geſchlechter aus der Vergangenheit in 
die Zukunft anſieht, blut⸗ und bodengebunden, 
heimatgewurzelt, kein Fremdling, ſondern ein 
Tüchtiger, dem dieſe Welt nicht ſtumm iſt. In die⸗ 
ſem Zuſammenhang glaubte der Senat auch in Er⸗ 
füllung ſeiner völkiſchen Aufgaben, der Bevölke⸗ 
rungspolitik und Geſundheitspflege als einer der 
Hauptaufgaben der neuen Staatsführung dadurch 
ſichtbaren Ausdruck zu geben, daß er eine beſon⸗ 
dere Senatsſtelle hierfür ſchuf. (Bravo! rechts.) 

Und nun zur praktiſchen Arbeit, zur Tat! Nicht 
zurückgeſchaut, vorwärts muß der ſehen, der gerade 
Furchen pflügen ſoll. Das Gelingen liegt nicht 
nur in unſerer Hand. Ohne Gott wären wir nichts. 
Ihm zu vertrauen, daß er ſeine Hilfe in unſer 
Mühen legt, iſt unſer Mut. Was unſer am Gelin⸗ 
gen iſt, das ſind zäher Wille, unbeugſame Beharr⸗ 
lichkeit und nimmermüde Arbeitsfreudigkeit. Alles 
mag uns mißlingen. Zweierlei aber iſt in unſere 
Hand gegeben: Daß Danzig deutſch bleibt und daß 
wir eine einzige unzerreißbar einander verpflich⸗ 
tete Schickſalsgemeinſchaft werden. In dieſem 
Sinne gehen wir an unſer Werk, nicht ſäumig, 
aber auch nicht unbeſonnen.“ (Lebhafter Beifall 
und Händeklatſchen! — Abg. Hohnfeldt: Es lebe 
das deutſche Danzig! Es lebe unſer Führer! — 
Senatspräſident Dr. Rauſchning: Sieg⸗Heil, Sieg⸗ 
Heil, Sieg-Heil!) 

Präſident: Zum zweiten Punkt der Tages⸗ 
ordnung hat der Herr Finanzſenator das Wort. 

Dr. Hoppenrath, Senator: M. H.! Der Präſi⸗ 
dent des Senats hat in ſeinen Ausführungen ſchon 
darauf hingewieſen, daß die Regierung zur Durch⸗ 
führung ihrer Pläne und zur Behebung der Not 
von Volk und Staat, wie ſchon der Titel des Ge— 
ſetzes es ſagt, ein Ermächtigungsgeſetz für notwen⸗ 
dig hält, zu dem ich einige kurze Erläuterungen 
geben möchte. : 

Wenn Volk und Staat in Not find, dann ijt es 


Kein Pflicht der Regierung, alle Maßnahmen zu ergrei- 


fen, um dieſer Not abzuhelfen. Sowohl in Danzig 
als auch im deutſchen Reich und in andern Län⸗ 
dern hat es ſich erwieſen, daß in ſolchen Notzeiten 
der ordentliche Weg der Geſetzgebung ſehr häufig 
nicht mehr gegangen werden kann. Schnellſte Ent⸗ 
ſcheidungen ſind notwendig, für die der normale 
Weg der Geſetzgebung und die Eigenheiten und 
Fehler eines parlamentariſchen Syſtems nicht 
mehr am Platze ſind. Für Danzig iſt ein ſolches 
Ermächtigungsgeſetz ganz beſonders notwendig, 
weil wir hier kein Notverordnungsrecht haben wie 


ziehung und Unterricht, in Kunſt und Wiſſenſchaft, z. B. im deutſchen Reich. Ein ſolches Ermächti⸗ 
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Volkstag Danzig — 3. Sitzung. 
(Dr. Hoppenrath, Senator) 
gungsgeſetz iſt alſo notwendig. Es iſt aber auch 
verfaſſungsmäßig zuläſſig. Der Streit, der dar⸗ 
über früher herrſchte, kann als abgeſchloſſen gelten. 
Die Scheingründe, die man früher gegen ein ſolches 
Ermächtigungsgeſetz anführte, ziehen nicht mehr, 
nachdem diejenigen, die ſie anzuwenden für richtig 
hielten, ſich ſelbſt zu der Notwendigkeit eines ſol⸗ 
chen Geſetzes bereits im verſchwiegenen Kämmer⸗ 
lein der Fraktionszimmer bekannt haben. 

Da die Regierung die Geſchäfte des Staates in 

planvoller, zielbewußter Aufbauarbeit führen 
will, muß das Ermächtigungsgeſetz eine große An⸗ 
zahl von Gebieten zu regeln bemüht ſein, von Ge⸗ 
bieten, die durch die durchgreifenden Maßnahmen 
der Regierung nach allen Richtungen hin erfaßt 
werden ſollen, oder erfaßt werden können. Trotz 
dieſer umfangreichen Regelung bietet die wirt- 
ſchaftliche und politiſche Entwicklung dem Parla⸗ 
ment noch Möglichkeiten genug zur parlamentari⸗ 
ſchen Betätigung, falls dieſes für notwendig ge⸗ 
halten wird. Ob und wann der große Rahmen die⸗ 
ſes Ermächtigungsgeſetzes ſofort oder ſpäter ganz 
oder teilweiſe ausgefüllt werden wird, wird durch 
die politiſche und wirtſchaftliche Entwicklung Be: 
dingt ſein. 

Das vorliegende Geſetz will nur die Gebiete 
regeln, die der einfachen Geſetzgebung unterliegen. 
Es iſt daher ſelbſt als ein einfaches Geſetz, alſo ohne 
die für ein verfaſſungsänderndes Geſetz vorgeſe⸗ 
hene Form und Mehrheit zuläſſig. Es umgrenzt 
ſeinen Geltungsbereich genau, und zwar in zwei⸗ 
facher Hinſicht. 

Der § 2 ſtellt klare und allgemeine Voraus: 
ſetzungen auf, die erfüllt ſein müſſen; es ſind deren 
ſieben. Der Senat darf von dem Ermächtigungsge⸗ 
ſetz nur Gebrauch machen, wenn mindeſtens eine 
dieſer Vorausſetzungen vorliegt, alſo zum Zweck 
a) der Aufrechterhaltung der Ordnung der Finan⸗ 

zen des Staates, der Gemeinden und der Ge— 

meindeverbände ſowie der öffentlich- rechtlichen 

Verbände, 

b) der Behebung finanzieller, wirtſchaftlicher, fo- 
zialer, kultureller oder politiſcher Notſtände, 

c) der Erzielung von Erſparniſſen, 

d) der Anpaſſung an die rechtliche Regelung in 

den Nachbarſtaaten, 

e) der Aufrechterhaltung und des Ausbaues der 
öffentlichen Ordnung und Sicherheit, 

4) der Vereinfachung und Fortentwicklung der 

Verwaltung und der Rechtspflege, 

g) der Behebung der Arbeitsloſigkeit. 

Der $ 2 beſtimmt dann weiterhin die Gebiete, 
bei denen die Regelung durch die Ermächtigungs⸗ 
verordnung erfolgen darf, wenn die Vorausſetzun⸗ 
gen des 8 2 vorliegen. Durch dieſe doppelte 
Nutzung von Bedingungen iſt die begrifflich zur 
Gültigkeit des Ermächtigungsgeſetzes erforderliche 
ſcharfe Umgrenzung gegeben. Hinzu kommt noch, 
daß die Regierung als Hüterin der Verfaſſung 
ſelbſtverſtändlich in jedem einzelnen Anwendungs⸗ 
falle, alſo bei jeder einzeln zu erlaſſenden Verord⸗ 
nung, erneut prüfen wird, ob die Grenze der Ver⸗ 
faſſungsmäßigkeit für die betreffende Verordnung 
gewahrt iſt. 

Auf die einzelnen Gebiete, die in § 1 geregelt 
ſind, möchte ich hier nicht weiter eingehen. Das 


bleibt zweckmäßig der Beſprechung im Ausſchuß 
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überlaſſen. Ich möchte hier als eine Art Pro- (O) 


grammpunkt der Regierung nur ſagen, daß der 
Boden für wirtſchaftliche Experimente in Danzig 
viel zu gefährlich iſt, und daß die Regierung gerade 
hier in Danzig der Verfaſſung und den Geſetzen 
der Wirtſchaft, die ſich nicht auf den Kopf ſtellen 
laſſen, ebenſo Rechnung tragen wird, wie ſie die 
ihr völkerrechtlich auferlegten Verpflichtungen und 
die daraufhin geſchloſſenen Verträge halten und 
achten wird. 

Zu den weiteren allgemeinen Beſtimmungen 
des vorliegenden Geſetzes iſt zu jagen, daß die Er- 
fahrungen, die mit den früheren Ermächtigungsge⸗ 
ſetzen gemacht ſind, hier verwertet worden ſind. Es 
ijt in § 3 wie bisher beſtimmt, daß die erlaſſenen 
Verordnungen dem Volkstag zur Kenntnis zu 
bringen ſind und daß ſie vom Senat aufzuheben 
ſind, wenn und ſoweit der Volkstag es verlangt. 
Damit begnügten ſich die früheren Beſtimmungen 
und ließen unſicher, wann eine ſolche Aufhebung 
in Kraft tritt und welche Wirkung die Aufhebung 
nach ſich zieht. Jetzt iſt in dem letzten Satz des 
$ 3 gejagt, daß die Aufhebung erſt mit dem Zeit⸗ 
punkt ihres Ausſpruches einſetzt, ſo daß ſich lücken⸗ 
los an den Zuſtand, wie er durch die Ermächti⸗ 
gungsordnung geregelt iſt, nunmehr der Zuſtand 
der Auflöſung anſchließt. Es konnte bisher zwei⸗ 
felhaft ſein, ob durch Aufhebung der Ermächti⸗ 
gungsverordnung das betreffende Gebiet nunmehr 
überhaupt einer Regelung entbehrte, alſo ein un⸗ 
geregelter Zuſtand eintrat, oder ob die alte Rechts⸗ 
lage, die vor Erlaß der Ermächtigungsverordnung 
beſtanden hatte, wieder auflebte. Das vorliegende 
Geſetz hat ſich für die zweite Möglichkeit entſchie⸗ 


| 
| 
lo) 


Den. Neu ijt die Bejtinunung, dak Der Volkstag 


den Anſpruch, die Aufhebung einer Ermächtigungs⸗ ( 


verordnung zu verlangen, nicht für alle Zeit und 


für unbeſtimmte Zeit behalten ſolle, ſondern dieſen ( 
Anſpruch nur für eine angemeſſene Friſt nach Er⸗ 


laß und Bekanntwerden der Ermächtigungsver⸗ 
ordnung haben dürfe. Der Senat war der Auffaſ⸗ 
ſung, daß bei zeitlich unbegrenzter Aufhebungsmög⸗ 
lichkeit das Volk das Gefühl der Unſicherheit, ob 
die Regelung von Beſtand ſei oder nicht, nicht 
haben darf. Das Volk kann eine ſichere Rechts⸗ 
grundlage verlangen, auf die es ſich verlaſſen 
kann und mit der es beim Aufbau und Ausbau 
ſeiner Maßnahmen zuverläſſig rechnen kann. 
Hinſichtlich der Aufhebung des Ermächtigungs⸗ 
geſetzes und ſeiner Dauer enthält $ 4 klare Be⸗ 
ſtimmungen. Notwendig war nur hier, auszu⸗ 
ſprechen und zu beſtimmen, daß das zum Volksent⸗ 
ſcheid noch anſtehende Geſetz über Aenderung und 
Aufhebung des bisherigen Ermächtigungsgeſetzes 
gegenſtandslos ſei. Da durch Auflöſung des alten 
Volkstages alle legislatoriſchen Arbeiten, in wel⸗ 
chem Stadium ſie ſich auch befinden mögen, von 


ſelbſt zuſammenfallen, iſt damit auch der Geſetzes⸗ 


vorſchlag zur Aufhebung des alten Ermächtigungs⸗ 


geſetzes erledigt, da er ſich auch im Stadium des 


Volksentſcheides in einem noch nicht abgeſchloſſenen 


geſetzgeberiſchen Entwicklungszuſtand befand. Au⸗ 


ßerdem iſt, nachdem über das Gebiet der Ermächti⸗ 
gung jetzt volle Uebereinſtimmung zwiſchen Re⸗ 
gierung und Volk durch den Ausfall der Wahlen 
erzielt iſt, die Vorausſetzung eines Appells an das 
Volk fortgefallen und damit einem Volksentſcheid 
der Boden entzogen. 


(A) 
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(Dr. Hoppenrath, Senator) 

Noch niemals wurde die Regierung in Danzig 
von ſo ſtarkem, ſo einheitlichem und ſo geſchloſſe⸗ 
nem Mehrheitswillen des Volkes getragen. Gerade 
aus dieſer Tatſache entnimmt die Regierung die 
Verpflichtung, alles und jedes zu tun, um dafür 
zu ſorgen, daß deutſches Volkstum, deutſche Sitte 
und Art in Danzig mit allen Mitteln ebenſo wie 
die Wirtſchaft gefördert werden müſſen; denn nur 
dann können Volk und Staat die Kriſen der Ge⸗ 
ſchichte, der Politik und der Wirtſchaft überſtehen, 
wenn der Wille einer ſtarken Regierung auch ge⸗ 
tragen wird von dem ſtarken Vertrauen des Vol⸗ 
kes. (Sehr richtig! rechts). Regierung und Volk ge⸗ 
hören in Danzig unlöslich und unzertrennlich zu⸗ 
ſammen jetzt und immerdar. (Bravo! und Hände⸗ 
klatſchen rechts.) 

Präſident: Laut Vereinbarung im Aelteſten⸗ 
ausſchuß tritt jetzt eine Pauſe von einer Stunde 
ein. Ich unterbreche die Sitzung. 
(Unterbrechung der Sitzung 16 Uhr 35 Minuten.) 


Die Sitzung wird 17 Uhr 35 Minuten durch 
den Vizepräſidenten Potrykus wieder eröffnet. 

Vizepräſident Potrykus: Ich eröffne die vor 
ca. einer Stunde unterbrochene Vollſitzung wie⸗ 
der. Der Aelteſtenausſchuß hat beſchloſſen, die Re⸗ 
dezeit für die Beſprechung der Punkte 1 und 2 der 
heutigen Tagesordnung auf zwei Stunden 45 Mi⸗ 
nuten zu beſchränken. Ich höre keinen Wider⸗ 
ſpruch, das Haus ſtimmt dieſem Beſchluß des Wel- 
teſtenausſchuſſes ebenfalls zu. Danach ſtehen den 
Nationalſozialiſten 88 Minuten Redezeit, der So⸗ 
zialdemokratiſchen Fraktion 30, dem Zentrum 23, 
den Kommuniſten 11, den Deutſchnationalen 7 
und den beiden polniſchen Vertretern je drei Mi⸗ 
nuten zu. Ich eröffne die Ausſprache zu Punkt 1 
und 2 und erteile Herrn Abg. Kurowſki das Wort. 

Kurowſki, Abgeordneter (Z.): M. Sy eT Ea 9 by! 
Der Herr Präſident des Senats hat in ſeiner Er⸗ 
klärung, ehe er auf die von ihm in doppelter Hin⸗ 
ſicht gekennzeichnete Auswirkung der Wahl vom 
28. Mai d. Is. einging, eine kurze Skizze der Ent⸗ 
wicklung gegeben, der mit dem Erfolg der natio⸗ 
nalſozialiſtiſchen Bewegung ein Ziel geſetzt iſt. 
Wenn ich die Entwicklung der Dinge bezüglich 
Danzig mit ein paar kurzen Worten ſkizzieren 
darf, ſo iſt zuſammenfaſſend zu ſagen, daß wir hier 
völlig auf uns eingeſtellt, umgeben von Nachbarn, 
die nicht gerade freundlich geſinnt waren, ein 
Staatsgebilde übernahmen, das nicht um ſeiner 
ſelbſt willen geſchaffen war, ſondern zu einem 
Zweck, der in erſter Linie außerhalb unſeres natio- 
nalen, politiſchen und auch wirtſchaftlichen Inter⸗ 
eſſes lag, und daß es gelungen iſt, dieſes Staats⸗ 
weſen zu erhalten und gerade in der Zeit des nun⸗ 
mehr abgetretenen Senats unter Führung unſeres 
hochverehrten Herrn Dr. Ziehm die ſchwerſte Kriſe 
zu überwinden und dieſes Staatsweſen in ſeiner 
ideellen Einſtellung noch erheblich zu ſtärken. Das 
dürfte nur Anerkennung erheiſchen, und von die⸗ 
ſem Geſichtspunkt ſind wir ſtolz darauf, daß wir 
von der Zentrumspartei in allen Jahren dieſer 
Arbeit unſere Kraft zur Verfügung ſtellen fonn- 
ten. 

Der Herr Präſident des Senats hebt nun in 
ſeiner Erklärung als Ergebnis der Wahl vom 
28. Mai d. J. zwei Hauptfolgerungen hervor. Als 
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erſte nennt er den vollen Erfolg des deutſchen Ge⸗ 
dankens und knüpft daran Erörterungen über die 
Beziehungen unſeres Staates zu den anderen 
Staaten, insbeſondere der mit uns durch wirt⸗ 
ſchaftliche Bande verknüpften Republik Polen. 
Auch wir möchten mit beſonderer Genugtuung die- 
ſen großen Erfolg feſtſtellen, und wir können es 
um ſo lieber tun, weil wir wiſſen, daß ein großer 
Teil dieſes Erfolges der Partei zu danken iſt, die 
ich hier heute vor Ihnen zu vertreten die Ehre 
habe. Es iſt dies wirklich keine Vermeſſenheit von 
uns, wenn wir dieſen Erfolg nennen, ſondern eine 
nicht zu beſtreitende Tatſache. Wer die Ausein⸗ 
anderſetzungen in unſerer Preſſe über dieſe Fra⸗ 
gen aufmerkſam verfolgt hat und die Reaktion 
auf der anderen Seite, wird dies beſtätigen. Dies 
iſt uns gegenüber auch wiederholt von autorita⸗ 
tiver Seite und ſachkundigen Perſönlichkeiten, die 
Ihnen m. H. von der Nationalſozialiſtiſchen Par⸗ 
tei heute ſehr nahe ſtehen, anerkennend beſtätigt 
worden. Die Linie, die der Herr Präſident für das 
weitere Verhalten mit unſerer Nachbarrepublik 
Polen zeichnet, nämlich durch unmittelbare Ver- 
handlungen eine Bereinigung der geſamten ſchwe— 
benden Fragen zu verjuchen, andererſeits mit Ent⸗ 
ſchloſſenheit die nationalen Rechte Danzigs zu ver⸗ 
teidigen, iſt von uns immer verfolgt worden. Es 
iſt alſo nur in dieſem Sinne weiter zu handeln. 
Wir wollen hoffen, daß die gegenſeitige Einſicht 
der Vertragsparteien ſich durchſetzt und zu beſſeren 
Ergebniſſen führt, als es bisher hat geſchehen 
können. 

Wenn der Herr Präſident des Senats in die= 
jem Zuſammenhang von dem neuen Senat ſpricht 
und hervorhebt, daß dieſer ſich zu einer Politik des 
Friedens und der Vertragstreue, der Achtung der 
Geſetze und Verträge, wie der unbedingten Wah⸗ 
rung der verfaſſungsmäßigen Rechte aller Staats- 
bürger und der vom Völkerbund geſchützten Ver: 


faſſung als der Garantie des Friedens bekennt, 
jo kann er verſichert fein, daß wir mit ihm wach- 


ſame Hüter ſein werden, und daß er in der Be— 


folgung dieſes Verſprechens bei uns ſeine treueſten 


Anhänger finden wird. Gerade das Hervorheben 
dieſer Tatſache iſt geeignet, die Hoffnung auf ein 
gedeihliches Zuſammenarbeiten mit ihm zu ſtär⸗ 
ken. Ein Abweichen von dieſer Linie wäre für 
uns und den Staat untragbar. 

Die zweite Hauptfolgerung, die der Herr Pra- 
ſident in ſeiner Erklärung aus den Wahlen vom 
28. Mai zieht, ijt die Durchſetzung des national- 
ſozialiſtiſchen Gedankens, indem er dann weiterhin 
ein Programm aufſtellt, das die Hauptmerkmale 
des Wollens der gegenwärtigen Regierung ergibt. 
Wir wären töricht, wenn wir den zweifelsfreien 
Erfolg der Nationalſozialiſtiſchen Partei nicht an⸗ 
erkennen wollten, wobei natürlich in Erwägung 
zu ziehen iſt, was man auf dieſer Seite zu er⸗ 
reichen gehofft und was tatſächlich erreicht worden 
iſt. Wir wären auch keine Realpolitiker, wenn 
wir uns nicht bemühen wollten, den Geiſt dieſer 
bedeutſamen Bewegung zu erfaſſen, und das, was 
wir als gut erkennen, zu fördern. Sie betonen 
in ſtarkem Maße das Nationale, die Abkehr vom 
Individualismus und die Pflege der Volksge⸗ 
meinſchaft im umfaſſendſten Sinn. Die Liebe zum 
Vaterland und zum Volk iſt für uns nicht nur 
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- anderen Weg gegangen. 
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nationale, ſondern auch religiöſe Pflicht. Ich darf 
da auf eine Stelle des gemeinſamen Hirtenbriefes 
der deutſchen Biſchöfe aus der erſten Hälfte des 
Juni hinweiſen, die darüber folgendes ſagt: 

Mir deutſchen Katholiken brauchen deswegen 
auch keine Neueinſtellung dem Volk und Vaterland 
gegenüber, ſondern ſetzen höchſtens bewußter und he⸗ 
tonter fort. was wir bisher ſchon als unſere natür⸗ 
liche und chriſtliche Pflicht erkannten und erfüllten. 

Ich möchte dieſen Hirtenbrief, der von einem 
Aeropag weiſer und pflichtbewußter Männer ab⸗ 
gefaßt iſt, und der ſo zahlreiche Bekenntniſſe zur 
heutigen Zeitlage enthält, die magna charta der 
deutſchen Katholiken nennen. 

Auch unſer hochverehrter politiſcher Führer im 
Reich Dr. Brüning hatte die Bedeutung Ihrer Be— 
wegung längſt erkannt und immer wieder den 
Verſuch unternommen, gemeinſam mit Ihnen dem 
Vaterlande zu dienen. Daß es ihm nicht gelungen 
iſt, dies zu erreichen, und daß in weiterer Folge 
der Ereigniſſe eine Partei wie die des Zentrums 
in ihrer eigenen Form nicht an der Aufbauarbeit 
im deutſchen Vaterlande teilnimmt, will ich nur 
als Tatſache feſtſtellen. Sie m. H. von der Natio⸗ 
nalſozialiſtiſchen Partei ſind hier in Danzig einen 
Sie haben, wie neulich 
ein Redner in dieſem Hauſe feſtgeſtellt hat, zum 
erſten Mal in der Geſchichte des Danziger Parla— 
ments allein die Mehrheit zur Regierung erlangt. 
Sie hätten ſicher auch nicht die alleinige Verant⸗ 
wortung geſcheut. Sie haben aber meine Partei 
zur Mitarbeit herangezogen. Dieſe hat ihre Bez 


reitwilligkeit erklärt und iſt in die Regierung ein— 


getreten. 

Es iſt auf Ihrer Seite geſagt worden, daß es 
ſich bei dieſer Regierungsbildung nicht um eine 
Koalition im bisherigen Sinne handeln könne. 
Das iſt in gewiſſem Umfange zweifellos richtig. 
Sie haben allein die regierungsfähige Mehrheit 
und ſind jederzeit in der Lage, die Regierung 
allein zu bilden. Das unterſcheidet dieſe Regie— 
rung von früheren Regierungen. Wir verkennen 
auch nicht, daß die Handlungen der gegenwärtigen 
Regierung naturgemäß die Prägung der ausſchlag⸗ 
gebenden Partei haben werden. Wenn aber eine 
Partei wie die meinige, die in ſiebzig Jahren trotz 
vieler Anſtürme aus allen anderen Lagern nach 
Abſchüttelung einiger Konjunkturanhänger, wie 
ſie alle Parteien haben, gefeſtigter daſteht denn je, 
die das Bewußtſein hat, daß ſie dieſe Feſtigkeit der 
ſie beherrſchenden Idee, der zielklaren Einſicht 
ihrer Führer und dem politiſchen Verſtändnis 
ihrer Anhäner verdankt, ſich Ihnen angeſchloſſen 
hat, ſo hat ſie es in dem Bewußtſein getan, daß 


ſie nicht nur zur Gefolgſchaft der regierenden Par⸗ 
tei gehören will, ſondern daß jie Mitarbeiter wer- 
den will im beſten Sinn des Wortes und mit allen 


ſich daraus ergebenden Konſequenzen. Daß es 
nicht gelungen iſt, auch die Mitglieder der Deutſch⸗ 
nationalen Partei zu dieſer Mitarbeit heranzu⸗ 
ziehen, bedauern wir außerordentlich. Wir ver⸗ 
mögen nicht die Gründe objektiv zu beurteilen, die 
dies verhindert haben. 

Bei Erörterung der innerpolitiſchen Aufgaben 
iſt der Herr Präſident auf die wirtſchaftliche Lage 
und die beabſichtigten Maßnahmen zu ſprechen ge- 
kommen. Soweit die Vorſchläge darauf hinaus⸗ 
laufen, die erwerbstätigen Volksſchichten einander 
näher zu bringen, und in übereinſtimmender Wr- 
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beit mitwirken zu laſſen an der Löſung dieſer Fra⸗ 
gen, begegnet die Regierung nur unſeren Wün⸗ 
ſchen, die ja immer darauf hinauslaufen, einen 
ſozialen Ausgleich zu fördern, wo eine Förderung 
nur möglich war. Soweit es ſich aber um Fragen 
rein wirtſchaftlicher Natur handelt, empfehlen 
wir, dieſe neuen Wege nur zu gehen, wenn ſich die 
Auswirkung mit gewiſſer Sicherheit überſehen 
läßt. Man ſoll ſich nicht ſcheuen, neue Wege zu 
gehen, aber man ſoll ſich auch hüten vor Experi⸗ 
menten. Der Herr Präſident nennt dann als wei⸗ 
tere, unverzüglich zu erledigende Aufgaben die Ein⸗ 
richtung des ſtaatlichen Arbeitsdienſtes, Beſeiti⸗ 
gung der Arbeitsloſigkeit, Maßnahmen zur Ent⸗ 
ſchuldung, erwähnt auch die Anerkennung des Bez 
rufsbeamtentums uſw. Es erübrigt ſich, zu den 
einzelnen Fragen näher Stellung zu nehmen, das 
würde im Rahmen dieſer Erklärung zu weit füh⸗ 
ren. Zur Löſung dieſer Fragen hat ſchon der zu⸗ 
rückgetretene Senat beachtliche Anſätze gemacht, 
auf die weiterzubauen wir empfehlen. 

Zur Durchführung aller dieſer Maßnahmen 
verlangt die Regierung ein Ermächtigungsgeſetz, 
deſſen Entwurf bereits vorgelegt iſt und das in 
erſter Leſung zur Erörterung ſteht. Der Umfang 
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Wenn man die Aufzählung der einzelnen Punkte, 
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dieſes Geſetzes ijt ein außerordentlich umfaſſender. 


durchſieht, fragt man ſich, ob für das geſetzgebende 


Organ, den Volkstag, überhaupt noch etwas übrig 
bleibt. Die Beantwortung dieſer Frage iſt von 
Bedeutung für die Verfaſſungsmäßigkeit des Ge⸗ 
ſetzes. Eine Faſſung, die nicht gerade ausdrück⸗ 
lich eine allgemeine iſt, aber durch die Vielſeitig⸗ 
keit im einzelnen an eine allgemeine heranreicht, 
iſt gegen die Verfaſſung; denn fie ſetzt die Geſetz 
mäßigkeit des Volkstages matt. Dieſe Frage wird 
alſo noch zu prüfen ſein. 

Im übrigen werden wir einem Ermächtigungs⸗ 
geſetz unſere Zuſtimmung, wenn auch ſchweren 
Herzens, nicht verſagen. Wir find heute noch Ver: 
treter des parlamentaxiſchen Prinzips. Und wenn 
nicht die Parteien, für die gerade die Plattform 
des Parlaments das Forum geweſen wäre, vor 
dem ſie ihre Rechte geltend machen und verfechten 
können, das Parlament, durch die hemmungsloſe 
und minderwertige Ausnutzung der parlamenta- 
riſchen Regeln und durch ihr unvernünftiges und 
parteimäßig verranntes Verhalten in der Oppo⸗ 
ſition heruntergewirtſchaftet hätten, würde das 
Parlament auch heute noch ein anderes Anſehen 
haben und eine durchaus zu bevorzugende Geſtal— 
terin des öffentlichen Lebens ſein. Dieſe Tatſache 
aber und der Umſtand, daß in Zeiten der Not 
ſchnelles Handeln erforderlich iſt, nötigt uns, von 
den üblichen Formen der Erledigung der Parla- 
mentsgeſchäfte abzuſehen und uns mit einer reprä⸗ 
ſentativen Demokratie zu begnügen — dieſe Bee 
zeichnung iſt hier einmal erfolgt — d. h. durch teil⸗ 
weiſe Uebertragung der Machtbefugniſſe der Par- 
lamentsmehrheit auf die dieſe Mehrheit reprajen= 
tierende Regierung. 

Es würde uns freuen, wenn alsbald Verord⸗ 
nungen herauskämen, die ſich auf das Gebiet 
beziehen, auf welchem wir bisher beinahe die 
alleinigen Rufer im Streit waren, das iſt das 
kulturelle Gebiet, insbeſondere Kirche und Schule. 
Mit den Widerſtänden der liberalen Kreiſe und 


(D) 


(A) 


(B) 
l 


18 Boltstag Danzig — 3. Sitzung. 


(Kurowſki, Abgeordneter) 

beſonders der liberalen Lehrerſchaft iſt ja nicht 
mehr zu rechnen. Sie ſind in ein anderes Lager 
übergegangen und haben ſich zu einer anderen An⸗ 
ſchauung bekehrt. 

So hoffen wir, daß die Arbeit der gegenwärti⸗ 
gen Regierung ſich in einer Weiſe entwickeln möge, 
der wir gern unſere Mitarbeit leihen. Wir tun 
es, ohne viel Aufhebens davon zu machen, wir 
bitten um Verſtändnis dafür, daß wir unſeren 
Weg geräuſchloſer gehen. Vielleicht iſt das ein 
äußerer Fehler, aber wir wollen uns damit ab⸗ 
finden. Die Führung der Regierung wird eine 
ſehr ſchwere ſein. Sie iſt in Danzig deshalb ſo 
ſchwer, weil dieſes ſubtile, in ſich nicht geſchloſſene 
Staatsweſen von Faktoren abhängt, auf deren 
Leitung wir nicht den geringſten Einfluß haben. 
Die Zentrumspartei wird aber, wie bisher, ihre 
Pflicht tun zum Wohle der Freien Stadt Danzig 
und unſeres deutſchen Vaterlandes. (Bravo! und 
Beifall rechts und beim Zentrum.) 

Vizepräſident Potrykus: Das Wort hat der 
Herr Abg. Brill. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Die Uebernahme der Regierungsgewalt durch 
einen der nationalſozialiſtiſchen Führung unter⸗ 
ſtellten Senat bedeutet einen tiefen Einſchnitt in 
das Staatsleben der Freien Stadt Danzig. Zum 
erſten Mal in der Geſchichte der Freien Stadt ver⸗ 
fügt eine Partei über die Mehrheit im Parla⸗ 
ment und damit über die Geſchicke des Staates 
und ſeiner Bevölkerung. Was dieſer Machtüber⸗ 
nahme ihr beſonderes Gepräge gibt, iſt die Tat⸗ 
ſache, daß zwiſchen dem Programm dieſer Partei 
und den Gegebenheiten und Grundſätzen unſerer 
ſtaatsrechtlichen Regelung ſtarke Widerſprüche be⸗ 
ſtehen. Dieſe ſtarken Widerſprüche fanden zu 
einem Teil bereits ihren Ausdruck in den Begleit- 
erſcheinungen, unter denen ſich die Neuwahl dieſes 
Volkstages vollzog. : 

Der Herr Senatspräſident hat in [einer Er: 
klärung das Ergebnis der Wahl als eine geijtige 
ſittliche Umwälzung gefeiert. Wir haben in den 
mannigfachen Begleiterſcheinungen und Methoden 
dieſes Wahlkampfes, wie ſie beſonders von ſeiner 
Partei zur Anwendung gekommen ſind, wenig 
geiſtig⸗ſittliche Züge erblicken können. 

Es iſt bereits von dieſer Stelle aus feſtgeſtellt 
worden, daß das Ergebnis vom 28. Mai nur zu⸗ 
ſtandekommen konnte unter Vorgängen und Ein⸗ 
| flüffen, die auf die beſondere Entwicklung im 

Reiche zurückgehen und ferner dadurch, daß großen 
Teilen abhängiger Wählerſchichten die freie Ber 
kundung ihres politiſchen Willens durch einen un⸗ 


| erträglichen Geſinnungsterror unmöglich gemacht 


wurde. Alle Beteuerungen, auch die des Herrn 


Senatspräſidenten, können nicht darüber hinweg⸗ 


täuſchen, daß der Erfolg der Nationalſozialiſten 
hinter ihren Erwartungen zurückgeblieben iſt. 
(Zuruf des Abg. Hohnfeldt.) Trotz dem größten 
Aufgebot von Mann und Material, trotz einer 
durch ungezügelte Verſprechungen erzeugten Pſy⸗ 
choſe, trotz Anwendung von Gewaltmethoden ha⸗ 
ben die Nationalſozialiſten entgegen ihren weſent⸗ 
lich weitergehenden Hoffnungen im Ergebnis die 
Hälfte der abgegebenen Stimmen knapp über⸗ 
ſchritten. Die Nationalſozialiſten haben erfahren 
mujjen, daß der Freiheitswille und die Sozialde⸗ 
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mokratiſche Partei auch in Danzig im ehrlichen 
Kampf nicht entwurzelt und nicht erſchlagen wer⸗ 
den können. So ſehr Sie Ihren Sieg auch feiern, 
ſo iſt Danzig für die Nationalſozialiſten doch keine 
volle Eroberung, und es wird vor allem keine dau⸗ 
ernde Eroberung ſein. (Heiterkeit rechts — Zuruf 
des Abg. Hohnfeldt). Die Nationalſozialiſten wer⸗ 
den den Wählermaſſen, durch die ſie zur Macht ge⸗ 
kommen ſind, nicht die Verſprechungen und Ver⸗ 
heißungen erfüllen können, die ſie ihnen gemacht 
haben, und (Abg. Mau: Sehr gut! — Zwiſchen⸗ 
rufe rechts und links) trotz aller Fackelzüge, Rund⸗ 
funkreden und Flaggenparaden uſw. wird die Er⸗ 
nüchterung, die ſich bald zu bitterer Enttäuſchung 
auswachſen wird, unabwendbar und unvermeid⸗ 
lich eintreten. (Zwiſchenrufe links.) 

Aus den Erklärungen, die auch heute von dem 
Herrn Senatspräſidenten abgegeben ſind, haben 
wir entnommen, daß die neue Regierung die un⸗ 
bedingte Wahrung der verfaſſungsmäßigen Rechte 
aller Staatsbürger verſprochen hat, wozu ſie der 
von den Mitgliedern der Regierung geleiſtete Eid 
auch unbedingt verpflichtet. Uns liegt jedoch nicht 
nur an Beteuerungen des Willens zur Einhaltung 
der Verfaſſung, ſondern vielmehr daran, daß alle 
Handlungen von dieſem Willen geleitet ſind. 
(Sehr richtig! links.) Die Tatſache, daß dieſe Bez 
teuerungen erſt in den letzten Wochen gekommen 
ſind, und in unvereinbarem Widerſpruch ſtehen 
zu Aeußerungen von Führern der Nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Partei, die heute Mitglieder der Regie- 
rung ſind, (Zuruf des Abg. Hohnfeldt) geben den 
Zuſagen auf Einhaltung der Verfaſſung nicht die 
Ueberzeugungskraft, die alle Bedenken forträumen 
könnte. (Abg. Hohnfeldt: Sie ſcheinen jetzt den 
Landesverrat vorzubereiten!) 

Wie will es z. B. die Regierung mit ihrer 
feierlichen Bekundung unbedingter Wahrung der 
Verfaſſung vereinbaren, daß unter ihrer Herr- 
ſchaft die Ausrottung des Marxismus (Unruhe) 
d. h. alſo vor allem die Unterdrückung einer Par⸗ 
tei betrieben werden ſoll, die ſtets der Hauptträger 
der Grundgedanken der Danziger Verfaſſung war 
(Abg. Batzer: Wer lacht da?) und die ſtaatsrecht⸗ 
lichen Gegebenheiten in Danzig unermüdlich 
fruchtbar zu machen ſucht? (Zuruf des Abg. 
Hohnfeldt.) Es wäre mit dem Sinn der Verfaſ— 
ſung unvereinbar, wenn einer ſolchen Partei die 
Betätigungsmöglichkeit genommen wird, wenn ſie 
außerhalb von Recht und Geſetz geſtellt wird, oder 
wenn gegen jie unter der Maske ſogenannter lega— 


ler Maßnahmen vorgegangen wird. (Abg. Baker: 


Ihr merkt auch alles!) 

Wenn dafür das Muſter in Deutſchland maß⸗ 
gebend ſein ſoll, bedeutet das nicht mehr und nicht 
weniger, als daß auch in Danzig die Demokratie 
durch eine diktatoriſche Regierungsform erſetzt 
werden ſoll. Für Danzig iſt aber peinlichſte Ein- 
haltung der Verfaſſung und Wahrung der Demo- 
kratie Vorausſetzung ſeiner Exiſtenz. Wer die 
äußere Freiheit Danzigs erhalten will, der darf 
ſeine innere Freiheit nicht beſeitigen. (Sehr richtig 
km) — Und muß vor allen Dingen deutſch blei⸗ 

en! 

Es iſt ein eigenartiger Zuſtand, daß ausge— 
rechnet in einem Staat, der völkerverbindende 
Aufgaben zu erfüllen hat, Internationalismus, 


D 


— 


In 
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gemerzt werden ſoll. (Abg. Hohnfeldt: Sehr ride 
tig!) Dieſe Ankündigung ſcheint uns auch in 
keinem Fall mit dem vom Herrn Senatspräſiden⸗ 
ten verkündeten Leitſatz vereinbar zu ſein, wonach 
die Geſtaltung und das Schickſal Danzigs nur in 
den notwendigen Grenzen beſonderer Beſchrän⸗ 
kung möglich iſt. Der Geiſt des Internationalis⸗ 
mus kann ſich doch für Danzig nicht als ſchädlich 
erwieſen haben, wenn jetzt ſelbſt der Herr Senats⸗ 
präſident feſtſtellen muß, daß ſich in den 14 Jahren 
ſeit der Lostrennung Danzigs vom Mutterlande 
der deutſche Charakter unvermindert erhalten hat. 
(Abg. Hohnfeldt: Aber durch unſere Arbeit, nicht 
durch Ihre!) Die Kampfanſage gegen den Geiſt 
des Internationalismus kann unſeres Erachtens 
nicht dazu dienen, die Beteuerung des Präſiden⸗ 
ten, daß er internationale Verſtändigungspolitik 
betreiben will, zu bekräftigen. 

Wir begrüßen es trotzdem, daß die neue Re⸗ 
gierung ſich auf den Boden einer Politik des Frie⸗ 
dens und der Vertragstreue ſtellen will. Es kann 
dabei allerdings nicht die Feſtſtellung unterdrückt 
werden, daß die Nationalſozialiſten noch bis in 

die jüngſte Zeit ſchärfſte Gegner einer Verſtändi⸗ 
gungspolitik geweſen ſind. (Sehr gut! links.) Wir 
erinnern nur daran, daß die von der Sozialdemo⸗ 
kratie ſtets geforderte Führung unmittelbarer 
Verhandlungen mit Polen in der nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Agitation ſtets als Landesverrat bezeich⸗ 
net worden iſt. (Abg. Hohnfeldt: So?) Wir 
freuen uns über den jetzt offen zu Tage tretenden 
B) Geſinnungswechſel und wünſchen nur, daß er aus 
aufrichtigem Herzen kommt. (Abg. Batzer: Die 
Freude wird nicht lange dauern bei Euch!) Wir 
würden es aufrichtig begrüßen, wenn es gelingen 
würde, die Beziehungen Danzigs zu Polen zu 
beſſern. (Abg. Batzer: Zieht doch alle hin!) Der 
Herr Senatspräſident ſprach davon, daß dazu ein 
hochherziger Entſchluß beider Kontrahenten Vor⸗ 
ausſetzung ijt. Hoffen wir, daß dieſer hochherzige 
Entſchluß ſich auf beiden Seiten Bahn brechen 
wird. Zu einem derartigen hochherzigen Entſchluß 
würde es vor allen Dingen gehören, daß die tat⸗ 
ſächlichen Gegebenheiten ihre volle Würdigung 
erfahren und nicht durch Ungeſchicklichkeiten und 
Engherzigkeiten die Möglichkeit einer fruchtbaren 
Zuſammenarbeit gehindert wird. 

Von nationalſozialiſtiſcher Seite iſt wiederholt 
die Theſe verfochten worden, daß der National- 
ſozialismus die beiten Möglichkeiten für eine Ver- 
ſtändigung zwiſchen den Völkern biete. Die Er⸗ 
fahrung zeigt allerdings, daß der Nationalſozia⸗ 
lismus ſtets in der Lage geweſen iſt, die Gegenſätze 
zwiſchen den Völkern zu verſchärfen und nicht zu 
mildern. Bisher hat ſich der Nationalſozialismus 
immer als Hemmnis gezeigt, das den Weg der 
Vernunft ſperrte. Wenn in der Erklärung des 
Herrn Senatspräſidenten geſagt wird, daß die 
neue Regierung ihre Politik beſtimmen will durch 
den el des Friedens, jo kann das nur begrüßt 
werden. 


Im kraſſen Gegenſatz dazu ſteht jedoch die 


ſcharfe Kampfanſage, die er gegen eigene Volks⸗ 
genoſſen richtete, (Abg. Mau: Sehr gut!) die nicht 
Anhänger der von ihm vertretenen Weltanſchau⸗ 
ung ſind. Weſentliche Punkte des Ermächtigungs⸗ 
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wie der Präſident des Senats ſich ausdrückte, aus⸗ geſetzes deuten ganz einſeitig darauf hin, und auch 


beſtimmte Wendungen in den Ausführungen des 
Herrn Senatspräſidenten laſſen erkennen, daß die 


der freiheitsliebenden Arbeiterbewegung erblickt. 

Es wird von der Bildung der Volksgemein⸗ 
ſchaft geſprochen und man ſcheut ſich andererſeits 
nicht, erhebliche Teile des Volkes zu entrechten und 
unter Ausnahmegeſetz ſtellen zu wollen. Sie 
wollen die marxiſtiſchen Parteien aus⸗ 
rotten, weil ſie auf dem Boden des Klaſſenkampfes 
ſtehen. (Mit Stumpf und Stiel! Reſtlos! rechts.) 
Der Klaſſenkampf iſt keine Erfindung irgend eines 
Theoretikers, kein Produkt einer Agitation, (Son⸗ 
dern eines Juden! rechts.) ſondern eine Erſchei⸗ 
nung der kapitaliſtiſchen Wirtſchaft. 
Klaſſengegenſätze verſchwinden laſſen will, muß 
die kapitaliſtiſche Geſellſchaftsform durch die ſozia⸗ 
liſtiſche erſetzen. (Zuruf des Abg. Hohnfeldt.) Erſt 
dann iſt die Bildung einer wahren Volksgemein⸗ 
ſchaft möglich. Die Sozialdemokratie iſt mit ihrem 
Kampf für den wahren Sozialismus der beſte 
Vorkämpfer für eine wirkliche Volksgemeinſchaft. 
| (Lachen rechts. — Abg. Hohnfeldt: Willſt Du nicht 
mein Bruder ſein, dann ſchlag' ich Dir den Schä⸗ 
del ein!) 

Wir haben allerdings nicht den naiven Glau⸗ 
ben, daß der Sozialismus von Unternehmern und 
Kapitaliſten verwirklicht werden kann. (Sehr gut! 
links. — Sehr richtig! rechts.) und ſchon darum 
ſehen wir in der nationalſozialiſtiſchen Bewegung, 
die den Einflüſſen der beſitzenden Schichten unter⸗ 
liegt, keine Förderung des Sozialismus, ſondern 
vielmehr den letzten Verſuch, den Kapitalismus zu 
retten. (Eure Juden beſitzen wohl nichts? rechts.) 
Das iſt auch durch die Ausführungen des Herrn 
Präſidenten und des Herrn Finanzſenators be⸗ 
ſtätigt worden. Die immer wiederkehrende Bez 
tonung der Förderung der freien wirtſchaftlichen 
Initiative kann wahrlich nicht als Abſicht auf 
Durchführung ſozialiſtiſcher Maßnahmen gedeutet 
werden. Auch der angekündigte Aufbau einer Stän⸗ 
de⸗Verfaſſung, der im übrigen mit der Verfaſſung 
der Freien Stadt Danzig ſchwer zu vereinbaren 
ſein wird, (Aha! rechts.) deutet auf die reaktionä⸗ 
ren Beſtrebungen in wirtſchaftlicher und ſozialer 
Beziehung hin. 

Das ſichtbare Zeichen dafür, wie die neue Re- 
gierung ihre Aufgaben auffaßt, iſt das vorgelegte 
Ermächtigungsgeſetz. Seine Tendenz läuft ganz 
eindeutig auf eine Uebertragung der in Deutjch= 


Wer die 


400 


Regierung ihre Hauptaufgabe in der Bekämpfung 


* 
/ 


land durchgeführten Maßnahmen hinaus, die von 


der dortigen Regierung unter der Bezeichnung 
„nationale Revolution“ erfolgen. Wir ſind nicht 
nur auf Grund der mit dem Ermächtigungsgeſetz 
verfolgten Abſichten, ſondern auch aus grundſätz⸗ 
lichen Auffaſſungen Gegner des Ermächtigungs⸗ 
geſetzes. Wir haben immer den Standpunkt ver⸗ 
treten, daß der Volkstag ſeine Geſetzgebungskom⸗ 
petenz nicht auf den Senat übertragen darf. Vor 
allem deshalb nicht, weil die Danziger Verfaſſung 
zwei gleichberechtigte Geſetzgebungsorgane, Volks⸗ 
tag und Senat, vorſieht. Geſetze kommen nach der 
Danziger Verfaſſung nur durch übereinſtimmende 
Beſchlüſſe von Volkstag und Senat zuſtande. Ein 
Organ kann nicht zugunſten des anderen auf ſeine 
Mitwirkung an der Geſetzgebung verzichten, ſonſt 
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(Brill, Abgeordneter) 
wird die Verfaſſung praktiſch geändert. 
Hohnfeldt: Nehmen Sie es an, dann haben Sie 
mitgeholfen!) x 
Es ijt bekannt, daß auch jetzt beim Obergericht, 
das in ſeinem Plenum der Verfaſſungsgerichtshof 
in Danzig iſt, immer noch Stimmen laut werden, 
die gegen alle Ermächtigungsgeſetze in Danzig ſich 
wenden. Jedenfalls aber iſt es unzuläſſig, daß der 
Volkstag dem Senat ſeine Kompetenzen ohne jede 
ſachliche und zeitliche Beſchränkung delegiert. Das 
hat das Plenum des Obergerichts noch in ſeinem 
Urteil vom 28. April 1932 ausgeſprochen. Die 
zeitliche Beſchränkung, die dies Ermächtigungs⸗ 
geſetz vorſieht, iſt in Wahrheit keine Beſchränkung 
der Dauer nach, ſondern eine Beſchränkung auf 
die derzeitige Zuſammenſetzung des Senats. 
Ebenſo trifft der Vorwurf das ganze Ermäch⸗ 
tigungsgeſetz, daß es an jeglicher Beſchränkung in 
ſachlicher Hinſicht fehlt. Nicht nur die Ziffer 87, 
die eine ganz offenbare General-Klauſel darſtellt, 
iſt aus dieſem Grunde verfaſſungswidrig, ſondern 
| das ganze Gejeg ijt nichts weiter als ein Regiſter 
der gejamten Rechtsgebiete. Es fehlt in der Tat 


— nicht eine einzige Materie, weder des öffentlichen 


(B 
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noch des privaten Rechts, über welche der Senat 
nicht nach ſeinem Ermeſſen Beſtimmungen treffen 
könnte. (Abg. Hohnfeldt: Insbefondere!) Es 
ſind zwar gelegentlich ſehr detaillierte Materien 
bezeichnet. Einer ſolchen Aufzählung folgt aber 
in jedem einzelnen Abſchnitt eine ganz allge: 
meine Beſtimmung, welche unmittelbar oder auf 
Umwegen jeden Punkt dieſes Rechtsgebiets zu 
regeln geſtattet. (Abg. Batzer: Nur Geduld, Ihr 
werdet es ſchon lernen!) 

Auf jedem Gebiet ſoll der Senat eine Blanko⸗ 
vollmacht erhalten. Es iſt zwar geſagt, daß dieſe 
nur bis zur Grenze der Verfaſſungsmäßigkeit 
gehen darf. Aber es müſſen ſchon jetzt ſtarke 
Zweifel geäußert werden, ob es zukünftig über⸗ 
haupt noch Preſſefreiheit, Verſammlungsfreiheit, 
Freiheit der Perſon, Freiheit der Meinungs: 
äußerung, Gleichheit vor dem Geſetz geben wird. 

Es werden damit noch ſchlimmere Zuſtände 
heraufbeſchworen, als ſie im alten Obrigkeitsſtaat 
beſtanden. In dieſem Obrigkeitsſtaat hat bereits 
die aufſteigende Arbeiterklaſſe um jeden Fußbreit 
Freiheit zähe, opferreiche Kämpfe führen müſſen. 
Sie hat in jahrelangem Ringen ſich das demo— 
kratiſche Mitbeſtimmungsrecht erkämpft. Und 
wenn auch heute die Demokratie, die freie Mit⸗ 
beſtimmung des Volkes, zurückgedrängt wird, ſo 
wiſſen wir, daß ſie ſich doch wieder Bahn ſchaffen 
wird. Das Kapital, nicht bereit, der aufſteigen⸗ 
den Arbeiterklaſſe einen Anteil an der Macht zu 
gewähren, hat den Faſchismus zu Hilfe gerufen. 
(Zwiſchenrufe rechts.) 

0 Durch Terror ſoll jetzt den Danziger Arbeitern 
die Hingabe an den Danziger Staat ausgetrieben 
werden. Ein neuer Staat ſoll entſtehen. (Zwiſchen⸗ 
rufe rechts.) Ein Staat der Autorität, ein Staat 


ohne die bisherigen Formen der parlamentariſchen 


Selbſtbeſtimmung. Es ſoll der Zuſtand wieder⸗ 
kehren, wie er vor 1918 beſtand. Wir Sozialiſten 
ſollen zu Fremdlingen dieſes Staates geſtempelt 
werden, den wir mit hoffendem Herzen und ſchaf⸗ 
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(Abg. gebaut wiſſen wollten. (Abg. Batzer: Siehe Skla⸗ 


rek! — Heiterkeit rechts.) 

Für die werktätige Bevölkerung hat ſicherlich 
der Teil der Ausführungen des Herrn Senatsprä⸗ 
ſidenten die größte Bedeutung, welcher ſich auf die 
Verminderung der Erwerbsloſigkeit bezieht. Ge⸗ 
genüber der im Wahlkampf von den National⸗ 
ſozialiſten ſo laut verkündeten Parole, daß ſie Ar⸗ 
beit und Brot verſchaffen würden, waren die An⸗ 
kündigungen des Herrn Senatspräſidenten außer⸗ 
ordentlich mager. (Abg. Mau: Sehr gut! — Hei⸗ 
terkeit rechts.) Mit Ausnahme einer Ankündigung 
auf Einführung des Arbeitsdienſtes war von poſi⸗ 
tiven Maßnahmen zur Bekämpfung der Erwerbs⸗ 
loſigkeit kaum die Rede; denn daß Sie der haupt⸗ 
ſächlich auf Induſtrie und Gewerbe angewieſenen 
Danziger Arbeiterſchaft nicht durch die Ankündi⸗ 
gung von Straßenbauten Arbeit und Brot ver⸗ 
ſchaffen können, dürfte außer jedem Zweifel ſtehen. 
(Abg. Dr. Marnitz: Was habt Ihr denn ge⸗ 
macht?) Dem angekündigten Arbeitsbeſchaffungs⸗ 
programm wird die Arbeiterſchaft mit geſpannter 
Erwartung entgegenſehen. 

Der Herr Senatspräſident ſprach davon, daß 
das Volk bei dieſer Wahl die Probe beſtanden 
habe. Daß die Regierung die Probe gegenüber den 
zu löſenden wirtſchaftlichen Aufgaben beſtehen 
wird, erſcheint uns fraglich. Wir werden uns 
durch keinerlei Drohungen davon abhalten laſſen, 
alle unſere Kräfte einzuſetzen für die Ideen, die 
wir zur Förderung der Intereſſen des werktätigen 
Volkes zu vertreten haben. Wir wiſſen, daß der 
wirkliche Sozialismus (Zu Ende iſt! rechts) nur 
die einzige Möglichkeit zur Löſung der Wirtſchafts⸗ 
nöte der breiten Maſſen des Volkes ijt. Sie glau- 
ben ſchon voreilig über das Ende der Sozialdemo⸗ 
kratie triumphieren zu können. (Gott ſei Dank! — 
Das tun wir! rechts.) Aber der Herr Senatspra- 
ſident hat ſelbſt ein Wort zitiert (Sehr gut! links), 
wonach das menſchliche Herz eine letzte unein— 
nehmbare Feſtung darſtellt. (Sehr richtig! rechts.) 
Die Ideen der Sozialdemokratie find in Zehn- 
tauſenden von Herzen feſt verankert. Dieſe Idee 
wird allen Unterdrückungsmaßnahmen trotzen. 
(Abg. Batzer: Wir werden ja ſehen!) Und wenn 
das menſchliche Herz die Entſcheidung zwiſchen dem 
Sozialismus und dem Faſchismus bringt, ſo ha⸗ 
ben wir unbedingt die Gewißheit, daß bei dieſer 
großen, einſtmals kommenden Entſcheidung der 
Sieg auf Seiten des Sozialismus ſein wird. (Abg. 
Batzer: Des Sozialismus? — Heiterkeit und Zwi⸗ 
ſchenrufe rechts.) Dem Sozialismus gehört das 
Herz der Menſchheit; denn links ſchlägt das Herz 
der Menſchheit. (Bravo! links. — Zwiſchenrufe 
rechts.) 

Vizepräſident Potrykus: Ich erteile das Wort 
Herrn Abg. Langnau. 

Langnau, Abgeordneter (K. P.): Im Auftrage 
der kommuniſtiſchen Volkstagsgruppe habe ich fol⸗ 
gende Erklärung abzugeben. (Etwas deutlicher! 
rechts.) Durch die Beſchränkung der Redezeit auf 
einige Minuten iſt es uns unmöglich, grundſätz⸗ 
lich auf die Ausführungen des Herrn Senatsprä⸗ 
ſidenten und des Finanzſenators, ſowie auf das 
vorliegende Geſetz einzugehen. (Zwiſchenrufe 
rechts.) Das vorliegende Geſetz, ſowie die Aus⸗ 


fender Hand zum wohnlichen Heim für alle aus- führungen der beiden Senatoren beweiſen aber, 


— 


(©) 


D) 


— 


Volkstag Danzig — 3. Sitzung. 
(Langnau, Abgeordneter) 


(A) daß kein Syſtemwechſel eingetreten ijt, ſondern daß 


die bisherige Politik der Danziger Bourgeoiſie 
gegen die werktätige Klaſſe verſchärft weiter durch⸗ 
geführt werden ſoll. 

So, wie es allen kapitaliſtiſchen Regierungen 
von den Sozialdemokraten bis zu den Deutſchna⸗ 
tionalen nicht gelungen iſt, (Heiterkeit) die außen⸗ 
und innenpolitiſchen Fragen Danzigs zu löſen, ſo 
wird es auch dieſer Regierung nicht gelingen. 
Jede kapitaliſtiſche Regierung verſchärft die Kriſe 
im Kapitalismus, vergrößert das Chaos und führt 
zur Kataſtrophe. (Abg. Batzer: Der iſt anſtändig 
dick dabei geworden! — Heiterkeit.) Sie ſind ja 
noch dicker, Herr Batzer! Im Gegenſatz zur Res 
gierungserklärung des Herrn Senatspräſidenten 
wiederholen wir, was die Kommuniſten feierlich 
vor allen Völkern der Erde, vor allen Regierun= 
gen und Kapitaliſten des Auslandes erklärt ha- 
ben: Wir Kommuniſten werden nach dem Sturz 
der Macht der Kapitaliſten und Großgrundbeſitzer, 
nach der Aufrichtung der proletariſchen Diktatur 
in Deutſchland und in Danzig in brüderlichem 
Bündnis mit den Proletariern aller Länder in 
erſter Linie folgendes Programm durchführen: 

Wir werden den Verſailler Friedensvertrag, 
der Deutſchland zerſtückelt und Danzig vom Reiche 
getrennt hat, und den Poung-Plan, der Deutſch⸗ 
land knechtet, zerreißen, werden alle internatio- 
nalen Schulden und Reparationszahlungen, die 
den Werktätigen Deutſchlands und Danzigs durch 
die Kapitaliſten auferlegt worden ſind, annullie⸗ 
ren. (Zwiſchenrufe rechts.) Wir Kommuniſten 
werden uns für das volle Selbſtbeſtimmungsrecht 
aller Nationen einſetzen. Zur Macht gelangt, wer⸗ 
den wir dem Treiben der Bankmagnaten, die dem 
Lande offen ihren Willen aufzwingen, ſchonungs⸗ 
los Einhalt gebieten. Wir werden die proletariſche 
Nationaliſierung der Banken durchführen. 

Die Großhändler, die Magnaten des Handels⸗ 
kapitals, treiben heute mehr denn je die kleinen 
Kaufleute in den Ruin, werfen die Angeſtellten 
aufs Pflaſter, vernichten die Mittelſtandsexiſten— 
zen, wuchern die Bauern aus und ſchrauben die 
Preiſe für Maſſenkonſumartikel empor. Zur 
Macht gelangt, werden wir dem Treiben der Hans 
delsmagnaten Einhalt gebieten, den Großhandel 
nationaliſieren, ſtarke Konſumgenoſſenſchaften 
ſchaffen, die die Intereſſen aller Werktätigen wirk⸗ 
lich vertreten. Wir werden die kapitaliſtiſchen 
Formen der Kommunalbwirtſchaft vernichten. 
(Aber wann? rechts), den großen Hausbeſitz ent⸗ 
ſchädigungslos enteignen, die Arbeiter und die 
arme Bevölkerung in die Häuſer der Reichen ein⸗ 
quartieren. (Heiterkeit rechts.) 

Wir werden die Preiſe für Mieten, Waſſer, 
Elektrizität, Verkehrs- und Konſumleiſtungen 
nach dem Klaſſenprinzip abſtufen und für die Ar⸗ 
beiter und wenig bemittelten Werktätigen auf das 
Mindeſtmaß herabſetzen. Wir werden der Steuer— 
politik der Bourgeoijie ein Ende machen. Durch 
Machtergreifung, entſchädigungsloſe Enteignung 
der Induſtriebetriebe, der Banken, des großen 
Hausbeſitzes und des Großhandels wird die Ar— 
beitertlajje alle Vorausſetzungen für einen Klaſ⸗ 
ſenhaushalt des proletariſchen Staates ſchaffen. 
Wir werden die Sozialverſicherung aller Arten 
auf Koſten des Staates unbedingt ſicherſtellen. 
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Wir werden die Herrſchaft der Großgrundbeſitzer 
brechen (Zuruf des Abg. Hohnfeldt), werden ihren 
Grund und Boden entſchädigungslos enteignen 
und den landarmen Bauern geben. (Wir werden! 
Wir werden! bei den Nationalſozialiſten.) Mit 
eiſernem proletariſchem Beſen werden wir alle 
Schmarotzer, Großinduſtriellen, Bankiers, Junker, 
Großkaufleute, Arbeiterfeinde, Spekulanten und 
Schieber aller Art hinwegfegen. (Zurufe der Abg. 
Hohnfeldt und Batzer.) 

Durch die Einführung des Siebenſtundentages 
und der viertägigen Arbeitswoche, durch ein feſtes 
Wirtſchaftsbündnis mit der Sowjet-Union und 
der Hebung der Kaufkraft der Maſſen werden wir 
die Erwerbsloſigkeit aus der Welt ſchaffen. (Hei⸗ 
terkeit.) Wir werden jedem die Möglichkeit geben, 
für einen auskömmlichen Lohn zu arbeiten. Wir 
werden alle produktiven Kräfte der Induſtrie und 
Landwirtſchaft ausſchließlich in den Dienſt der 
Werktätigen ſtellen. Wir werden den werktätigen 
Frauen und der werktätigen Jugend volle poli- 
tiſche Gleichberechtigung und gleichen Lohn für 
gleiche Arbeit ſichern. Wir werden die Löhne er⸗ 
höhen, indem wir die Unternehmer-Profite, die 
unproduktiven Unkoſten der kapitaliſtiſchen Wirt⸗ 
ſchaftsweiſe abſchaffen. (Zwiſchenrufe und Heiter⸗ 
keit rechts.) Mit bolſchewiſtiſcher Rückſichtsloſig⸗ 
keit werden wir allen bürgerlichen Faulenzern 
gegenüber das Prinzip durchführen „Wer nicht 
arbeitet, ſoll auch nicht eſſen.“ (Du biſt der Erſte! 
— Sehr richtig! und Beifall bei den National- 
ſozialiſten.) Die Entwicklung hat bewieſen, daß 
nicht die Sozialdemokratie, auch nicht der Faſchis⸗ 
mus imſtande iſt, dem werktätigen Volke die ſozi⸗ 
ale und nationale Befreiung zu geben. 

Einzig und allein der Kommunismus iſt im⸗ 
ſtande, den Werktätigen in Stadt und Land die 
ſoziale und nationale Befreiung zu bringen. Des⸗ 
halb rufen wir von dieſer Stelle den Werktätigen 
zu: „Schart euch um die Kommuniſten, kämpft mit 
uns gegen alle Feinde der Arbeiterklaſſe, für Ar⸗ 
beit, Brot, Boden und Freiheit, für den Sieg der 
Arbeiterklaſſe. (Oho! und Zwiſchenrufe rechts.) 
Aus der Regierungserklärung des Herrn Senats⸗ 
präſidenten werden die Werktätigen Danzigs klar 
und deutlich erkennen, daß nicht der Faſchismus, 
ondern nur der Kommunismus die Rettung 
bringt. (Abg. Malſch: Wie in Rußland!) 

Wir Kommuniſten ſind uns deſſen bewußt, daß 
trotz aller Maßnahmen, die die Bourgeoiſie gegen 
uns und die Arbeiterklaſſe unternimmt, der Tag 
der Freiheit kommen wird, wo in den Straßen 
Danzigs die roten Arbeiterbataillone aufmarſchie— 
ren (Oho! rechts) und vom Rathaus die Inter— 
nationale ertönen wird als Zeichen der ſozialen 
und nationalen Befreiung der Werktätigen Dan⸗ 
zigs. Es lebe der Kommunismus! Es lebe der 
Sieg der Arbeiterklaſſe! Es lebe ein rotes Danzig 
in einem freien Räte-Deutſchland! (Deutſchland 
erwache! Danzig bleibt deutſch! Es lebe Adolf 
Hitler! Sieg-Heil! bei den Nationalſozialiſten). 

Vizepräſident Potrykus: Das Wort hat der 
Herr Abg. Dr. Ziehm. (Abg. Weber: Das iſt gröb⸗ 
liche Störung der Ordnung, Herr Präſident! Auto⸗ 
matiſcher Ausſchluß auf zehn Tage!) 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): 


— 


M. H.! 


Die Deutſchnationalen werden dem Geſetzentwurf 


a 
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(Dr. Ziehm, Abgeordneter) 

zur Behebung der Not von Volk und Staat zu⸗ 
ſtimmen. Die Deutſchnationalen haben in der 
vorigen Regierung, der ich die Ehre hatte, vorzu⸗ 
ſtehen, weitgehende Vollmachten in Geſtalt von 
Ermächtigungsgeſetzen gefordert und erhalten. Die 
Ermächtigungsgeſetze haben ſich damals zu Nutzen 
von Volk und Staat bewährt. Es konnten Maß⸗ 
nahmen in weitgehendem Umfange zur Aufrecht⸗ 
erhaltung der Ruhe und Sicherheit und auf dem 


Gebiete der Ordnung der Finanzen ſchnell und 


wirkſam durchgeführt werden. Es konnten dadurch 


Staat und Volk vor manchen Gefahren bewahrt 


bleiben. Auch hinfort werden unſerm Staats⸗ 
weſen Gefahren ſicherlich nicht erſpart bleiben. Es 
liegt im Rahmen der Staatsauffaſſung meiner poz 
litiſchen Freunde, daß eine ſtarke Staatsgewalt 
die Geſchäfte der Regierung führt. 

Durch unſere Zuſtimmung wollen wir zweierlei 
zu erkennen geben, einmal, daß wir eine kraftvolle 
Regierung wünſchen, die jederzeit in der Lage iſt, 
das, was zum Nutzen des Staates nötig iſt, zur 
Behebung der Not von Volk und Staat auch ſchnell 


Hund wirkſam durchzuführen. Zweitens wollen wir 


dadurch unſere poſitive Einſtellung zur Regierung 
und unſern Wunſch zur Mitarbeit erneut bekun⸗ 
den. Wir werden uns immer hinter die Regie— 


rung ſtellen, wo fie den heute von dem Herrn Se⸗ 


(B) 


natspräſidenten bekundeten Willen zur Tat wer⸗ 
den läßt, nach innen die ſchwer um ihre Exiſtenz 
ringende Wirtſchaft zu fördern und die deutſche 
Kultur zu erhalten, nach außen die Rechte und 
Freiheiten unſeres Staates zu wahren. 

Indem wir dem Ermächtigungsgeſetz unſere 
Zuſtimmung geben, drücken wir den Wunſch und 
die Hoffnung aus, daß das Geſetz dazu beitragen 
möge, das zu erreichen, was nach der Ueberſchrift 
des Geſetzes Zweck und Ziel des Geſetzes iſt, die 
Not von Staat und Volk zu beheben. (Bravo!) 

Vizepräſident Potrykus: Ich erteile das Wort 
dem Herrn Abg. Czarnecki. 

Czarnecki, Abgeordneter (P.): M. D. u. H.! 
Es wäre müßig, zu debattieren, ob man dem neuen 
Senat das Ermächtigungsgeſetz in dem beantrag⸗ 
ten Umfang bewilligen ſollte oder nicht. Letzten 
Endes wird ja doch jede Regierungsmaßnahme 
durch den Geiſt gekennzeichnet, der die Ce: 
natoren beſeelt. In den Ausführungen des Herrn 
Senatspräſidenten Dr. Rauſchning kann man im 
Gegenſatz zu den bisherigen Regierungserklärun⸗ 
gen eine ſachliche poſitive Einſtellung in Bezug 
auf die außenpolitiſchen Fragen Danzigs feſtſtel⸗ 
len, und die begrüßen wir. (Donnerwetter! links) 


Wenn man aber alle im Ermächtigungsgeſetz er⸗ 


wähnten Fragen behandeln wollte, ijt es ſelbſt⸗ 


verſtändlich, daß es auch aus parlamentariſchen 
Gründen unmöglich ijt, ihnen beizupflichten. | 


Man hat ſich in letzter Zeit Rechenſchaft gege— 
ben, wie die Frage Danzig vom Geſichtspunkt des 
wirtſchaftlichen Fortſchritts oder des Niederganges 
nicht nur unter den beiden Völkern, Polen und 
Deutſchen, ſondern darüber hinaus an Wichtigkeit 
gewonnen hat. Die Leidenſchaften, welche die 
Freie Stadt Danzig als ein Problem zu verewi⸗ 
gen ſuchten und die Wogen Die te aufwühlten, 
gingen ſo hoch, daß wir jetzt die ſchlimmſten Fol⸗ 
gen in der Freien Stadt zu regiſtrieren haben. 
Man ſage nicht, es iſt hohe Zeit, ſondern es iſt 
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ein Gebot des Augenblicks, daß man alles daran (O 
ſetzt, um dieſe Schwierigkeiten zu beſeitigen. Ein 
neuer Ausweg kann nur mit neuen Methoden 
gemacht werden. Die Politik der Fehde, die Poli⸗ 

tik des Wartens und des Zuſchauens hat zu lange 
gedauert. Die Freie Stadt Danzig ſteht in poli⸗ 
tiſcher Beziehung an der Schwelle eines neuen 
Zeitabſchnittes. 


Wenn wir in den Ankündigungen der ſtärkſten 
Partei dieſes Volkstages vieles hörten, was in 
politiſcher und wirtſchaftlicher Beziehung eine Ab⸗ 
kehr von dem Bisherigen bedeutet, ſo knüpfen wir 
daran die Erwartung, daß mit der von den 
Deutſchnationalen bisher betriebenen Politik 
Schluß gemacht wird. Wie die polniſchen Abge- 
ordneten hier des öfteren zum Ausdruck gebracht 
haben, ſoll eine Politik der kühlen Willensbeſtim⸗ 
mung, eine Danziger Politik des Einvernehmens 
und des guten Willens getrieben werden. Eine 
ſolche Politik muß Erfolge zeitigen. 

Nichts wäre für die Herſtellung einer dauernden 
Befriedung und Bereinigung der Danzig-polniſchen 
Beziehungen wichtiger, als wenn bei gegenſeitiger 
Achtung der kulturellen Beſtrebungen beider Bez 
völkerungsſchichten erträgliche Lebensmöglichkei⸗ 
ten geſchaffen werden. Man muß aber von den 
bisherigen verfehlten Methoden der Deutſchnatio⸗ 
nalen abweichen, man muß den Mut haben, den 
wirtſchaftlichen Tatſachen und Verhältniſſen — 
wie ſie Danzigs ſpezifiſche Stellung durch Verträge 
kennzeichnen — Rechnung zu tragen. Insbeſon⸗ 
dere gilt das für die Behandlung der polniſchen 
Minderheit in Danzig. An den Senator des 
Schulweſens richte ich die Bitte, mit den in jeder 
Beziehung mangelhaften Zuſtänden in den Volks⸗ 
ſchulen für die polniſche Bevölkerung aufzuräu⸗ 
men. Das iſt nicht nur in materieller ſondern auch 
in moraliſcher Beziehung unbedingt notwendig; 
denn nach dem Artikel 4 der Danziger Verfaſſung 
iſt dem polniſch ſprechenden Volksteil die freie 
volkstümliche Entwicklung und der Gebrauch der 
Mutterſprache gewährleiſtet. Der Führer der 
nationalſozialiſtiſchen Bewegung in Deutſchland, 
Herr Reichskanzler Hitler, hat in einer ſei⸗ 
ner Reden betont, daß es der nationalſozialiſtiſchen 
Idee widerſtrebt, die Minderheiten in ihrer Ent⸗ 
wicklung zu hemmen. Ich hoffe, daß dieſe lobens⸗ 
werte und poſitive Theſe in Danzig ihre weit- 
gehendſte Verwirklichung finden wird. : 

Wiederholt hat das Danziger Gerichtsweſen 
Kritik erregt, auch von ſeiten der Nationalſozia⸗ 
liſten, wegen mancher Urteile, die dem Gerechtig— 
keitsempfinden des Volkes widerſprachen. Es 
wird Sache des Senats ſein, eine Juſtizreform zu 

ranlaſſen. In dieſem Zuſammenhang möchte 


D) 


— 


ich erwähnen, daß die erſte Amtshandlung des 


Senats war, zwei politiſche nationalſozialiſtiſche 
Gefangene aus dem Gefängnis zu befreien. Jeder 
wird ſich freuen, wenn das geſchieht. Aber ich gebe 
Ihnen kund, daß drei polniſche Danziger, die in 
Wahrung berechtigter Intereſſen handelten, und 
das Volkstum der polniſchen Bevölkerung in 
Schutz nahmen, für ihre Pflichterfüllung zu 17 
Monaten Gefängnis verurteilt wurden und im 
Gefängnis ſchmachten. Ich bitte den Senat, daß 
er ſeine Amtshandlung für die Gefangenen auch 
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auf die polniſchen ausdehnt und ſie möglichſt bald 
freiläßt. 

Einen breiten Rahmen in den bisherigen Er⸗ 
örterungen zwiſchen Danzig und Polen nahmen 
die Fragen Edingen und die Ausnutzung des 
Danziger Hafens ein. Es iſt zuzugeben, daß dieſe 
Fragen in kühler Abwägung aller Umſtände zu 
regeln ſein werden. 

Vizepräſident Potrykus: Herr Abg. Czarnecki, 
Ihre Redezeit iſt abgelaufen. Ich bitte, möglichſt 
zum Schluß zu kommen. 

Czarnecki, Abgeordneter (P.): Es iſt im In⸗ 
tereſſe der Danziger Bevölkerung an der Zeit, 
daß der Senat ſeine poſitiven Richtlinien des Ar⸗ 
beitsprogramms verwirklicht. Danzig braucht zur 
Verfolgung ſeiner wirtſchaftlichen Ziele einen 
ſichtbaren Beweis des guten Willens. Auch im 
Intereſſe einer konſtruktiven Innenpolitik ijt die⸗ 
ſer Beweis nötig. Das kann geſchehen, wenn im 
Sinne der Ausführungen des Herrn Senatsprä⸗ 
ſidenten die Arbeitsbeſchaffung, Handels- un 
Induſtriebelebung verwirklicht wird. Es iſt zu 
wünſchen, daß der neue Senat, ausgerüſtet mit 
dem Faktor des guten Willens, ſeine Aktion zum 
Wohle der Freien Stadt und der Danziger Be: 
völkerung mit Erfolg durchführt. 

Vizepräſident Potrykus: Das Wort hat Herr 
Abg. Dr. Moczynſki. 

Dr. Moczynſki, Abgeordneter (P.): M. D. u. 
H.! Die ruhige und würdige Rede des neuen 
Herrn Genatspräfidenten, — mag man auch in 
verſchiedenen Punkten anderer Anſicht ſein, als 
er, — verdient es, eine längere Beſprechung fei- 
tens der Oppoſitionsparteien, — dazu werde ich 
wahrſcheinlich auch von Ihnen gezählt, — auszu⸗ 
löſen. Die kurze Redezeit macht es jedoch notwen⸗ 
dig, ſich Beſchränkung aufzuerlegen. Wenn ich auch 
als Verfechter des demokratiſchen Gedankens im 
Prinzip jedem Ermächtigungsgeſetz abhold bin, 
jo erkenne ich mit Genugtuung die freudige Bes 
reitſchaft und Bereitwilligkeit einer Partei an, 
die ganze Verantwortung für die kommenden 
Dinge auf ſich zu nehmen. Daran hat es hier in 
Danzig immer gemangelt. Es hat daran geman⸗ 
gelt, weil verſchiedene Parteien ſich zu Koalitio— 
nen zuſammenſchloſſen, und nach Auseinander- 
fliegen der Koalition die gegenſeitigen Vorwürfe 
in der Luft herumſchwirrten, ohne daß die All: 
gemeinheit ſich ſpäter ein Bild machen konnte, 
wer der wirklich Schuldige an dem Schlamaſſel 
war. 

Für meine Einſtellung ſind vier Geſichtspunkte 
maßgebend, Geſichtspunkte, die in letzter Zeit von 
der regierenden Partei und zum Teil auch heute 
von dem neuen Senatspräſidenten unterſtrichen 
worden ſind. Erſtens das Verſprechen, die Ver⸗ 
faſſung und die Verträge zu achten. Das iſt mei⸗ 
ner Anſicht nach das Haupterfordernis, welches 
auch heute vom neuen Senatspräſidenten unter⸗ 
ſtrichen wurde. Zweitens naturgemäß ein gutes 
Verhältnis zwiſchen Danzig und der Republi 
Polen. Das haben freilich, ebenſo wie Sie, Herr 
Senatspräſident, alle hier antretenden neuen Sez 
natspräſidenten verſprochen, doch immer hat es 
an der richtigen Ausführung dieſes Gedankens 


gemangelt. Wir hoffen, daß es diesmal anders 
werden wird. Drittens in verſchiedenen offiziellen 
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Parteierklärungen wurde als politiſche Linie für 
Danzig das Supremat der Politik über die Wirt⸗ 


ſchaft unterſtrichen. Dieſen Geſichtspunkt halte ich 


für falſch und würde mich aufrichtig freuen, wenn 
die Regierungspraxis den neuen Senat recht bald 
über die Richtigkeit des Gegenteils belehren 
würde. Für meine Einſtellung iſt als vierter Ge⸗ 
ſichtspunkt maßgebend die praktiſche Einſtellung 
des neuen Senats zu dem A SE Teil Der 
Danziger Bevölkerung. Mag dieſe polniſche ſoge⸗ 
nannte Minderheit noch ſo gering ſein, ſo fühlt 
ſie ſich doch mit ihrem Mutterlande mindeſtens 
ebenſo ſtark verbunden, wie Sie, m. H. von rechts, 
das Gefühl der Verbundenheit mit dem deutſchen 
Mutterlande haben. 

Ich glaube wohl, daß viele Worte und Taten 
der nunmehr regierenden Partei vor der Wahl 


vieles hinſichtlich der vier Punkte zweifelhaft er⸗ 
ſcheinen laſſen mußte, wenn auch hin und wieder, 


beſonders in letzter Zeit parteioffiziöſe Erklärun⸗ 
gen den Eindruck abzuſchwächen ſuchten. 
dies aber, daß man ſo manches vor Tiſch anders 
hörte, als jetzt während des Eſſens, während des 
Regierungsantritts, mußte naturnotwendig Miß⸗ 
trauen auslöſen. So lange dies Mißtrauen nicht 
durch praktiſche Arbeit behoben wird, muß ich dem 
Ermächtigungsgeſetz meine Stimme verſagen. 

Vizepräſident Potrykus: Das Wort hat der 
Herr Abg, Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. H.! 
Meine Fraktion hatte nicht die Abſicht, heute zum 
Ermächtigungsgeſetz und zur Regierungserklärung 
Stellung zu nehmen. Der Verlauf der Ausſprache 
zwingt aber doch, einige Worte auc nredhen, die 
wir ſonſt in unſerm eigenen Kreiſe gebraucht hät⸗ 
ten. Es iſt eine Sonnenwendfeier, die wir begehen. 
In der Zeit der Sonnenwende gibt es eine Reihe 
von Gewittern. Wir haben ein ſolches Gewitter 
heute auch im Volkstag grollen gehört. Es ſteht 
aber in umgekehrtem Verhältnis zu dem Gewitter 
der Wahlzeit. Wenn ich an die Rede des Herrn 
Abg. Dr. Ziehm denke, dann muß ich es freudig 
begrüßen, daß die Deutſchnationalen im Volkstag 
das Verſprechen abgaben, mit der Regierung poſi⸗ 
tiv zur Neugeſtaltung der Dinge in Danzig mitzu⸗ 
arbeiten. Das hörte ſich weſentlich anders an als 
in der Wahlzeit. Wir von der Nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Partei haben beſtimmt aus den Ausführun⸗ 
gen der deutſchnationalen Redner während des 
Wahlkampfes alles Mögliche hinſichtlich der Ar⸗ 
beit der Deutſchnationalen für die Zukunft be⸗ 
fürchten müſſen. Wir freuen uns, daß hier zum 
mindeſten ein Geſinnungswechſel eingetreten iſt. 

Was aber dann die Ausführungen des Herrn 
Abg. Brill anbetrifft, ſo wurde jetzt noch nachge⸗ 
donnert. Dies Donnergetöſe, Herr Brill, ſteht in 
umgekehrtem Verhältnis zur Kraft Ihrer Lunge 
und zur Kraft Ihrer Bewegung. (Heiterkeit 
rechts.) Wir haben beſtimmt nicht die Abſicht, 
uns von Ihnen vorrechnen zu laſſen, ob unſere 
Hoffnungen hinſichtlich der Volkstagswahl einge⸗ 
troffen ſind oder nicht. Es genügt uns, wenn Sie 
in dieſen Nachrechnungen einen gewiſſen Troſt ver⸗ 
ſpüren. Mögen Sie ſich damit weiter tröſten. Wir 
find zufrieden, daß wir die knappe Mehrheit haben. 
Sie reicht aus, um das durchzuführen, was wir be⸗ 
abſichtigen. (Bravo! rechts.) 
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(Hohnfeldt, Abgeordneter) 

Was das Zentrum anbetrifft, mit dem wir 
Nationalſozialiſten trotz unſerer Mehrheit in eine 
Regierung gegangen ſind, ſo möchte ich dem Herrn 
Zentrumsredner von dieſer Stelle den Dank mei⸗ 
ner Fraktion ausſprechen, daß wir Klarheit bekom⸗ 
men haben, eine Klarheit, die wir unbedingt 
brauchen, um innerhalb der Regierung ſaubere 
Arbeit zu leiſten. Mag denn in der Regierung po⸗ 
ſitive Arbeit in der Zuſammenarbeit geleiſtet wer: 
den, dann wollen wir Nationalſozialiſten es gern 
in Kauf nehmen, wenn die Ausführungen der Zen⸗ 
trumsfraktion im Volkstag nicht ganz das Wohl⸗ 
wollen der Nationalſozialiſten erringen können. 
Das Zentrum hat z. B. eine Behauptung aufge⸗ 
ſtellt, die ich ſofort widerlegen möchte. In der 
Rede des Herrn Senatspräſidenten wurde auf eine 
der Hauptaufgaben der nationalſozialiſtiſchen Ar⸗ 
beit der Regierung hingewieſen, nämlich die Er⸗ 
haltung der deutſchen Kultur. Das Zentrum bezw. 
ſein Redner, ſagte, daß die Zentrumspartei auf 
dieſem Gebiete, auf dem Gebiet der Arbeit für 
Kirche und Schule, allein Rufer im Streit geweſen 
ſei. Dann muß ich mich wundern, daß die bis⸗ 


herigen Regierungen, in denen das Zentrum tätig! 


war, nichts getan haben, um die kataſtrophale 
Lage der kirchlichen Geſinnung unſerer Bevölke— 
rung aufzuhalten und dem Bolſchewismus in die⸗ 
ſer Beziehung kräftig entgegen zu treten. (Sehr 
richtig! rechts.) Ich freue mich, wenn uns das Zen⸗ 
trum in den beſtimmt ſcharfen Maßnahmen, die 
wir treffen werden, um den antireligiöſen Kampf 
der Kommuniſten einzudämmen, helfen will. 
Seien Sie davon überzeugt, daß niemand ernſter 
an dieſe Arbeit gehen wird, als die Nationalſozia⸗ 
liſten. Wie ernſt es den Nationalſozialiſten iſt, 
und wie weit die Arbeit von Erfolg gekrönt iſt, 
ſehen Sie allein aus den vielen Meldungen zum 
Kircheneintritt, die darauf fußen, daß von uns 
betont wird, daß die Grundlage einer jeden ſitt⸗ 
lichen Arbeit die enge Beziehung zur Kirche dar⸗ 
ſtellen muß. Wir werden Ihnen dankbar ſein, 
wenn Sie in dieſem Punkte mit uns reibungslos 
zuſammen arbeiten. 

Dann haben Sie einige Differenzpunkte aufge⸗ 
ſtellt, die ich ſehr genau verſtanden zu haben 
glaube. Ich möchte ſie nicht zergliedern. Sie liegen 
alle auf parlamentariſch-weltanſchaulichem Gebiet. 
Die treffendſte Ausführung dazu war die Bemer- 
kung des Herrn Abg. Kurowski, Sie ſtänden noch 
auf parlamentariſchem Boden. M. H.! Wenn der 
parlamentariſche Boden und die parlamentariſchen 
Verhandlungen jo ausiehen, wie die Ausführun⸗ 
gen des Abg. Langnau von der Kommuniſtiſchen 
Fraktion, daß man erklären kann, „Wir werden, 
wir werden“ und nichts ſchafft und auch nichts 
ſchaffen kann, ſo pfeifen wir auf dieſen Parlamen⸗ 
tarismus. Der Parlamentarismus ſollte ein Ven⸗ 
til für die Strömungen des Volkes ſein, das an 
der Geſtaltung der Geſchicke des Staates mitarbei- 
ten ſollte. Wenn dieſe Kräfte mitarbeiten wollen, 
ſo mögen die Vertreter dieſer Kräfte heute bereit 
ſein, ein Ermächtigungsgeſetz anzunehmen, das 
nichts weiter will, als dem Senat die Möglichkeit 
der Arbeit zu verſchaffen. Dann verzichten wir auf 
die Beſprechungen. Wir Nationalſozialiſten haben 
während des Wahlkampfes nicht eine Verſprechung 
gemacht. Wir haben nicht geſagt, daß wir die Ban⸗ 
ken nationaliſieren werden. Aber Sie (zu den 
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Kommuniſten) haben Plakate angehängt: „Wenn 
die Reichswehr marſchiert, dann ſchützen wir in 
erſter Linie die Banken“. Die Photographie des 
Plakates ſteht bei mir zur Verfügung. Sie iſt im 
Gebiet Plauen⸗Vogtland aufgenommen und zwar 
in der Zeit des Max Hölz und wurde in den Zei⸗ 
tungen veröffentlicht. Eine Photographie der Lit⸗ 
faßſäule kann ich zur Verfügung ſtellen. Das ijt 
aber keine poſitive Arbeit. 

Wir freuen uns, daß wir mit der Arbeit, die 
wir tatſächlich vorhaben, ſo ſchnell vorwärts kom⸗ 
men können, und zwar mit Anterſtützung der 
Parteien, die ſich heute im Plenum ganz offen 
zur Unterſtützung des Ermächtigungsgeſetzes be: 
kannten. Wir werden handeln und werden des⸗ 
halb abſtimmen laſſen. Heute ſchlage ich vor — ich 
glaube, es iſt kein Redner mehr vorhanden — die 
Druckſache dem Hauptausſchuß zu überweiſen. Der 
Herr Präſident des Volkstages hat dafür geſorgt, 
daß der Hauptausſchuß für morgen zuſammenbe⸗ 
rufen iſt. Ich beantrage gleichzeitig, nach dieſer 
Sitzung im Hauptausſchuß eine neue Sitzung des 
Volkstages auf morgen Nachmittag 3.30 Uhr an⸗ 
zuberaumen mit der Tagesordnung: Zweite und 
dritte Leſung des Ermächtigungsgeſetzes, damit in 
der nächſten Woche wirklich poſitive Arbeit gelei— 
ſtet wird. : 

Vizepräſident Potrykus: Die Ausſprache über 
dieſen Punkt der Tagesordnung iſt erledigt. Da es 
ſich um eine Finanzvorlage handelt, muß ſie dem 
Hauptausſchuß überwieſen werden. Herr Abg. 
Hohnfeldt hat bereits einen Antrag nach dieſer 
Richtung geſtellt. Ich höre keinen Widerſpruch; es 
iſt ſo beſchloſſen. Zur Geſchäftsordnung hat der 
Herr Abg. Brill das Wort. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Wir haben 
vorgeſtern eine Aelteſtenausſchußſitzung gehabt. 
Da iſt ausdrücklich gefragt worden, wann die 
nächſte Sitzung des Volkstages ſtattfindet. Dort 
wurde keine Zeit feſtgeſetzt, aber es wurde in Aus⸗ 
ſicht geſtellt, heute in einer Woche die nächſte 
Sitzung abzuhalten. Wir haben ſonſt nie am 
Sonnabend getagt. (Wir ſind ja keine Juden! 
rechts) Ob wir Juden ſind oder nicht, iſt egal. 
Holen Sie Ihre Stammrolle vor, und prüfen Sie, 
ob Sie nicht doch von Juden abſtammen! Alſo 
werden Sie nicht pampig! Laſſen Sie ſich das ge⸗ 
ſagt ſein, und bilden Sie ſich nicht ein, daß ich in 
den Volkstag gekommen bin, um die Hände an die 
Hoſennaht zu nehmen. Das überlaſſe ich Ihnen. 

Ich glaube nicht, daß ſich einer der Abgeord— 
neten auf morgen eingerichtet hat. Es iſt auch gar 
nicht möglich, daß die Fraktionen bis morgen 
nachmittag zu dem ſehr weitgehenden Ermächti⸗ 
gungsgeſetz Stellung nehmen können. (Zwiſchen— 
rufe rechts). Wenn Sie die Abſicht hatten, das 
Ermächtigungsgeſetz noch in dieſer Woche zu ver⸗ 
abſchieden, ſo wäre es richtiger geweſen, daß Sie 
dies dem Herrn Präſidenten des Volkstages mit⸗ 
geteilt hätten, dieſer hätte dann den Wunſch den 
Fraktionen weiter geben müſſen. Dann hätte man 
Gelegenheit gehabt, ſich darauf einzurichten. Dieſe 
Möglichkeit iſt genommen. Deshalb beantrage 
ich, daß nächſte Woche, meinetwegen Dienstag, 
eine Sitzung ſtattfindet. (Zwiſchenrufe rechts.) 
Scheuen Sie ſich nur nicht vor Arbeit! Im übrigen 
habe ich das Wort vom Präſidenten erteilt bez 
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(Brill, Abgeordneter) 
kommen und werde ſolange reden, wie es mir der 
Herr Präſident geſtattet. 

Vizepräſident Potrykus: Zur Geſchäftsordnung 
hat Herr Abg. Hohnfeldt das Wort. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Ich muß 
den Ausführungen des Herrn Abg. Brill wider⸗ 
ſprechen. Nach meiner Kenntnis hat im Aelteſten⸗ 
ausſchuß der Herr Präſident von Wnuck erklärt, 
daß er ſich erſt mit dem Senat in Verbindung 
ſetzen und deſſen Wünſche berückſichtigen müßte. 
Der Senat hält es für dringend nötig, dieſe Ge⸗ 
ſetze ſo ſchnell wie möglich zu erledigen. Im übri⸗ 
gen paßte Ihnen der Dienstag ja auch nicht. Herr 
Abg. Gehl ſagte, daß er am Dienstag nicht kom⸗ 
men könnte. Wir haben es eben eilig. (Zwiſchen⸗ 
rufe und Unruhe.) 

Vizepräſident Potrykus: Ich glaube, eine 
längere Geſchäftsordnungsdebatte erübrigt ſich. 
Zur Geſchäftsordnung hat Herr Abg. Brill das 


Wort. 
Brill, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. 5! 


Sie haben im Ermächtigungsgeſetz 87 Punkte auf⸗ 
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genommen. Nach meiner Schätzung werden mine (B) 


deſtens 132 Geſetze davon erfaßt. (Stellvertreten⸗ 
der Präſident des Senats Greiſer: Und 870 Not⸗ 
verordnungen!) Wenn Sie aber die Beratungen 
nur zu einer bloßen Form machen wollen, dann 
halten Sie morgen die Sitzung ab, aber Sie wer⸗ 
den nicht von jemand, dem Sie keine Möglichkeit 
ließen ſich vorzubereiten, verlangen können, daß 
er über die 87 Punkte, die das Ermächtigungs⸗ 
geſetz enthält, entſcheiden kann. (Abg. Hohnfeldt: 
Bei uns wurde die Nacht hindurch gearbeitet!) 

Vizepräſident Potrykus: Es liegen zwei An⸗ 
träge vor, der Antrag des Abg. Hohnfeldt, mor⸗ 
gen nachmittag um 3,30 Uhr eine Sitzung abzu⸗ 
halten und der Antrag des Abg. Brill, am näch⸗ 
ſten Dienstag zu tagen. Ich laſſe zunächſt über 
den Antrag des Herrn Abg. Hohnfeldt abſtimmen. 
Wer dieſen Antrag annehmen will, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, der Antrag 
iſt angenommen. Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 18 Uhr 50 Minuten.) 


(A) 


Volkstag Danzig — 4. Sitzung. 


Sonnabend, den 24. Juni 1933. 27 


Beratungsſtoff der über 132 Geſetzesgebiete um⸗ 


4. Sitzung. 


Sonnabend, den 24. Juni 1933. 
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Nr. i000 „ ; 290 
Vertagung 


: a 

Die Sigung wird 15 Uhr 45 Minuten durch 
den Präſidenten von Wnuck eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats 
Dr. Rauſchning, Stellvertretender Präſident des 
Senats Greiſer, Senatoren Dr. Hoppenrath, Huth, 
Dr. Kluck, Dr. Wiercinſki⸗Keiſer. 

Präſident: Ich eröffne die vierte Vollſitzung. 
Ich habe dem Haufe vor Eintritt in die Tages- 
ordnung mitzuteilen, daß der Herr Abg. Prälat 
Sawatzki von der Zentrumsfraktion ſein Mandat 
niedergelegt hat. An ſeiner Stelle iſt der Herr 
Abg. Johannes Günther in den Volkstag einge⸗ 
treten. Iſt Herr Günther anweſend? — (Ja!) — 
Ich begrüße Sie als neues Mitglied. Ich rufe den 
einzigen Punkt der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung eines Ge⸗ 
ſetzentwurfs zur Behebung der Not von 
Volk und Staat. 

Druckſache Nr. 11 zu Nr. 7. Der Aelteſtenaus⸗ 
ſchuß ſchlägt vor, die Redezeit für die zweite und 
dritte Beratung wieder, wie geſtern, auf zuſam⸗ 
men 2 Stunden 45 Minuten zu beſchränken. Da⸗ 
von entfallen auf die Nationalſozialiſten 88 Mi⸗ 
nuten, die Sozialdemokraten 30, das Zentrum 23, 
die Kommuniſten 11, die Deutſchnationalen 7 Mi⸗ 
nuten. In Abweichung von geſtern ſollen die bei⸗ 
den Herren von den Polen je 5 Minuten erhalten. 
Widerſpruch höre ich nicht; es ijt fo beſchloſſen. Ich 
eröffne die Ausſprache. Das Wort hat der Herr 
Abg. Brill. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Im Namen der 
Sozialdemokratiſchen Fraktion habe ich folgende 
Erklärung abzugeben: 

Die kurzfriſtige Feſtſetzung der Beratung des 


Ermächtigungsgeſetzes hat es der Sozialdemokra⸗ 


tiſchen Fraktion des Volkstages unmöglich gemacht, 


ſich mit der außerordentlich 


umfangreichen und 
weitgehenden Materie des Ermächtigungsgeſetzes 
zu beſchäftigen. Wenn zwiſchen den Beſprechungen 
im Hauptausſchuß und der Verabſchiedung im Ple⸗ 
num nur ein Zeitraum von wenigen Stunden 
liegt, obwohl zunächſt auch die Regierungsparteien 
dafür einige Tage für erforderlich gehalten haben, 
ſo wird damit jede Möglichkeit genommen, daß die 
Abgeordneten ſich auch nur annähernd mit dem 


faſſenden Vorlage vertraut machen können. Wie 


ſchon das Ermächtigungsgeſetz an ſich unſeres Er⸗ 


achtens mit der Verfaſſung der Freien Stadt nicht 


— 


zu vereinbaren ijt, jo offenbart auch bie Ausſchal⸗ 


tung jeder gründlichen Beratung Methoden, die 
auf eine Unmöglichmachung der verfaſſungsmäßi⸗ 
gen demokratiſchen Mitbeſtimmung hinauslaufen. 
Durch die Art der Handhabung der Beratung wird 
uns die Möglichkeit genommen, in ordnungsmäßi⸗ 
ger Weiſe zu der Vorlage Stellung zu nehmen, 
durch die auf vier Jahre das Geſetzgebungswerk 
feſtgelegt wird. Wir legen gegen dieſe Ausſchal⸗ 
tung aus der gejegaeberijchen Arbeit ſchärfſten Pro⸗ 
teſt ein. Dieſe Vorgänge werden uns Veranlaſſung 
ſein, unſere Beſtrebungen für verfaſſungsmäßige 


Zuſtände mit umſo größerem Nachdruck zu erfüllen. 


(Bravo! links.) 

Präſident: Herr Abg. Raſchke, Sie haben ſich 
zu Punkt 4 zum Wort gemeldet, wir haben heute 
jedoch nur einen Punkt auf der Tagesordnung. 
(Abg. Raſchke: Ich habe es verwechſelt, es ſoll zu 
Punkt 1 jein!) Herr Abg. Raſchke hat das Wort. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Die vorläufig 
angenommene Geſchäftsordnung dieſes Volkstages 
ſagt in ihrem $ 1: „Jeder Abgeordnete iſt ver⸗ 
pflichtet, an den Arbeiten des Volkstags teilzu⸗ 
nehmen.“ Wie Sie ſich, m. H. (nach rechts) die 
Arbeiten des Abgeordneten vorſtellen, geht aus 
Ihrer Redebeſchränkung hervor. Glauben Sie, 
daß wir das, was wir zu vertreten haben, hier in 
elf Minuten ſagen können? (Abg. Hohnfeldt: Das 
intereſſiert uns gar nicht!) Ob Sie das intereſſiert, 
iſt Nebenſache. Es kommt darauf an, was unſere 
Mähler intereſſiert. (Zuruf des Abg. Hohnfeldt.) 
Wenn Sie nur noch ein bißchen Demokratie im 
Leibe haben, . . . (Große Heiterkeit rechts) — ich 
ſetze voraus, daß Sie die nicht haben, — dann 
wundert es mich, daß Sie ſich überhaupt an dieſen 
Arbeiten beteiligen. (Unruhe rechts — Du oller 
Oop! — Zuruf des Abg. Hohnfeldt). 

Präſident: Eine ganze Kleinigkeit muß jid das 
Haus ruhiger verhalten. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Beſonders die 
Zwiſchenrufe, wie „Oop“ uſw. müſſen unterlaſſen 
werden. Ich fühle mich dadurch allerdings nicht 
beleidigt. — Wenn Sie in Ihrer Wahlagitation 
Wert darauf gelegt haben, in den Volkstag hin⸗ 
einzukommen, dann verträgt ſich das mit Ihrer 
jetzigen Einſtellung beſtimmt nicht. Aber dieſe 
Ausführungen nur nebenbei. Es iſt ja meine Auf⸗ 
gabe, in der kurzen Zeit noch einiges zu dem Er⸗ 
mächtigungsgeſetz zu ſagen. Wenn man ſich nur 
die Ueberſchrift anſchaut, und dort leſen muß, daß 
es ein Geſetz zur Behebung der Not von Volk und 
Staat ſein ſoll, dann fragt man ſich, ob mit dem 
vorliegenden Geſetz insbeſondere die Not des Bole 
kes beſeitigt werden kann. Der Herr Senatsprä⸗ 
ſident, wie auch der Herr Finanzſenator haben in 
ihren Ausführungen nicht durchblicken laſſen, wie 
die Not des Volkes beſeitigt werden ſoll. Von 
nationalen Belangen iſt ſehr viel geſprochen wor⸗ 
den. Aber wir ſtehen auf dem Standpunkt, daß 
allein von den nationalen Belangen die Bepölke— 
rung nicht ſatt werden kann und auch nicht ſatt 
werden wird. Es müßte deshalb ſchon die Auf⸗ 


gabe der neuen Regierung ſein, konkret zu zeigen, 


wie die Not und das Elend der werktätigen Schich⸗ 
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ten beſeitigt werden ſollen. Es dürfte der Regie- 


rung nicht unbekannt ſein, daß bei den unteren 
Schichten der Bevölkerung das Elend unmenſch⸗ 
liche Formen angenommen hat, daß Tauſende da⸗ 
von, beinahe tauſend Perſonen, ich will nicht zu 
hoch greifen, nicht nur erwerbslos, ſondern auch 
wohnungslos auf der Straße, ja im Rinnſtein 
herumliegen, kein Dach über dem Kopf haben, und 
nicht wiſſen, wo ſie ihre Familien, insbeſondere 
ihre Kinder unterbringen ſollen. (Zwiſchenrufe 
rechts.) Sie wollen doch etwas anderes ſchaffen, 
Sie wollen doch die Not beſeitigen. Wir ſind in 
dieſer Beziehung ſehr peſſimiſtiſch. Die Erfahrung 
lehrt, daß beim Abwarten noch nichts Herausge- 
kommen iſt und auch in Zukunft nichts heraus⸗ 
kommen wird. Sie haben es verſtanden, der Be⸗ 
völkerung Ihre Parolen zu een Aber 
jetzt ſollen Sie zeigen, was hinter dieſen Parolen 
ſteht. Im Ermächtigungsgeſetz iſt nicht eine Ihrer 
Parolen enthalten, es wird kein Wort von Arbeit, 
Brot und ſonſtigen Maßnahmen geſagt. (Zurufe 
rechts.) Gerade, weil das Geſetz ſo verſchwommen 
iſt, und man nach Ihrer Meinung alles heraus— 
leſen kann. Sie leſen das Gute heraus, um die 
Bevölkerung weiter beſoffen zu machen. Wir leſen 
das Schlechte heraus. 

Präſident: Herr Abg. Raſchke, ich rufe Sie zur 
Ordnung. Hier macht niemand die Bevölkerung 
beſoffen. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Darüber kann 
man geteilter Meinung ſein. Wenn man in die 
Kneipe geht, viel Geld hat und Schnaps trinkt, 
wird man beſoffen. (Das merkt man bei Ihnen! 
rechts.) Es müßte wenigſtens in dieſem Notge— 
ſetz eine Beſtimmung enthalten ſein, wonach die 
Arbeitgeber verpflichtet werden, Löhne zu zahlen, 
mit denen die Arbeiter menſchenwürdig leben kön⸗ 
nen. Aber die Entwicklung hat gezeigt und zeigt 
es immer mehr, daß die Löhne abgebaut und ver- 
mindert werden, daß ſich die Bevölkerung auf das 
Wenigſte beſchränken muß, um überhaupt leben zu 
können. Wenn beſonders der Herr Senatspräſi⸗ 
dent die Landwirtſchaft in den Vordergrund rückte 
und erklärte, daß jie das Gefüge des Staates fet, 
mit anderen Worten, wenn es dem Landwirt gut 
gehe, gehe es der ganzen Bevölkerung gut, dann 
trifft das noch viel mehr auf die Schichten zu, die 
in den Betrieben ſtehen, die ihre Arbeitskraft zur 
Verfügung ſtellen. Wenn die hungern miijjen, iſt 
der Staat hin. Dann kann er ſeinen Verpflichtun⸗ 
gen nicht nachkommen. Nur dadurch, daß die Ar- 
beiter anſtändig entlohnt werden, daß die Kauf: 
kraft gehoben wird, iſt der Staat in der Lage, ſeine 
Verpflichtungen gegenüber den übrigen Bevölke— 
rungsſchichten zu erfüllen. Deshalb m. 9. iſt es 
notwendig, daß das Ermächtigungsgeſetz auch der 
großen Maſſe der Bevölkerung entſpricht. Da iſt, 
wie geſagt, Arbeit, Verdienſt und Wohnraum die 
Hauptaufgabe, die geleiſtet werden muß. (Sehr 
richtig! rechts.) Sie jagen „Sehr richtig“, aber 
ſchon in Deutſchland zeigt die Entwicklung, daß 
mit dieſem „Sehr richtig“ nicht viel anzufangen 
ijt. Ihr Parteigenoſſe, der oberſte Leiter des 
Staates, hat bis jetzt noch nicht bewieſen, daß die 
Not auch nur irgendwie gelindert worden iſt. (Zu⸗ 
rufe rechts.) 

Präſident: Solche Aeußerungen laſſe ich nicht 
zu. Sie ſind nicht kompetent, darüber zu urteilen. 
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Das ijt eine Herabſetzung des Leiters eines benach-! 


barten Staates, die ich unter keinen Umſtänden 
zulaſſen werde. Ich rufe Sie zum zweiten Male 
zur Ordnung und mache Sie auf die Folgen eines 
dritten Ordnungsrufes aufmerkſam. (Abg. 
Raſchke: Es wird doch geſtattet ſein, das wieder⸗ 
zugeben, was ſelbſt deutſchnationale Zeitungen 
über das deutſche Reich bringen!) Herr Abg. 
Raſchke, auch die deutſchnationalen Zeitungen ſind 
mir in der Hinſicht nicht maßgebend. (Heiterkeit.) 

Naſchke, Abgeordneter (K. P.): Gewalt geht 
vor Recht, man muß ſich dem beugen. Ihr Lächeln 
beweiſt noch gar nichts. Es iſt traurig, daß es in 
dieſem Volkstag ſo weit gekommen iſt. (Lachen 
und Zwiſchenrufe rechts.) Es iſt traurig, daß ſich 
eine Arbeiterpartei dazu hergibt. Von unſerer 
Seite hat man hunderte hingeſchlachtet, (Oho! 
rechts) weil fie die Intereſſen der Arbeiter ver- 
traten. 

Präſident: Herr Abg. Raſchke, Sie haben da⸗ 
mit eine Kritik meiner Handlungsweiſe gewagt. 
(Na nun! links.) Sie ſagten, es ſei traurig, daß 
es im Volkstag ſo weit kommen könne. Damit 
haben Sie meine Handlungsweiſe gemeint. (Abg. 
Raſchke: Das Lächeln der Herren!) Ich kann eine 
irgendwie geartete Kritik meiner Geſchäftsweiſe 
nicht zulaſſen. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Das Lächeln 
der Herren hat mich zu meiner Kritik veranlaßt. 
Nur deshalb weil wir immer wieder die Inter⸗ 
eſſen der Arbeiter, der werktätigen Bevölkerung 
vertreten, müſſen wir Opfer bringen. Deshalb bee 
finden ſich Tauſende in Konzentrationslagern. 
Wir werden uns das Recht nicht nehmen laſſen, 
auch zu dieſem Geſetz das zu ſagen, was wir für 
notwendig halten. (Sagt das draußen dem Volk, 
dann gibt es Euch die Quittung! rechts.) Dann 
geſtatten Sie, daß wir unſere Verſammlungen 
durchführen können. Sie haben es jetzt in der 
Hand, Ihre Parteigenoſſen verkörpern die Regie- 
rung. Verlangen Sie, daß Anordnung getroffen 
wird, daß wir öffentliche Verſammlungen abhal- 
ten können. Aber nicht einmal Mitgliederver- 
ſammlungen geſtattet man uns, auch die werden 
überwacht. Und die Referenten dieſer Mitglieder⸗ 
verſammlungen werden hinterher verhaftet. (Sehr 
gut! rechts.) 
Aber wie lange ſich dieſe Gewalt halten wird, iſt 
eine andere Frage. (Das werdet Ihr ſchon merken! 
rechts.) Wir ſind der felſenfeſten Ueberzeugung, 
ſo ſchnell, wie Sie es verſtanden haben, dieſe Ge— 
walt aufzurichten, ſo ſchnell wird ſie auch ver— 
ſchwinden. (Zurufe rechts.) 

: 1 Das Wort hat ber Herr Abg. Hohn⸗ 
feldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. H.! 
Es erübrigt ſich, auf die Rede des Herrn Abg. 
Raſchke zu antworten. Sie hat ja im Hauſe den 
notwendigen Widerhall gefunden, wie das Ge— 
lächter zeigte. Anders aber die Erklärung des 
Herrn Abg. Brill. Herr Abg. Brill deutete an, daß 
er in der Beſchränkung der Redezeit eine Art 
Strangulierung ſeiner eigenen Perſon und ſeiner 
Fraktion ſehe und darin eine Verfaſſungswidrig⸗ 
keit der Geſetzesvorlage zu erblicken ſei. (Abg. 
Weber: In der kurzfriſtigen Feſtſetzung!) Die Feſt⸗ 
ſetzung iſt auf Grund der Geſchäftsordnung erfolgt. 
Die Geſchäftsordnung wurde in einer Sitzung bee 


D) 


Wie geſagt, Gewalt geht vor Recht. 
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(Hohnfeldt, Abgeordneter) 


(A) ſchloſſen, die in Ihrer Gegenwart ſtattfand. Die 


— 


Friſtenkürzung war mit Ihr Beſchluß. Sie gehören 


zum Hauſe. (Wir haben nicht dafür geſtimmt! 
links.) Das iſt nicht nötig. Sie gehören zum 
Hauſe. Es wurde ein Mehrheitsbeſchluß gefaßt, 
bei dem Sie anweſend waren. Damit iſt dieſe 
Sache ganz rechtmäßig erfolgt. (Das ijt doch par- 
lamentariſch! rechts.) Die Friſtenkürzung wurde 
im Hauptausſchuß beſchloſſen. Der Hauptausſchuß 
hat die Arbeit geleiſtet, die zur Vornahme der 
zweiten und dritten Leſung notwendig war. Die 
Druckſache zur zweiten Leſung haben Sie vor⸗ 
ſchriftsmäßig auf den Tiſch bekommen. Damit iſt 
der Beſchluß verfaſſungsmäßig erfolgt. 

Ihre Bemerkung, die Sie anknüpften, daß Sie 
die künftige Arbeit der Regierung unter eine 
beſondere Kontrolle ſtellen wollten, beſonders Hin- 
ſichtlich der Durchführung und Ausführung des Er⸗ 


mächtigungsgeſetzes, läßt den Verdacht aufkommen, 


— (Na nun! links.) was wollen Sie? — als 
wenn Sie eine Drohung in der Richtung aus- 
ſprechen wollten, daß Sie die von Ihnen behaup⸗ 
tete Verfaſſungswidrigkeit in einem direkten 
Schritt zum Völkerbund in Genf unter Umgehung 


des Hohen Kommiſſars in Danzig feſtſtellen woll⸗ 


ten. Ich halte dieſe Gelegenheit für ſehr günſtig, 
Ihnen und Ihrer Partei vor Augen zu führen, 
daß wir Nationalſozialiſten es uns auf feinen 
Fall gefallen laſſen werden, daß Sie in Zukunft 
in derſelben Weiſe, die draußen in der Bevölke— 
rung als Landesverrat bezeichnet wird, arbeiten. 
Wie wir uns die Sabotage der Einzelperſonen 
im Beamtenkörper als Regierung nicht gefallen 
laſſen werden, werden wir uns Ihre Sabotagear⸗ 
beit auf keinen Fall gefallen laſſen, wohin Sie 
auch gehen mögen. (Beifall rechts.) Herr Abg. 
Brill, kommen Sk ſpäter nicht mit Behauptungen, 
„daß wir Sie darauf hingewieſen haben, daß nicht 
verfaſſungsmäßig verfahren ſei.“ Wir haben auch 
im Hauptausſchuß betont, daß wir die Nacht über 
gearbeitet haben, um das Geſetz auszuarbeiten. 
Sie haben dieſelbe Möglichkeit gehabt. Ich habe 
mich darüber gefreut, mit welcher Genauigkeit Ihr 
Vertreter auf die einzelnen Punkte Bezug nahm, 
hinſichtlich derer er eine Antwort erwartete. Daß 
die Antwort Ihnen nicht genügte, ſteht auf einem 
anderen Blatt. Sie haben uns früher auch keine 
ausreichende Erklärung gegeben, wenn wir fie ha⸗ 
ben wollten. Es ijt das Recht der Regierungspar⸗ 
teien, Ihnen das zu antworten, was ſie für nötig 
befinden. Im parlamentariſchen Syſtem herrſcht 
die Mehrheit. Die Mehrheit ſind wir, unſer Wille 
wird durchgedrückt. Wer mitarbeiten will, iſt an⸗ 
genehm. Die Mitarbeit, die Sie heute bei 
Verkürzung der Friſt leiſteten, ijt noch angenef= 
mer, aber je weniger wir zu reden haben, iſt am 
angenehmſten. (Beifall rechts.) 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Die Ausſprache iſt geſchloſſen. Zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat der Herr Abg. Brill das Wort. 

Brill, Abgeordneter (SP. D.): Ich will den 
Herrn Abg. Hohnfeldt nur auf den $ 87 der Ver⸗ 
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faſſung aufmerkſam machen, der ſagt: „Es iſt 
Pflicht jedes Staatsangehörigen, die Verfaſſung 
gegen geſetzwidrige Angriffe zu ſchützen“. Da ich 
mich als Staatsbürger betrachte, werde ich von 
dieſem Recht, das in der Verfaſſung verbrieft iſt, 
ſtändig Gebrauch machen. (Bravo! links. — Abg. 
Hohnfeldt: Da werden Sie auch den worſchrifts⸗ 
mäßigen Weg kennen!) 

Präſident: Wir kommen zur Abſtimmung. Wer 
von $ 1 Einleitung einſchließlich Abſchnitt I ane 
nehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Mehrheit, es iſt ſo beſchloſſen. Ich nehme an, 
daß die Abſchnitte II bis VII mit gleicher Mehr: 
heit angenommen ſind und damit § 1 erledigt iſt; 
es iſt ſo beſchloſſen. Wer $ 2 annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Mehrheit, $ 2 iſt angenommen. $ 3; angenom⸗ 
men. § 4; angenommen. Wer die Ueberſchrift 
und Einleitung annehmen will, bitte ich, ſich zu er= 
heben. — Das ijt die Mehrheit. Das Geſetz ijt da= 
mit in zweiter Beratung angenommen. Der Volks⸗ 
tag hat in ſeiner letzten Sitzung beſchloſſen, heute 
gleichfalls die dritte Beratung vorzunehmen. 
(Abg. Potrykus: Ich beantrage für die dritte Le⸗ 


ſung en bloc-Annahme!) Widerſpruch wird nicht 


laut, es iſt jo beſchloſſen. Wer die S$ 1 bis 4 in 
dritter Leſung annehmen will, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — Das ijt die Mehrheit, die S$ 1 bis 4 find 
angenommen. Wer die Ueberſchrift annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, 
es iſt dementſprechend beſchloſſen. Es iſt mir mit⸗ 
geteilt worden, daß für die Schlußabſtimmung 
namentliche Abſtimmung beantragt wird. Wird 
dieſer Antrag unterſtützt? Die Unterſtützung reicht 


noch jemand eine Karte abzugeben? Das iſt nicht 
der Fall, die Abſtimmung iſt geſchloſſen. An ihr 
haben ſich 69 Abgeordnete!) beteiligt. Es find 50 
Jaz und 19 Neinkarten abgegeben worden. Ich 
ſtelle feſt, daß mehr als zwei Drittel der Mitglie— 
der des Hauſes ſich mit Ja an der Abſtimmung 
beteiligt haben. (Lebhaftes Händeklatſchen rechts.) 
Die Tagesordnung iſt damit erledigt. Zeitpunkt 
und Tagesordnung der nächſten Volkstagsſitzung 
werde ich mit dem Aelteſtenausſchuß zuſammen 
feſtſetzen. Die Sitzung iſt geſchloſſen. 
(Schluß der Sitzung 16 Uhr 10 Minuten.) 
) Endgültiges Abſtimmungsergebnis, Abgegebene 
Stimmkaxten 69. davon mit Sa 50, mit Nein 19. 
it Ja ſtimmten: Wha. Andres, Dr. Appaly, Barthoff, 
Baber, Bertling. Beud, Biedenweg. Ehrlichmann. Eichler, 
Fieguth, Formell, Gobert, Günther, Heilsberg, Helbing, 
Heß. Höhn, Hohnfeldt, Kamrowſki. Kendzia, Kindel, 
latt I, Klein, Koppe, Kowalke, Krampitz, Kurowſki, Maaß, 
Manteuffel, Dr. Marnitz. Meier⸗Schomburg, 
ewiger, Nicklas. Potrukus. Poſackl. Rettelſky, 
Schmich, Schories, Schramm. Dr. Stgchnik, 
Stangneth, Sufalus, Dr. Thimm. Tolius, Dr. Willers, 
Wnuck, Dr. Ziehm. 3 R 
Mit Nein ſtimmten: bg, Bock. Brill, Czarnecki, 
Gehl, Godau, Kruppke, Kuhn, Langnau, Frau Malitowili, 
Mau, Dr. e Moritz. Raſchke, Rehberg. Schmidt, 
Serokli. Frau ości. Weber. Wiehmann. : : 
Keine Stimmkarte ab: Abg. Blenifowifi, 
Meile, Weiß. 
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Senats Greiſer; 
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Bericht des Rechtsausſchuſſes über den Antrag auf 
Genehmigung zur Strafverfolgung gegen einen 
Abgeordneten (Druckſache Nr. 19 zu Nr. 4) 

Bericht des Rechtsausſchuſſes über den Antrag auf 

enehmigung zur Einleitung einer Privatklage 
gegen einen Abgeordneten (Druckſache Nr. 20 
zu Nr 999 PLC NOOO © UA 

Bericht des Rechtsausſchuſſes über den Antrag auf 

enehmigung zur Strafverfolgung gegen einen 
Abgeordneten (Druckſache Nr. 21 zu Nr. 16) . 

Bericht des Rechtsausſchuſſes über den Antrag auf 

Genehmigung zur Verhaftung eines Abgeord⸗ 
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neten (Druckſache Nr. 22 zu Nr. 18) 33 D 
Schmidt SPY!) 33D 
Hohnfeldt (Nat Soz )) 34 D 
Moritz (S. P. D.) zur Geſchäftsordnung 35 A 

Vertagung PZŻ PY EDO EE, 35 B 


5. Sitzung. 

Die Sitzung wird 15 Uhr 50 Minuten durch 
den Präſidenten von Wnuck eröffnet. i 

Am Regierungstiſch: Stellv. Präſident des 
Obergerichtsrat Dr. Kettlitz; 
Landgerichtsrat Dr. Moebes. 5 

Präſident: Ich eröffne die 5. Vollſitzung. Die 
Tagesordnung mit den Punkten 1 bis 5 iſt den 
Abgeordneten zugegangen. Auf die Plätze habe ich 
einen Nachtrag mit den laufenden Nummern 6 bis 
10 legen laſſen. Bei Einreichung dieſes Nachtrages 
ſind einige Friſten nicht eingehalten worden. Ich 
muß den Volkstag fragen, ob er eine Kürzung die⸗ 
ſer Friſten beſchließt. Weiter muß ich den Volks⸗ 
tag fragen, ob er dieſe Nachtragstagesordnung ge⸗ 
nehmigt. (Abg. Weber: Uns liegt kein Nachtrag 


vor! Ich bitte, ihn noch verteilen zu laſſen!) Ich 
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werde eine Minute warten, damit jeder Whgeord- () 


nete den Nachtrag in Händen hat. — Die Nach⸗ 
tragstagesordnung liegt jetzt ſämtlichen Abgeord⸗ 
neten vor. (Abg. Weber: 
ſpruch!) Nach der Geſchäftsordnung kann der 
Volkstag ſämtliche Friſten aufheben und auch be⸗ 
ſchließen, weitere Punkte auf die Tagesordnung 
zu ſetzen. Ich laſſe das Haus darüber abſtimmen. 
Wer damit einverſtanden iſt, daß die von mir 
durch Nachtrag auf die Tagesordnung geſetzten 
Punkte heute behandelt werden, bitte ich, ſich zu 
erheben. — Das ijt die Mehrheit, es ijt jo beſchloſ⸗ 
ſen. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr 
Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Ich bez 
antrage, von der Nachtragstagesordnung die 
Punkte 9 und 10 in der Ausſprache zu verbinden. 

Präſident: Es ijt beantragt worden, die Punkte 
9 und 10 in der Ausſprache zu verbinden. Wider⸗ 
ſpruch höre ich nicht. Es iſt ſo beſchloſſen. Ich rufe 
Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

el der Mitglieder der Stadtbürger⸗ 


ſchaft. 

Druckſache Nr. 12. Ich bitte den Herrn Schriftfüh⸗ 
rer, die Namen der Kandidaten zu verleſen. 

Stangneth, Schriftführer (Nat. Soz.): 

Wahlvorſchläge zur Wahl der Stadtbürger⸗ 
ſchaft. Wahlvorſchlag J. Nationalſozialiſtiſche Deut⸗ 
ſche Arbeiterpartei. (Hitler Bewegung) Eggert 
Heinz, Diplomingenieur, Schwanke Horſt, Senats⸗ 
angeſtellter, Schnee Hugo, Angeſtellter, Keller 
Bruno, Angeſtellter, Lange Max, Senatsangeitell- 
ter, Schulz Oswald, Kaufmann, Ziebell Johann, 
Oberzollſekretär, Petruſch Erich, Kaufmann, Goſch 
Bruno, Kaufmann, Moldenhauer Werner, Bank⸗ 
beamter, Haeſe Heinz, Ingenieur, Gall Karl, Se⸗ 
natsangeſtellter, Bluhm Johannes, Angeſtellter, 
Meinke Georg, Oberzollſekretär, Großmann Dr. 
Erich, Arzt, Rabe John, Kaufmann, Klatt Fritz, 
Sparkaſſenangeſtellter, Arndt Bruno, Landwirt, 
Möller Gotthold, Fuhrparkaufſeher, Eichhorn Jo⸗ 
hannes, Gaſtwirt, Matſchkewitz Franz, Schulrat, 
Zarske Adolf, Architekt, Eichhorn Walter, Gaſt⸗ 
wirt, Spiegelberg Dr. Hans, Arzt, Lifowiti Erich, 
Konditoreipächter, Balowſki Felix, Bankbeamter, 
Kaſten Fritz, Lehrer, Graeske Exich, Reg.-⸗Ober⸗ 
ſekretär, Schwarz Albert, Sparkaſſenangeſtellter, 


Juckſch Arthur, Mechanikermeiſter. Wahlvor⸗ 
ſchlag II: Sozialdemokratiſche Partei. Behrend 
Max, Angeſtellter, Kunze Willy, Senator a. D., 
Marquardt Friedrich, Angeſtellter, Helmſtedt 


Karl, Stadtbauführer, Klawikowſki Marie⸗Mar⸗ 


garete, Ehefrau, Penk Alfons, Oberſtadtſekretär, 
Töpfer 


Karl, Angeſtellter, Leſchner Helmut, 
Dreher, Falk Martha, Ehefrau, Uſzpelkat Otto, 
Maſchiniſt. Wahlvorſchlag III: Zentrumspartei. 
Bergmann Adolf, Baumeiſter, Hoppe Bernhard, 
Rektor, Wawer Georg, Schloſſermeiſter, Krüger 
Richard, Zimmerer, Pelz Franz, Angeſtellter, 
Thiede Adalbert, Angeſtellter, 


Wohlfahrtspflegerin, Nadolny Bernhard, Zollrat. 
Wahlvorſchlag IV: Kommuniſtiſche Partei. Bartſch 
Fritz, Bauarbeiter, Bretzing Erich, Maler, Schidlitz, 
Banſemer Margarete, Hausfrau. Wahlvorſchlag V: 
Deutſchnationale Volkspartei. Beuſter Emil, Kal⸗ 

Oberſteuerinſpektor, 
Polen. Komorowſki 


kulator, Steinhoff Albrecht, 
Oliva. Wahlvorſchlag VI: 
Bronislaw, Pfarrer. 


Wir erheben Wider⸗ 


(D) 


Juttner Edith, 


A Präſident: 
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Ich teile mit, daß der Vorſtand des 
Volkstages die Sitze der Stadtbürgerſchaft und die 
einzelnen in Frage kommenden Wahlvorſchläge 
geprüft und verteilt hat. Das iſt nach den Be⸗ 
ſtimmungen der Geſchäftsordnung geſchehen. Die 
Namen der Perſonen, die zu Mitgliedern der 
Stadtbürgerſchaft gewählt werden, ſind hier be⸗ 
kannt gemacht worden. Sie gelten dadurch als 


gewählt. Damit iſt dieſer Punkt der Tagesord⸗ 
nung erledigt. Ich rufe Punkt 2 der Tagesord- 
nung auf: 


Wahl von drei Vertretern für die Prä⸗ 
ſidenten im Richterwahlausſchuß. (S 92, 
Ziffer 3 der G. O.) 

Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr 

Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Namens 
der Zentrumsfraktion und der Fraktion der Natio⸗ 
nalſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiterpartei ſchlage 
ich als erſten Vertreter der Nationalſozialiſten den 
Abg. Hohnfeldt, als zweiten Vertreter von der 
Zentrumsfraktion Herrn Abg. Weiß und als drit⸗ 
ten Vertreter von der Nationalſozialiſtiſchen Frak⸗ 
tion Herrn Abg. Dr. Thimm vor. 

Präſident: Es wird als erſter Vertreter der 
Abg. Hohnfeldt, als zweiter der Abg. Weiß und 
als dritter der Abg. Dr. Thimm vorgeſchlagen. 
Widerſpruch höre ich nicht, es iſt ſo beſchloſſen. Ich 
rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Wahl der Vorſitzenden der Ausſchüſſe. 

Es ſind mir folgende Vorſchläge gemacht. Zuerſt 

leſe ich den Namen des Ausſchuſſes und dann vier 

Namen von Abgeordneten vor, die in folgender 

Reihenfolge gelten: Vorſitzender, ſtellvertretender 

Vorſitzender, Schriftführer und ſtellvertretender 

Schriftführer. Aelteſten-Ausſchuß: von Wnuck, 

Potrykus, Manteuffel, Weiß. Hauptausſchuß: 

Hohnfeldt, Weiß, Schramm, Manteuffel. Sozialer 

Ausſchuß: Abg. Formell, Manteuffel, Kamrowſlki, 

Kendzia. Wirtſchaftsausſchuß: Schories, Dr. 

Appaly, Stangneth, Heilsberg. Rechtsausſchuß: 

Dr. Willers, Dr. Thimm, Maaß, Schelm. 

Gemeindeausſchuß: Koppe, Malſch, Stangneth, 

Biedenweg. Unterrichtsausſchuß: Dr. Thimm, 

Barthoff, Helbing, Heß. Eingabenausſchuß: 

Poſack, Kendzia, Ehrlichmann, Rettelſty. Geſchäfts⸗ 

ordnungsausſchuß: Schramm, Dr. Thimm, Dr. 

Willers, Ehrlichmann. Rechnungsprüfungsaus⸗ 

ſchuß: Kamrowſki, Heilsberg, Schories, Andres. 

Siedlungsausſchuß: Andres, Dr. Marnitz, Milz, 

Beuck. Steuerausſchuß: Potrykus, Krampitz, 

Kendzia, Rettelffy. Wer mit der Beſetzung der 

Vorſitzenden und Schriftführer der Ausſchüſſe nach 

der von mir verleſenen Liſte einverſtanden iſt, 

bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, 
es iſt ſo beſchloſſen. Ich rufe Punkt 4 der Tages⸗ 
ordnung auf: 

Antrag auf Genehmigung zur Strafver⸗ 
folgung gegen einen Abgeordneten. 
Druckſache Nr. 4. Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt vor, dieſe Druckſache 
Nr. 4 dem Rechtsausſchuß zu überweiſen. Wider⸗ 
ſpruch höre ich nicht; es iſt ſo beſchloſſen. Ich rufe 

Punkt 5 der Tagesordnung auf: 

Antrag der Rechtsanwälte Willers auf 
Genehmigung zur Einleitung einer Pri⸗ 
vatklage gegen einen Abgeordneten. 
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machen, daß in einigen Tagesordnungen ſtatt 9 
die Ziffer 5 gedruckt worden iſt, in den meiſten 
ſteht aber wohl richtig Druckſache Nr. 9. Wortmel- 
dungen liegen nicht vor. Es iſt gleichfalls der An⸗ 
trag geſtellt, dieſe Druckſache Nr. 9 dem Rechts⸗ 
ausſchuß zu überweiſen. Widerſpruch höre ich nicht; 
es ijt fo beſchloſſen. Ich rufe Punkt 6 der Tages- 
ordnung auf: 

Antrag auf Genehmigung zur Strafver⸗ 
folgung gegen einen Abgeordneten. 

Druckſache Nr. 16. Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Es iſt der Antrag geſtellt, die Druckſache 
Nr. 16 dem Rechtsausſchuß zu überweiſen. Wider⸗ 
ſpruch höre ich nicht; es iſt ſo beſchloſſen. Ich rufe 
Punkt 7 auf: 

Antrag auf Genehmigung zur Verhaf⸗ 
tung eines Abgeordneten. 

Druckſache Nr. 17. Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Es iſt der Antrag auf Ueberweiſung an den 
Rechtsausſchuß geſtellt. Widerſpruch höre ich nicht, 
es ijt jo beſchloſſen. Ich rufe Punkt 8 der Tages- 
ordnung auf: 

Antrag auf Genehmigung zur Verhaf⸗ 
tung eines Abgeordneten. 

Druckſache Nr. 18. (Abg. Weber: Ueberweiſung 
an den Rechtsausſchuß!) Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Es iſt der Antrag geſtellt, die Druckſache 
Nr. 18 dem Rechtsausſchuß zu überweiſen. Wider⸗ 
ſpruch höre ich nicht; es iſt ſo beſchloſſen. Ich rufe 
Punkt 9 der Tagesordnung auf und den damit in 
der Ausſprache verbundenen Punkt 10: 

Antrag des Abg. Langnau u. Fr. auf 
Vorlage eines Geſetzentwurfs betr. Maß⸗ 
nahmen zur Förderung von Arbeitsmög⸗ 
lichkeit und Arbeitsbeſchaffung. 

Druckſache Nr. 2. 

Antrag des Abg. Langnau u. Fr. betr. 
Einleitung von Verhandlungen mit dem 
Ziele der Aufhebung aller Vorrechte Po⸗ 
lens gegenüber der Freien Stadt Danzig 


uſw. 

Druckſache Nr. 3. Ich eröffne die Ausſprache. 
Zur Geſchäftsordnung hat Herr Abg. Hohnfeldt 
das Wort. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Ich be- 
antrage, die Redezeit für die jetzt verbundenen 
Punkte 9 und 10 auf insgeſamt eine Stunde für 
ſämtliche Fraktionen abzukürzen. 

Präſident: Wer dieſem Antrag ſtattgeben 
will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Mehrheit; es ijt jo bejchlojjen. Es kommen danach 
als Redezeit für die Nationalſozialiſten 32, für die 
Sozialdemokraten 11, für das Zentrum acht, die 
Kommuniſten vier, die Deutſchnationalen drei und 
die Polen je eine Minute, insgeſamt zwei Minu⸗ 
ten, infrage. Das Wort hat der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): In den beiden 
Druckſachen Nr. 2 und 3 hat die Kommuniſtiſche 
Fraktion beantragt, daß der Senat Geſetze vor⸗ 
legt und auch beſchließt, die Maßnahmen zur Aus⸗ 
nutzung der vorhandenen Arbeitsmöglichkeiten, 
zur Schaffung neuer Arbeitsmöglichkeiten, zur Fi⸗ 
nanzierung der Arbeitsbeſchaffung durchzuführen. 
Es iſt in dieſem Antrag auch kurz darauf hinge⸗ 
wieſen, wie man Arbeitsmöglichkeiten beſchaffen 
kann und wie ſie finanziert werden können. In 


Druckſache Nr. 9. Ich möchte darauf aufmerkſam 8 


(D) 
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(A) (Raſchke, Abgeordneter) 

Bezug auf die Arbeitsbeſchaffung verlangen wir, 
daß das Alter der Invalidität auf 60 Jahre her⸗ 
abgeſetzt und daß die Arbeitszeit auf ſieben Stun⸗ 
den verkürzt wird. Zur Finanzierung iſt zu ſagen, 
daß das Gehalt der oberen Beamten auf 500 Gul⸗ 
den reduziert werden muß, um die notwendigen 
Ausgaben für die Arbeitsbeſchaffung decken zu 
können. Des weiteren ſind auch noch einige Steuer— 
maßnahmen vorgeſehen, wonach Mittel von den 
Beſitzenden beſchafft werden ſollen. 


In der Druckſache Nr. 2 handelt es ſich um 


einen Antrag, der die polniſchen Willkürmaßnah⸗ 


men gegenüber dem Freiſtaat nun endlich ein- 
mal unterbinden will. Die beſtehenden Zuſtände 
ſollen ſchnellſtens beſeitigt werden, u. a. ſoll eine 
beſſere Verteilung des Zollanteils herbeigeführt 
werden. Die Boykottmaßnahmen gegen Danziger 
Waren müſſen aufhören. Schließlich fordern wir 
die Liquidierung des polniſchen Munitionslager⸗ 
platzes auf der Weſterplatte. Nach Ihrem Be— 
ſchluß, die Redezeit zu verkürzen, iſt es mir aller⸗ 
dings nicht möglich, des weiteren auf dieſe Punkte 
einzugehen, weil mir nur vier Minuten Redezeit 
zuſtehen. Aber ich beantrage, daß dieſe beiden Ans 
träge dem Hauptausſchuß überwieſen, dort näher 
beraten werden und daß ſich dann bei der zweiten 
Leſung hier im Plenum die Ausſprache jo gejtal- 
tet, daß man auf alles eingehen und vor allem 
das jagen kann, was unbedingt in dieſer Bes 
ziehung geſagt werden muß. Ich hoffe, daß Sie 
meinem Antrag ſtattgeben werden. 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor, die Ausſprache iſt geſchloſſen. Zur Ges 


(B 
ſchäftsordnung hat der Herr Abg. Hohnfeldt das 
t 


— 


ort. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Gemäß 
§ 68 der Geſchäftsordnung beantrage ich, über die 
Punkte 9 und 10 zur Tagesordnung überzugehen. 
(Abg. Raſchke: Das war einmal ſchlau, ſonſt 
machte man das vor der Bejprehung!) 

Präſident: Es ijt beantragt worden, über die 
Punkte 9 und 10 zur Tagesordnung überzugehen. 
Wer für dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — Das ijt die Mehrheit, es iſt jo beſchloſ— 
jen. Damit find wir am Schluß der heutigen Taz 
gesordnung angelangt. Zur Geſchäftsordnung hat 
Herr Abg. Hohnfeldt das Wort. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Ich bez 
antrage, dieſe Sitzung zu ſchließen, nach einer 
Stunde eine neue Sitzung einzuberufen und in 
der Zwiſchenzeit den Rechtsausſchuß tagen zu 
laſſen. In der nächſten Sitzung können wir dann 
die Punkte betr. Strafverfolgung behandeln. 

Präſident: Es iſt beantragt worden, nach 
Schluß dieſer Sitzung in ungefähr einer Stunde 
eine neue Sitzung einzuberufen und auf deren 
Tagesordnung die Punkte zu ſetzen, die jetzt dem 
Rechtsausſchuß überwieſen ſind. (Abg. Weber: 
Wir widerſprechen!) Wer für dieſen Antrag iſt, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit; 
es iſt ſo beſchloſſen, ich ſchließe die Sitzung. 

(Schluß der Sitzung 16 Uhr 10 Minuten.) 


6. Sitzung. 
Freitag, den 30. Juni 1933. 


Die Sitzung wird 17 Uhr 30 Minuten durch 
den Präſidenten von Wnuck eröffnet. 
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Am Regierungstiſch: Stellv. Präſident des 
Senats Greiſer; Senatoren Sawatzki, Wiercinſki⸗ 
Keiſer; Obergerichtsrat Kettlitz. 

Präſident: Ich eröffne die 6. Vollſitzung. Auf 
der Tagesordnung ſteht: 

1. Bericht des Rechtsausſchuſſes über den Antrag auf 


Genehmigung zur Strafverfolgung gegen einen Ab⸗ 


geordneten. Druckſache Nr. 19 zu Nr. 4. 

2. Bericht des ZD über den Antrag der 
Rechtsanwälte Willers auf Genehmigung zur Cin- 
leitung einer Privatklage gegen einen Abgeordneten. 
Druckſache Nr. 20 zu Nr. 9. 

3. Bericht des Rechtsausſchuſſes über den Antrag auf 
Genehmigung zur Strafverfolgung gegen einen Ab⸗ 
geordneten, Druckſache Nr. 21 zu Nr. 16. 

4. Bericht des Rechtsausſchuſſes über den Antrag auf 
Genehmigung zur Verhaftung eines Abgeordneten. 
Drudjache Nr. 22 zu Nr. 18. 

Ich rufe den erſten Punkt der Tagesordnung auf: 

Bericht des Rechtsausſchuſſes über den 
Antrag auf Genehmigung zur Strafver⸗ 
folgung gegen einen Abgeordneten. 

Druckſache Nr. 19 zu Nr. 4. Wortmeldungen liegen 

nicht vor. Wer dem Antrag auf Strafverfolgung 

zuſtimmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Mehrheit. Es iſt ſo beſchloſſen. Ich rufe den 

Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Bericht des Rechtsausſchuſſes über den 
Antrag auf Genehmigung zur Einleitung 
einer Privatklage gegen einen Abgeord⸗ 
neten. 

Drudjache Nr. 20 zu Nr. 9. Wortmeldungen lie⸗ 

gen nicht vor. Wer der Einleitung einer Privat⸗ 

klage gegen einen Abgeordneten zuſtimmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit; 
es iſt ſo beſchloſſen. Ich rufe Punkt 3 auf: 

Bericht des Rechtsausſchuſſes über den 
Antrag auf Genehmigung zur Strafver- 
folgung gegen einen Abgeordneten. 

Druckſache Nr. 21 zu Nr. 16. Wortmeldungen lie⸗ 

gen nicht vor. Wir kommen zur Abſtimmung. Wer 

der Strafverfolgung gemäß Druckſache Nr. 21 zu⸗ 
ſtimmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Mehrheit; es iſt ſo beſchloſſen. Ich rufe 

Punkt 4 der Tagesordnung auf: 

Bericht des Rechtsausſchuſſes über den 
Antrag auf Genehmigung zur Verhaftung 
eines Abgeordneten. z 

Druckſache Nr. 22 zu Nr. 18. Ich eröffne Die Aus⸗ 

ſprache. Es liegt mir hier ein Antrag vor: 

Zu Punkt 4 beantrage ich die Redezeit für ſämt⸗ 
liche Fraktionen auf eine halbe Stunde zu beſchrä⸗ 


ken. 
Hohnfeldt dA: 
und die übrigen Mitglieder der Nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Fraktion. 


Wer dieſem Antrag auf Beſchränkung der Rede⸗ 
zeit zuſtimmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Mehrheit; es iſt ſo beſchloſſen. Es 
haben demnach die Nationalſozialiſten 16, die 
Sozialdemokraten fünf, das Zentrum vier, die 
Kommuniſten zwei, Deutſchnationale zwei und 
Polen je eine Minute Redezeit. Das Wort hat 
der Herr Abg. Schmidt. 

Schmidt, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. 
5! Das Verfahren, das der Volkstag in Sachen 
der Strafverfolgung gegen Abgeordnete ein- 
ſchlägt, iſt meines Erachtens und der Meinung mei⸗ 
ner Fraktion nach geeignet, die Dinge ſo weit 
treiben zu lajjen, daß von einer ordnungsmäßigen 
Erledigung überhaupt nicht die Rede ſein kann. 


(O) 


(D) 
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(Schmidt, Abgeordneter) 


) 


liche Prüfung der Strafverfolgungsanträge 


Der Rechtsausſchuß hat jetzt über die Strafver⸗ 
folgungsanträge der Staatsanwaltſchaft verhan⸗ 
delt. Während es in den früheren Volkstagen üb⸗ 
lich war, daß der Rechtsausſchuß Berichterſtatter 
benannte, die die Akten prüften und eingehend be⸗ 
richteten, war das jetzt nicht möglich. Die Bericht⸗ 
erſtatter wurden ernannt. Gleichzeitig wurde auch 
ſchon über die Anträge abgeſtimmt. Dadurch 
kann und muß der Eindruck entſtehen, als ob es 
der Mehrheit dieſes Hauſes nicht auf eine ſach— 
an⸗ 
kommt, ſondern es kommt der Mehrheit dieſes 
Hauſes nur darauf an, das muß ich ganz offen 
ſagen, gegen politiſch mißliebige Abgeordnete, 
gegen politiſch anders denkende Abgeordnete die 
Strafmaſchine in Gang zu ſetzen. 

Es iſt eigenartig, daß ſich eine ſo große Par⸗ 
tei, wie die Nationalſozialiſtiſche Deutſche Arbei⸗ 
terpartei, zu derartigen kleinlichen Methoden her⸗ 
abwürdigt. (Zuruf des Abg. Hohnfeldt.) Der Abg. 
Brill, gegen den die Strafverfolgung genehmigt ijt, 
und gegen den die Staatsanwaltſchaft gleichzeitig 
Antrag auf Verhaftung ſtellt, wird irgendwelcher 


Dinge beſchuldigt, die mit Unterſchlagung, Betrug 


yi 


uſw. zuſammenhängen ſollen. Ich kann hier nur 
die Erklärung abgeben, daß wir alle, die den Ab⸗ 
geordneten Genoſſen, Führer der Sozialdemokra⸗ 
tie, Arthur Brill kennen, wiſſen, daß er nicht fä⸗ 


hig iſt, irgendeine ehrenrührige Handlung zu be⸗ 


gehen (Heiterkeit rechts), irgendeine Handlung 
zu begehen, deren er ſich ſchämen müßte. (Zwi⸗ 
ſchenrufe rechts.) Sie müſſen uns zugeſtehen, daß 
wir dies Urteil über den uns ſehr bekannten Ge⸗ 
noſſen fällen. Ich glaube, Sie würden für Ihre 
Partei dasſelbe Recht in Anſpruch nehmen, wenn 
einer Ihrer Parteiführer von einer politiſchen 
Partei ſo behandelt würde, wie Sie es jetzt mit 
dem Führer der Sozialdemokratiſchen Partei 
machen. M. D. u. H.! Wenn ſchon die Strafver⸗ 
folgung genehmigt iſt, liegt ein Grund zur Ver⸗ 
haftung unter keinen Umfjtänden vor. (Abg. 
Hohnfeldt: Das wiſſen Sie!) Sie würden ſich in 
der Oeffentlichkeit m. H. von der Nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Partei ein beſſeres Zeugnis ausſtellen, 
wenn Sie nicht mit derartigen kleinlichen Schi⸗ 
kanen (Abg. Hohnfeldt: 


genübertreten würden. 


Aber ich ſage m. D. u. H., mit derartigen Mit⸗ 
nicht größer 
machen und werden unſere Bewegung nicht zer⸗ 
ſchlagen können. (Abg. Batzer: Sie iſt ja ſchon 
kaputt!) Derartige Mittel ſind ungeeignet und 
müſſen ſich letzten Endes an Ihnen ſelber rächen. 
Ich erinnere Sie an die Zeit, als Sie nur mit 
einigen Abgeordneten im Parlament vertreten 
waren. Sie haben damals den Schutz des Parla- 


teln werden Sie Ihre Bewegung 


mentarismus gern für ſich in Anſpruch genom⸗ 
men und haben ihn auch erhalten. Auch 
zialdemokratiſche Partei hat jederzeit die Straf⸗ 


verfolgungen aus politiſcher Schikane gegen natio⸗ 
nalſozialiſtiſche Abgeordnete abgelehnt. Die So: 
zialdemokratiſche Partei wird immer jo verfah⸗ 
ren, weil ſie es nicht für richtig hält, daß mit der⸗ 


artigen Mitteln gegen politiſche Gegner gekämpft 
wird. Sie glauben, mit Ihrer gerade fünfzigpro⸗ 
zentigen Mehrheit die Maßnahmen treffen zu 


0 5 0 ne JE wir von 
Ihnen gelernt!) Ihren politiſchen Gegnern ges 
t 5 2 : Reichstag! Sie haben immer das befolgt, was 


uch die So⸗ 
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können, die Sie heute beſchloſſen haben. Die Fol⸗ (O) 


gen, m. H., müſſen Sie auch eines Tages ſelbſt 
auf ſich nehmen. (Heiterkeit rechts.) Glauben Sie 
nicht, daß ſchon aller Tage Abend iſt. Es wird 
nicht immer ſo bleiben, wie es gegenwärtig iſt. 
(Abg. Malſch: Nein, es wird beſſer werden!) Auch 


die Hohenzollern-Monarchie ſtand feſt begründet, 


und ein ganz gelinder Novemberwind wehte ſie 
hinweg. (Das haben wir geſehen! rechts.) So 
kann eines Tages die Stunde ſchlagen, wo Ihre 
Mehrheit auch wieder zu einer kläglichen Min⸗ 
derheit geworden iſt. (Wie Ihre! rechts.) Dann 
müßten Sie ſich daran erinnern, daß Sie dann 
nicht von anderen das zu verlangen hätten, was 
Sie jetzt Ihren politiſchen Gegnern nicht an⸗ 
gedeihen laſſen. N 

Ich ſage noch einmal: Es ijt einer ſo großen 
Partei unwürdig, ihre politiſchen Gegner mit 
derartigen kleinlichen politiſchen Schikanen zu 
behandeln. Aber tun Sie, was Sie nicht laſſen 
können. Der Abg. Brill wird deswegen weiter 
als ehrlicher, anſtändiger Kerl durch das Leben 
gehen und wird feine Sache, die Sache der Ar- 
beiterſchaft, nach wie vor vertreten. (Bravo! und 
Händeklatſchen links.) : 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Hohnfeldt. 

Hohnſeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. H.! 
Wir ſind nicht in dieſem Hauſe, um über irgend⸗ 
einen Abgeordneten Richter zu ſpielen. Deshalb, 
Herr Abg. Schmidt, haben wir uns auch nicht das 
Urteil erlaubt, welches Sie uns in den Mund 
legen, daß wir den Abg. Brill als einen unehr⸗ 
lichen Menſchen betrachten wollen. (Abg. Weber: 
Warum denn die Verhaftung?) Wir wollen der 
Rechtspflege die Möglichkeit geben, die Sache 
nachzuprüfen. Wenn Sie uns irgendwelche Vor⸗ 
leſungen über ein Martyrium Ihrer Partei und 
deren Angehörige halten wollen, dann möchte ich 
Sie darauf aufmerkſam machen, unter welchen 
Umſtänden die Nationalſozialiſtiſche Deutſche Ar⸗ 
beiterpartei groß geworden iſt, nämlich durch 
Ihre Schikanen, die Sie gegen uns im Reichstag 
und Landtag angewandt haben. Ich erinnere Sie 
daran, daß der Abg. Straſſer von Ihnen nicht we⸗ 
niger als 13 Mal aus der Immunität herausge- 
riſſen wurde. (In Danzig? links.) Im Deutſchen 


dort gemacht wurde. (Beweiſe! links.) Darüber, 
was Sie in Danzig gemacht haben, kann mein 
Parteigenoſſe Greiſer ein Liedchen ſingen. Sie 
brauchen uns alſo keine Lehren zu geben. (Abg. 
Weber: Sie ſind als Beamter doch unbehelligt 
geblieben! — Sie haben den Mund zu halten! 
rechts.) Herr Weber, daß Sie ſich hinter Ihre 
Immunität verſteckt haben, wiſſen wir. Das wer⸗ 
den wir Ihnen erneut ſagen und zeigen, was Sie 
ſich als Redakteur erlauben dürfen oder nicht. 
Weil Sie ſich einerſeits hinter Ihr Redaktions⸗ 
geheimnis, auf der anderen Seite hinter Ihre 
Immunität verſchanzt haben, haben wir bean⸗ 
tragt, daß Sie jetzt endlich einmal herankommen. 
Meine Parteigenoſſen werden es als eine Ge⸗ 
nugtuung empfinden, daß wir endlich einmal das 
gegen Sie anwenden können, was Sie gegen uns 
angewandt haben. Sie haben keine Urſache, uns 
Kleinlichkeit vorzuwerfen. Wir ſind heute groß⸗ 


— 


D) 


(A) 


— 


Volkstag Danzig — 6. Sitzung. 
(Sohnfeldt, Abgeordneter) 
zügig genug, Herrn Langnau 
aber wir ſind nicht gegenüber allen Ihren Maß⸗ 
nahmen großzügig genug, auch andere Leute lau⸗ 
fen zu laſſen. Von jetzt ab heißt es bei uns: „Auge 
um Auge, Zahn um Zahn!“ (Bravo! und Hände⸗ 
klatſchen rechts.) 

Präſident: Weitere Wortmeldungen 
nicht vor, ich ſchließe die Ausſprache. 
ſchäftsordnung hat Herr Abg. Moritz das Wort. 

Moritz, Abgeordneter (S. P. D.): Ich möchte 
darauf aufmerkſam machen, daß es kein Zeichen 
von Gründlichkeit iſt, wenn in ſämtlichen vier 


laufen zu laſſen, 


liegen 
Zur Ge⸗ 


Berichten über die Ausſchußverhandlungen, Druck⸗ 
ſachen Nr. 19 bis 22, die Teilnehmer der Sozial⸗ 
demokratiſchen Fraktion nicht richtig angegeben 
find. (Abg. Hohnfeldt: Dafür werden ſie in den 
Strafanträgen beſſer drin jtehen!) 

Präſident: 
Wer der Verhaftung eines Abgeordneten 


Wir kommen zur Abſtimmung. 
laut 
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Freitag, den 30. Juni 1933. 


Druckſache Nr. 22 zuſtimmen will, bitte ich, ſich 
zu erheben. (Gegenprobe! links.) Das iſt die 
Mehrheit, es ijt jo beſchloſſen. Damit ijt der Ver⸗ 
hatfung eines Abgeordneten zugejtimmt. Wir 
ſind damit am Schluß der Tagesordnung ange⸗ 
langt. Der Aelteſtenausſchuß hat folgendes be⸗ 
ſchloſſen: Der Volkstag geht bis zum 8. Auguſt 
in Ferien. (Dieſes Jahres? links.) Dieſes Jah⸗ 
res. Der Präſident erhält die Ermächtigung, im 
Einvernehmen mit dem Aelteſtenausſchuß die 
nächſte Sitzung feſtzuſetzen. Es iſt weiter bejchlof- 
ſen worden, daß Abgeordnete, die bis zum 8. Au⸗ 
guſt außerhalb Danzigs weilen wollen, wenn 
wider Erwarten eine Sitzung in dieſer Zeit not⸗ 
wendig ſein ſollte, nicht als fehlend betrachtet 
werden ſollen. Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 17 Uhr 45 Minuten.) 


B) 


(A) 


(B) 


eingetreten. 


Volkstag Danzig — 7./8. Sitzung. Freitag, den 14. Juli 1933. 


7. Sitzung. 
Freitag, den 14. Juli 1933. 


Mitteilung von der Amtsniederlegung des Sena— 
tors Berlins. en ee 
Geſchäftliches ET EEE WIĘ SIENY 
Antrag auf Entlaſtung der Jahresrechnung für 1930 
(Druckſache Nr. 24) P 
Ergänzungswahl für den Senat (Senator Bager) . 
Hohnfeldt (Nat. Soz.) zur Geſchäftsordnung 
Verſagun ns o eb SĄ 


8. Sitzung. 


Freitag, den 14. Juli 1933. 
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Einführung eines neugewählten 
Senats (Senator Batzer) 
Vertagung Ge 
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Die Sitzung wird 15 Uhr 45 Minuten durch 
den Präſidenten von Wnuck eröffnet. 

Am Regierungstiſch: — 

Präſident: Ich eröffne die 7. Vollſitzung. Vor 
Eintritt in die Tagesordnung habe ich folgende 
geſchäftliche Mitteilungen zu machen. Herr Se— 
nator Bertling teilt durch Schreiben vom 11. Juli 
1933 mit, daß er infolge ſeiner Wahl als Präſi⸗ 
dent der Handwerkskammer ſein Amt als Senator 
niederlegt. In dem an die Abgeordneten verteil- 
ten Verzeichnis der Ausſchüſſe iſt eine Aenderung 
Auf Seite 3 beim Vorſtand iſt die 
Nummer „10. Heß (Nat. Soz. Arbeiterpartei)“ zu 
ſtreichen und dafür zu ſetzen „10. Klein (Zen— 
trum)“. Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Antrag auf Entlaſtung der Jahresrech⸗ 

nung für 1930. 
Druckſache Nr. 24. Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt vor, dieſen 
Punkt der Tagesordnung dem Rechnungsprüfungs⸗ 
ausſchuß zu überweiſen. Widerſpruch höre ich nicht, 


es ijt fo beſchloſſen. Ich rufe Punkt 2 der Tages- 


ordnung auf: 
Ergänzungswahl für den Senat. 


Abgabe von Stimmzetteln zu geſchehen. Zur Ge: 
ſchäftsordnung hat Herr Abg. Hohnfeldt das Wort. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Namens 
der Fraktionen des Zentrums und der Nationale 
ſozialiſtiſchen Arbeiterpartei ſchlage ich zum unbe— 
ſoldeten Senator den Fraktionskollegen Batzer vor. 

Präſident: Wir kommen zur Zettelwahl. Ich 
bitte den Herrn Beiſitzer zu meiner Rechten, die 
Namen zu verleſen und die Abgeordneten bitte ich, 
die Zettel abzugeben. (Der Namensaufruf er— 
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folgt.) Wünſcht noch jemand einen Stimmzettel (©) 


abzugeben? Das iſt nicht der Fall, die Wahl iſt 
geſchloſſen. Abgegeben ſind 47 Stimmzettel, davon 
lauten 44 auf den Namen des Herrn Abg. Batzer. 
Außerdem find drei weiße Zettel abgegeben wor- 
den. Damit iſt Herr Abg. Batzer zum unbeſoldeten 
Senator gewählt. Ich frage ihn, ob er die Wahl 
annimmt. (Abg. Batzer: Ich nehme die Wahl an! 
— Abg. Hohnfeldt: Unſerm alten Parteigenoſſen 
Batzer ein dreifaches Sieg-Heil!) Damit ſind wir 
am Schluß der Tagesordnung angekommen. Ich 
ſchlage Ihnen vor, nach Schluß dieſer Sitzung um 
4 Uhr eine zweite Sitzung abzuhalten mit dem 
einzigen Tagesordnungspunkt: Einführung eines 
Senators in ſein Amt. Widerſpruch höre ich nicht; 
es iſt ſo beſchloſſen. Ich ſchließe die Sitzung. 
(Schluß der Sitzung 15 Uhr 55 Minuten.) 


8. Sitzung. 
Freitag, den 14. Juli 1933. 

Die Sitzung wird 16 Uhr 5 Minuten durch den 
Präſidenten von Wnuck eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Senatoren Batzer, Boeck, 
Hohnfeldt, Huth. 

Präſident: Ich eröffne die 8. Vollſitzung. Als 
einziger Punkt ſteht auf der Tagesordnung: 

Einführung eines neugewählten Mit⸗ 
gliedes des Senats. 

Herr Senator Batzer, der Volkstag hat Sie in 
ſeiner letzten Sitzung zum Mitglied des Senats 
gewählt. Es liegt mir ob, Sie in Ihr Amt einzu⸗ 
führen. Ich werde die Einführungsformel vorleſen 
und Sie haben dann zu erklären: „Ich gelobe es.“ 
Dieſer Erklärung können Sie eine religiöſe Be— 
teuerung hinzufügen. Das Gelöbnis iſt durch 
Handſchlag zu bekräftigen. 

Ich werde die mir als Mitglied des Senats ob: 
liegenden Pflichten getreulich erfüllen, mein Amt ge⸗ 
wiſſenhaft führen, die Verfaſſung und die Geſetze be— 
obachten, verſchwiegen ſein in allem, was geheimzu⸗ 
halten mir geboten wird, und das Wohl der Freien 
Stadt Danzig nach beſten Kräften fördern. 

(Senator Batzer: Ich gelobe es, ſo wahr mir Gott 


8 helfe!) Lieber Volksgenoſſe Batzer, durch Ihre ſo— 
Die Wahl hat nach Artikel 25 der Verfaſſung durch 


eben erfolgte Verpflichtung haben Sie Ihr hohes 
Amt als Mitglied der Regierung übernommen. 
Ich beglückwünſche Sie in meinem wie im Namen 
der Mehrheit dieſes Hauſes dazu. Mögen Sie Ihr 
Amt zum Wohl aller Volksgenoſſen und damit 
zum Wohl unſerer Freien Stadt Danzig führen. — 
Wir ſind am Schluß dieſer Sitzung angelangt. Die 
nächſte Sitzung werde ich im Einvernehmen mit 
dem Aelteſtenausſchuß einberufen. Ich ſchließe die 
Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 16 Uhr 10 Minuten.) 


D) 


— 


(B) 


Volkstag Danzig — 9. Sitzung. 


9. Sitzung. 


Dienstag, den 8. Auguſt 1933. 


Abgabe einer Erklärung des Senats zur außen⸗ 


politic d ss 8 39 A 
Dr. Rauſchning, Präſident des Senats. 39 A 
Entſchließung zur Erklärung des Senats 45 A 
Vertagung ZO TORA . 45B 


Die Sitzung wird 16 Uhr 15 Minuten durch 
den Präſidenten von Wnuck eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats Dr. 
Rauſchning, Vizepräſident des Senats Greiſer; 
Senatoren Boeck, Hohnfeldt, Prof. Dr. Hoepfner, 
Dr. Hoppenrath, Dipl. Ing. Huth. 

Präſident: Ich eröffne die 9. Vollſitzung. Auf 
der Tagesordnung ſteht: 

Abgabe einer Erklärung des Senats zur 
außenpolitiſchen Lage. 

Ich erteile dem Herrn Präſidenten des Senats 
das Wort. 

Dr. Nauſchning, Präſident des Senats: Wir 
ſtehen vor einer Wendung von geſchichtlicher Be— 
deutung in der Politik Danzigs. Ich habe die Ge: 
nugtuung, Ihnen mitteilen zu können, daß es nach 
verhältnismäßig kurzfriſtigen Verhandlungen 
möglich geworden iſt, in einer am 5. Auguſt unter⸗ 
zeichneten Vereinbarung und in mehreren Brief- 
wechſeln für eine Reihe von ſtrittigen Fragen zwi⸗ 
ſchen der Freien Stadt Danzig und Polen eine 

Baſis der Verſtändigung zu finden. Wenn es ſich 
auch zunächſt nur um ein vorläufiges Arrange⸗ 
ment handelt, deſſen Schlußſtein erſt am 15. Sep⸗ 
tember gelegt werden ſoll und das in ſeiner Dauer 
durch die Möglichkeit gewiſſer praktiſcher Ausge- 
ſtaltungen beſtimmt wird, ſo iſt dies doch als ein 
Ereignis von grundſätzlicher Bedeutung zu werten, 
das in ſeinem Wert nicht auf die beiden vertrag⸗ 
ſchließenden Länder allein beſchränkt iſt. Es iſt 
hier erſtmalig gelungen, unter tätigſter Mitwir⸗ 


kung des Hohen Kommiſſars des Völkerbundes 


ſchwebende Streitfragen außerhalb der ſchwierigen 
Rechtslage in einem unmittelbaren Verſtändi⸗ 
gungsakt der Beteiligten auf dem Boden prak⸗ 
tiſcher Arbeitsteilung und gegenſeitiger Anerken⸗ 
nung zu löſen. 

Die Beziehungen der Freien Stadt zu Polen 
hatten in den letzten Jahren eine wachſende Ver⸗ 
ſchlechterung erfahren, ſo daß die Atmoſphäre des 
Mißtrauens und ſtändiger Erregung unvermeid⸗ 
lich eine Kataſtrophe herbeizuführen ſchien. Eine 
ſolche hätte aber leicht ein Ausmaß annehmen 
können, das unabſehbare Schäden für die Ruhe 
und Sicherheit aller Nationen zur Folge gehabt 
hätte. Noch vor der Regierungsübernahme hat 
daher die nationalſozialiſtiſche Bewegung als Trä⸗ 
gerin des neuen Volkswillens und der kommenden 
ſtaatlichen Politik unzweifelhaft ihren Friedens⸗ 
willen und die Bereitſchaft zu einer weitgehenden 
Bereinigung aller angeſammelten Fragen bekun⸗ 
det. Die neue Regierung ſah dann folgerichtig 
als ihre unaufſchiebbare Aufgabe, mit der Repu⸗ 
blik Polen nicht nur baldmöglichſt zu einer Ent⸗ 
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ſpannung der Lage, ſondern darüber hinaus zu 
einer politiſch wie wirtſchaftlich notwendigen Zu⸗ 
ſammenarbeit zu kommen. Dieſem Ziel galt der 
Warſchauer Beſuch als Auftakt unmittelbarer 
Verhandlungen. Wenn es trotz der Fülle der 
ſtrittigen Fragen und dem beiderſeitigen ſtarken 
Mißtrauen nach wenigen Wochen gelang, wenig⸗ 
ſtens einige Fragen, darunter eine ſolche Kardi⸗ 
nalfrage wie die Ausnutzung des Danziger Hafens, 
einem Ausgleich entgegenzubringen, ſo konnte dies 
nur dem beiderſeitigen Wunſche verdankt werden, 
aus der Situation der beiden Staaten, die nicht 
nur durch beſondere Verträge, ſondern auch durch 
die geographiſche Lage miteinander verknüpft 


ſind, die einzig mögliche Folgerung verſtändnis⸗ : 


vollen Zuſammenlebens für die Zukunft zu ziehen. 

Wenn ich Sie, meine Herren, gebeten habe, 
ſchon jetzt, wo nur der Vorvertrag geſchloſſen 
wurde, Kenntnis von dem Stand der Verhandlun- 
gen und dem Verhältnis zu unſerer Nachbarrepu⸗ 
blik Polen zu nehmen, ſo geſchieht dies zunächſt 
deshalb, weil es gilt, in der Danziger Oeffentlich⸗ 
keit eine gewiſſe Beunruhigung zu beſeitigen, daß 
der Senat beabſichtige, lebenswichtige Rechte der 
Freien Stadt preiszugeben, ohne daß die Ausſicht 
beſtünde, gleichwichtige Erleichterungen auch ihrer: 
ſeits entgegennehmen zu können. In dieſer Be⸗ 
ziehung wird es meine Pflicht ſein, Ihnen die 
inneren Beziehungen der einzelnen Fragenkreiſe 
darzulegen, um den Nachweis zu erbringen, daß 
der Senat an die ſchwebenden Streitfälle nicht her⸗ 
anging, um nur in Teilfragen ein Kompromiß zu 
ſchließen, Verſuche, die bisher von allen Danziger 
Regierungen unternommen wurden und bemer- 
kenswerter Weiſe immer geſcheitert ſind, ſondern 
daß hier auf bisher nicht verſuchter Grundlage das 
Wagnis einer Geſamtbereinigung, zu der wir uns 
bei Regierungsantritt bekannten, gemacht werden 
ſollte, und daß daher die Verhandlungen auch nur 
zu einem Ziel kommen können, wenn dieſer Cha⸗ 
rakter der Generalbereinigung für die Zukunft ge⸗ 
wahrt bleibt. Wir kommen hiermit aus der 
Atmoſphäre der Wahrung von Rechtsſtandpunkten 
und der juriſtiſchen Gutachten heraus in den prak⸗ 
tiſchen Alltag der wirtſchaftlichen und politiſchen 
Notwendigkeiten. Ich will dabei nicht ſo weit 
gehen, die bisherige Tätigkeit der Gutachter und 


(D) 


Schlichter gering zu achten. Ich bekenne vielmehr, 
daß der Verſuch einer praktiſchen Löſung der ſchwe⸗ 


benden Fragen überhaupt erſt erörterungsfähig 


geworden iſt durch die voraufgegangene Arbeit 


einer Klärung der Rechtsverhältniſſe, und es iſt 
mir in dieſem Zuſammenhang ein Bedürfnis, für 
den Kampf um die Unabhängigkeit und die Selb⸗ 
ſtändigkeit der Freien Stadt, der unter den frühe⸗ 
ren Regierungen gekämpft wurde, dieſen den ge⸗ 
bührenden Dank auszuſprechen. Ich möchte bei 
dieſer Gelegenheit aber auch die guten Dienſte 
nicht unerwähnt laſſen, die der Herr Hohe Rome 
miſſar, unter deſſen Auſpizien die Verhandlungen 
ſtattfanden, in der Bereinigung der Atmoſphäre, 
wie in der Vorbereitung und Anbahnung der Ver⸗ 
handlungen geleiſtet hat. (Bravo! rechts.) Ohne 
ſeine tatkräftige und elaſtiſche Beratung und För⸗ 
derung hätte ein ſo ſchneller Erfolg nicht erzielt 
werden können. Es iſt mir deshalb eine beſondere 
Pflicht, dem Herrn Hohen Kommiſſar unſeren 


8 


l 


— 


(A) Dank für jeine Bemühungen abzuſtatten. 


B) 


40 Volkstag Danzig — 9. Sitzung. 


(Dr. Nauſchning, Präſident des Senats) 
(Leb⸗ 
haftes Bravo und Händeklatſchen bei den Natio⸗ 
nalſozialiſten.) 

Ich habe Ihnen, meine Herren, des weiteren 
aber darüber Aufklärung zu geben, aus welcher 
politiſchen Geſamtzielſetzung der Senat an die 


Regelung des Verhältniſſes mit der Republik Po- | 


len und damit an die Löſung der Einzelfragen 
herangegangen iſt. Bei allem Wunſch, zunächſt 
einmal praktiſch zu einem beiderſeitigen Erfolg zu 
kommen, find wir doch der Ueberzeugung, daß nun— 
mehr die Geſamtlage Danzigs, im Großen geſehen, 
einer Entſcheidung entgegenreift. Es iſt in der 
Geſchichte nicht ſelten, daß derartige Probleme, wie 
die der Exiſtenz der Freien Stadt Danzig, die 
gleichſam Wunden in zwei Nachbarvölkern offen 
halten, eine Reviſion des Verhältniſſes beider be— 
ſchleunigen und daher aus einer anfänglichen 
ſchweren Belaſtung gerade zu einem Garanten des 
Friedens werden. In dieſem Sinne ſehe ich in 
der Tatſache einer aufrichtigen und gerechten Be— 
reinigung der Danzig-polniſchen Lebensbeziehun— 
gen die Möglichkeit einer Reviſion der Beziehun⸗ 
gen der großen Nachbarvölker Mittel- und Oſt⸗ 
europas auf dem Boden eines neuen Rechtsgrund— 
ſatzes. Ich ſehe in dem, was der Senat im vollen 
Bewußtſein der vollen Bedeutung des von ihm 
Zugeſicherten in der Frage des Artikels 33 para— 
phiert hat, die Vorausſetzung ſolcher neuen Be— 
ziehungen, die einen Geiſt der Gerechtigkeit und 
gegenſeitigen Achtung bedingen. Eine ſolche, die 
Grundlage des ſtaatlichen Lebens beeinfluſſende 
Verſtändigung iſt aber nur möglich, wenn ſie 
‚einem aufrichtigen Willen beider Vertragſchließen⸗ 
der entſpringt und keine inneren Vorbehalte in 
irgend einer Richtung zeigt. Verträge, die unter 


einer reservatio mentalis geſchloſſen werden, kön— 


nen für keinen der Vertragſchließenden von dau— 


| 


erndem Erfolg ſein. Wir müſſen uns auch in den 
Beziehungen der Staaten zueinander zu dem 
Grundſatz des königlichen Kaufmanns zurückfinden. 
Es iſt nicht das erſte Mal, daß in der Geſchichte 
der Beziehungen der Freien Stadt Danzig zu Po⸗ 
len verſucht wurde, Danzig-polniſche Streitfragen 
unter Meidung des Genfer Forums durch unmit⸗ 
telbare Verhandlungen zu liquidieren. In den 
Jahren 1926/28 hat eine Regierung, deren Politik 
wir übrigens verurteilen, ſich ernſtlich bemüht, in 
der Linie der Streſemann'ſchen Politik eine Ver⸗ 
ſtändigung mit Polen zu erzielen. Dieſe Politik 
iſt geſcheitert. Sie mußte es, weil ihr die materi⸗ 
ellen Grundlagen, aber auch die geiſtigen Boraus= 
ſetzungen einer Verſtändigung fehlten. Völker 
können ſich nur auf die Dauer verſtändigen, wenn 
ſie ihre Politik wenigſtens in einigen Punkten auf 
denſelben Nenner bringen können. Ein internatio- 
nal⸗liberaliſtiſch regiertes deutſches Volk hat mit 
einem aus einer leidenſchaftlichen nationalen 
Wiedergeburt zuſammengewachſenen polniſchen 
Volk nichts gemein. So mußten auch die weiteren 
Bemühungen Danzigs, zu einem Ausgleich zu kom⸗ 
men, ergebnislos ſein und Proklamationen, wie die 
des 13. Auguſt vorigen Jahres mußten eine leere 
Geſte bleiben. Wenn die nationale Regierung 
Danzigs trotz den Fehlſchlägen einer 13-jahrigen 
Politik abermals den Weg einer Verſtändigung 
ſuchte, ſo geſchah dies aus der feſten Ueberzeugung, 
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daß nunmehr dem nationalen Leben der beiden (C) 


Völker gleichſam dasſelbe Vorzeichen voranſteht. 
Das national zu klarem Ziel wieder erſtarkte 
deutſche Volk, das auch in Danzig neue Lebens= 
formen geſtaltet, wird ſich in weſentlichen Auf— 
gaben der äußeren und inneren Politik mit dem 
jungen Polen eins wiſſen können. Erſt derartige 
Gemeinſamkeiten aber machen Verſuche ſelbſt ein— 
fachſter Verſtändigungslöſungen tragfähig. Im⸗ 
merhin lehrt jedoch die Praxis der Vergangenheit, 
daß eine Vorleiſtung eines Partners auch jetzt 
nicht in Frage kommen kann, daß am Anfang einer 
aufrichtigen Verſtändigung die gegenſeitige Anz 
erkennung des Lebensraumes und einer ſelbſtän— 
digen Lebensform ſtehen muß. 

Wenn daher einmal das Wort von einem Sez 
paratismus Danzigs Polen gegenüber gefallen iſt, 
ſo muß klar zum Ausdruck gebracht werden, daß 
Danzig im Rahmen der Verträge nicht nur ein 
ſelbſtändiger Staat mit den Mitteln eigener 
Staatlichkeit iſt, ſondern daß auch trotz dem ein⸗ 
heitlichen Zollgebiet eine völlige Unifizierung der 
Danziger Wirtſchaft mit der Polens nicht möglich 
iſt. Eine ſolche würde die Grundlage des eigenen 
Lebensſtandes, der eigenen Kultur und die Un— 
antaſtbarkeit der ſelbſtändigen Staatsführung 
zerſtören. Soweit daher Löſungsverſuche beſtehen— 
der Streitfälle an die ſelbſtändigen Formen der 
Wirtſchaftsführung und eine gewiſſe ſelbſtändige 
Geſchloſſenheit des Danziger Wirtſchaftsgebietes 
innerhalb der Zollunion rühren wollen, können ſie 
zu keiner Verſtändigung führen. Es muß in Dies 
jem Punkte volle Klarheit herrſchen. Wir beab- 
ſichtigen nicht, die beſtehenden Grundlagen unſerer 
Exiſtenz anzutaſten, aber wir vermögen anderer⸗ 
ſeits auch nicht anzuerkennen, daß ein gewiſſer 
Schutz des eigenen Marktes und der einheimiſchen 
Erzeugung in dem Rahmen, den ſich jede Stadt 
innerhalb eines nicht nur gemeinſamen Zollge— 
bietes ſondern auch Staatsgebietes geben kann, 
eine Behinderung Polens in ſeinem Anſpruch auf 
Danzig als einem freien ungehinderten Zugang 
zum Meere bedeutet. In den national gemiſchten 
Siedlungsräumen Mitteleuropas ijt die Aufrecht 
erhaltung eigener Wirtſchaftsformen und eines 
ſelbſtändigen Lebensſtandards die Vorausſetzung 
der Erhaltung der einzelnen Volksgemeinſchaft. 
So ſehr Danzig daher gewillt iſt, eine dauernde 
Grundlage vertrauensvollen Zuſammenlebens zu 
ſchaffen, jo beſtimmt muß doch auch auf die note 
wendigen Vorausſetzungen der Selbſterhaltung 
eines kleinen Staats- und Volksgebildes gegen= 
über einem machtvollen Staat aufmerkſam ges 
macht werden. (Abg. Hohnfeldt: Sehr gut!) Ge⸗ 
lingt es nicht jetzt, einen Ausweg aus den Wirr⸗ 
niſſen der Nachkriegszeit und dem Zuſammenbruch 
aller Beziehungen zu finden, ſo iſt nicht abzuſehen, 
wie es vermieden werden könnte, in der Exiſtenz 
Danzigs eine grundſätzliche Aenderung zu ers 
ſtreben. 

Es ſind mir in dieſer Beziehung Befürchtungen 
entgegengebracht worden, die der Republik Polen 
die Vernichtung des Danziger Hafens und der 
eigenſtändigen Wirtſchaft als unabwendbares Ziel 
unterlegen, die behaupten, daß zwar die Methode 
der Politik wechſeln möge, aber der Plan der 
wirtſchaftlichen Vernichtung Danzigs nie aufgeges 
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ben werden könne. Es iſt die Sorge vieler Kreiſe, 
daß Polen zwar in Danzig Handel treiben 
möchte, aber nicht mit den Danzigern. Es ſei der 
fundamentale Irrtum in der Konſtruktion der 
Freien Stadt, daß man überſah, wie die frühere 
Blüte Danzigs als Hafen Polens auf ſeinem 
Stapelrecht beruhte, dem genauen Gegenteil der 
Wirtſchaftspolitik, wie ſie gegenwärtig Danzig 
gegenüber durchgeführt wurde. (Sehr richtig! 
rechts.) Ich erörtere dieſe Vorwürfe in aller Frei— 
mütigkeit in der Annahme, daß allein auf ſolchem 
Boden freier Ausſprache die gegenſätzlichen Ziele 
gleichgerichtet werden können. Ich erwähne dies, 
um ein für allemal feſtzuſtellen, daß es nur zwei 
diskutable Wege für Danzig gibt: einen Ausgleich 
mit Polen zu ſuchen, der Danzig Lebensraum und 
Selbſtändigkeit gibt, und ich ſehe hier in der Be— 
friedung der Danzig-polniſchen Streitfälle eine 
Probe für einen Grundſatz, der geeignet ſein 
könnte, in die Politik des mitteleuropäiſchen 
Raumes eine neue Stetigkeit zu bringen. Im 
Rahmen einer ſolchen Politik kommt den Danziger 
Angelegenheiten eine beſondere ſymptomatiſche 
Bedeutung zu. Gelingt dies nicht, ſo ſehe ich nur 
den zweiten Weg, der dem unzweifelhaft deutſchen 
Charakter volle Rechnung trägt, nämlich daß das 
Danziger Statut eine Abänderung erfährt. (Sehr 
gut! und Bravo! rechts.) 

Ich komme nunmehr zu den einzelnen Fragen— 

treijen. Die beiden Regierungen gingen bei der 
Abgrenzung der zunächſt zu bereinigenden Streit— 
fälle davon aus, daß ſie einer gewiſſen Löſung ent— 
gegengereift wären. Es war indeſſen notwendig, 
ein derartiges Fragenpaket zuſammenzuſtellen, daß 
der Zweck einer erſten, wenn auch zunächſt nur vor⸗ 
läufigen Geſamtbereinigung zum Ausdruck kam. 
Dies beſtimmte die Auswahl. Außer einigen 
diplomatiſchen Fragen, in denen es bald gelang, 
eine Einigung zu erzielen, waren es die Fragen 
der Behandlung polniſcher Staatsangehöriger und 
anderer Perſonen polniſcher Herkunft auf dem Ge— 
biete der Freien Stadt Danzig, die der vollen Aus— 
nutzung des Danziger Hafens bezw. der Frage 
Danzig — Edingen und der Frage des freien Wa— 
renverkehrs über die Danzig-polniſche Grenze, die 
in den letzten Wochen zur Verhandlung ſtanden. 

Von dieſen Fragekreiſen iſt von beſonderer 
grundſätzlicher Bedeutung die über die Behand— 
lung der polniſchen Minderheit in Danzig. 

Die urſprünglich von Polen durch ſeine Note 
vom 30. September 1930 erhobene Forderung über 
eine ſehr weitgehende Ausgeſtaltung der polniſchen 
Minderheitenrechte in Danzig hat ihre Erledigung 
durch die Genfer Abmachung im November 1932 
gefunden, worin Polen die Note zurückgezogen hat. 
Auf der Baſis des Haager Gutachtens vom 4. Fez 
bruar 1932 ſind dann neue Verhandlungen ein= 
geleitet worden, ſie haben ihren Abſchluß in dem 
vorliegenden Abkommen (accord) gefunden, das 
einen Teil der am vorigen Sonnabend, den 
5. Auguſt 1933, erzielten Verſtändigung bildet. 
Darin ſind die Minderheitenfragen nunmehr in 
drei Punkten einer vertragsmäßigen Regelung 
unterworfen, nämlich auf dem Gebiet des Schule 
weſens leinſchließlich der höheren Schule und der 
Hochſchule), hinſichtlich der Anerkennung der pole 
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niſchen Zeugniſſe und Diplome und hinſichtlich der 
Anwendung der polniſchen Sprache in Danzig. 

Nach dem Haager Gutachten hatte die Freie 
Stadt lediglich die Verpflichtung, aus Artikel 33 
des Pariſer Vertrages auf die polniſchen Minder— 
heiten die Regelung anzuwenden, die im Kapitel 1 
des zwiſchen den alliierten und aſſoziierten Haupt- 
mächten und Polen am 28. Juni 1919 geſchloſſenen 
Vertrages vorgeſehen iſt, ſo wie dieſe Regelung 
in Polen von der polniſchen Regierung tatſächli. 
gehandhabt wird, und in Geſetzgebung und Vers 
waltung jede unterſchiedliche nachteilige Behand— 
lung zu vermeiden, ſei es, daß Danzig auf die 
Minderheiten Beſtimmungen anwendet, die denen 
ähnlich ſind, die die polniſche Regierung in Polen 
auf die Minderheiten anwendet, jei es, daß Danzig 
den genannten Minderheiten weitergehende Rechte 
gewährt. Die getroffene Vereinbarung über die 
Minderheiten geht weit über dieſe Regelung 
hinaus. 

Danzig hat auch bei der Behandlung im ein— 
zelnen darauf gehalten, kleinliche Streitpunkte 
endgültig zu beſeitigen, ebenſo wie darauf Bedacht 
zu legen war, daß Danzig durch das Abkommen 
keine neuen finanziellen Laſten zu übernehmen 
hätte, die gegenüber der Danziger Finanzlage un= 
tragbar geweſen wären. 

Im einzelnen iſt zu den drei Punkten zu be— 
merken: durch das Danziger Geſetz vom 20. 12. 21 
ſind der polniſchen Minderheit bereits Rechte zur 
Bildung von Volksſchulen mit polniſcher Unter⸗ 
richtsſprache gewährt. Die in dieſem Geſetz der 
Minderheit gewährten Rechte ſind durch den Ver— 
trag nunmehr neu verankert und weiter ausge— 
ſtaltet. Zu erwähnen wäre, daß in Zukunft eine 
Schule mit polniſcher Unterrichtsſprache nur dann 
wieder geſchloſſen werden kann, wenn die vorge— 
ſchriebene Zahl von 40 Kindern 3 Jahre lang nicht 
mehr vorhanden iſt, während bisher eine ſolche 
Friſt von 3 Jahren nicht vorgeſehen war. Hole 
niſche Schulen können ſich, wenn die Zahl von 40 
Kindern nicht erreicht wird, in Lehrgänge mit pole 
niſcher Sprache umwandeln. Bei derartigen Um- 
wandlungen ſollen den beteiligten Eltern Erleich— 
terungen gewährt werden. Die gleichen Rechte, 


die die Elternſchaft der Schule mit deutſcher Unter- 
richtsſprache hat, 


ſollen auch den Eltern der 
Schulen mit polniſcher Sprache gewährt werden. 

Von Wichtigkeit ſind die Vorſchriften über die 
Privatſchulen. Danzig hat hier der polniſchen 
Minderheit die Freiheit gegeben, Privatſchulen 
nach ihrem Ermeſſen zu bilden. Auf der andern 
Seite iſt jedoch feſtgelegt, daß dieſe Privatſchulen 
in vollem Maße der Schulaufſicht des Senats 
unterſtehen, auch inſofern als nichts gelehrt wer— 
den darf, was gegen den Danziger Staat ge— 
richtet iſt. 

Auf dem Gebiete der höheren und Mittel- 
ſchulen iſt der polniſchen Minderheit ebenfalls das 
Recht gegeben worden, Privatſchulen zu bilden. 
Das beſtehende polniſche Gymnaſium wird als 
ſolches anerkannt, und die von ihm ausgeſtellten 
Reifezeugniſſe ſollen im Gebiet der Freien Stadt 
Danzig dieſelbe Bedeutung haben, wie die Zeug- 
niſſe der übrigen Danziger Schulen. Ein Ent⸗ 


gegenkommen hat die Danziger Regierung auch 
auf dem Gebiete des Berufsſchulweſens gezeigt. 
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Hier ſollen Klaſſen mit polniſcher Unterrichts- 
ſprache gebildet werden, wenn die entſprechende 
Schülerzahl vorhanden ſein ſollte. 

Von großer Bedeutung iſt im übrigen die Be⸗ 


ſtimmung, daß die Beamten, Angeſtellten und Ar- 
beiter der polniſchen Behörden, insbeſondere der 


polniſchen Eiſenbahnen, ſoweit ſie die Danziger 
Staatsangehörigkeit beſitzen, in der Wahl der 
Schulen, in die ſie ihre Kinder ſchicken wollen, ab— 
ſolute Freiheit genießen ſollen. Es ſoll keinerlei 
Einfluß in dieſer Beziehung durch die Behörden 
und polniſchen Dienſtſtellen ausgeübt werden. 
(Sehr gut! rechts.) Den Beamten, Angeſtellten 
und Arbeitern dürfen durch Ausübung dieſer ihnen 
gewährten Freiheit keinerlei dienſtliche Nachteile 
erwachſen. Danzig hat eine gleiche Verpflichtung 
übernommen gegenüber den Perſonen polniſcher 
Abkunft und Mutterſprache, die im Dienſte Dane 
ziger Behörden ſtehen. 

Ueber die Anerkennung pokniſcher Zeugniſſe 
und Diplome und die Anwendung der polniſchen 
Sprache in Danzig war wegen des engen Zuſam⸗ 
menlebens der Freien Stadt mit der Republik 
Polen eine verſtändigungsgemäße Regelung beſon— 


ders erwünſcht. Auch jie ijt im entgegenkommenden 


Geiſte geſtaltet worden. Trotzdem iſt der deutſche 
Charakter Danzigs, den die Republik Polen ſelbſt 
nicht beſtreitet und den Clemenceau in der Manz 
telnote vom 16. Juni 1919 ausdrücklich anerkennt, 
unberührt geblieben. 

Nach dem Abkommen werden die entſprechen— 
den gleichwertigen Zeugniſſe und Diplome, die in 
Polen erworben ſind, in Danzig denſelben Wert 
haben. Die Nachprüfung dieſer Frage iſt Sache 
der Freien Stadt Danzig. Ihre Sache iſt es auch, 
frei zu beſtimmen, welcher Art Zeugniſſe und 
Diplome zum Eingang in einen Danziger Beruf 
erforderlich fein ſollen. Für den juriſtiſchen Beruf 
iſt die beſondere Beſtimmung verabredet, daß ein 
polniſches juriſtiſches Examen in Danzig Wner- 
kennung finden kann, wenn ein ergänzendes Stu- 
dium im Danziger Recht der Regierung der Freien 
Stadt Danzig nachgewieſen wird. 

In der Sprachenfrage iſt für die polniſchen 
Minderheiten grundſätzlich die Freiheit anerkannt, 
ſich ſchriftlich oder mündlich in polniſcher Sprache 
an die Behörden zu wenden und ihnen die Sicher— 
heit gegeben, daß eine ſolche Eingabe ſachliche Er— 
ledigung findet. Es iſt Rückſicht darauf genommen, 
daß ein nur polniſch verſtehender Angehöriger der 
Minderheit unentgeltlich eine zuverläſſige pol- 
niſche Ueberſetzung des Tenors der behördlichen 
Entſcheidungen erhält, damit er ſich auf ſicherer 
Grundlage die weiter von ihm beabſichtigten 
Schritte überlegen kann. Zu dieſem Zweck denkt 
Danzig daran, eine Art Ueberſetzungszentrale zu 
ſchaffen, die dieſem Wunſche nachkommen wird. Im 
übrigen bringt das Abkommen zum Ausdruck, daß 
die Sprachenverabredung keinesfalls zu einer 
zweiſprachigen Verwaltung führen darf. 

Trotz geltend gemachter Bedenken war der 
Senat hier entſchloſſen, weit über das Maß hin⸗ 
auszugehen, das Polen in der Behandlung ſeiner 
Minderheiten anwendet. Der Senat geht hier von 
der Vorausſetzung aus, daß der Schutz des eigenen 
kulturellen Lebens und des Volkstums der funda— 
mentale Rechtsgrundſatz in den Beziehungen der 
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Nationen ſein muß. (Bravo! rechts.) Wir ſehen (O) 


die Gefahr wohl, die in einer Durchſetzung der 
deutſchen Volksgemeinſchaft durch eine ſtark privi⸗ 
legierte polniſche Minderheit liegen kann. Wir 
glauben jedoch, dieſe Gefahren, die in einer all— 
mählichen Unterwanderung und Auflockerung des 
deutſchen Gefüges durch andersvölkiſche Gruppen 
liegen, auf uns nehmen zu können. Dazu bejtim= 
men uns ſowohl grundſätzliche als auch praktiſche 
Erwägungen. In Konſequenz des von dem Führer 
unſerer nationalſozialiſtiſchen Bewegung Adolf 
Hitler proklamierten Grundſatzes, der Achtung vor 
jedem Volkstum, liegt die Abſage jeder Politik der 
Aſſimilierung fremden Volkstums. (Sehr gut! 
rechts.) Eine ſolche Politik mündet notwendig in 
einen Schutz der Minderheiten. Wir folgen dem⸗ 
nach unſerer nationalſozialiſtiſchen Weltanſchau— 
ung, wenn wir hier in dem Vertrage klar und 
eindeutig die Rechte der polniſchen Minderheiten 
auf Schulunterricht und eigenen Sprachgebrauch, 
ſogar unbeſchadet ihres Staatsangehörigkeitsver⸗ 
hältniſſes, wodurch wir uns vor allen Minder— 
heitennationen auszeichnen, feitlegen., Ich möchte 
hier demnach mit allem Nachdruck bebönen, daß wir 
die Regelung des Artikels 33 nicht im Sinne eines 
Aushandelns von anderweitigen Zugeſtändniſſen 
getroffen haben, ſondern in der klaren und grund— 
ſätzlichen Erkenntnis, daß der Schutz jeden Volks- 
tums und die Sicherſtellung dieſes Schutzes die 
Grundlage jeder Verſtändigung bedeuten. (Abg. 
Hohnfeldt: Sehr gut!) Er ijt geradezu die Vor- 
ausſetzung der Befriedung des Oſtgebietes. Wir 
wollen es für alle Zeiten ausgeſchaltet wiſſen, daß 
durch die Machtmittel ſtaatlicher Beeinfluſſung 
und wirtſchaftlichen Druckes Volksteile ſich gezwun— 
gen ſehen, ihr angeſtammtes Volkstum aufzugeben. 
Wir ſehen in ſolchem Grundſatz einen abſoluten 
Fortſchritt in den Beziehungen der Staaten zu 
einander, der geeignet ijt, viel Zündſtoff zu Des 
ſeitigen, indem hier aus einem Gebiet, das bisher 
den Entſcheidungen der Politik ausgeliefert war, 
ein ſolches poſitiven Rechts wird. Die Befolgung 
eines ſolchen Grundſatzes bewog uns, derartig weit 
und — wie ich ſagen darf — beiſpielgebend in der 
Zubilligung von Rechten an die polniſche Minder— 
heit zu gehen. Wir ſehen darin eine klare und 
unzweifelhafte Manifeſtation unſeres aufrichti⸗ 
gen Willens, an unſerm Teil zu einer grundſätz⸗ 
lichen Befriedung des europäiſchen Oſtens, wo die 
Minderheitenfrage eine ſo bedeutſame Rolle ſpielt, 
beizutragen, indem wir mit einem bisher gültigen 
Rechtsanſpruch des Staates bewußt brechen. 

Der zweite Fragenkreis betrifft die Ausnutzung 
des Danziger Hafens. Ich darf annehmen, daß 


Sie, meine Herren, über die Rechtslage wie den 


praktiſchen Stand der Frage unterrichtet ſind. Das 


D) 


Arrangement erſtreckt ſich auf eine Frage, die für 


die Freie Stadt Danzig von lebenswichtiger Bez 
deutung iſt. 

Seit länger als drei Jahren iſt das vom Senat 
anhängig gemachte Rechtsſtreitverfahren Danzig⸗ 
Gdingen im Gange. Alle Inſtanzen des Völker⸗ 
bundes haben ſich mit ihm befaßt. War es ihnen 
möglich, die rechtlichen Fragen im Rahmen des 
Geſamtkomplexes einer Löſung zuzuführen, ſo ſtieß 
die Notwendigkeit, zu für den Danziger Hafen 
praktiſchen Löſungen zu gelangen, auf Schwierig⸗ 
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keiten, die auch durch das Sachverſtändigen-Gut⸗ 
achten vom September v. Is. nicht behoben werden 
konnten. 

Umſo größere Beachtung kommt daher der Tate 
ſache zu, daß das Arrangement das Streben zeigt, 
auf dem Wege des direkten Uebereinkommens 
zwiſchen der Freien Stadt und Polen unter Aus⸗ 
ſetzung des Rechtsſtreitverfahrens vor den Injtan- 
zen des Völkerbundes die Frage nach der Zukunft 
des Danziger Hafens zu beantworten. Die pol= 
niſche Regierung wird ohne Verzug alle Maßnah— 
men treffen, um einen Rückgang des Verkehrs in 
der Einfuhr, in der Ausfuhr und in der Durch— 
fuhr über den Danziger Hafen zu verhindern, wo⸗ 
bei nicht nur die Verkehrsmenge, ſondern auch die 
Warenart, Umſchlags- und Umſatzwert Berüdjich- 
tigung finden wird. (Bravo! rechts.) Die polniſche 
Regierung wird ferner, ſoweit dies in ihrer Macht 
liegt, in Zukunft dem Danziger Hafen eine gleiche 
Beteiligung an dem ſeewärtigen Ein-, Aus- und 
Durchfuhrverkehr wiederum unter Berückſichtigung 
der Menge und Art des Verkehrs ſicherſtellen. 
Beide Regierungen verpflichten ſich, zu dieſem 
Zwecke durch Zuſammenkünfte in regelmäßigen 
Zeitabſtänden ſtändig in Fühlung zu bleiben. Es 
iſt hier alſo zunächſt ein Niveau des Verkehrs ge— 
ſichert und darüber hinaus für die Zukunft eine 
praktiſch gleiche Behandlung mit dem Hafen 
Gdingen. 

Den Verpflichtungen der polniſchen Regierung 
hinſichtlich der Ausnutzung des Danziger Hafens 
ſteht die Verpflichtung der Danziger Regierung 
gegenüber, im Rahmen der finanziellen und wirt- 
ſchaftlichen Mölichkeiten der Freien Stadt mit der 

polniſchen Regierung an der Förderung des direk— 
ten ſeewärtigen Verkehrs zuſammenzuarbeiten. 

Jede der Parteien behält ſich das Recht vor, 
mit dreimonatiger Friſt den Hohen Kommiſſar zu 
bitten, das durch dieſes Arrangement ſuſpendierte 
Rechtsſtreitverfahren wieder aufzunehmen. 

So wichtig die Beſtimmungen dieſes Ueberein— 
kommens in ihren Einzelheiten und in ihrer Ge— 
ſamtheit ſind, noch wichtiger wird der Geiſt ſein, 
in dem die Parteien an die Arbeit zur Erfüllung 
dieſes Uebereinkommens gehen. Die Regierung der 
Freien Stadt hat den feſten Vorſatz und Willen, 
alles zu tun, um in ſtändiger Zuſammenarbeit mit 
Polen dem polniſchen ſeewärtigen Warenverkehr 
die Förderung zuteil werden zu laſſen, die im 
Intereſſe Polens und in demjenigen des Danziger 
Hafens liegt. Sie hegt die Erwartung, daß auch 
die polniſche Regierung nichts unterlaſſen wird, 
um dem Danziger Hafen einen Pulsſchlag zu 
ſichern, der ebenſo den Erforderniſſen des Danziger 
Wirtſchaftslebens, wie dem wohlverſtandenen In- 
tereſſe Polens an dem Danziger Hafen als ſeinem 
freien und ſicheren Zugang zum Meere entſpricht. 

In dieſen Tagen bereits fahren Vertreter der 
Danziger Regierung nach Warſchau, um in der 
Hauptſtadt Polens in direkten Beſprechungen mit 
den Vertretern der polniſchen Regierung die 
Grundlagen für die Regelung des künftigen Ver⸗ 
kehrs über den Danziger Hafen zu ſchaffen. Ich 
hoffe und wünſche, daß das Ergebnis dieſer Ver⸗ 
handlungen den guten Willen beider Parteien zu 
für beide Teile gedeihlicher Zuſammenarbeit in 
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einom Maße erkennen läßt, das eine Wiederauf⸗ 
nahme des Rechtsſtreitverfahrens Danzig-Ödingen 
für alle Zukunft überflüſſig erſcheinen läßt. 
Gelegentlich der Unterzeichnung des Abkom⸗ 
mens über die Ausnutzung des Danziger Hafens 
und der Paraphierung des Abkommens betreffend 
die Rechte der Polen in Danzig hat dann noch ein 


(©) 


Austauſch von Schriftſätzen zwiſchen Danzig und 


Polen ſtattgefunden, durch welchen drei weitere 
Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen Polen und 
Danzig beigelegt ſind. N 

Es handelt ſich zunächſt um die Frage der 
Ausſtellung von Ratifikationsurkunden bei inter⸗ 
nationalen Verträgen. Auf Grund des Pariſer 
Vertrages, nach welchem Polen die Führung der 
auswärtigen Angelegenheiten der Freien Stadt 
Danzig ſicherzuſtellen hat, hinterlegt die polniſche 
Regierung, ſobald im Namen der Freien Stadt 
Danzig ein internationales Abkommen abgeſchloſ— 
ſen iſt, eine Ratifikationsurkunde an dem in dem 
Vertrage vorgeſehenen Ort. Die polniſche Regie- 
rung hatte nun für die Form dieſer Ratifikations⸗ 
urkunde einen Text gewählt, der nicht in genügen⸗ 
der Weiſe erkennen ließ, daß die polniſche Regie— 
rung im Namen und nach Fühlungnahme mit 
Danzig handelte. Die polniſche Regierung hat 
ſich nunmehr bereit erklärt, den Wünſchen Danzigs 
in dieſer Beziehung durch eine neue Form der in 
Zukunft auszuſtellenden Ratifikationsurkunde 
Rechnung zu tragen. 

In dem Schriftwechſel iſt dann die Frage der 
Ausſtellung von Päſſen durch die polniſchen Bes 
hörden im Ausland geregelt worden. Hier be— 
ſtand eine Meinungsverſchiedenheit inſofern, als 
die polniſchen Behörden im Ausland zwar ent- 
ſprechend einem Danzig-polniſchen Abkommen 
Danziger Paßformulare benutzten, auf dieſen For— 
mularen aber zu dem deutſchen Text eine polniſche 
Ueberſetzung hineinſchrieben. Danzig hat hiergegen 
Einſpruch erhoben, da die Amtsſprache in Danzig 
deutſch iſt. Die polniſche Regierung hat ſichnunmehr 
bereit erklärt, Ueberſetzungen in den Danziger 
Päſſen nur dann anzubringen, wenn ſie ſich vorher 
mit Danzig darüber geeinigt hat. Lediglich die Be⸗ 
zeichnung der ausſtellenden Stelle im Ausland darf 
in polniſcher Sprache mit einem entſprechenden 
Stempel an Stelle der ſonſt vorgeſehenen Unterſchrift 
der Danziger Landespaßſtelle angebracht werden. 

Schließlich iſt in dem Schriftwechſel auf Wunſch 
der polniſchen Regierung noch die Frage der Form 
der Bekanntgabe der Exequaturerteilung an Konz 
ſuln in Danzig geregelt worden. Danzig wird in 
Zukunft für dieſe Bekanntgabe eine Form anwen- 
den, aus welcher die Tatſache klar erſichtlich iſt, daß 
das Exequatur durch die polniſche Regierung et= 
teilt wird. Dies entſpricht der Regelung des Pa— 
riſer Vertrages. 

Ich komme zu dem vierten Fragenkreis, dem Wa⸗ 
renverkehr über die Danzig-polniſche Grenze. Eine 
Bereinigung der Beziehungen zwiſchen Danzig und 
Polen kann ſolange nicht als gelungen angeſpro⸗ 
chen werden, als ein ſo fundamentales Gebiet, wie 
das des wirtſchaftlichen Güteraustauſches auf dem 
Stande offenen Krieges verharrt. Ohne hier einer 
Entſcheidung über etwaige Abänderung des War⸗ 
ſchauer Abkommens vorzugreifen, ſoll die verſuchte 
Löſung einen befriſteten modus vivendi ergeben. 
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Die Schwierigkeiten ſind hier ſcheinbar beſonders 
groß, obwohl eine Regelung, wie ſie Danzig vor⸗ 
ſchlägt, in keiner Weiſe einem Schutz der polniſchen 
Erzeugung entgegenſteht. Die Verhandlungen 
haben hier noch kein Ergebnis erzielt. Sie werden 
weiter fortgeſetzt. 

Es erſcheint wenig, was wir Ihnen hier als 
das Ergebnis mühſamer Verhandlungen vorlegen. 
Wir können nicht erwarten, daß in einem ſo alten 
Problem, wie etwa dem der Ausnutzung des Dan— 
ziger Hafens, das zum Ausdruck der einander ent⸗ 
gegenſtehenden Lebensintereſſen geworden war, 
ein Vertrag allein die Löſung bringen kann. Neben 
den Willen der Regierungen muß der Wille der 
Bevölkerung treten. Nur den gemeinſamen Be— 
mühungen der beiderſeitigen Wirtſchaftskreiſe 
kann es gelingen, zu einem dauernden Ausgleich 
zu kommen. Und damit möchte ich einen Appell 
an alle unſere Wirtſchaftskreiſe richten: Zeigen Sie 
noch einmal den hanſeatiſchen Wagemut, aus einer 
verzweifelten Lage unſere Stadt heraus aufzu⸗ 
bauen und wieder herzuſtellen. Hier wird es die 
Aufgabe ſein, durch Anknüpfung perſönlicher Be— 
ziehungen die guten Abſichten der Regierungen zu 
unterſtützen. (Sehr gut! rechts.) In dieſem Sinne 
geſchieht es auf unſeren Vorſchlag, daß Preſſe, 
Wirtſchaftskreiſe und vor allem die Jugend als 
der lebendigſte Träger der Zukunft und eines 
Wiederaufbaus der Völker in Danzig und Polen 
in Berührung und lebendigen Meinungsaustauſch 
treten. (Abg. Hohnfeldt: Sehr gut!) Ich darf 
hier meinen beſonderen Dank dem Herrn Vertreter 
der Republik Polen, Miniſter Papee, ausſprechen, 
daß er in verſtändnisvoller Bereitſchaft alle Wege 
ebnete und es ermöglicht hat, daß neben einer 
Preſſekommiſſion am letzten Sonnabend einer 


Hitler⸗Jugend-Gruppe die Gelegenheit gegeben 


wurde, in einem Lager in den Karpathen in leben— 
dige Berührung mit der jungen polniſchen Gene— 
ration zu treten. Wir würden uns freuen, wenn 
wir demnächſt auch bei uns entſprechende polniſche 
Vertretungen in dem neuen Geiſt ſachlicher Ge— 
meinſchaftsarbeit begrüßen können. (Bravo! 
rechts.) 

Anſtelle großer Konferenzen, die die ſchweren 
wirtſchaftlichen und politiſchen Fragen in ihrer 
Geſamtheit zu löſen unternehmen, treten mehr und 
mehr Ausgleichsverſuche von Nachbarſtaaten, die 
den praktiſchen Problemen erwachſen. Anſtelle von 
Löſungen im Großen und Grundſätzlichen werden 
beſcheidene Einzellöſungen von Fall zu Fall oder 
zeitlich befriſtete Geſamtlöſungen treten, die dem 
Wunſch praktiſcher Kooperation entſtammen. Ihre 
Bedeutung wird nicht geringer ſein als die beab— 
ſichtigten großen Löſungen. Wir glauben an den 
einigenden Zwang der Arbeit. 

In dieſem Sinne hoffen wir an unſerem Teil 
dem Frieden der Völker mit unſerem Vertrags— 
werk zu dienen. (Bravo! rechts.) Wir rechnen auf 
den geſunden Sinn unſerer Bevölkerung, daß ſie 
in dieſer Politik des Friedens nicht eine Preisgabe 


von Rechten ſieht, ſondern eine Notwendigkeit für 


die eigene Sicherheit und den gemeinſamen Frie— 
den aller Völker, (Abg. Hohnfeldt: Sehr gut!) den 
zu ſichern gerade die Aufgabe einer nationalen 
Regierung iſt, welche gegebenenfalls bereit iſt, zu 
jedem Opfer aufzurufen. (Zuſtimmung rechts.) 
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Wir hoffen aber auch, daß unſer Vertrags: 
partner unſere Lage und den aus ihr ſtammenden 
Willen richtig würdigt. Wir wollen keine wirt⸗ 
ſchaftlichen Augenblicksvorteile, wir wollen keinen 
Frieden um jeden Preis. Wir ſuchen ein Prinzip 
des Rechts, das unſere gegenſeitigen Beziehungen 
aus der Ebene politiſcher Streitigkeiten heraus⸗ 
hebt zu einer Plattform rechtlicher Ordnungen. 
(Bravo! rechts.) Wir erblicken aus den Erfahrun⸗ 
gen eines jahrhundertelangen nationaliſtiſchen 
Kampfes einen ſolchen Grundſatz in der Fortent⸗ 
wicklung des Minderheitenſchutzes zu poſitivem 
Minderheitenrecht. (Abg. Hohnfeldt: Sehr gut!) 
Wir ſind entſchloſſen, dieſen Weg als Staat zu 
ſchreiten, unbeſchadet deſſen, ob man uns hier ſo— 
fort nachfolgt. Wir ſind bereit, die Konſequenz 
unſerer Anſchauung zu ziehen, daß in den Bezie— 
hungen der Völker und der Staaten zu ihren 
Minderheiten nicht mehr der Grundſatz der Aſſi— 
milation zu gelten hat, ſondern vielmehr der einer 
Diſſimilation, einer Abſonderung und Bewahrung 
jedes Eigenſtändigen. Hierin erblicken wir das 
Mittel zur Bereinigung der Atmoſphäre. Wie die 
Grundſätze neuer Beziehungen der Völker inner— 
ſtaatlich und zwiſchenſtaatlich zueinander es zu 
dem Antrag Polens auf Grund des Artikels 33 ge— 
führt haben und von Danzig in dem paraphierten 
Vertrage voll zur Geltung gekommen ſind, ſo 
müſſen ſie auch in den Beziehungen Polens zu 
Danzig zu politiſchen und wirtſchaftlichen Folge— 
rungen führen. Sie müſſen in dem klaren eine 
deutigen Bekenntnis gipfeln, daß an der Tatſache 
eines deutſchen Danzig mit ſeiner ſtaatlichen Selb— 
ſtändigkeit, ſeinen eigenen wirtſchaftlichen und kul⸗ 
turellen Formen als einer unabänderlichen Tat— 
ſache zu rechnen iſt (Zuſtimmung) und daß es nicht 
die Aufgabe einer Politik ſein kann, dieſe Tatſache 
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zu befeitigen, jondern ihr den nötigen Rahmen und 


Schutz zu geben. (Erneute Zuſtimmung.) 

Und jo ſchließe ich mit einem etwas verander- 
ten Worte des Führers unſerer großen nationale 
ſozialiſtiſchen Bewegung: Danzig will nichts für 
ſich, was es nicht auch bereit iſt, voll zu geben. Der 
Anfang der Geſamtbereinigung, der in den Ihnen 
heute übermittelten Uebereinkommen und Schrift— 
wechſeln vorgelegt wird, wurde, wie ich glaube, in 
dem Geiſte gegenſeitiger Offenheit und Achtung 
durchgeführt. Ich hoffe, daß dieſe Arbeit nicht um— 
ſonſt geleiſtet war, daß auch die Beratungen in 
Warſchau dem Grundſatz der Gleichberechtigung 
des Danziger Hafens eine praktiſche Ausgeſtaltung 
geben, die uns die Zuverſicht einer dauernden Re— 
gelung gewähren wird. (Sehr gut! bei den Natio— 
nalſozialiſten.) Ich hoffe, daß ein ſolcher erſter 
Erfolg uns auch ermöglichen wird, die weiteren 
Fragen, insbeſondere des gegenſeitigen Warenver— 
kehrs zu löſen, ſo daß Wahrheit wird, was ich als 
Ziel unſerer Politik bei dem Beſuche in Warſchau 
hinſtellte: eine Aera der Zuſammenarbeit und des 
fruchtbaren Zuſammenlebens. (Bravo!) Immer 
noch war es ſo, daß beide Völker, das deutſche wie 
das polniſche, in Zeiten gegenſeitiger Toleranz und 
der Zuſammenarbeit gut fuhren, daß es Zeiten 
wirtſchaftlicher und kultureller Blüte waren. Das 
iſt auch der Sinn unſerer beſcheidenen Bemühun- 


gen. Wir hoffen, es iſt ein Beginn, nicht ein Ende; 
ein neuer Weg, aber fein Abweg; zum Wohle un⸗ 
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(Dr. Rauſchning, Präſident des Senats) 


(A) ſerer Stadt, aber auch im Geiſt einer Befriedung 


des europäiſchen Oſtens. (Lebhafter anhaltender 
Beifall.) 


Präſident: Der Aelteſtenausſchuß hat beſchloſ— 
ſen, auf eine Ausſprache zu verzichten. Er ſchlägt 
Ihnen RE Entſchließung vor: 

Der Volkstag als Vertretung der Bevölkerung 
der Freien Stadt Danzig billigt die Erklärung des 
Senats. Er gibt dem Herrn Senatspräſidenten und 
dem Danziger Senat die Verſicherung, daß die Dan- 
ziger Bevölkerung mit Geſchloſſenheit ſich hinter die 
weiteren Bemühungen zur Anbahnung eines freund< 
nachbarlichen Verhältniſſes und zur Herbeiführung 
eines politiſchen und wirtſchaftlichen Friedens mit der 
Republik Polen ſtellt. Der Volkstag ſpricht dabei die 


Erwartung aus, daß Polen den berechtigten Danziger 
Intereſſen Rechnung trägt. 


Wir kommen zur Abſtimmung. Wer für An: (8) 


nahme dieſer Entſchließung iſt, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — Ich ſtelle feſt, daß mit Ausnahme der 
Kommuniſten, die ſich, wie üblich, außerhalb der 
Danziger Volksgemeinſchaft ſtellen, dieſe Entſchlie⸗ 
Bung einſtimmig angenommen iſt. (Lebhaftes 
wiederholtes Bravo und Händeklatſchen, — Abg. 
Hohnfeldt: Wir ſprechen unſerem Parteigenoſſen 
Senatspräſidenten Dr. Rauſchning für ſeine Bes 
mühungen den Dank aus durch ein dreifaches 
Siegheil! — Dreifaches Siegheil bei den National⸗ 
ſozialiſten.) Zeit und Tagesordnung der nächſten 
Sitzung werde ich im Einvernehmen mit dem 
Aelteſtenausſchuß feſtſetzen. Ich ſchließe die Sitzung. 
(Schluß der Sitzung 16 Uhr 53 Minuten.) 
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Mittwoch, den 23. Auguſt 1933. 
Geſchäflicch eee. 88 
Bericht des Rechnungsprüfungsausſchuſſes über 

Entlaſtung der Jahresrechnung 1930. (Druck⸗ 
ſache Nr. 28 zu Nr. 24.) c WA 217 B 

Antrag auf Eutlaſtung der Jahresrechnung 1931. 
(Druckſache Nr. 27.) Sa pe ERN CAD 

Antrag auf Genehmigung zur Durchführung der vo⸗ 
lizeilichen Verwahrung eines Abgeordneten. 
(Druckſache n . nern AB 

Mall g ñ ̃ R AC 

Antrag auf Genehmigung zur Durchführung eines 
Steuerſtrafverfahrens gegen einen Abgeordne⸗ 
ten (Druckſache Nr. 31.) FEE 88 

Prins. 8 

12 
11. Sitzung. 

Mittwoch, den 23. Auguſt 1933. 

Bericht des Rechtsausſchuſſes über den Antrag auf 
Genehmigung zur Durchführung der volizei⸗ 
lichen Verwahrung eines Abgeordneten (Drud- 
ſache Nr. 33 zu Nr. 30) c 88 

Mau (SPD) 48 C 
Dr. Ziehm (D. Nat.) 49D 
Kurowski (8) . . 50B 
Hohnfeldt (Nat. Soz.) 5 50 C 
Raſchke KE 3 50 D 

Ordnungsruf für den Abg. Raſchke (K. P.) 51 

Bericht des Rechtsausſchuſſes über den Antrag zur 
Durchführung eines Steuerſtrafverfahrens gegen 
einen Abgeordneten. (Druckſache Nr. 34 zu 
Nr. 31.) TTT 8 

Vertagung ; 3 51 


Die Sitzung wird 15 Uhr 50 Minuten durch 
den Präſidenten von Wnuck eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Regierungs-Kaſſenrat 
Stunz. 

Präſident: Ich eröffne die 10. Vollſitzung. Der 
Aelteſtenausſchuß hat beſchloſſen, die Tagesord⸗ 
nung zu ändern. Die abgeänderte Tagesordnung 
liegt auf Ihren Plätzen. Widerſpruch höre ich 
nicht. Ich rufe Punkt 1 auf: 

Bericht des Rechnungsprüfungsaus⸗ 
ſchuſſes über Entlaſtung der Jahresrech⸗ 
nung 1930. 

Druckſache Nr. 28 zu Nr. 24. Wortmeldungen lie⸗ 
gen nicht vor. Der Ausſchußantrag lautet: „Die 
nach Artikel 55 der Verfaſſung vom Senat bean⸗ 
tragte Entlaſtung für das Rechnungsjahr 1930 zu 
erteilen.“ Wer dieſem Ausſchußantrag zuſtimmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. Das iſt die Mehr⸗ 
heit; es iſt ſo beſchloſſen. Ich rufe Punkt 2 der 
Tagesordnung auf: 

Antrag auf Entlaſtung der Jahresrech⸗ 
nung 1931. 

Druckſache Nr. 27. Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Dieſer Antrag müßte dem Rechnungsprü⸗ 
fungsausſchuß überwieſen werden. Widerſpruch 
höre ich nicht; es iſt ſo beſchloſſen. Ich rufe Punkt 
3 der Tagesordnung auf: 

Antrag auf Genehmigung zur Durch⸗ 
führung der polizeilichen Verwahrung 
eines Abgeordneten. 

eh Nr. 30. Das Wort hat der Herr Abg. 
au. 
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Mau, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! (0 
Namens meiner Fraktion habe ich folgende Er⸗ 
klärung abzugeben: Der Antrag auf Genehmigung ' 
zur polizeilichen Verwahrung des Abg. Brill ijt / 
am Tage nach ſeiner Verhaftung geſtellt worden. | 
Die Entziehung der Freiheit vor der Genehmi⸗ 
gung des Volkstages iſt ein offenkundiger Verſtoß 
gegen den Artikel 21 der Verfaſſung. Kein Abge⸗ 
ordneter darf ohne Genehmigung des Volkstages 
in ſeiner perſönlichen Freiheit beſchränkt bleiben. 
Die Tatſache allein, daß der Abg. Brill gehindert 
wird, an dieſer Sitzung teilzunehmen, beweiſt, daß 
er durch die Schutzhaft in der Ausübung ſeines 
Berufs als Abgeordneter beeinträchtigt wird. In⸗ 
dem der Senat nachträglich die Genehmigung des 
Volkstages erbittet, gibt er zu, daß die Verhaf⸗ 
tung dieſer Genehmigung bedurft hätte. Genau ſo 
wenig, wie anerkanntermaßen der einzelne Ab⸗ 
geordnete auf ſeine Immunität verzichten kann, 
ſo wenig kann der Volkstag auf die Wahrung der 
in Artikel 21 der Verfaſſung dem einzelnen Abge⸗ 
ordneten verbürgten Freiheiten Verzicht leiſten. 
Er darf deshalb nicht nachträglich die Verletzung 
der Immunität genehmigen. 

Darüber hinaus find wir der Anſicht, daß der 
Volkstag niemals die Verhängung der Schutzhaft 
gegen einen Abgeordneten genehmigen durfte, ein⸗ 
mal, weil die Schutzhaft in der Form, wie ſie in 
der Verordnung vom 30. Juni 1933 beſteht, eine 
Verletzung der Grundrechte der perſönlichen Frei⸗ 
heit darſtellt, zweitens im beſonderen, weil die 
Ausübung des Abgeordnetenberufes auch durch 
die vom Volkstag genehmigte Beſchränkung der 
perſönlichen Freiheit nur beeinträchtigt, nicht aber 
unmöglich gemacht werden darf. 

Die Freiheit der Perſon iſt unverletzlich. Das 
iſt der Grundſatz der Verfaſſung. Die freiheitsbe⸗ 
ſchränkenden Vorſchriften, welche die Verfaſſung 
zuläßt und vorſieht, ſind dem Geſetzgeber vorbe⸗ 
halten und dürfen keine Auslegung erfahren, 
welche das Grundrecht der perſönlichen Freiheit 
völlig illuſoriſch macht; denn die Grundrechte ſind, 
das ſagt unſere Verfaſſung ausdrücklich, nur 
Richtſchnur und Schranke auch für die Geſetzge⸗ 
bung. Das Gejeg, in welchem Artikel 74 vorbe- 
halten iſt, darf deshalb nur in einem prinzipiell 
meßbaren Umfang und nur in einem geregelten 
Verfahren in dies Grundrecht eingreifen. Das 
ſagt Ihr eigener Raſſentheoretiker Prof. Karl 
Schmidt, der Verfaſſer des Statthaltergeſetzes und 
preußiſcher Staatsrat. 

Dieſe Verordnung hebt das Grundrecht der 
perſönlichen Freiheit völlig auf; denn ſie ſtellt die 
Schutzhaft, wie auch ein Regierungsvertreter ge- 
ſagt hat, in das Ermeſſen der Behörde. Tatſächlich 
beſtimmt deshalb auch nur die Behörde über die 
Berechtigung der Gründe und nicht das Geſetz. 
Die Behörde beſtimmt den Umfang der Maßnah⸗ 
men und die Art des Vollzugs und nicht das Ge⸗ 
ſetz. Es iſt in der Verordnung nichts weiter ge⸗ 
ſagt, als daß Perſonen in Schutzhaft genommen 
werden können, wenn polizeiliche Gründe für vor⸗ 
liegend erachtet werden. Dieſe Unklarheit und 
Ungenauigkeit der Verordnung geſtattet es der 
Polizei, unter einfacher Wiederholung des Textes 
der Verordnung die Angabe von Gründen für ihre 
Maßnahme zu verweigern. Nehmen Sie dies Bei⸗ 
ſpiel, Brill ſoll weiter in Haft gehalten werden, 
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rechterhaltung der öffentlichen Ruhe, Ordnung 
und Sicherheit dieſe Maßregel dringend erforder⸗ 
lich machen. Es iſt nicht geſagt worden, was die 
öffentliche Ordnung und Sicherheit gefährdet hat. 
Wir wiſſen nicht, wie die Freiheit des Abg. Brill 
ſie gefährden könnte. Brill ſelbſt hat auch nie be⸗ 
merkt, daß er ſchutzbedürftig iſt, obwohl es nach 
der ſoeben wiedergegebenen Anſicht des Senats 
zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe, Ord⸗ 
nung und Sicherheit derartiger ungewöhnlicher 
Maßnahmen bedarf. Wenn der Senat es zuläßt, 
daß in dieſem und in anderen Fällen mehr oder 
weniger verhüllt die Polizei die Schutzhaft mit 
der Erregung der Bevölkerung über eine geſetz⸗ 
mäßige und friedliche politiſche Betätigung von 
Angehörigen der Oppoſition begründet, wird da⸗ 
mit zugegeben, daß nicht wir die öffentliche Drd- 
nung ſtören. Es iſt ein unwürdiger, unhaltbarer 
Zuſtand, daß man jtatt gegen die Störer vorzu— 
gehen, die Schutzbedürftigen in einem ihnen von 
der Verfaſſung gewährleiſteten Recht beſchränkt. 
Der Mangel jeder Vorſchrift über das Verfahren 
macht die Schutzhaft zu einer Strafe von mög⸗ 
icherweiſe unbegrenzter Dauer. In allen Fällen, 
in denen nicht wirklich klare und verſtändliche 
Gründe für ſie geltend gemacht werden können, 
wäre ſie eine neue Form des Strafverfahrens 
| durch Verwaltungsakt, ein Mittel, Angehörige 
der politiſchen Oppoſition ihrem geſetzlichen Rich⸗ 
ter zu entziehen. Die Schutzhaftverordnung ver⸗ 
ſtößt ſomit auch gröblich gegen Artikel 62 der Ver⸗ 
faſſung. Für die Anordnung der Schutzhaft gegen 
einen Abgeordneten darf der Volkstag ſeine Ge⸗ 
nehmigung nicht erteilen, weil er damit eine Be⸗ 
ſchränkung der perſönlichen Freiheit zuläßt, welche 
einen Abgeordneten von der Tätigkeit im Parla⸗ 
ment völlig ausſchließt, was nur bei der Durch⸗ 
führung eines Strafverfahrens möglich wäre. 

Wenn der Volkstag den Antrag des Senats 
genehmigt, ſo würde er damit zu erkennen geben, 
daß er der Regierung das Recht einräumen will, 
die Abgeordneten der ihr unbequemen Parteien 
von der Mitarbeit im Parlament auszuſchließen. 
Er muß ſich aber darüber klar ſein, daß er damit 
gegen das grundlegende organiſatoriſche Prinzip 
der e verſtößt. (Wiederholtes Bravo! 
links. 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Die Ausſprache iſt geſchloſſen. Der Ael⸗ 
teſtenausſchuß ſchlägt vor, die Drucksache Nr. 30 
dem Rechtsausſchuß zu überweiſen. Widerſpruch 
höre ich nicht; es iſt ſo beſchloſſen. Ich rufe Punkt 4 
der Tagesordnung auf: 

Antrag auf Genehmigung zur Durchfüh⸗ 
rung eines Steuerſtrafverfahrens gegen 
einen Abgeordneten. > 

Drudjache Nr. 31. Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt Ihnen ebenfalls 
vor, dieſe Druckſache dem Rechtsausſchuß zu über⸗ 
weiſen. Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt Ihnen wei⸗ 
ter vor, daß der Rechtsausſchuß ſofort zuſammen⸗ 
berufen wird, und daß nach Schluß der Rechtsaus⸗ 
ſchußſitzung der Volkstag zu einer neuen Sitzung 
mit der Tagesordnung der beiden vom Rechtsaus⸗ 
ſchuß erledigten Anträge zuſammentritt. (Abg. 


Weber: Wir erheben Widerſpruch!) Wer dem 
Vorſchlag des Aelteſtenausſchuſſes zuſtimmt, bitte 
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weil der eigene Schutz feiner Perſon und die Auf⸗ ich, ſich zu erheben. — Das ijt die Mehrheit, es ijt (8) 


ſo beſchloſſen. Ich ſchließe die Sitzung. 
(Schluß der Sitzung 16 Uhr.) 


11. Sitzung. 
Mittwoch, den 23. Auguſt 1933. 


Die Sitzung wird 17 Uhr 15 Minuten durch 
den Präſidenten von Wnuck eröffnet. 

Am Regierungstiſch: — 

Präſident: Ich eröffne die 11. Vollſitzung und 
rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Bericht des Rechtsausſchuſſes über den 
Antrag auf Genehmigung zur Durchfüh⸗ 
rung der polizeilichen Verwahrung eines 
Abgeordneten. 
Drudjache Nr. 33 zu Nr. 30. Das Wort hat der 
Abg. Mau. 

Mau, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Der Rechtsausſchuß hat zu dem Antrag des Se⸗ 
nats auf Schutzverhaftung gegen den Abg. Brill 
Stellung genommen Recht eigenartig war bie Bez 
gründung, die der Regierungsvertreter im Aus⸗ 
ſchuß gegeben hat. Zunächſt wurde geſagt, daß der 
Abg. Brill verhaftet ſei, weil er ſich angeblich ei- 
ner Flugblatt⸗Verbreitung gegen die nationalſo⸗ 
zialiſtiſche Arbeiterfront verdächtig gemacht habe. 
Dieſe Begründung ſteht im Widerſpruch zu dem 
eigentlichen Antrag des Senats, der verlangt, daß 
der Abg. Brill zu ſeiner perſönlichen Sicherheit 
in Schutzhaft genommen werden ſoll. Wir haben 
den Regierungsvertreter auf dieſen Widerſpruch 
aufmerkſam gemacht, und dabei erfuhren wir, daß 
man wohl ſelbſt von der Regierungsſeite aus nicht 
annahm, daß dieſe Anklage gegen den Abg. Brill 
zu einer Verhaftung durch den ordentlichen Rich⸗ 
ter führen würde. Aus dieſem Grunde hat man 
eine doppelte Sicherung getroffen und zu gleicher 
Zeit mit der bekannten Begründung die Schutzver⸗ 
haftung des Abg. Brill im Volkstag beantragt. 

Es iſt aber eigentümlich, wenn geſagt wird, 
daß der Abg. Brill als Urheber einer Flugblatt⸗ 
Verbreitung betrachtet wird, die am Sonnabend 
Abend bei der großen Kundgebung ſtattgefunden 
hat. Das iſt ein großer Widerſpruch ſchon deshalb, 
weil der Abg. Brill bereits am Sonnabend Vor⸗ 
mittag geſucht wurde. Weil man ihn in ſeiner 
Wohnung nicht antraf, hat er dann ſelbſt das Po⸗ 
lizeipräſidium angerufen und gefragt, was denn 
gegen ihn vorliege. Telephoniſch wurde ihm er⸗ 
klärt, daß er angeblich einer illegalen Flugblatt⸗ 
Verbreitung bezichtigt werde. Herr Brill hat dann 
mit dem Beamten am Telephon vereinbart, daß 
er, weil das eine Angelegenheit war, die nicht bez 
ſonders wichtig und eilig war, ſich am Montag 
früh zur Vernehmung auf dem Polizeipräſidium 
zu melden. Da Herr Brill aber wußte, daß er hier 
in einen völlig unbegründeten und falſchen Ver⸗ 
dacht gekommen iſt, ließ ihm die Sache keine Ruhe, 
und er iſt dann am Sonntag früh ſelbſt zum Poli⸗ 
zeipräſidium gegangen, um feſtzuſtellen, was 
eigentlich gegen ihn vorliege. Bei dieſer Gelegen⸗ 
heit hat ihm dann der Beamte erklärt, er müſſe 
ihn gest in Schutzhaft nehmen. 

„Ich kann hier als Sekretär der Sozialdemokra⸗ 
tiſchen Partei erklären, daß die Sozialdemokra⸗ 
tiſche Partei kein Flugblatt herausgegeben und 


(D) 
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kein illegales Flugblatt zur Verbreitung gebracht 
hat. Auch hat der Abg. Brill ſich jeglicher öffent⸗ 
lichen Betätigung nach ſeiner Haftentlaſſung 
durch das Obergericht enthalten, weil wir ſelbſt 
darauf gedrungen haben. Er iſt alſo hier von der 
Polizei völlig unbegründet verdächtigt worden. 
Weil man wohl einſah, daß er auf dieſe Weiſe 
nicht gefaßt und nicht in Haft gehalten werden 
konnte, weil ſicher der ordentliche Richter ohne 
weiteres die Nichthaltbarkeit auch dieſer Anklage 
feſtſtellen und ihn wieder frei laſſen würde, ledig⸗ 
lich aus dieſem Grunde, weil man politiſche Geg⸗ 
ner treffen wollte, hat dann der Senat beantragt, 
ihn zu ſeinem perſönlichen Schutz in Schutzhaft zu 
nehmen. Dadurch, daß ſich der Abg. Brill ſelbſt 
zur Vernehmung begeben hat, iſt doch ſchon ohne 
weiteres feſtgeſtellt, daß irgendein politiſches Ver⸗ 
fahren gegen ihn nicht anhängig gemacht werden 
kann. Die Behauptung, daß er zu ſeinem perſön⸗ 
lichen Schutz in Schutzhaft genommen werden 
müßte, kann wohl auch nicht zutreffen, da die 
Staatsgewalt der Regierung ſchließlich ſo ſtark iſt, 
daß ſie doch in der Lage ſein müßte, jeden Bürger 
zu ſchützen, ohne ihn in Schutzhaft zu nehmen. Bis⸗ 
her ſind wir doch ohne dieſe verſchärften Schutz⸗ 
haftmaßnahmen ausgekommen. Daß es ſich nicht 
um eine Verhaftung zu ſeinem perſönlichen Schutz 
handelt, geht auch daraus hervor, wie man ſeine 
Haft geſtaltet hat. Seine Behandlung iſt ſchwerer 
als die eines Straf- bzw. Unterſuchungsgefange⸗ 
nen. Ich ſelbſt hatte Gelegenheit, nachdem ich 
Sprecherlaubnis erhalten hatte, ihn in ſeiner 
Zelle zu beſuchen, die 1% Meter breit und ca. 
2 Meter lang iſt. Das iſt ein Gewahrſam, das für 
Schutzhäftlinge beſtimmt nicht infrage kommt. Ich 
habe um die Erlaubnis erſucht, ihm Zuſchußnah⸗ 
rung hinzuſchicken. Das iſt abgelehnt worden. 
Jedem Unterſuchungsgefangenen wird das im 
Strafgefängnis gewährt, auch denjenigen, die 
nachträglich eine Beſtrafung erhalten. Aus dieſem 
Grunde kann man wohl ſagen, daß die Begrün⸗ 
dung, daß er zu ſeinem perſönlichen Schutz in Haft 
genommen wurde, nicht zutrifft, da die Behand⸗ 
lung des Abg. Brill als Schutzhäftling ſchwerer 
ijt, als die eines Unterſuchungsgefangenen. 

Ich mache darauf aufmerkſam, daß der Abg. 

Brill durch eine ſchwere Gasvergiftung, die er 
ſich im Felde zugezogen hat, eine Erkrankung er⸗ 
fahren hat, ſo daß der Gefängnisarzt in der Straf⸗ 
anſtalt ihm ſelbſt eine beſſere Verpflegung zu⸗ 
ſprach. Wenn man ihm dieſe jetzt als Schutzhäft⸗ 
ling verweigert, trotzdem die Inhaftnahme nur 
zu feiner perſönlichen Sicherheit erfolgt ſein ſoll, 
jo macht das dieſe Maßnahme zu einer verſchärf— 
ten Strafmaßnahme. 
Das Geſetz zum Schutz der perſönlichen Frei⸗ 
heit vom 12. Februar 1850, auf das ſich der Se: 
nat bei der jetzigen Stellung des Antrags berufen 
hat, wobei der Vertreter der Regierung erklärte, 
daß die neue Verordnung eine Ergänzung dieſes 
Geſetzes vom Jahre 1850 wäre, trifft abſolut nicht 
zu. Das Geſetz vom Jahre 1850 iſt ein Geſetz zum 
Schutz der persönlichen Freiheit, das in feinem 
zweiten Abſatz beſagt: 

Die polizeilich in Verwahrung genommenen Per⸗ 
ſonen müſſen jedoch ſpäteſtens im Laufe des folgenden 
Tages in Freiheit geſetzt oder es muß in dieſer Zeit 
das Erforderliche veranlaßt werden, um ſie der zu⸗ 
ſtändigen Behörde zu überweiſen. 
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Wir alle wiſſen, daß alle Häftlinge, die auf 
Grund dieſes Polizeigeſetzes vom Jahre 1850 
früher in Haft genommen wurden, ſpäteſtens am 
nächſtfolgenden Tage ihrem zuſtändigen Richter 
zugeführt wurden. Die Danziger Verfaſſung 
ſchreibt vor, daß keinem Bürger der Freien Stadt 
Danzig der zuſtändige Rechtsweg genommen wer⸗ 
den darf. 

Aus dieſem Grunde ſteht meine Fraktion auf 
dem Standpunkt, daß die Verordnung des Senats, 
die eine Ergänzung dieſes Geſetzes zum Schutz der 
perſönlichen Freiheit ſein ſoll, verfaſſungswidrig 
iſt, weil den Schutzhäftlingen der ordentliche 
Rechtsweg, der ihnen bisher offen ſtand, entzogen 
worden iſt, was auch nach einem Artikel der Dan⸗ 
ziger Verfaſſung unzuläſſig iſt. 

Wir ſtehen auf dem Standpunkt, daß der 
Volkstag aus dieſem Grunde ſchon für die Ab⸗ 
lehnung des Antrags des Senats plädieren 
müßte. Ich möchte bei dieſer Gelegenheit aber 
darauf hinweiſen, daß, wenn der Volkstag ſich 
dieſe Stellungnahme des Senats zu eigen macht, 
dann niemand in Danzig mehr vor Schutzhaft ge⸗ 
ſchützt iſt. Ich mache darauf aufmerkſam, daß der 
Abg. Schmidt, der heute an einer Verhandlung 
auf dem Gericht teilnahm, nach dem Verlaſſen des 
Gerichts von Nationalſozialiſten mißhandelt 
wurde, jetzt im Polizeipräſidium ſitzt und nicht 
freigelaſſen wird. Demnach hätten wir bei der 
Stellungnahme des Senats zu befürchten, daß er 
unter Umſtänden auch in dieſem Fall, weil er an⸗ 
geblich nicht in der Lage war, einen Abgeordneten 
im Gericht zu ſchützen, wiederum einen Schutzhaft⸗ 
Antrag in bezug auf den Abg. Schmidt ſtellen 
wird. Es iſt doch töricht, daß ſich der Senat in der 
Begründung ſeiner Maßnahmen auf die Erregung 
eines Teils der Bevölkerung beruft. Das iſt doch 
beſtimmt dem Freiſtaat Danzig nicht zuträglich. 
Was muß die Oeffentlichkeit denken, was müſſen 
die Bürger der Freien Stadt denken, was muß 
das Ausland denken, wenn ſie derartige Begrün⸗ 
dungen zur Durchführung von Schutzhaftmaßnah⸗ 
men leſen. Sie müſſen ja annehmen, daß hier im 
Freiſtaat Danzig ganz unhaltbare Zuſtände 
herrſchen, daß die eRgierung nicht in der Lage iſt, 
die friedlichen Bürger vor den unfriedlichen zu 
ſchützen und ſie deshalb in Schutzhaft nehmen muß. 
Die Begründung, die der Senat ſeinem Antrag 
gegeben hat, ſagt indirekt ausdrücklich, daß nicht 
wir, und diejenigen, die in Schutzhaft genommen 
werden ſollen, die Ruheſtörer find, ſondern die 
andern und daß Unſchuldige in Schutzhaft genom⸗ 
men werden müſſen, um ſie vor den Ruheſtörern 
zu ſchützen. Das iſt dem Anſehen der Freien Stadt 
beſtimmt nicht zuträglich. Aus dieſem Grunde, 
und da ſelbſt die Vertreter des Zentrums im Aus⸗ 
ſchuß ſchwere Bedenken geäußert haben, erwarten 
wir, daß der Volkstag den Antrag des Senats 


ablehnt. 
Das Wort hat der Herr Abg. 


Präſident: 
Dr. Ziehm. 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 
H.! Nach der Danziger Verfaſſung darf kein Ab⸗ 
geordneter ohne Genehmigung des Volkstags in 
Haft genommen werden. Nach der ausdrücklichen 
Vorſchrift der Verfaſſung iſt eine Beſchränkung der 
perſönlichen Freiheit eines Abgeordneten ohne 
Genehmigung des Volkstags nicht zuläſſig. Der 
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Volkstag hat frei darüber zu entſcheiden. Er iſt 
an die Begründung, die die Behörden geben, nicht 
gebunden. Der einzelne Abgeordnete unterliegt 
nur ſeinem Gewiſſen. 

Wenn ich in dem vorliegenden Fall meine 
Stimme gegen den Antrag erhebe, ſo werde ich 
nicht dem Vorwurf ausgeſetzt ſein, daß mich politi⸗ 


ſche Sympathien mit der Sozialdemokratie leiten. 


Ich habe mein ganzes Leben über (Abg. Hohn⸗ 
feldt: Sie haben Nazis eingebuchtet!), Herr Abg. 
Hohnfeldt, die Sozialdemokratie bekämpft und bin 
hier im Volkstag als der ſchärfſte politiſche Geg⸗ 
ner der Sozialdemokratie bekannt. (Abg. Hohn⸗ 
feldt: Sie haben aber in der Wahlzeit die Natio⸗ 
nalſozialiſten bekämpft!) Aber über dem politi⸗ 
ſchen Empfinden ſteht die Forderung nach der Ge⸗ 
vechtigkeit. (Bravo! links.) Mein Gewiſſen ver⸗ 
bietet es mir, in dieſem Fall für den Antrag zu 
ſtimmen, und das will ich näher begründen. Der 
Herr Regierungsvertreter hat zwei Gründe ange⸗ 
führt, den einen Grund, daß es zum Schutz des 
Abgeordneten nötig ſei. Ich habe die Verhand⸗ 
lungen im Ausſchuß mit angehört und die Ueber⸗ 
zeugung, daß das Intereſſe des Abgeordneten nicht 
ſeine Verhaftung, ſondern ſeine Entlaſſung aus 
der Haft fordert. 

Es iſt dann weiter angeführt worden, daß ſich 
der Abgeordnete Brill der Verbreitung verbote- 
ner Druckſchriften ſchuldig gemacht habe. Es han⸗ 
delt ſich hierbei alſo um einen kriminellen Fall. 
Es fragt ſich, ob die richterliche Unterſuchungshaft 
gegen den Abg. Brill verhängt werden ſoll. Die 
Regierung hat aber nicht den Antrag auf Ver⸗ 
hängung der richterlichen Unterſuchungshaft, ſon⸗ 
dern auf Genehmigung zur Durchführung der po⸗ 
lizeilichen Verwahrung geſtellt. Der Herr Ver⸗ 
treter der Regierung führte aus, daß die polizei⸗ 
liche Verwahrung gerade für den Fall ſtattfinden 
ſoll, wenn die Gerichte die richterliche Unter- 
ſuchungshaft nicht verhängen. Ich nehme nicht an, 
daß ſich die Regierung eine ſolche Begründung zu 
eigen macht. Sie verſtößt ganz offenſichtlich gegen 
die Verfaſſung. (Sehr vichtig! links.) Wenn der 
Abg. Brill ſich ſtrafbar gemacht hat, ſo ſoll gegen 
ihn das Strafverfahren eingeleitet werden, wie 
es den Beſtimmungen der Geſetze und der Straf— 
prozeßordnung entſpricht. Hier ijt aber keinerlei 
Begründung dafür gegeben, daß ein dringender 
Verdacht vorliegt. Darüber brauchen wir hier 
gar nicht zu diskutieren. Die Verhängung der rich⸗ 
terlichen Unterſuchungshaft iſt überhaupt nicht be⸗ 
antragt. Oberſtes Geſetz für uns alle, m. H. ſoll 
auch im Volkstag ſein, daß die Gerechtigkeit die 
Grundlage aller Regenten iſt. Die Verfaſſung gilt 
in Danzig unverändert. Wir wollen doch alle da⸗ 
vauf achten, daß auch die Behörden die Verfaſſung 
beachten. (Sehr gut! Sehr richtig! links.) 

Das iſt in Danzig beſonders wichtig, weil hier 
die Verfaſſung vom Völkerbund garantiert wor⸗ 
den iſt. Wenn hier Verfaſſungsbrüche vorkommen 
und vom Volkstag genehmigt werden, ſo nimmt 
der Danziger Staat Schaden, wie er überhaupt 
Schaden nimmt, wenn die Grundlage der Gerech⸗ 
tigkeit verlaſſen wird. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Kurowski. 

Kurowski, Abgeordneter (Z.): M. H.! Im 
Namen meiner Fraktion will ich nur die ganz 


Volkstag Danzig — 11. Sitzung Mittwoch, den 23. Auguſt 1933. 


kurze Erklärung abgeben, daß wir für die Auf⸗ (C) 


hebung der Immunität bezw. für Genehmigung 
der Inhaftierung des Abg. Brill nicht ſtimmen 


werden. 
Das Wort hat der Herr Abg. 


Präſident: 
Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. H.! 
Wir beantragen, daß der Antrag des Senats an⸗ 
genommen wird, und führen ganz kurz etwas Lo⸗ 
giſches an: Angenommen, jemand fällt unter die 
Räuber und ruft nach der Polizei, und der Be⸗ 
treffende, der zu ſeinem eigenen Schutz inhaftiert 
werden muß, kann nicht in Sicherheit gebracht wer⸗ 
den, weil irgendein Paragraph beſteht, (Die Räu⸗ 
ber ſollen inhaftiert werden! links) — warten Sie 
ab — nach dem die Inhaftierung erſt von einer 
anderen Stelle genehmigt werden muß. Bis da⸗ 
hin iſt der Betreffende, der die Hilfe des Staates 
anruft, vielleicht krepiert. Weiter angenommen, 
daß jemand von einem anderen bedrängt wird, 
und über ihn daher zu ſeinem Schutz die Haft ver⸗ 
hängt werden ſoll. Dann darf das nach Ihrer 
(nach links) Auffaſſung nicht gemacht werden. Er 
darf totgeſchlagen werden; man wartet lieber ab, 
daß ein derartiger formeller Beſchluß des Volks⸗ 
tages vorliegt. (Abg. Weber: Wer hat denn die 
Abſicht, den Abg. Brill totzuſchlagen? Wer be⸗ 
droht denn Herrn Brill? links.) Wir haben nicht 
die Abſicht, die Verfaſſung in irgendeiner Form 
anzugreifen Wir wollen nur betonen, daß es voll⸗ 
kommen abſurd iſt, hier den Artikel 21 anzufüh⸗ 


ren, wenn der entſprechende Artikel zum Schutz, 


des Betreffenden nicht in Anwendung gebracht 
werden kann. Wir halten es für notwendig, daß 
die Schutzhaft jederzeit verhängt werden kann, 
wenn es zum Schutz einer Perſon notwendig iſt. 
Das zu entſcheiden ſteht aber allein im Ermeſſen 
der vollſtreckenden Behörde. Der zuſtimmende 
Mehrheitsbeſchluß des Volkstages kommt ſowieſo 
zuſtande; denn Sie waren ja auch der Meinung, 
Herr Abg. Moritz, daß wir ſtark genug dafür ſind. 
Alſo werden wir auch dieſe Mehrheit bekommen. 
Ich halte es deshalb nur für notwendig zu be⸗ 
tonen, daß es im Intereſſe des Abg. Brill lag, 
daß er feſtgenommen wurde. (Abg. Moritz: Es 
ſind keine Gründe angegeben!) Das iſt unſere Auf⸗ 
aż und auf dieſe kommt es an. (Zwiſchen⸗ 
rufe. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Es ijt wohl das 
erſte Mal, ſo lange der Danziger Volkstag 
exiſtiert, daß er ſich mit ſolch einer Frage zu be⸗ 
ſchäftigen hat. Deshalb iſt es notwendig, auch von 
unſerm Standpunkt aus dazu Stellung zu nehmen. 
Wir lehnen ganz entſchieden dieſe Inhaftierung 
ab, weil ſie mit dem perſönlichen Schutz eines Ab⸗ 
geordneten abſolut nichts zu tun hat, ſondern im 
Gegenteil dazu angetan iſt, die Arbeitskraft des 
Abgeordneten Tahmzulegen, ihm die Gelegenheit 
zu nehmen, mit ſeinen Wählern, die ihn hier ver⸗ 
antwortlich eingeſetzt haben, Rückſprache zu neh⸗ 
men. Die Verfaſſung läßt eine ſolche Maßnahme 
überhaupt gar nicht zu. Wir ſind die Letzten, die 
ſich auf die Verfaſſung berufen, aber wenn ſie ein⸗ 
mal da iſt, dann muß ſie gewahrt werden. Sie, 
m. H. von der Nationalſozialiſtiſchen Partei, 
waren es, die ſich in der Vergangenheit immer 
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und fie im Volkstag nicht genug in den Vorder⸗ 
grund rücken konnten. (Zuruf des Abg. Dr. 
Thimm.) Jetzt zeigen Sie, daß Sie die Verfaſ⸗ 
ſung verbiegen! Sie werden das Gegenteil nur 
beweiſen, wenn Sie dieſe Verhaftung rückgängig 
machen; denn ſie verſtößt gegen die Verfaſſung. 
(Zuruf des Abg. Hohnfeldt.) Ihre Logik, Herr 
Abg. Hohnfeldt entſpricht der Logik des Vorſitzen⸗ 
den des Rechtsausſchuſſes, der glaubte ſagen zu 
müſſen: „Wenn ein Abgeordneter plötzlich geiſtes⸗ 
krank wird und allerhand Unfug anrichtet, was 
ſoll dann mit ihm geſchehen?“ Das iſt genau die⸗ 
ſelbe Logik, wenn Sie hier von Räubern ſprechen. 
Ich will nicht unterſuchen, wer die Räuber ſind. 
Wenn aber Räuber einen Abgeordneten oder ſonſt 
einen Bürger überfallen und Polizei in der Nähe 
iſt, iſt es die Aufgabe der Polizei, den davon Be⸗ 
troffenen gegen die Räuber in Schutz zu nehmen. 
(Zuruf des Abg. Hohnfeldt.) Es wäre doch eine 
ehr traurige Polizei, die in ſolchem Falle ſagen 
würde, „um der Sache ein Ende zu machen, neh⸗ 
men wir den Angefallenen in Schutz und laſſen 
die Räuber laufen.“ (Sie werden belohnt! links.) 
Jeder logiſch denkende Menſch wird ſagen, die Bericht des Rechtsausſchuſſes über den 
Räuber müſſen in Haft genommen werden, und Antrag zur Durchführung eines Steuer⸗ 
wenn es notwendig ſein ſollte, iſt der Angegrif⸗ ſtrafverfahrens gegen einen Abgeordneten. 
fene nach Haufe zu begleiten. (Abg. Manteuffel: Drucksache Nr. 34 zu Nr. 31. Wortmeldungen lie⸗ 
War das immer ſo?) So war es, und jetzt iſt es gen nicht vor. Die Ausſprache iſt geſchloſſen. Wer 
anders. Ich will nicht darüber ſtreiten. Feſt ſteht, den Antrag des Rechtsausſchuſſes, die Genehmi⸗ 
daß bereits von Ihrer Seite aus Arbeiterhäuſer gung zur Durchführung eines Steuerſtrafverfah⸗ 
überfallen und die überfallenen Arbeiter dann in rens gegen einen Abgeordneten zu erteilen, an⸗ 
Schutzhaft genommen worden find. Von ſeiten der nehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das ijt 
Polizei wurde nichts unternommen, um diejeni⸗ die Mehrheit, der Antrag iſt angenommen. Wir 
gen, die den Ueberfall ausführten, beim Kragen ſind am Schluß der Tagesordnung angelangt. Zeit 
zu packen. und Tagesordnung einer neuen Sitzung werde ich 
Präſident: Herr Abg. Raſchke, Sie haben der im Einvernehmen mit dem Aelteſtenausſchuß an⸗ 
Polizei unterſtellt, daß fie die Angreifer ſchütze beraumen. (Zwiſchenrufe links.) Die Sitzung ijt ge: 
bzw. unterſtütze. Ich kann jo etwas nicht zulaſſen ſchloſſen. 
und rufe Sie zur Ordnung. (Sein Geiſt iſt ver⸗ 
wirrt! rechts.) (Schluß der Sitzung 17 Uhr 50 Minuten.) 


gegebenen Begründungen ſind bereits ins rechte 
Licht gerückt worden. Ich kann mich daher des 
weiteren jeder Kritik enthalten. Betonen möchte 
ich nur noch, daß wir gegen dieſe Maßnahmen den 
ſchärfſten Proteſt einlegen. Sie werden ſich nicht 
allein gegen den Abg. Brill richten, ſondern gegen 
alle Abgeordneten, die der Regierung unange⸗ 
nehm ſind. Wenn das Zentrum heute 1 
genommen hat und ſelbſt der Abg. Ziehm, (Das iſt 
nicht ſo ſchlimm! rechts) dagegen zu ſprechen, 
dann nicht deshalb, weil die Verfaſſung gewahrt 
werden ſoll, ſondern weil dieſe Herren auch etwas 
Angſt bekommen haben. (Heiterkeit rechts. — Zu⸗ 
ruf des Abg. Hohnfeldt.) 

Präfident: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Wir kommen zur Abſtimmung. Wer 
dem Antrag des Rechtsausſchuſſes zuſtimmen will, 
daß die Genehmigung zur Durchführung der poli⸗ 
zeilichen Verwahrung eines Abgeordneten erteilt 
wird, bitte ich, ſich zu erheben. — (Gegenprobe! 
links.) Bitte um die Gegenprobe. — Jetzt ſteht 
die Minderheit, der Antrag iſt angenommen. Ich 
rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 
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Mittwoch, den 20. September 1933. 
Geſchäftlich ss. 88 
Mitteilung vom Rücktritt des Senators Dr. Wier— 

cinſti-Keiſer EEE T3 
Ergänzungswahl für den Senat (Senator Dr. 

Wiekeifiſki Kier 38 
Bericht des Geſchäftsordnungsausſchuſſes über die 
endgültige Geſchäftsordnung des Volkstages 

(Tluckſache rx?! 98988 

Weber 8 53 C 

Vertagung und Feſtſetzung der nächſten Sitzung 53 C 

13. Sitzung 

Mittwoch, den 20. September 1933. 
Geſchäftliche s 889 
Einführung eines Senators in ſein Amt (Senator 

Dr. Wiercinſki⸗Keiſer) RE. ae EO) 
Vertagung 54 B 


Die Sitzung wird 15 Uhr 45 Minuten durch 
den Präſidenten von Wnuck eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Stellvertretender Präſi⸗ 
dent des Senats Greiſer. 

Präſident: Ich eröffne die 12 Vollſitzung. In 
der überſandten Tagesordnung befindet ſich ein 
Druckfehler. Bei Punkt 2 muß es richtig heißen: 
„Berichterſtatter Abg. Ehrlichmann.“ Ich habe 
dann folgende Mitteilung zu machen. Der Antrag 
des Senats vom 28. Juni 1933 auf Genehmigung 
zur Verhaftung des Abg. Langnau, Druckſache 
Nr. 17, iſt zurückgezogen worden, da hierfür die 
Amneſtie in Frage kam. Die dem Rechtsausſchuß 
durch Beſchluß des Volkstags vom 36. Juni 1933 
überwieſene Vorlage iſt ſomit als erledigt anzu— 
ſehen. Ferner hat der Senat mir ein Schreiben 
des Herrn Senators Dr. Wiercinſki-Keiſer iiber- 
ſandt, das folgenden Inhalt hat: 

An den Senat der Freien Stadt Danzig z. Hd. des 
Herrn Präſidenten, 


hier. 

Ich erkläre hiermit gemäß Artikel 27 der Ver⸗ 
jajjung mit Wirkung vom 19. d. Mts. meinen 
Rücktritt als Mitglied des Senats und bitte, dieſes 
dem Volkstag mitteilen zu wollen. 

Dr. Wiercinſki-Keiſer. 
Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 
Ergänzungswahl für den Senat. 

Die Wahl hat nach Artikel 25 der Verfaſſung 
durch Abgabe von Stimmzetteln zu geſchehen. 
(Abg. Hohnfeldt: Ich ſchlage zur Wahl eines nicht⸗ 
beſoldeten Senators Herrn Dr. Wiercinſki-Keiſer 
vor!) Es ijt Herr Dr. Wiercinſki-Keiſer zum nicht⸗ 
beſoldeten Senator vorgeſchlagen. Wir kommen 
zur Zettelwahl. Ich bitte den Herrn Beiſitzer zu 
meiner Rechten, die Namen zu verleſen. Die Ab— 
geordneten bitte ich, die Zettel abzugeben. (Ge— 
ſchieht.) Wünſcht noch jemand einen Stimmzettel 
abzugeben? Das iſt nicht der Fall. Die Abſtim— 
mung iſt geſchloſſen. Es ſind 48 Stimmzettel ab— 
gegeben worden, davon erhielt Herr Dr. Wier— 
cinſti⸗Keiſer 36 Stimmen. Zwölf Zettel waren 
weiß. Damit ijt Herr Dr. Wiercinſki-Keiſer zum 


| 


unbejoldeten Senator gewählt. Das Einverſtänd⸗ 
nis werde ich nachholen. 

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Bericht des Geſchäftsordnungsausſchuſ⸗ 
ſes über die endgültige Geſchäftsordnung 
des Volkstags. 

Drudjade Nr. 35. Ich eröffne die Ausſprache. 
Das Wort hat der Herr Abg. Weber. 

Weber, Abgeordneter (S. P. D.): Für die So⸗ 
zialdemokratiſche Fraktion habe ich folgendes zu 
erklären: Wir haben unſeren Standpunkt zu der 
zur Verabſchiedung ſtehenden Geſchäftsordnung 
bereits mehrfach eingehend dargelegt. Wir ſehen 
in der Verſchärfung der früheren Geſchäftsord— 
nung nach wie vor die Abſicht, der Minderheit die 
gleichberechtigte Mitwirkung im Parlament un⸗ 
möglich zu machen, und zwar in einer Weiſe, die 
mit der Verfaſſung nicht vereinbar iſt. Wir er⸗ 
heben daher gegen die Verabſchiedung dieſer Vor: 
lage entſchiedenen Proteſt. 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor, die Ausſprache iſt geſchloſſen. Wir 
kommen zur Abſtimmung. Wer dafür iſt, daß die 
endgültige Geſchäftsordnung ſo angenommen wird, 
wie der Geſchäftsordnungsausſchuß ſie in Druck⸗ 
ſache Nr. 35 niedergelegt hat, bitte ich, ſich zu er— 
heben. — Das ijt die Mehrheit, die Geſchäftsord⸗ 
nung iſt angenommen. Damit ſind wir am Schluß 
der Tagesordnung angelangt. Ich ſchlage vor, um 
16.15 Uhr eine neue Sitzung anzuberaumen mit 
dem einzigen Punkt der Tagesordnung: Einfüh⸗ 
rung eines Senators in ſein Amt. Widerſpruch 
höre ich nicht. Es iſt ſo beſchloſſen. Ich ſchließe die 
Sitzung. 

(Schluß der Sitzung 16 Uhr.) 


13. Sitzung. 
Mittwoch, den 20. September 1933. 


Die Sitzung wird 16 Uhr 15 Minuten durch 
den Präſidenten von Wnuck eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Stellvertretender Prä⸗ 
ſident des Senats Greiſer; Senotoren Batzer, 
Hohnfeldt, Dr. Wiercinſki-Keiſer. 

Präſident: Ich eröffne die 13. Vollſitzung. 
Vom Herrn Senator Dr. Wiercinſki⸗Keiſer ijt ein 
Schreiben an mich eingegangen: 


An 
den Herrn Präſidenten des Volkstags. 
Ich nehme die Wahl als Mitglied des Senats an. 
Dr. Wiercinſki-Keiſer. 
5 ruſe den einzigen Punkt der Tagesordnung 
auf: 
Einführung eines Senators in ſein Amt. 
(Die Anweſenden erheben ſich von ihren Plätzen.) 
Herr Senator Dr. Wiercinſki-Keiſer, der Volks⸗ 
tag hat Sie in ſeiner letzten Sitzung zum Mitglied 
des Senats gewählt. Ich habe die Aufgabe, Sie 
in Ihr Amt einzuführen. Nachdem ich Ihnen die 
Einführungsformel vorgeleſen habe, müſſen Sie 
durch Handſchlag erklären: „Ich gelobe es.“ Dies 
Gelöbnis können Sie durch eine religiöſe Beteue— 
rung bekräftigen: 

Ich werde die mir als Mitglied des Senats ob⸗ 
liegenden Pflichten getreulich erfüllen, mein Amt 
gewiſſenhaft führen, die Verfaſſung und die Geſetze 
beobachten, verſchwiegen ſein in allem, was ge⸗ 
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(Präſident) 

heimzuhalten mir geboten wird, und das Wohl der 

Freien Stadt Danzig nach beſten Kräften fördern. 
(Senator Dr. Wiercinſki⸗Keiſer: Ich gelobe es, jo 
wahr mir Gott helfe!) Herr Senator, ich habe Sie 
ſoeben als Präſident dieſes Hauſes in Ihr hohes 
Amt, für deſſen Erfüllung ich Ihnen Freudigkeit, 
Kraft und Gottes reichſten Segen wünſche, einge- 
führt. Ich kann Ihnen verſichern, daß die Mehr⸗ 
heit dieſes Hauſes, die Ihnen durch Ihre Wahl ihr 
Vertrauen kundgetan hat, ſich meinen Wünſchen 
für Ihre Tätigkeit in vollem Maße anſchließt. So 
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heiße ich Sie als Mitglied der Regierung willfom- 
men, in der Hoffnung, daß Sie Ihre ganze Kraft 
und Ihr reiches Wiſſen dem Wohle unſeres deut- 
ſchen Danzig wie bisher widmen werden. Damit 
ijt die Tagesordnung erledigt. Die Sitzung iſt ge- 
ſchloſſen. Zeit und Tagesordnung der nächſten 
Sitzung werde ich im Einvernehmen mit dem 
Aelteſten-Ausſchuß feſtſetzen. 


(Schluß der Sitzung 16 Uhr 20 Minuten.) 
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Mittwoch, den 2. Mai 1934. 
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Hohnfeldt (Nat. Soz.) zur Geſchäfts⸗ 
ordnung . 56 C 
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14. Sine 


Mittwoch, den 2. Mai 1934. 


Die Sitzung wird 15 Uhr 50 Minuten durch 
den Präſidenten von Wnuck eröffnet. 


Am Regierungstiſch: Obergerichtsrat Rette 
litz, Regierungs- und Kaſſenrat Stuntz. 


Präſident: Ich eröffne die 14. Vollſitzung. 
Ich habe dem Haufe mitzuteilen, daß der Volks- 
tagsabgeordnete Malſch (Die Anweſenden er— 
heben ſich.) verſtorben iſt. Wer den Abg. Malſch 
gekannt hat, weiß, daß er einer der Eifrigſten 
und Tätigſten hier im Volkstag war. Er hinter- 
läßt eine Lücke, die ſehr ſchwer zu ſchließen iſt. 
Wer ihn darüber hinaus als Menſch und in 
ſeinem ſonſtigen Wirken kannte, weiß, daß er 
ein Vorbild für einen Abgeordneten und ein 
Mann war, der die Nöte des kleinen Mannes 
kannte und verſuchte, fie nach beſtem Wiſſen ab- 
zuſtellen. Ich ſtelle feſt, daß Sie ſich zu Ehren 
des Toten von Ihren Plätzen erhoben haben 
und danke Ihnen dafür. Die Fraktion der Na- 
tionalſozialiſten bittet, die Sitzung auf eine 
halbe Stunde zu vertagen. — Widerſpruch höre 
ich nicht. Ich vertage deshalb die Sitzung auf 
eine halbe Stunde. 


(Vertagung der Sitzung 16 Uhr.) 
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Die Sitzung wird 16 Uhr 20 Minuten durch 
den Präſidenten von Wnuck wieder eröffnet. 

Präſident: Die vertagte 14. Vollſitzung er⸗ 
öffne ich wieder. Vor Eintritt in die Tages- 
ordnung habe ich folgende geſchäftliche Mit— 
teilungen zu machen: Herr Prälat Sawatzki hat 
ſein Amt als unbeſoldetes Senatsmitglied am 
21. Oktober 1933 niedergelegt. Am ſelben Tage 
hat die Zentrumsfraktion des Volkstags ihren 
Austritt aus der Regierung erklärt. 

Der Abg. Kindel teilt durch Schreiben vom 
25. November 1933 mit, daß er der N. S. D. A. P. 
als Hospitant beigetreten iſt. (Bravo! rechts.) 
Der Abg. Koppe hat fein Mandat am 14. April 
niedergelegt. Da der Liſtennachfolger, Herr Otto 
Dautert, die Wahl nicht angenommen hat, iſt 
als Nachfolger Herr Hermann Hoffmann liſten⸗ 
mäßig in den Volkstag eingerückt. Iſt Herr 
Hoffmann anweſend? — Ich begrüße Sie als 
neues Mitglied. 

Für den am 21. April verſtorbenen Abg. 
Malſch iſt liſtenmäßig Herr Karl Gabriel, der 
ſeine Wahl mit dem 26. April angenommen 
hat, in den Volkstag eingezogen. Iſt Herr 
Gabriel anweſend? — Ich begrüße Sie ebenfalls 
als neues Mitglied. 

Herr Abg. Kuhn hat mitgeteilt, daß er aus 
der Fraktion der S. P. D. ausgeſchieden iſt. 
Gleichzeitig iſt von der Fraktion der N. S. D. A. P. 
mitgeteilt worden, daß Herr Kuhn als Hos— 
pitant der Nationalſozialiſtiſchen Fraktion auf- 
genommen iſt. (Bravo! rechts. — Abg. Pleni⸗ 
kowski: Zu dem Zuwachs kann man gratulieren! 
Pfui Deibel noch eins!) Augenblicklich habe ich 
noch das Wort. 

Auf die Plätze der Abgeordneten habe ich 
Nachträge zur Tagesordnung legen laſſen. Ge— 
mäß 5 44 der Geſchäftsordnung muß ich vom 
Volkstag genehmigen laſſen, daß dieſe Nachträge 
heute zur Verhandlung kommen. Wer damit 
einverſtanden iſt, daß dieſe Nachträge heute be— 
handelt werden, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Mehrheit, es iſt ſo beſchloſſen. Ich rufe 
Punkt 1 der Tagesordnung auf: 


Bericht des Rechnungsprüfungsaus⸗ 
ſchuſſes über den Antrag des Senats auf 
Entlaſtung der Jahresrechnung 1931. 


Es iſt in der Tagesordnung ein Druckfehler 
enthalten. 

Es muß heißen: Druckſache Nr. 40 zu Nr. 27. 

Der Ausſchußantrag lautet: 

1. Die nach Artikel 55 der Verfaſſung vom Senat 
beantragte Entlaſtung für das Rechnungs- 
jahr 1931, 

2. die nach Artikel 54 der Verfaſſung vom Senat 
geforderte nachträgliche Genehmigung der über- 
und 97 WE Ausgaben des Rech⸗ 
nungsjahres 1931 zu erteilen. 

Wer dieſem Ausſchußantrag zuſtimmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. Das iſt die Mehrheit; 
es iſt fo beſchloſſen. Ich rufe Punkt 2 Den 
Tagesordnung auf: 

Antrag des Senats auf Entlaſtung der 

Jahresrechnung 1932. 

Druckſache Nr. 52. Der Abg. Hohnfeldt und 
Fraktion beantragen zu dieſem Punkte der Ta⸗ 
gesordnung Beſchränkung der Redezeit für ſämt⸗ 


liche Fraktionen auf eine Stunde zuſammen. 


(©) 
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(Präſident) 
Wer dieſen Antrag annehmen will, bitte ich, 


ſich zu erheben. Das iſt die Mehrheit; es iſt ſo 
beſchloſſen. Es haben demnach Redezeit: Die 
Nationalſozialiſten 32 Minuten, die Sozial- 
demokraten 11, das Zentrum 8, die Kommu— 
niſten 4, die Deutſchnationalen 3 und die Frak— 
tionsloſen 2 Minuten. Das Wort hat der Herr 
Abg. Höhn. 

Höhn, Abgeordneter (3.) Namens und im 
Auftrage der Zentrumsfraktion gebe ich folgen— 
de Erklärung ab. Wir werden der Ueberweiſung 
der Vorlage an den Ausſchuß zuſtimmen, machen 
jedoch auf folgendes aufmerkſam: Gemäß Are 
tikel 55 der Danziger Verfaſſung ſind die Rech— 
nungen über den Staatshaushalt von einer un— 
abhängigen Rechnungsſtelle zu prüfen und feſt— 
zuſtellen, bevor ſie vom Volkstag entlaſtet 
werden. Nach einem kürzlich ergangenen Urteil 
des Obergerichts erſcheint es zweifelhaft, ob 
die Jahresrechnung 1932 von dem verfaſſungs— 
mäßig zuſtändigen und verfaſſungsmäßig ver— 
antwortlichen Leiter des Rechnungsprüfungs—⸗ 
amtes geprüft und feſtgeſtellt worden iſt. Zur 
Wahrung der Beſtimmung der Verfaſſung 
machen wir ſchon jetzt darauf aufmerkſam, um 
dem Senat Gelegenheit zur Nachprüfung zu 
geben. Wir werden im Ausſchuß noch darauf 
zurückkommen. 


Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Ich ſchlage vor, dieſen Antrag dem 
Rechnungsprüfungsausſchuß zu überweiſen. Wi⸗ 
derſpruch höre ich nicht; es iſt ſo beſchloſſen. 


Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf: 


Berichte des Rechtsausſchuſſes über 
Anträge des Senats auf Genehmigung zur 
Strafverfolgung, Urteilsvollſtreckung, Ver⸗ 
haftung und Einleitung von ehrengericht⸗ 
lichen Verfahren gegen Abgeordnete. 

a) Druckſachen Nr. 46 und 47, 
b) Druckſache Nr. 54, 
c) Druckſache 55, 
d) Druckſache 58, 
e) Druckſache 59, 
4) Druckſache Nr. 625 
g) Druckſache Nr. 63, 
h) Druckſache Nr. 64, 
i) Druckſache Nr. 65. 
Dann ſind zu dieſem Punkt noch zwei Nach— 
träge zur Tagesordnung eingegangen: 
) Druckſache Nr. 
1) Druckſache Nr. 
m) Druckſache Nr. 
n) Druckſache Nr. 
o) Druckſache Nr. 
Ich eröffne die Ausſprache hierüber. 
Wort hat der Herr Abg. Dr. Stachnik. 
Dr. Stachnik, Abgeordneter (Z.): Ich habe 
namens der Zentrumsfraktion folgende Erklä— 
rung abzugeben: Die Zentrumsfraktion hat ſich 
ſtets auf den Standpunkt geſtellt, daß die Im— 
munität von Abgeordneten nicht aufzuheben iſt, 
wenn es ſich um politiſche Dinge handelt, die 
Gegenſtand der Strafverfolgung ſind. In den 
vorliegenden Fällen handelt es ſich zum Teil um 
politiſche Vorfälle, zum Teil um Fälle, die 
unſeres Erachtens aus politiſchen Motiven auf— 
gegriffen worden ſind. Wir werden deswegen 
den Anträgen auf Genehmigung zur Strafver- 
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folgung, Urteilsvollſtreckung, Verhaftung und 
Einleitung von ehrengerichtlichen Verfahren 
gegen Abgeordnete unſere Zuſtimmung verſagen. 
(Bravo! beim Zentrum.) 

Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnung 
hat der Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat.⸗Soz.): 
beantrage Schluß der Ausſprache. 

Präſident: Es iſt Schluß der Ausſprache 
beantragt worden. Zum Wort haben ſich noch 
die Abgeordneten Weber, Kurowski und Bleni= 
kowski gemeldet. Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Weber. 

Weber, Abgeordneter (S. P. D.): Es iſt für 
Sie ein ſehr beſchämendes Zeugnis, wenn Sie 
jetzt Schluß der Debatte beantragen. (Abg. 
Hohnfeldt: Was Sie meinen, iſt uns gleich— 
gültig!) Die Oeffentlichkeit wird darüber auch 
noch reden. (Lachen und Zurufe rechts.) 

Präſident: Wer für den Antrag auf Schluß 
der Ausſprache iſt, bitte ich, ſich zu erheben. = 
Es ijt fo beſchloſſen. (Abg. Plenikowski: Die 
Methoden werden ſich bitter rächen, verlaſſen 
Sie ſich darauf, noch iſt nicht aller Tage Abend! 
— Zwiſchenrufe bei den Nationalſozialiſten. — 
Abg. Hohnfeldt: Sie ſollten weisſagen auf dem 
Dreifuß!) Herr Abg. Hohnfeldt und Herr Abg. 
Plenikowski, ich bitte, mich nicht zu unterbrechen. 
Wir kommen nun zur Abſtimmung, und zwar 
über Punkt a, Druckſachen Nr. 46 und 47. Ich 
werde darüber getrennt abſtimmen laſſen. Wer 


Ich 


| Brudjache Nr. 46 entſprechend dem Ausſchuß— 


antrag zuſtimmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 


(C) 


— Das iſt bie Mehrheit, der Ausſchußantrag iſt (D) 


angenommen. Wir kommen zu Druckſache Nr. 47. 
Wer ſie in der Ausſchußfaſſung annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Es iſt ebenfalls die 
Mehrheit, angenommen. Wir kommen zum 
Punkt 3b, Druckſache Nr. 54. Wer den Aus⸗ 
ſchußantrag annehmen will, bitte ich, ſich zu er— 
erheben. Das iſt die Mehrheit, der Ausſchuß— 
antrag iſt angenommen. Zu Punkt c, der Druck— 
ſache Nr. 55, bitte ich diejenigen, die den Antrag 
des Ausſchuſſes annehmen wollen, ſich zu er— 
heben. — Das iſt die Mehrheit, es iſt ſo be— 
ſchloſſen. Wer den Ausſchußantrag zu Punkt d, 
Druckſache Nr. 58, annehmen will, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, er iſt an— 
genommen. Punkt e, Druckſache Nr. 59: Wer 
dem Ausſchußantrag zuſtimmen will, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, er iſt 
angenommen. Punkt k, Druckſache Nr. 62: Wer 
den Ausſchußantrag annehmen will, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, es iſt ſo 
beſchloſſen. Punkt g, Druckſache Nr. 63: Wer den 
Ausſchußbericht annehmen will, bitte ich, ſich zu 
erheben. — Das ijt die Mehrheit, er iſt angenom— 
men. Punkt h, Drudjache Nr. 64: Wer den Bee 
richt des Ausſchuſſes annehmen will, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, er iſt 
angenommen. Punkt i, Drudjache Nr. 65: Wer 
den Ausſchußantrag annehmen will, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Danke, das iſt die Mehrheit; es 
ut jo beſchloſſen. Punkt k, Drudjache Nr. 68. 
Wer dem Ausſchußantrag zuſtimmen will, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, es iſt 
fo beſchloſſen. Punkt 1, Druckſache Nr. 69: Wer 


(A 


— 


(B) 
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dem Ausſchußantrag zuſtimmen will, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Danke, das iſt die Mehrheit, 
er iſt angenommen. Punkt m, Druckſache Nr. 70: 
Wer dem Ausſchußantrag beitreten will, bitte 
ich, ſich zu erheben. Das iſt die Mehrheit; es iſt 
fo beſchloſſen. Wir kommen zu Punkt n, Druck— 
ſache Nr. 71. Wer den Bericht des Ausſchuſſes 
annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Mehrheit; er iſt angenommen. 
Punkt o, Druckſache Nr. 72. Wer den Ausſchuß— 
antrag annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
Das iſt die Mehrheit; es iſt ſo beſchloſſen. Damit 
iſt Punkt 3 erledigt. 

Punkt 4 iſt von der Nationalſozialiſtiſchen 
Fraktion zurückgezogen worden, weil er durch 
einen Teil der vorſtehenden Anträge ſchon er— 
ledigt iſt. Ich rufe Punkt 5 der Tages— 
ordnung auf: 


Antrag des Abg. Hohnfeldt u. Fr. auf 
Aenderung der Geſchäftsordnung. 


Druckſache Nr. 67. Dazu liegt ebenfalls ein 
Antrag des Abg. Hohnfeldt und Fraktion vor, 
die Redezeit auf eine Stunde für ſämtliche Fraf- 
tionen zu beſchränken. Wer dieſem Antrag zu— 
ſtimmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Mehrheit; es iſt ſo beſchloſſen. Es gelten 
dieſelben Redezeiten, die ich vorhin verleſen 
habe. Das Wort hat der Herr Abg. Moritz. 


Moritz, Abgeordneter (S. P. D.): Zur Be- 
gründung dieſes Antrages wird anſcheinend 
von den Antragſtellern nicht das Wort ge— 
nommen werden. Es iſt auch ſonſt nicht 
bekannt, womit dieſer Antrag begründet werden 
ſollte. Das Recht der Kleinen Anfragen beruht 
auf Artikel 19 der Verfaſſung, nach dem der 
Volkstag Auskunft über alle Verwaltungsange— 
legenheiten beanſpruchen kann. Man kann ſich 
zwar dabei vorſtellen, daß es Anfragen geben 
kann, die der Regierung unbequem ſein mögen. 
Ich erinnere da an zahlreiche Anfragen der Ver— 
gangenheit, noch im vorigen Volkstag allein 
neun über Eiſenbahnangelegenheiten, die ſolche 
Dinge betrafen, und ich kann mir weiter vor— 
ſtellen, daß es ungelegen gekommen iſt, als die 
Fragen des Anlegerechts der polniſchen Kriegs— 
ſchiffe, der Entſendung von Militärpatrouillen, 
der Beſetzung der Weſterplatte uſw. kurz vor 
der Verſtändigung ſtanden, plötzlich eine kleine 
nationalſozialiſtiſche Anfrage dazwiſchenplatzte, 
beim Völkerbund zu beantragen, daß dem Deut— 
ſchen Reich das Beſatzungsrecht in Danzig für 
den Fall zugeſprochen werden ſollte, wenn es 
von einem nichtdeutſchen Nachbar angegriffen 
würde. 

Bei dieſen Anfragen handelte es ſich meiſtens 
um Anfragen der Regierungsparteien. Solchen 
Anfragen kann man ja mit der Geſchäftsordnung 
ſowieſo nicht beikommen; denn wenn die Re— 
gierungsparteien ſelbſt nicht einſehen, ob ihre 
Anfragen überflüſſig oder gar läſtig ſind, kann 
man der Oppoſition nicht die Aufgabe zumuten, 
ſie darauf aufmerkſam zu machen. Ich erinnere 
weiter ganz kurz daran, daß bei Verſtändigungs— 
verhandlungen früherer Regierungen oft kurz 
vor dem Ziel von den Parteien, die Gegner der 
Verſtändigungspolitik waren, der Regierung 
Knüppel in Form von Kleinen Anfragen zwi— 
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ſchen die Beine geworfen wurden, um das Er— 
gebnis zu zerſchlagen. 

Dieſe Unvernunft herrſcht bei der gegen— 
wärtigen Oppoſition nicht, denn jetzt ſteht der 
ganze Volkstag hinter der Verſtändigungspolitik. 
Die Zeit nach der letzten Wahl hat jedenfalls 
bewieſen, daß eine Notwendigkeit zur Beſchrän— 
kung von Kleinen Anfragen nicht vorliegt. Es 
liegen ja überhaupt bloß insgeſamt drei Kleine 
Anfragen vor, die von einem Herrn geſtellt 
wurden, der ſich den Nationalſozialiſten jetzt 
als Hospitant angeſchloſſen hat, 1. über Zins⸗ 
ſenkung bei der Danziger Beſitzbefeſtigung, 
2. betr. Aufhebung der Mindeſtſteuer, 3. betr. 
Aufhebung der Wohnungsbauabgabe auf dem 
Lande. Sind es nun dieſe Anfragen, die Gie 
dazu veranlaſſen, zu beantragen, daß die An— 
fragen nicht ſchriftlich verteilt werden ſollen? 
Wir können uns nicht denken, daß die Beant— 
wortung gerade dieſer Anfragen ſo ſchwierig 
wäre oder daß Grund vorläge, die Antwort 
geheim zu halten. Daher will es uns nicht 
15175 einleuchten, weshalb der Antrag geſtellt 
wird. 

Wenn die Auswirkungsmöglichkeit der Klei— 
nen Anfrage eingeſchränkt wird, ſollten ſich die 
Antragſteller nicht wundern, wenn dann eben 
andere Möglichkeiten erwogen und z. B. Große 
Anfragen oder Anträge eingebracht werden. 
Wenn es ſchließlich nur Sparſamkeitsgründe ſein 
ſollten, die Sie veranlaßt haben, zu beantragen, 
daß der Druck und die Verteilung fortfällt, ſo 
wäre doch ſchließlich immerhin zu erwägen, ob 
nicht zum mindeſten den einzelnen Fraktionen 
eine Abſchrift der Anfragen oder eine Abſchrift 
der Senatsantwort erteilt werden ſoll. In der 
Form der Druckſache Nr. 67 können wir jedenfalls 
auch aus den Gründen, die ich ſchon in der erſten 
Sitzung des Volkstags anführte, als wir die Ge— 
ſchäftsordnung beraten haben, der Druckſache 
nicht zuſtimmen. Damit unſer Antrag bezüglich 
der Zuſtellung von Kleinen Anfragen an die 
Fraktionen beraten werden kann, beantrage ich 
Ueberweiſung der Vorlage an den Geſchäftsord— 
nungsausſchuß. 

Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnung 
hat der Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat.-Soz.): Ich 
beantrage Schluß der Ausſprache. 

Präſident: Es iſt Schluß der Ausſprache 
beantragt. Vom Abg. Plenikowski liegt eine 
Wortmeldung vor. Wer dem Antrag auf Schluß 
der Ausſprache zuſtimmen will, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, es iſt ſo 
beſchloſſen. Die Ausſprache iſt geſchloſſen. Der 
Herr Abg. Moritz hat Ueberweiſung der Vorlage 
an den Geſchäftsordnungsausſchuß beantragt. 
Wird dieſem Antrag widerſprochen? (Jawohl! 
rechts.) Wer dem Antrag des Abg. Moritz auf 
Ueberweiſung an den Geſchäftsordnungsausſchuß 
zuſtimmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Das Letztere iſt die 
Mehrheit, der Antrag iſt abgelehnt. Wir kom— 
men deshalb zur Abſtimmung über den Antrag 
auf Druckſache Nr. 67. Wer dieſem Antrage zu— 
ſtimmt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das ift 
die Mehrheit, der Antrag iſt angenommen. Ich 
rufe Punkt 6 der Tagesordnung auf: 


(C) 


em 


D) 


(A) 
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Antrag des Abg. Hohnfeldt u. Fr. auf 
Neuverteilung der Sitze in den Ausſchüſſen. 
Druckſache Nr. 73. Gemäß $ 15 Abſatz 1 

der Geſchäftsordnung iſt es zuläſſig, daß bei 
einer anderen Verteilung der Sitze die Aus— 
ſchußſitze neu verteilt werden. Die National⸗ 
ſozialiſtiſche Fraktion hat ſich durch zwei Hos— 
pitanten auf 41 Mann erhöht. Ihr ſtehen des- 
halb von den 11 Ausſchußſitzen acht zu, während 
das Zentrum bisher zwei Sitze hatte und jetzt 
nur noch einen Sitz erhält. Wer dem Antrag 
auf Druckſache Nr. 73 zuſtimmen will, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit; es 
ut jo beſchloſſen. Es werden jetzt von der Yaz 
tionalſozialiſtiſchen Fraktion folgende Mitglie— 
der benannt, die ich vorleſe und die nachher 
gemäß der Geſchäftsordnung gewählt werden: 
Für den Hauptausſchuß als achtes Mitglied der 
Abg. Gabriel. Für den Sozialen Ausſchuß als 
achtes Mitglied der Abg. Hoffmann. Für den 
Wirtſchaftsausſchuß als Erſatz für den Abg. 
Malſch der Abg. Gabriel, als achtes Mitglied 
der Abg. Rettelsky. Für den Rechtsausſchuß als 
achtes Mitglied Abg. Newiger. Für den Gemein= 
deausſchuß als Erſatz für den Abg. Koppe der 
Abg. Hoffmann als Erſatz für den Abg. Malſch 
der Abg. Gabriel, als achtes Mitglied der Abg. 
Klatt. Für den Unterrichtsausſchuß als achtes 


Mitglied der Abg. Ehrlichmann. Für den Ein⸗ 
gabenausſchuß als achtes Mitglied der Abg. Milz. 
Für den Geſchäftsordnungsausſchuß als Erſatz 
für den Abg. Malſch der Abg. Gabriel, als achtes 
Mitglied der Abg. Milz. Im Rechnungsprit- 
fungsausſchuß als achtes Mitglied der Abg. Bie— 
denweg. Im Siedlungsausſchuß als achtes Mit— 
glied der Abg. Krampitz. Im Steuerausſchuß 


(B) 


Erſatz für Abg. Koppe der Abg. Schories, als. 


achtes Mitglied der Abg. Maaß. — Wer den 
eben vorgeleſenen Namen zuſtimmt, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, es iſt 
ſo beſchloſſen. 

Von der Sozialdemokratiſchen Volkstags— 
fraktion iſt für den ausgeſchiedenen Abg. Kuhn 
für den Rechnungsprüfungsausſchuß der Abg. 
Schmidt und für den Unterrichtsausſchuß der 
Abg. Godau benannt worden. Widerſpruch höre 
ich nicht, die beiden Abgeordneten ſind demnach 
Mitglieder der genannten Ausſchüſſe. Die Ben- 
trumsfraktion wird noch mitteilen, welche Ab— 
geordneten aus den einzelnen Ausſchüſſen 
herausgezogen werden. Ich werde das in der 
nächſten Volkstagsſitzung bekannt geben. — Wei⸗ 
tere Punkte ſtehen nicht auf der Tagesordnung. 
Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 16 Uhr 50 Minuten.) 
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15. Gitzung. 
Mittwoch, den 15. Auguſt 1934. 

Die Sitzung wird um 3 Uhr 30 Minuten 
durch den Präſidenten von Wnuck eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats 
Dr. Rauſchning, ſtellvertretender Präſident des 
Senats Greiſer, Senatoren Batzer, Boeck, Dr. 
Hoppenrath, Dr. Kluck, Senatsrat Haag, Land— 
gerichtsrat Dr. Moebes, Regierungsrat Dr. 
Peiſer, Regierungsamtmann Brockſch. 

Präſident: Ich eröffne die 15. Vollſitzung. 
M. D. u. H.! Bevor wir in die Tagesordnung 
eintreten, gedenken wir (Das Haus erhebt ſich) 
des dahingeſchiedenen Reichspräſidenten Hinden⸗ 
burg. Als Feldherr des deutſchen Heeres und 
als Präſident des Deutſchen Reiches iſt der Ver— 
ſchiedene jedem Deutſchfühlenden unvergeßlich. 
Die Stadt Danzig hat ihm ſeinerzeit durch die 
Ernennung zum Ehrenbürger gedankt. Ich ſtelle 
feſt, daß ſich der Volkstag zu ſeinem Andenken 
von den Plätzen erhoben hat und danke Ihnen. 
— Ich rufe den Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Bericht des Senatspräſidenten über die 

Verhandlungen mit Polen. 

Zur Geſchäftsordnung hat Herr Abg. Bleni- 
kowski das Wort. 
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Plenikowski, Abgeordneter (K. P.): Ich ſtelle 
den Antrag, die Sitzung um eine halbe Stunde 
zu vertagen und den Senat zu beauftragen, die 
in Haft befindlichen Abgeordneten hier zur 
Sitzung herzuholen. (Zwiſchenrufe.) 


Präſident: Wer dieſem Antrag zuſtimmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Das Letztere iſt die Mehr— 
heit, der Antrag iſt abgelehnt. Das Wort hat 
der Herr Präſident des Senats. 


Dr. Rauſchning, Präſident des Senats: 

M. D. u. H.! Die am 6. Auguſt zwiſchen 
der Freien Stadt Danzig und der Republik 
Polen unterzeichneten verſchiedenen Abkommen 
über wirtſchaftliche Streitfragen und ſolche des 
Zolls ſind von großer ſachlicher Bedeutung. Der 
Senat hielt es daher für notwendig, den Volks— 
tag ſowie die Geſamtheit der Bevölkerung durch 
eine Regierungserklärung darüber zu unter— 
richten, mit welchen Zielen die Verhandlungen, 
die ſich geraume Zeit hinzogen und eine ernſte 
Bewährung des beiderſeitigen Verſtändigungs— 
willens bedeuten, begonnen wurden und welcher 
Wert den Abkommen ſelbſt beizumeſſen iſt. 
Eine ſolche Erklärung iſt umſo notwendiger, 
als dem Vertragswerk neben ſeiner politiſchen 
Bedeutung beſonders in wirtſchaftlicher Be— 
ziehung eine weſentliche Aenderung in der Lage 
Danzigs zuzuſprechen ſein wird, bei der die 
Wirtſchaftsfaktoren der Freien Stadt ſich der 
neuen Vertragslage ſo zu bedienen haben wer— 
den, daß die bedeutende Funktion Danzigs im 
gemeinſamen Zollgebiet verwirklicht wird. 


Die Abkommen ſind überwiegend wirtſchaft— 
licher Natur. Sie liegen zwar im Zuge der 
von der nationalſozialiſtiſchen Regierung be— 
gonnenen Geſamtbereinigung der Streitfragen 
und ſind ganz beſonders geeignet, die politi— 
ſchen Beziehungen beider Staaten zueinander zu 
entſpannen. Sie ſchließen ſich daher an die 
erſten Arrangements des Vorjahres an und er— 
gänzen ſie und die beträchtliche Zahl der bisher 
im gegenſeitigen Einvernehmen beſeitigten frü— 
heren Streitfälle. Die weſentliche Bedeutung 
der Abkommen liegt aber auf wirtſchaftlichem 
Gebiete. Seit Abſchluß des Warſchauer Abkom— 
mens iſt, ſowohl was den Umfang des zu re— 
gelnden Fragenkreiſes als was das Gewicht der 
Neuregelung anlangt, kein Vertragswerk von 
gleich großer ſachlicher Bedeutung geſchloſſen 
worden. Es ſei dabei beſonders betont, daß die 
Abkommen von Staat zu Staat unmittelbar 
und ohne Hilfe anderer Inſtanzen getroffen 
werden konnten. Der Grundſatz direkter Ver— 
handlungen, zu dem ſich die jetzige Regierung 
ſeit Beginn ihrer Tätigkeit bekannte, hat fomit 
hier zu ganz beſonders wertvollen Ergebniſſen 
geführt. Dabei möchte ich nicht verfehlen, auch 
dankbar der Bereitwilligkeit des Herrn Hohen 
Kommiſſars des Völkerbundes zu gedenken, auch 
ſeinerſeits die Verhandlungen zu fördern. 


Die Streitfragen und Meinungsverſchieden— 
heiten, die nunmehr einer befriedigenden Löſung 
entgegengeführt wurden, haben zum Teil eine 
Jahre zurückliegende Vorgeſchichte und ſind An— 
laß von Verfahren beim Völkerbundsrat auf 
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Grund von Art. 39 der Pariſer Konvention ge— 
weſen. Schon im Vorjahre war es die Ab— 
ſicht beider Regierungen, über die ſchwierige 
Frage der vollen Ausnutzung des Danziger 
Hafens hinaus die wichtigſten wirtſchaftlichen 
Streitpunkte und damit in gewiſſem Zuſammen⸗ 
hang ſtehende Fragen des Zolles zu beſeitigen. 
Die beiderſeitigen Regierungen nahmen jedoch 
derart von einander abweichende Stellungen zu 
den einzelnen Problemen ein, daß eine befrie- 
digende Löſung zunächſt nicht erreichbar zu ſein 
ſchien. Die gegenteilige Beurteilung war nicht 
zum geringſten auf die noch fehlende Einſicht in 
die beiderſeitigen Ziele und Abſichten, auf das 
noch ſchwache Verſtändnis für die Lebenserfor- 
derniſſe des Vertragspartners und auf geringes 
Zutrauen in die Nachhaltigkeit und Beſtändig— 


keit des Willens zur Zuſammenarbeit zurückzu⸗ 


= 


— 


führen. Verſchiedene perſönliche Ausſprachen, 
insbeſondere mit dem Herrn Marſchall Pil— 
ſudski, Herrn Miniſter Beck und dem jetzigen 
Miniſterpräſidenten Koslowski, taten in dieſer 
Situation die beſten Dienſte, indem ſie den 
Willen zu beiderſeitigem Verſtändnis belebten. 
Immerhin verging faſt ein halbes Jahr in der 
Vorbereitung der Verhandlungen und ein wei— 
teres in ſtändigen Ausſprachen und Verhand— 
lungen, ehe die nun vorliegenden Abkommen 
eine wohl im Intereſſe beider Staaten zu be— 
grüßende Formulierung gefunden haben. Es 
bat ſich dabei der Grundſatz bewährt, unter Wah— 
rung des beiderſeitigen Rechtsſtandpunktes 
Uebereinkommen zur praktiſchen Löſung der 
Frage zu treffen. Wenn dabei auch nicht der 
geſamte Komplex der zwiſchen Danzig und 
Polen beſtehenden Streitigkeiten reſtlos fortge— 
räumt wurde, ſo darf doch nunmehr mit Ge— 
nugtuung feſtgeſtellt werden, daß überwiegend die 
ſchwierigſten Fragen mit der Ausſicht auf Dauer 
gelöſt werden konnten, ſo daß von einer Geſtal— 
tung normaler und darüber hinaus freundlicher 
Beziehungen im Sinne gegenſeitiger Ergänzung 
zwiſchen den beiden Vertragspartnern geſpro— 
chen werden kann. 


Die Präambel des Abkommens über die Be— 
teiligung der Freien Stadt Danzig an den pole 
niſchen Einfuhrkontingenten betont mit beſon⸗ 
derem Nachdruck den Wunſch, im gegenſeitigen 
Intereſſe eine engere Verbindung und Zuſam— 
menarbeit des Danziger und polniſchen Wirt⸗ 
ſchaftslebens zu erreichen. In einem weiteren 
Abkommen wird unter Aufrechterhaltung des 
beiderſeitigen Rechtsſtandpunktes dem gegen— 
ſeitigen Wunſch nach möglichſter Erleichterung 
im Verkehr mit Tieren ete. Rechnung getragen. 
Die nachdrücklichſte Bekundung des Grundſatzes 
enger Zuſammenarbeit, der ſich auch in den 
weiteren Abkommen ausprägt, findet ſich jedoch 
in der Aufhebung der bisherigen Wirtſchafts— 
kontrollen im Verkehr von Danzig nach Polen, 
die eine ſchwere Belaſtung der Danziger Wirt⸗ 
ſchaft im gemeinſamen Zollgebiet und eine ernſte 
Verhinderung eines guten Einvernehmens mit 
Polen bedeuteten. Es ſei daher mit beſonderer 


Genugtuung Wert auf die Feſtſtellung gelegt, 
daß durch die Aufhebung der Kontrollen ein 
ſeit mehreren Jahren beſtehender beſonders un— 
glücklicher Zuſtand beſeitigt worden iſt. 


Aber 
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auch in der Beteiligung der Danziger Wirtſchaft 
an den Einfuhrkontingenten, in ihrer Vertretung 
bei der Zentraleinfuhrkommiſſion und in der 
Gleichberechtigung hinſichtlich Zollerleichterun⸗ 
gen und Kompenſationen, die in einer befon- 
deren Außenhandelskammer gewahrt werden, 
iſt praktiſch bereits eine weitere Erleichterung 
des Verkehrs und der Zuſammenarbeit erzielt 
worden, wenn allerdings auch eine vertragliche 
und rechtlich allgemein gültige Regelung ge— 
wiſſer Zollfragen, wie der Staffelzölle, der Ex— 
portprämie und der Kompenſationen noch nicht 
erzielt werden konnte. Die beiden Regierungen 
werden über dieſe noch offen gebliebenen Teil⸗ 
fragen in nächſter Zeit in weitere Verhandlun— 
gen eintreten. Das Kontingentabkommen ent- 
hält ſomit eine gewiſſe Auffüllung der urfprüng- 
lichen Verträge durch die Beteiligung Danzigs 
auch an den ſeither von Polen eingeführten 
Wirtſchaftsmethoden. 


Ich darf mit beſonderer Freude feſtſtellen, 
daß auch den Erforderniſſen der Danziger wie 
der polniſchen Landwirtſchaft durch beiderſeits 
nützliche Abkommen marktregulierenden Charak— 
ters und durch den Abſchluß von beſonderen 
Brancheabkommen Rechnung getragen werden 
konnte. Ich darf dabei ganz beſonders feſt— 
ſtellen, daß die Regierung der Republik Polen 
die Lebenserforderniſſe der Freien Stadt ebenſo 
gewürdigt und ihnen in den Abmachungen Rech— 
nung getragen hat, wie dies auch von Seiten 
der Freien Stadt gegenüber Polen getan wurde. 
Ich möchte daran die zuverſichtliche Erwartung 
knüpfen, daß auch die Durchführung in den 
Einzelheiten den gleichen Geiſt loyaler Rückſicht— 
nahme aufweiſen wird, den die Abkommen ber— 
gen, wie wir uns andererſeits nicht die Mög— 
lichkeit von neuen Streitfällen und Meinungs- 
verſchiedenheiten ganz verhehlen. Das liegt in 
der Natur der Sache und in der Unüberſeh— 
barkeit der künftigen wirtſchaftlichen Entwicklung. 
Immerhin iſt auch beſonderen Erforderniſſen 
zukünftiger Wirtſchaftstendenzen in Danzig durch 
die Abmachungen Rechnung getragen worden. 
Ein Schlichtungsverfahren, das für Streitfälle 
eingeführt iſt, gewährt die Möglichkeit einer 
beſonders beſchleunigten Regelung. Danzig er- 
blickt gerade in der bisherigen Langfriſtigkeit 
des Schlichtungsverfahrens nach Artikel 39 ein 
ſchädigendes Moment, das zu einer Verſteifung 
der gegenſeitigen Stellungnahme führen mußte 
und eine der Miturſachen war, die zu dem bis— 
herigen Verhältnis zwiſchen Danzig und Polen 
geführt haben. 


Mit Dank ſei der Bereitwilligkeit des Herrn 
Hohen Kommiſſars gedacht, der ſein Einverſtänd⸗ 
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nis zu dem in den Abkommen niedergelegten 


abgekürzten Schiedsverfahren und zur Wahr- 
nehmung desſelben erklärt hat. Die Abmachun⸗ 
gen bedeuten kein ſtarres Vertragsſyſtem, wie 
es das Warſchauer Abkommen darſtellt. Der 
Geiſt gegenſeitigen Vertrauens iſt aus ihnen 
nicht fortzudenken, wie er auch die unerläßliche 
Vorausſetzung ihres Abſchluſſes war und der 
Dauer ihrer Gültigkeit ſein wird. Ich nehme 
dabei gern Anlaß, ſoweit die Durchführung der 
Abkommen in der Hand der Organe der Freien 
Stadt Danzig liegt, zu betonen, daß ſie ſich wie 
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(A) bisher von dem Geijt unanfechtbarer Loyalität 


(B) 
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wird leiten laſſen. Ich verſpreche mir nur von 
der Wahrung völliger Rechtlichkeit in den Bee 
ziehungen zu unſerem Nachbarſtaat eine dau— 
ernde Befriedung. Eine ſolche Loyalität ſchließt 
aber auch beiderſeits Boykottmaßnahmen ir⸗ 
gendwelcher Art aus, und ich betone hier noch— 
mals mit Nachdruck, daß die Danziger Regie— 
rung ihrerſeits allen etwaigen derartigen Ver— 
Jude in Danzig entjchieben entgegentreten 
wird. 


Die neuen Ablommen räumen uns eine 
Reihe von Rechten ein, fie bedeuten zugleich für 
uns neue Verpflichtungen. Ich möchte es jedem 
überlaſſen, ſelbſt abzuwägen, ob Rechte und Ver— 
pflichtungen in einem für uns ertragbaren Ver- 
hältnis ſtehen. Ich will daher lediglich noch die 
Frage aufwerfen, ob eine dringende Notwendig— 
keit vorlag, anſtatt einer Wahrnehmung des 
vertragsmäßig vorgeſehenen Rechtsverfahrens, 
das in vielen Fällen der Danziger Rechtsauf— 
faſſung Rechnung zu tragen ſchien, ohne das 
Schwergewicht einer Entſcheidung des Völker— 
bundsrates einen unmittelbaren Ausgleich zu 
ſuchen. Ich ſehe hier von der pſychologiſchen 
Notwendigkeit ab, eine ſchleunige Beſeitigung 
der Streitfragen zu veranlaſſen und beſchränke 
mich auf die wirtſchaftliche Situation Danzigs. 
Im Zuge der wirtſchaftlichen Erſchütterungen 
iſt auch unſer Staat nicht von einer tiefgreifen— 
den Kriſis verſchont geblieben. Dies verlangt 
von der Regierung ganz beſonders im Hinblick 
auf die Beſeitigung der Arbeitsloſigkeit die 
Wahrnehmung jeder Möglichkeit zu ihrer Ver— 
ringerung. Es wäre daher verantwortungslos 
geweſen, ein unentſchiedenes Verhältnis der 
Freien Stadt in der Führung ihrer Wirtſchafts— 
politik weiter als unabänderlich hinzunehmen 
und in einem Zwiſchenzuſtand zu verharren, in 
dem ſie ſeit einem Jahrzehnt ihre Wirtſchaft 
aufzubauen vergeblich bemüht war. Seit der 
Lostrennung Danzigs aus dem deutſchen Staats— 
gebiet und Wirtſchaftsraum hat die Freie Stadt 
ſich zwar bemüht, ein verbindendes Glied in den 
Wirtſchaftsintereſſen der verſchiedenen Staaten, 
mit denen ſie in lebendiger Berührung ſteht, zu 
ſein. Es hat keinen Nutzen, die hinter uns lie— 
genden Jahre und Ereigniſſe daraufhin zu 
prüfen, woran es gelegen hat, daß dieſe natür— 
liche Zielſetzung der Danziger Wirtſchaft bisher 
zu keinem Erfolg führte. Wir müſſen es unferer- 
ſeits ablehnen, daß man im weſentlichen Danzig 
mit der Verantwortung dafür belaſtet. Zweck— 
mäßiger iſt es, ſich zu vergegenwärtigen, daß ein 
jo in ein anderes Wirtſchaftsgebiet verflochtenes 
Glied, wie Danzig in ſeinem Verhältnis zu 
Deutſchland ſtand, nicht ohne weiteres neu über— 
tragene Funktionen verwirklichen kann. Es liegt 
mir daher am Herzen, nochmals des mannhaf— 
ten und von manchen Erfolg gekrönten Kampfes 
meiner Vorgänger im Amte zu gedenken, indem 
ich nicht anſtehe, in dem Abſchluß der heute vor- 
liegenden Abkommen mit einen Beweis einer 
großzügigen und weitſchauenden Politik der Re⸗ 
publit Polen zu erbliden, ohne die unfere beite 
Bereitſchaft zur Mitarbeit nutzlos wäre, möchte 
ich doch betonen, daß die Richtlinien einer Haren 
und aufbauenden Wirtſchaftspolitik Polens ſich 
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vordem nicht in folchem Maße geltend gemacht 


haben, daß ſich Danzig ihnen ohne eigene Ge⸗ 


fährdung hätte anpaſſen können. 


Die jetzigen Abkommen bedeuten daher in 
der wirtſchaftspolitiſchen Tendenz der Freien 
Stadt keine grundſätzliche Aenderung. Die ſtär⸗ 
kere Anpaſſung an die polniſche Wirtſchaftspoli— 
tik bedeutet aber keineswegs den Verluſt der be— 
ſonderen ſelbſtändigen Bedeutung Danzigs als 
Wirtſchaftsfaktor. Ich möchte dabei mit ganz be— 
ſonderem Nachdruck darauf hinweiſen, daß die 
Abkommen keinen Bruch mit den Jahrhunderte 
alten traditionellen Beziehungen Danzigs zu 
den übrigen Nationen Oſt- und Nordoſt— 
Europas, England, Skandinavien, Rußland und 
des Südoſtens bedeuten, ſondern daß Danzig 
im wohlverſtandenen Intereſſe des gemeinſamen 
Zollgebietes unſeres Vertragspartners nunmehr 
erſt recht befähigt ſein wird, ſie ohne die bis— 
herigen Komplikationen wahrzunehmen. Es liegt 
mir dabei ganz beſonders am Herzen, die Jahr— 
hunderte alten Beziehungen zu dem Großbri— 
tanniſchen Reiche zu erwähnen. Daß ſich die 
innigen Beziehungen zum Deutſchen Reiche in 
wirtſchaftlicher wie beſonders kultureller Hin— 
ſicht von ſelbſt verſtehen, bedarf keiner Erörte— 
rung. Es gereicht mir daher zur Freude, feſt— 
ſtellen zu können, daß in dem Kontingentab— 
kommen dem beſtehenden Verhältnis wirtſchaft— 
191 hervorragend Rechnung getragen werden 
onnte. 


Es beſteht demnach auch kein Anlaß, für 
den unzweifelhaft deutſchen Charakter des Dan— 
ziger Staates infolge der Abkommen irgend— 
welche Befürchtungen zu hegen. Für ihren b= 
ſchluß war die klare Anerkennung desſelben die 
unerläßliche Vorausſetzung. Danzig hat aber 
ſeine Miſſion als Mittler aus dem Oſt- und 
Südoſtraum zu Nord- und Nordweſt-Europa 
Jahrhunderte lang erfüllt, ohne ſeinen eigenen 
nationalen Charakter einzubüßen. Es wird das 
auch nicht in Zukunft der Fall ſein, und es 
iſt ein Zweifel an der eigenen Kraft, mit der 
Gefahr einer Selbſtpreisgabe zu drohen, wenn 
die Selbſtbehauptung lediglich von der Härte 
des Willens, der Diſziplin und beſonnener, 
kluger Führung abhängt. Wir tragen mehr 
denn je unſer Schickſal in uns, und ich muß 
alle die warnen, die da glauben, ſich den Ruf 
als Wächter der Unabhängigkeit und des deut— 
ſchen Charakters Danzigs ſo billig erringen zu 
können, wie durch ſtarre und unfruchtbare 
Wahrnehmung von formalen Rechtsſtandpunk— 
ten und nationalen Beteuerungen. 


Ueber den Inhalt der Verträge iſt die 
Oeffentlichkeit eingehend unterrichtet worden. 
Es liegt mir nur noch daran, eine beſondere Be— 
ſorgnis zu zerſtreuen. Ich darf erklären, daß 
unſere im aufopferungsvollen Dienſt ſtehenden 
pflichtgetreuen Beamten des Zolldienſtes nach 
wie vor ſich des vollen Schutzes des Danziger 
Staates bewußt ſein können. Sie unterſtehen 


lediglich der Danziger Zollbehörde und dem 
Danziger Senat als Beamte der Freien Stadt 
Danzig. Ein gewiſſes Maß an Beobachtungs— 
möglichkeit der polniſchen Zollverwaltung auf 
die Exekutive einzuräumen, war durch die Ge— 
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(A) ſamtheit der Verträge bedingt und ſchon in der 


(B) 


Pariſer Konvention wie im Genfer Abkommen 
vorgezeichnet, da der Danziger Zollverwaltung 
die treuhänderiſche Wahrnehmung auch weſent— 
licher Intereſſen unſeres Vertragspartners ob— 
liegt. Allen Auslegungen gegenüber möchte ich 
daher nachdrücklich betonen, daß in dem Ab— 
kommen kein Recht der Danziger Souveränität 
preisgegeben wurde und daß ſich Danzig auch in 
feiner geiſtig kulturellen Entwicklung keinem Se— 
paratismus irgendwelcher Färbung hingibt, der 
es der lebendigen Kraft des Zuſammenhanges 
mit dem geſamten deutſchen Volke beraubt. Es 
iſt meine Ueberzeugung, daß vielmehr Danzig 
in der durch die jetzige Regierung vertretenen 
Außenpolitik und in ſeiner Verſtändigungsbe— 
reitſchaft Anſehen und Bedeutung gewonnen 
hat. 

Der Senat glaubt, wie ich zuſammenfaſſend 
feſtſtellen möchte, mit dem Abſchluß der Ab— 
kommen eine neue Grundlage für den wirtſchaft— 
lichen Beſtand der Freien Stadt geſchaffen zu 
haben. Neben der politiſchen Führung hat 
damit im Ringen um die Exiſtenz Danzigs in 
Zukunft beſonders vornehmlich die Danziger 
Wirtſchaft das Wort. 


Danzig hat kein Stapelrecht mehr, das ihm 
einſt eine monopolartige Grundlage für ſeine 
wirtſchaftliche Stellung war. Es iſt müßig, 
hiſtoriſche Reminiſzenzen zu ſehr die Gegenwart 
beſtimmen zu laſſen. Die wirtſchaftliche Bedeu— 
tung Danzigs muß ſich heute anders bewäh— 
ren; ſein Stapelrecht iſt die Güte ſeiner Kauf— 
mannſchaft und die Qualität ſeiner Arbeit. Es 
wird nun Aufgabe der Wirtſchaft ſein, die ihr 
neu gebotenen Möglichkeiten auszunutzen. In 
dieſem Sinne hat auch die Regierung die Ge— 
legenheit für willkommen erachtet, eine Neu— 
organiſation der Selbſtverwaltung der Wirtſchaft 
durchzuführen. In einem Wirtſchaftsrat, der von 
dem Präſidenten der Bank von Danzig, Herrn 
Dr. Schäfer, geführt werden wird, und dem 
außer Mitgliedern ex officio namhafte vom Se— 
nat der Freien Stadt berufene Wirtſchaftsver— 
treter angehören werden, und deſſen Aufgabe 
es ſein wird, den Senat in allen bedeutſamen 
wirtſchaftlichen Maßnahmen verantwortlich zu 
beraten, iſt eine Kammer für Handel, Induſtrie 
und Gewerbe und eine Kammer für Handwerk 
neben der bisher beſtehenden Bauernkammer 
gegründet worden. Die Kammern werden als 
Ausdruck der neuen Verbundenheit aller Er— 
werbsformen mit in ſich Vertreter der Arbeiter 
und Angeſtellten vereinigen und treten auf 
Grund von Wahlen zuſammen. Eine beſondere 
ſchon erwähnte Außenhandelskammer wird im 
Gegenſatz zu den anderen Kammern keine 
Zwangsmitgliedſchaft haben, ſondern lediglich 
die Unternehmen neben ihren ſonſtigen Vertre— 
tungen zuſammenſchließen, die weſentliche In- 
tereſſen in der Gewährung von Kontingenten 
und anderen Erleichterungen des Außenhandels 
wahrzunehmen haben. 


Damit iſt unſere künftige Aufgabe umſchrie— 
ben. Ich möchte daran heute nicht die theoretiſche 
Erörterung weiterer Möglichkeiten wirtſchafts— 
politiſcher Zuſammenarbeit anſchließen. Es ge— 
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nügt, wenn wir mit unſeren eigenen Problemen (C) 


fertig zu werden uns bemühen, und es wird unje= 
rer ganzen Kraft und des vollen Einſatzes der Per— 
jon jedes Einzelnen bedürfen, um die uns ge- 
ſtellte Aufgabe zu löſen. Wir gehen in Selbſt— 
beſchränkung und Diſziplin einen wenig popu⸗ 
lären Weg, der indeſſen notwendig iſt. Aber ich 
möchte nicht ſchließen, ohne zu erklären, daß 
zwei Leitgedanken, ſowohl die Abmachungen 
ſelbſt, als auch die praktiſche Wirtſchaftsführung 
zu beſeelen haben: Fairneß im Großen wie im 
Kleinen, Tüchtigkeit im Einzelnen. Das ſcheinen 
uns die Garanten der Zukunft zu ſein. (Leb⸗ 
hafter Beifall und Händeklatſchen). 


Präſident: Ich eröffne die Ausſprache. Das 
Wort hat der Herr Abg. Batzer. 


Batzer, Abgeordneter (Nat.-Soz.): M. D. u. 
H.! Parteigenoſſen! Bevor wir Nationalſozia— 
liſten an die Regierung kamen, gingen die Par— 
teien, die ja auch heute noch hier vertreten ſind, 
im Volke herum mit der Behauptung, kämen die 
Nationalſozialiſten an die Macht, gäbe es über— 
haupt keine Verſtändigung mit Polen. Die 
Schwierigkeiten würden nur noch größer wer— 
den. Kaum waren wir an die Macht gelangt, 
gingen wir daran, im Wege freundſchaftlicher 
Ausſprache und gegenſeitiger Achtung alle 
Streitpunkte zwiſchen Danzig und Polen zu be— 
reinigen. Das ganze verfloſſene Regierungsjahr 
beweiſt, daß wir dieſem Wollen treu geblieben 
ſind und auch die heutigen zur Debatte ſtehen— 
den Verträge mit Polen beweiſen dieſe Geſin— 
nung. Eine kritiſche Würdigung der ſoeben ge— 
ſchloſſenen Verträge führt zur Feſtſtellung, daß 
die nationalſozialiſtiſche Regierung der Freien 
Stadt Danzig nicht davor zurückgeſchreckt iſt, 
im Intereſſe der Wiederherſtellung normaler 
Beziehungen zwiſchen Danzig und Polen Opfer 
zu bringen. Namentlich der Inhalt des Kon— 
tingent- und des Zollabkommens beweiſen dies. 
(Sehr richtig! links.) Die national“-ſozialiſtiſche 
Danziger Regierung hat trotz mancherlei ſchwer— 
wiegender Bedenken ſich dazu entſchloſſen, für 
die Dauer des neuen Kontingentabkommens ihre 
im Warſchauer Abkommen verankerten Rechte 
auf Eigenbedarfskontingente ruhen zu laſſen. 
Gewiß hat ſich die polniſche Regierung dazu be— 
reit erklärt, der Freien Stadt Danzig hierfür 
eine Beteiligung an den polniſchen Einfuhr— 
kontingenten in einem Umfange zu gewähren, 
der nicht nur der gegenwärtigen Struktur und 
den Eigenheiten des Danziger Wirtſchafts— 
lebens, ſondern auch den Bemühungen Danzigs, 
um eine Vergrößerung des Wirkungsfeldes ſei— 
ner Wirtſchaft in der Ergänzung des polniſchen 
Wirtſchaftslebens gerecht werden ſoll. Dieſer 
Verzicht Danzigs auf die Anwendung ſeines 
Eigenrechts auf die Dauer von zwei Jahren be— 
deutet nach Anſicht meiner Fraktion einen 
Schritt ins Dunkle, ſolange nicht die Praxis 
den eindeutigen Beweis dafür erbringt, daß die 
Bedenken der Danziger Wirtſchaft gegen die 
Einbeziehung Danzigs in das polniſche Einfuhr— 
kontingent-Syſtem hinfällig ſind, ſolange nicht 
aus der Praxis heraus erkennbar iſt, daß die 
polniſche Regierung gewillt iſt, den berechtigten 


— 
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(A) Erforderniſſen der beſonders gelagerten Wirt⸗ 


® 


ſchaftsverhältniſſe Danzigs Rechnung zu tragen. 
(Bravo! rechts.) 


Das neue Kontingentabkommen enthält 
zahlreiche Wohlwollenserklärungen der polni⸗ 
ſchen Regierung der Danziger Wirtſchaft gegen= 
über. Es wird unſerer Meinung nach an Polen 
liegen, dieſen Wohlwollens-Erklärungen einen 
vollen und guten Inhalt durch die Praxis zu 
geben. (Sehr wahr! rechts.) Erſt dann wird die 
Atmoſphäre des Vertrauens, um deren Schaf— 
fung ſich die beiden Regierungen bemühen, auch 
weiteſte Kreiſe des Danziger Wirtſchaftslebens 
umfaſſen können. Dann, und erſt dann werden 
auch die Vorausſetzungen für eine engere wirt— 
ſchaftliche Verflechtung der beiden durch die ge- 
meinſame Zollgrenze zu einem Wirtſchaftsgebiet 
zuſammengefügten Länder gegeben ſein. (Sehr 
richtig! bej den Nationalſozialiſten.) 


Auch auf dem Gebiet des Zollweſens hat 
die Danziger Regierung eine Reihe von Opfern 
gebracht, um wohl mannigfache Reibungsflächen 
zu beſeitigen und damit eine glatte Zuſammen⸗ 
arbeit zwiſchen der polniſchen Zentralzollver— 
waltung und der Danziger Zollverwaltung zu 
ermöglichen. Wenn gleich eine Annahme der ur⸗ 
ſprünglichen polniſchen Forderungen, die einer 
Abſchaffung der Danziger Zolleinheit gleichge- 
kommen wäre, für Danzig nicht in Frage fom- 
men konnte, hat die Danziger Regierung 
wenn auch wohl nur ſchweren Herzens 
— den polniſchen Wünſchen weitgehendes Ent— 
gegenkommen bewieſen. Wenn es ſicherlich auch 
nicht leicht geworden iſt, einer Erweiterung der 
Funktionen der polniſchen Zollinſpektoren im 
Rahmen des Danziger Zolldienſtes zuzuſtim— 
men, jo bedeutet unſerer Meinung nach die Ein- 
willigung Danzigs zur Uebernahme der Ver— 
pflichtung bei Beſetzung einer Anzahl leitender 
Stellen der Danziger Zollverwaltung die pol- 
niſche Zentralzollverwaltung zu konſultieren, 
wie die Einräumung des Rechts an die polniſche 
Regierung bei Vorliegen ſchwerwiegender Fälle 
die Abberufung der Inhaber dieſer leitenden 
Stellen fordern zu dürfen, die Grenze des Mög- 
lichen für die Freie Stadt Danzig. 


Meine Fraktion iſt der feſten Ueberzeugung, 
daß von Seiten der Danziger Zollverwaltung 
kein Grund geboten werden wird, der die pol 
niſche Regierung zum Zurückgreifen auf die ihr 
zugebilligten Befugniſſe veranlaſſen könnte. Sie 
hat jedoch auch gleichzeitig das Vertrauen, daß 
die polniſche Regierung in Würdigung der von 
Danzig gemachten Zugeſtändniſſe, die Beſtim⸗ 
mungen des Zollabkommens nicht zum Aus⸗ 
gangspunkt kleinlicher und verletzender Mage 
nahmen werden läßt. Die gleiche Erwartung 
hegen wir bezüglich aller derjenigen Maßnah- 


men der polniſchen Zentralzollverwaltung, zu 


deren Anwendung ſich Danzig verpflichtet hat. 


Sollten die von Danzig in dem neuen Ab- 
kommen gebrachten Opfer nicht vergeblich ſein, 
iſt es unſerer Meinung nach erforderlich, daß 
die Erfüllung der Abkommen vom beſten Willen 
getragen wird. Ein jeder Vertrag, ein jedes Ab⸗ 
kommen, bleibt Stückwerk, ſolange der Buchſtabe 
und nicht der Geiſt Inhalt und Weſen der 
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Vereinbarung beſtimmt. Meine Fraktion gibt 
ſich der Erwartung hin, daß vollſte Fairneß 
die einzige Richtlinie in der Einhaltung der Ab⸗ 
kommen ſein wird. Sie rechnet damit, daß die 
Zeit unverantwortlicher Boykotthetzen gegen die 
Danziger Wirtſchaft und hemmungsloſer Diffa⸗ 
mierungen Danziger Erzeugniſſe vorbei iſt. Der 
Weg für die Danziger Wirtſchaft ſoll endlich 
wieder frei ſein, er ſoll nach Jahren ſchwerſter 
Depreſſion wieder bergauf gehen. Nur eine 
Wirtſchaft, die durch Arbeit lebensfähig iſt, kann 
zur feſten Stütze werden für einen Staat, der 
entſchloſſen iſt, ſeine Selbſtändigkeit bis zum 
letzten zu wahren. 

Meine Fraktion ſtimmt daher geſchloſſen 
den Verträgen zu. 

Da wir, wie ich ſchon vorhin erwähnte, erſt 
abwarten müſſen, wie ſich die getroffenen Ab⸗ 
machungen in der Praxis erweiſen, halten wir 
jede weitere Ausſprache über das geſchloſſene 
Vertragswerk für überflüſſig. Ich beantrage da⸗ 
her Schluß der Ausſprache. (Bravo! und Beifall 
bei den Nationalſozialiſten). 

Präſident: Es ijt der Antrag auf Schluß 
der Ausſprache geſtellt. Wird der Antrag unter⸗ 
ſtützt? — Die Unterſtützung reicht aus. Es 
liegen noch Wortmeldungen der Abg. Weber, 
Dr. Stachnik, Plenikowski und Dr. Ziehm vor. 
Wer für Schluß der Ausſprache iſt, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, die 
Ausſprache iſt geſchloſſen. Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat Herr Abg. Weber das Wort. 

Weber, Abgeordneter (S. P. D.): Der Herr 
Senatspräſident ſprach zum Schluß ſeiner Aus⸗ 
führungen von der Notwendigkeit einer Fairneß 
im großen. Ich weiß nicht, ob der Antrag auf 
Schluß der Debatte dieſe Fairneß im großen 
praktiſch unter Beweis ſtellen ſoll. Wahrſchein⸗ 
lich verſtehen Sie die Fairneß im großen ſo, wie 
Sie es jetzt gezeigt haben. Wir legen gegen die 
Abdroſſelung der Ausſprache entſchiedenſte Ver- 
wahrung ein,, (Sehr richtig! links). Der Herr 
Senatspräſident hat davon geſprochen, daß hier 
ein Vertragswerk zum Abſchluß gekommen iſt, 
das von einſchneidender Bedeutung für Danzig 
iſt. Im Zuſammenhang damit bringen Sie es 
fertig, die maßgebendſte Körperſchaft des Volkes 
von einer Stellungnahme zu dieſem Vertrags- 
werk auszuſchließen. Nicht nur, daß Sie im 
Gegenſatz zu der bisher jahrzehntelang gepfloge⸗ 
nen Uebung, derartige Abkommen auch in ihren 
Einzelheiten im Hauptausſchuß zu unterbreiten, 
abgewichen find, obwohl Sie früher. 

Präſident: Das gehört nicht zur Geſchäfts⸗ 
ordnung, ſondern iſt eine ſachliche Ausſprache. 
Ich bitte Sie, bie Geſchäftsordnungsdebatte ab⸗ 
zukürzen. 

Weber, Abgeordneter (S. P. D.): Ich will 
beweiſen, daß Sie früher nach der Geſchäfts⸗ 
ordnung ſehr großen Wert darauf gelegt haben, 
daß Verträge eingehend ſowohl im Hauptaus⸗ 
ſchuß wie auch im Plenum zur Ausſprache ge- 
ſtellt wurden. In der parlamentariſch⸗politi⸗ 
ſchen Geſchichte iſt es einzig daſtehend, daß die 
Mehrheit eines Parlaments es fertig bekommt, 
in einer jo bedeutungsvollen Frage, allen an- 
deren Parteien außer der Regierungspartei das 


(©) 


(D) 


(B 


(A) 


— 


64 Volkstag Danzig. — 15. Sitzung. 
(Weber, Abgeordneter) 

Wort zu unterbinden. Es iſt jedenfalls für Sie 
und Ihre Sache kein gutes Zeugnis, ſondern 
Sie zeigen damit, daß es darum ſehr ſchlecht 
beſtellt ſein muß. 

Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat Herr 
Abg. Dr. Thimm das Wort: 

Dr. Thimm, Abgeordneter (Nat.⸗Soz.): Ich 
beantrage, daß ſich der Volkstag auf eine Vier- 
telſtunde vertagt. 

Präſident: Es iſt der Antrag geſtellt wor— 
den, die Sitzung auf eine Viertelſtunde zu ver- 
tagen. Wer dieſem Antrag zuſtimmt, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Das ijt die Mehrheit. Ich ver 
tage deshalb die Sitzung um eine Viertelſtunde. 
(Vertagung der Sitzung 16 Uhr 15 Minuten). 

* 


Die Sitzung wird um 16 Uhr 40 durch den 
Vizepräſidenten Batzer wieder eröffnet. 

Vizepräſident Baker: Ich eröffne die Wei⸗ 
terberatung der auf eine Viertelſtunde vertagten 
15. Vollſitzung und rufe Punkt 2 der Tages- 
ordnung auf: 

Ergänzungswahl für den Senat 
Ich habe dem Hauſe mitzuteilen, daß der 

Senat mit Schreiben vom 17. Mai dem Volks⸗ 
tag mitgeteilt hat, daß Senator Hoepfner ſein 
Amt als unbeſoldetes Senatsmitglied am 7. Mai 
und daß Senator Hohnfeldt ſein Amt als be- 
ſoldetes Mitglied des Senats am 3. Juli 1934 
niedergelegt haben. Heute ſoll ein Erſatz für den 
ausgeſchiedenen Senator Hohnfeldt gewählt 
werden. Ich bitte um Vorſchläge. (Abg. Dr. 
Thimm: Ich beantrage, den nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Abgeordneten Herrn von Wnuck zu 
wählen! — Bravo! und Händeklatſchen bei der 
Nattonalſozialiſten). Es iſt der Abg., von Wnuck 
vorgeſchlagen. (Abg. Plenikowski: Wir wider— 
fprechen!) In Artikel 25 der Verfaſſung 
heißt es: 

Die Wahl der Mitglieder des Senats ijt ge: 
heim und geſchieht durch Abgabe von Stimm⸗ 
zetteln. Gewählt iſt, wer die Mehrheit der ab— 
gegebenen Stimmen erhält. 

Wir kommen zur Wahl. Ich bitte den Bei- 
ſitzer zur Rechten, die Namen der Abgeordneten 
zu verleſen. (Geſchieht). Wünſcht noch jemand 
der Anweſenden, einen Stimmſchein abzugeben? 
Das iſt nicht der Fall, die Wahl iſt geſchloſſen. 
Abgegeben ſind 67 Stimmzettel. Davon lauten 
auf den Namen von Wnuck 43. (Lebhafter Bei⸗ 
fall bei den Nationalſozialiſten). Der Herr Abg. 
von Wnuck iſt ſomit zum beſoldeten Senator ge⸗ 
wählt. Ich frage den Abg. von Wnuck, ob er die 
Wahl zum beſoldeten Senator annimmt. (Abg. 
von Wnuck: Ich nehme die Wahl an! — Abg. 


Dr. Thimm: Unſerem Parteigenoſſen von Wnuck 


ein dreifaches Sieg Heil! — Den Vorſitz über- 
nimmt Präſident von Wnuck). 
Präſident: Bevor ich Punkt 3 der Tages- 


ordnung aufrufe, habe ich noch die Verpflich- 


tung, den Abg. von Boetticher zu begrüßen, der 

für den Abg. Hohnfeldt heute zum erſten Mal 

im Volkstag iſt. Ich rufe Punkt 3 der Tages- 
ordnung auf: 

Bericht des Rechtsausſchuſſes über An⸗ 

träge des Senats a) auf Erteilung der Ge⸗ 

nehmigung zur Durchführung eines ehren⸗ 
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gerichtlichen Verfahrens einſchl. Vollſtrek⸗ 
925 70 einen Abgeordneten. Druckſache 
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b) auf Erteilung der Genehmigung zur Ein⸗ 

leitung eines förmlichen Diſziplinarver⸗ 

fahrens gegen einen Abgeordneten. 

Druckſache Nr. 76. Mir liegt ein Antrag 
des Abg. Batzer und der übrigen Mitglieder 
der Nationalſozialiſtiſchen Fraktion vor: 


Wir beantragen für ſämtliche Fraktio⸗ 
nen zuſammen die Redezeit auf eine Stunde 
zu beſchränken. 


Wer für dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich zu 
erheben. — Das iſt die Mehrheit, es iſt jo be- 
ſchloſſen. Es haben demnach die Nationalſozia⸗ 
liſten 32, die Sozialdemokraten 11, das Bene 
trum 8, die Kommuniſten 4, die Deutjchnatio= 
len 3 und die Polen je 2 Minuten Redezeit. 
Das Wort zu Punkt a und b hat der Herr 
Abg., Dr. Ziehm. 


Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): M. H.! 
Ich habe mir vom Herrn Abg. Weiſe die Vor— 
gänge geben laſſen, die zu dem Antrag auf Ein⸗ 
leitung des ehrengerichtlichen Verfahrens gegen 
ihn führen. Ich habe die Vorgänge ſorgfältig 
eingeſehen. In meiner langen Beamtenlauf— 
bahn habe ich viele ehrengerichtliche und Diſzi⸗ 
plinarverfahren zu bearbeiten und abzuurteilen 
gehabt. Ich kann in den Vorgängen keinen An⸗ 
laß finden, der zur Einleitung eines ehren— 
gerichtlichen Verfahrens gegen den Abg. Weiſe 
ausreicht. (Zuruf bei den Nationalſozialiſten). 
Ich bitte aber, im Einverſtändnis mit dem 
Herrn Abg. Weiſe, den Volkstag, daß er dem 
Antrag des Senats zuſtimmt, damit dem Rechts— 
anwalt Weiſe Gelegenheit gegeben wird, in dem 
ehrengerichtlichen Verfahren in aller Oeffentlich— 
keit ſeine völlige Schuldloſigkeit darzutun. 


Präſident: Wollen Sie zu Punkt 3b auch 
“prechen? (Abg. Dr. Ziehm: Nein, danke!) Das 
Wort hat der Herr Abg. Kurowski. 

Kurowski, Abgeordneter (3.): M. D. u. H.! 
Ich habe zu Punkt 3b namens meiner Fraktion 
eine Erklärung abzugeben, die folgenden Inhalt 
hat: Die Zentrumsfraktion proteſtiert gegen die 
Aufhebung der Immunität des Abg. Poſack. 
Nach den Mitteilungen, die im Rechtsausſchuß 
zur Begründung des Antrages von Seiten der 
Regierung gemacht worden ſind, wird ein 
Grund zur Einleitung des Diſziplinarverfahrens 
darin erblickt, daß der Abg. Poſack ſich angeblich 
weigere, die ihm aufgegebenen Verpflichtungen 
in feiner Dienſtſtellung auszuführen. Wir ent- 
nehmen dieſen Mitteilungen, und wir ent- 
nehmen ferner aus weiteren Handlungen, die 
gegen den Abg. Poſack von Seiten ihm vorge— 
ſetzter Stellen gemacht worden ſind, daß man 
ihm die Ausübung des Mandats als Volkstags⸗ 
abgeordneter erſchweren bzw. ganz unmöglich 
machen will. Ein ſolches Verfahren verſtößt 
gegen Artikel 24 der Danziger Verfaſſung. Die 
Zentrumsfraktion wird alle Schritte unterneh— 
men, die geignet ſind, ihre Mitglieder gegen 
ſolche politiſchen Maßregelungen zu ſchützen. 


Aus dieſem Grunde bitten wir ſchon jetzt 
den Herrn Präſidenten des Volkstags als den 
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Schützer der verfaſſungsmäßigen Rechte der Ab- 
geordneten, dieſer Angelegenheit pflichtgemäß 
ſeine beſondere Aufmerkſamkeit zu ſchenken. 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Weber. 


Weber, Abgeordneter (S. P. D.): Es iff 
ſchon ein Fortſchritt, wenn man auch nicht zu 
bedeutenden politiſchen Fragen, jo doch zur Im- 
munität der Abgeordneten einige Worte ſagen 
darf. Wir wollen die Debatte nicht unnötig be— 
laſten, ſondern nur erklären, daß dieſe Anträge 
ganz klar erweiſen, daß es ſich um Maßrege— 
lungen aus politiſchen Motiven handelt und 
daß wir aus dieſem Grunde gegen eine Auf— 
hebung der Immunität in beiden Fällen ſind. 


Präſident: Ich möchte zurückweiſen, daß es 
ſich hier um Maßregelungen aus politiſchen 
Gründen handelt. Wir wollen es den dafür 
eingeſetzten Gerichten überlaſſen, darüber zu ur- 


teilen. Das Wort hat der Herr Abg. Pleni⸗ 
kowski. 
Plenikowski, Abgeordneter (K. P.): Wir 


werden gegen die Aufhebung der Immunität in 
beiden Fällen ſtimmen. Wir teilen nicht das 
Vertrauen des Abg. Dr. Ziehm in die Objekti— 
vität der Perſonen, die zu urteilen haben, ob 
man ſich ſtrafbar gemacht habe oder nicht. Es 
war bisher ſchon üblich, daß die Aufhebung der 
Immunität nur erfolgte, um politiſche Gegner 
kaltzuſtellen. Das trat nie ſo deutlich in Er— 
ſcheinung, wie unter dieſem Senat und dieſem 
Volkstag. Das Blättchen kann ſich aber einmal 
wenden. 


Präſident: Die Ausſprache iſt geſchloſſen. 
Der Ausſchuß ſchlägt vor, bei Ziffer a der Ein— 
leitung des ehrengerichtlichen Verfahrens einſchl. 
Vollſtreckung zuzuſtimmen. Wer dafür iſt, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, es 
iſt ſo beſchloſſen. Der Ausſchuß ſchlägt unter b 
gleichfalls vor, der Erteilung der Genehmigung 
zur Einleitung eines förmlichen Diſziplinarver— 
fahrens gegen einen Abgeordneten zuzuſtimmen. 
— Wer dafür iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Mehrheit, es iſt ſo beſchloſſen. (Zu— 
a links). Ich rufe Punkt 4 der Tagesordnung 
auf: 


Antrag des Abg. Hohnfeldt u. Fr. auf 
Aenderung der Geſchäftsordnung. 


Druckſache Nr. 75. Hierzu liegt gleichfalls 
ein Antrag des Abg. Batzer und Fraktion vor, 
die Redezeit für ſämtliche Fraktionen auf eine 
Stunde zu beſchränken. Wer dafür iſt, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, der 
Antrag iſt angenommen. Die Redezeiten der 
einzelnen Fraktionen habe ich vorhin verleſen, 
es ſind dieſelben. Das Wort hat der Herr Abg. 
Plenikowski. 


Plenikowski, Abgeordneter (K. P.): Dieſer 
Antrag ſteht entſchieden im Widerſpruch zu Ar- 
tikel 23 der Verfaſſung, der beſagt: „Die Abge— 
ordneten erhalten Entſchädigung nach Maßgabe 
eines beſonderen Geſetzes.“ Sie hätten dieſes 
Geſetz abändern können, aber ganz entſchieden 
nicht die Geſchäftsordnung und durch Gefchafts- 
ordnung beſchließen, daß Abgeordneten, wie in 
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dieſem Falle, auf Jahre hinaus die Entſchädi— 
gung entzogen wird. Deshalb wird wahrſchein— 
lich nicht an dieſer Stelle das letzte Wort über 
dieſe Frage geſprochen werden. 


Intereſſant iſt die Vorgeſchichte. In der 
Praxis war es bisher üblich, daß auch in Fällen 
von Haft die Entſchädigung gezahlt wurde. Als 
dann der Fall Brill akut wurde, verſuchte man, 
die Frage neu aufzurollen und zahlte die Ent- 
ſchädigung zunächſt nicht mit der Begründung, 
der Abg. Brill hätte ſich nicht entſchuldigt. Des- 
halb ſei er nach der Geſchäftsordnung auf 10 
Sitzungstage ausgeſchloſſen und erhalte die Ent— 
ſchädigung nicht. Er konnte ſich nicht „ent- 
ſchuldigen“, weil er in Haft ſaß. Das war dem 
„hohen Hauſe“ bekannt, da es ſelbſt die Inhaf— 
tierung beſchloſſen hatte. Als neue Fälle ein= 
traten — Raſchke und Totzki —, haben die die 
Entſchuldigung eingereicht, d. h. ſie haben mit= 
geteilt, daß ſie nicht erſcheinen könnten, wenn 
nicht Urlaub gewährt werde. Jetzt wurde man 
vor eine neue Frage geſtellt, was nun zu tun 
ſei. Zuerſt war man ratlos. Man teilte dieſen 
Abgeordneten mit, daß die Zahlung der Auf— 
wandsentſchädigung für Abgeordnete bis zu 
ihrem perſönlichen Erſcheinen geſperrt werde. 
Das hielt man doch nicht für ſehr rechtsfähig, 
berief den Aelteſtenausſchuß zuſammen und 
legte ihm dieſe Frage vor. Den in Haft ſitzen— 
den Abgeordneten teilte man dann mit: 


Auf Ihr Schreiben vom 12. Juli d. Is. 
teile ich Ihnen mit, daß Abgeordnete wäh— 
rend der Abbüßung der Strafhaft keine 
Diäten erhalten. Dieſes ijt vom Aelteſten— 
ausſchuß einſtimmig gebilligt worden. 


Auch das ſcheint nicht ganz zu ſtimmen, 
denn Zentrum und Sozialdemokraten haben be— 
tont, nicht mitgeſtimmt zu haben. Es liegt ein 
„Irrtum“ des Präſidenten vor. Vielleicht wird 
er ſich berichtigen. Unterdeſſen haben ſich die 
davon Betroffenen auch mit dieſer Regelung 
nicht zufrieden gegeben. Das hat man erfahren. 
Deshalb will man die Genehmigung des „hohen 
Hauſes“ einholen, die Diäten einzubehalten, wie 
geſagt, auf dem Geſchäftsordnungsweg. Wenn 
man etwas ändern wollte, könnte man das Ge— 
ſetz ändern. Aber, ich betone, eine Aenderung 
in einer ſolchen Form, die die Entſchädigung 
für Abgeordnete ſperrt, iſt verfaſſungswidrig. 
(Zurufe rechts — Abg. Plenikowski: Dieſe Leute 
haben nicht ſo Gelegenheit, ſich Geld zu ver— 
ſchaffen, wie viele andere!) 


Präſident: Ich kann dem Herrn Abg. Pleni⸗ 
kowski nur ſagen, daß er zum mindeſten wider 
beſſeres Wiſſen geſprochen hat; denn die Auf- 
wandsentſchädigung iſt ſeinerzeit dem damaligen 
Abg. Raube ein ganzes Jahr lang nicht gezahlt 
worden. Sie ijt nachher nur aus Erwägungs⸗ 
gründen und nicht aus Rechtsgründen nachge- 
zahlt worden. Im übrigen habe ich im Aelteſten⸗ 
ausſchuß meine Stellungnahme gegeben. Das 
genügt mir vollſtändig. — Wer für den Antrag 
des Abg. Hohnfeldt und Fraktion auf Druckſache 
Nr. 75 iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Mehrheit, der Antrag iſt angenommen. — 
Ich rufe Punkt 5 der Tagesordnung auf: 
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(Präſident) 
Umbeſetzung der Ausſchüſſe. 


In einer der letzten Sitzungen wurde die 
Ausſchußbeſetzung bekanntgegeben. Es wurde 
mitgeteilt, daß der Zentrumsfraktion jetzt in 
jedem Ausſchuß nur ein Sitz zuſteht. Die Zen⸗ 
trumsfraktion hat nun als Vertreter benannt: 
Für den Aelteſtenausſchuß Abg. Weiß, Haupt⸗ 
ausſchuß Abg. Weiß, Sozialen Ausſchuß Abg. 
Formell, Wirtſchafts-Ausſchuß Abg. Höhn, 
Rechtsausſchuß Abg. Kurowski, Gemeindeaus— 
ſchuß Abg. Günther, Unterrichtsausſchuß Abg. 
Dr. Stachnik, Eingabenausſchuß Abg. Schmich, 
Geſchäftsordnungsausſchuß Abg. Potrykus, 
Haushaltungsausſchuß Abg. Poſack, Siedlungs⸗ 
und Wohnungsausſchuß Abg. Formell, Steuer- 
ausſchuß Abg. Klein. 

Durch das Ausſcheiden des Abg. Hohnfeldt 
find einige Sitze umzuändern. Die National- 
ſozialiſtiſche Fraktion ſchlägt vor, anſtelle des 
Abg. Hohnfeldt im Aelteſtenausſchuß Abg. Ga— 
briel, im Hauptausſchuß Abg. Maaß, im Steu⸗ 
erausſchuß Abg. Gabriel. Als achtes Mitglied 
im Aelteſtenausſchuß wird der Abg. Maaß be— 
nannt. Wer dieſen von mir vorgeleſenen Namen 
zuſtimmt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Mehrheit; es iſt ſo beſchloſſen. — Ich rufe 
Punkt 6 der Tagesordnung auf: 

Bericht des Rechnungsprüfungsaus⸗ 
ſchuſſes über Entlaſtung der Jahres⸗ 
rechnung 1932. 

Drudjache Nr. 77 zu Nr. 52. 
hat der Herr Abg. Maaß. 


Maaß, Abgeordneter (Nat. Soz.): Zur Be— 
ratung und Entlaſtung liegt die Jahresrechnung 
von 1932 vor. In der 14. Sitzung vom 2. Mai 
1934 gab die Zentrumsfraktion eine Erklärung 
ab, wonach die Jahresrechnung nicht von dem 
verantwortlichen Leiter des Rechnungsprüfungs— 
amtes feſtgeſtellt und geprüft worden iſt. Heute 
hat ſich das Zentrum davon überzeugt, daß der 
verfaſſungsmäßig verantwortliche Leiter des 
Rechnungsprüfungsamtes die Jahresrechnung 
feſtgeſtellt hat. 


Bei der Beratung des Rechnungsprüfungs— 
Ausſchuſſes im Volkstag beanſtandeten die So— 
zialdemokraten, daß der Leiter des Rechnungs— 
prüfungsausſchuſſes entſprechend ſeinen Vor— 
ſchriften die Berichterſtatter ernannt hat. Sie 
mußten aber ſelber zugeben, daß dies mit ſämt⸗ 
lichen Vorſchriften übereinſtimmt. (Zurufe 
links). Nachher können Sie meckern! — Alle 
dieſe Beanſtandungen haben nur den Zweck, 
dieſe Angelegenheit zu verzögern. Dagegen weh— 
ren wir uns. (Zwiſchenrufe) Meckern Sie? (Zwi⸗ 
ſchenrufe) 

Präſident: Bitte, den Redner nicht zu unter⸗ 
brechen. 

Maaß, Abgeordneter (Nat. Soz.): Die Jah⸗ 
resrechnung ijt ſowohl vom Rechnungsprüfungs⸗ 
amt ſowie vom Rechnungsprüfungsausſchuß 
(Zurufe bei den Sozialdemokraten) ordnungs— 
mäßig geprüft und beraten worden. Der Rech⸗ 
nungsprüfungsausſchuß ſchlägt eine Entlaſtung 
vor. 

Weitere Beratungen hierüber halten wir 
für zwecklos, da die Regierung, die für die ein— 


Das Wort 


zelnen evtl. zu beanſtandenden Poſten dieſes (C) 


Etats verantwortlich iſt, nicht mehr beſteht. Ich 
beantrage daher Schluß der Ausſprache. 


Präſident: Es iſt Schluß der Ausſprache 
beantragt. Wird dieſer Antrag unterſtützt? Die 
Unterſtützung reicht aus. Zum Wort hat ſich 
der Abg. Wiechmann gemeldet. — Zur Gejchäfts- 
ordnung hat Herr Abg. Plenikowski das Wort. 

Plenikowski, Abgeordneter (K. P.): $ 55 der 
Geſchäftsordnung beſagt: 

Die Rededauer darf eine Stunde nicht über⸗ 
ſchreiten. Für beſtimmte Beratungen kann der 
Volkstag durch Beſchluß eine längere oder kür— 
zere Redezeit feſtſetzen. 

Ich ſtelle feſt, daß in den letzten Sitzungen 
immer wieder entweder die Redezeit völlig un— 
terbunden wurde oder bei jedem Punkt eine 
Geſamtredezeit von einer Stunde feſtgeſetzt 
wurde. Die Redezeit von einer Stunde ſoll 
aber die Ausnahme bilden. (Zurufe rechts). 
Ich ſtelle feſt, daß man nicht einmal dieſe Aus— 
nahme zur Regel macht, ſondern das Nicht— 
KD überhaupt zur Regel gemacht werden 
oll. 

Präſident: In 8 65 
des Volkstages ſteht: 

Der Volkstag kann die Beſprechung vertagen 
oder ſchließen. Der Antrag auf Vertagung oder 
Schluß der Beſprechung bedarf der Unterſtützung 
von ſieben anweſenden Abgeordneten. Reicht 
die Unterſtützung aus, ſo wird die Rednerliſte 
vorgeleſen und dann abgeſtimmt. 

(Abg. Plenikowski: § 55!) Dieſer Paragraph 
iſt für mich maßgebend und ich arbeite wort— 
wörtlich danach. Die Unterſtützung hat zuge— 
reicht. Wer für Schluß der Ausſprache iſt, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehr— 
heit, die Aussprache iſt geſchloſſen. Zur perſön⸗ 
11 Bemerkung hat Herr Abg. Wiechmann das 

ort. 


Wiechmann, Abgeordneter (S. P. D.): Dem 
Beiſpiel ſeines Fraktionsgenoſſen Batzer folgend 
hat der Abg. Maaß, nachdem er ſelbſt zur 
Sache geſprochen hat, den Antrag auf Schluß 
der Debatte in Bezug auf die Vorgänge am 
heutigen vormittag im Rechnungsprüfungsaus— 
ſchuß beantragt. Er hat aber auch die Behaup— 
tung aufgeſtellt, daß ſich die Sozialdemokraten 
baw. das Mitglied der Zentrumspartei von den 
Darlegungen des Vorſitzenden des Rechnungs— 
prüfungsausſchuſſes haben überzeugen laſſen 
und der gleichen Anſicht ſind, wie der Vor— 
ſitzende des Rechnungsprüfungsausſchuſſes. Das 
trifft nicht zu, m. H., ſondern wir haben im 
Rechnungsprüfungsausſchuß an der Meinung 
feſtgehalten, die wir eingangs der Sitzung kund— 
gaben und die dahingeht, daß nicht nur die 
Mitglieder der Nationalſozialiſtiſchen Partei fo- 
weit ſie Abgeordnete und Mitglieder des Rech— 
nungsprüfungsausſchuſſes ſind, das Recht und 
die Pflicht haben, an den Arbeiten dieſes Aus⸗ 
ſchuſſes teilzunehmen, ſondern ſämtliche Mitglie= 
der des Rechnungsprüfungsausſchuſſes. So wie 
es bisher in jedem Fall vor ſich gegangen iſt. 
Denn das, was ſich heute vormittag abgeſpielt 
hat, und, falls es beibehalten wird, alſo Schule 
macht, wird dahin führen, m. H., wo Sie bis— 
her ſchon in verſchiedener Hinſicht hingekommen 
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ſind. Sie haben feſtſtellen können, daß das 
Prinzip, das Sie als vorbildlich betrachten und 
Führerprinzip nennen, abſolut nicht geeignet iſt, 
Unterſchlagungen in irgendeiner Form zu ver— 
hindern. Wenn Sie die Arbeit des Rechnungs— 
prüfungsausſchuſſes beſchränken, wie es heute 
geſchehen iſt, jo wird es nicht nur in national- 
ſozialiſtiſchen Parteiorganiſationen zu Vorgän— 
gen kommen, wie in letzter Zeit, ſondern auch in 
den Staatskaſſen. 

Prüſident: Zur perſönlichen Bemerkung hat 
Herr Abg. Weiß das Wort. 

Weiß, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! Der 
Berichterſtatter, Herr Abg. Maaß, hat hier er— 
klärt, daß ſich die Zentrumsfraktion davon über— 
zeugt habe, daß die Rechnungslegung ordnungs— 
mäßig geprüft und feſtgeſtellt worden ſei. Er 
hat damit offenbar zum Ausdruck bringen wol— 


len, daß unſer ſeinerzeit eingebrachter Antrag 
irgendwie auf einen Irrtum zurückzuführen ge- 
weſen oder ſonſt irgendwie hinfällig geworden 
ſei. Ich möchte dazu folgendes erklären. Unſer 
Antrag hat ſeinerzeit voll und ganz zu Recht 
beſtanden. Er hat zur Folge gehabt, daß die 
Rechnungslegung für 1932 nunmehr durch den 
geſetzmäßig zuſtändigen Leiter der Unabhängi— 
gen Rechnungsprüfungsſtelle geprüft worden iſt 
und daß ſie heute noch einmal dem Ausſchuß 
vorlag und geſchäftsmäßig richtig verabſchiedet 
worden iſt. (Das iſt nicht der Fall! links). 
Präſident: Ich ſchlage dem Volkstag vor, 
den Präſidenten zu ermächtigen, Zeit und Ta- 
gesordnung der nächſten Volkstagsſitzung feſt— 
zuſtellen. — Widerſpruch höre ich nicht; es iſt 
ſo beſchloſſen. Die Sitzung iſt geſchloſſen. 
(Schluß der Sitzung 17 Uhr 15 Minuten.) 
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16. Gitzung. 


Mittwoch, den 28. November 1934. 


Wi eg von der Amtsniederlegung des Padam 
des Senats Dr. Rauſchning .. 


Bekanntgabe der a ea alan tal des Wg 
Dr. Marnitz (N. S. D. A. P.) 

Eintritt des Abg. Gall (N. S. D. A. 50 in das Haus 
Kurowski (3.) zur Geſchäftsordnung . 2 
Plenikowski (K. P.) zur Geſchäftsordnung 
Wiechmann (S. P. D.) zur Geſchäftsordnung 


Ergänzungswahlen für den Senat \ ell des 
Senats Greifer — Senator Rettelsty) . 


Andres (N. S. D. A. P.) ; 
Weber (S. P. D.) zur Geſchäftsordnung : 
Vertagung und Feſtſetzung der nächſten Sitzung. 


17. Gitzung. 


Mittwoch, den 28. November 1934. 


Geſchäftliches 
Einführung des Seudtors Rettelsty i in ein Amt 
Regierungsertiirung eid 
Greifer, Präſident des Senats 
Weber (S. P. D.) 
Kurowski (3.) . 
Plenikowski (K. P.) 
Dr. Ziehm (D. Nat.) 
Greiſer, Präſident des Senats 
Ausſchluß des Abg. Weber für 2 Sikungstage 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs über Ab⸗ 
Zł des Gtrafgeſetzbuches. Urantrag 
des Abg. Dr. Stachnik u. Fr. (Druckſache Nr. 84) 
Damit verbunden: 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Ab- 


änderung des Vereinsgeſetzes, Urantrag des 
Abg. Dr. Stachnik u. Fr. (Drudjache Nr. 85) 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Ab- 
änderung des Strafgeſetzbuches. Urantrag 
des Abg. Dr. Stachnik u. Fr. (Druckſache Nr. 86) 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs über die 
weitere Abänderung des Volkstagswahlge⸗ 
ſetzes uſw. Henna des | RPA Dr. Sehen u. de 
(Druckſache Nr. 87) .. 
Kurowski (B.) . . 
Wiechmann (S. p. D) 
Plenikowski (K. P.) > 
Greifer, Präfident des Senats 
Weiß (3.) zur Gefchäftsordnung . 
Iweite Beratung eines Geſetzentwurfs über Ab- 


änderung des Strafgeſetzbuches. Urantrag 
des Abg. Dr. Stachnik u. Fr. (Druckſache Nr. 84) 

Damit verbunden: 

Sweite Beratung des Geſetzentwurfs zur Ab⸗ 
änderung des Vereinsgeſetzes. Urantrag des 
Abg. Dr. Stachnik u. Fr. (Druckſache Nr. 85) 

zweite Beratung eines Geſetzentwurfs sur Ab⸗ 
änderung des Strafgeſetzbuches. Urantrag 
des Abg. Dr. Stachnik u. Fr. (Druckſache Nr. 86) 

Iweite Beratung des Geſetzentwurfs über die 
weitere Abänderung des Volkstagswahlge⸗ 
ſetzes uſw. WZ des t Dr. Stachnik u. Fr. 
(Druckſache Nr. 87) . 

Abſtimmung über den Bericht des Rechnungs- 
Sah rede e über Gee der 
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16. Gitzung. 


Mittwoch, den 28. November 1934. 


Die Sitzung wird 15 Uhr 50 Minuten durch 
den Präſidenten von Wnuck eröffnet. 


Am Regierungstiſch: Vizepräſident des Se— 
nats Greiſer, Senatoren Boeck, Dr. Hoppenrath, 
Dipl.⸗Ing. Huth, Dr. Kluck. 


Präſident: Ich eröffne die 16. Vollſitzung. 
Bevor ich in die Tagesordnung eintrete, habe 
ich dem Hauſe mitzuteilen, daß von dem Präſi— 
denten des Senats ein Schreiben eingegangen 
iſt: 

An den Volkstag. 

Hiermit lege ich er Amt als Präſident des Senats 

der Freien Stadt Danzig nieder. 

Dr. Rauſchning. 

Ferner hat der Abg. Dr. Marnitz wegen 
Wegzuges nach Oſtpreußen ſein Mandat nieder— 
gelegt. Sein Nachfolger iſt der jetzige Abg. Gall. 
— Ich begrüße Sie in dieſem Hauſe! — 


Zur Geſchäftsordnung hat der Herr Abg. 
Kurowski das Wort. 


Kurowski, Abgeordneter (3.): M. D. u. H.! 
Auf der heutigen Tagesordnung des Volkstages 
ſteht nur ein Punkt „Ergänzungswahlen zum 
Senat.“ Da, wie ich annehme, ſich dieſer Punkt 
der Tagesordnung ſehr ſchnell erledigen wird, 
weil die Regierungspartei, die die Senatoren 
zu wählen hat, ſich ſicher über die zu wählenden 
Herren ſchlüſſig geworden iſt, und die Sitzung 
infolgedeſſen ſchnell zu Ende gehen wird, möchte 
ich mir folgenden Vorſchlag zur Geſchäftsord— 
nung erlauben. Die Zentrumsfraktion hat vor 
einigen Tagen einige Uranträge eingereicht. Wir 
bitten, dieſe Uranträge als Punkt 2 auf die Ta— 
gesordnung zu ſetzen. Da es ja nach Wunſch des 
Herrn Präſidenten bzw. ſeiner Anordnung mög— 
lich iſt, derartige Punkte auf die Tagesordnung 
zu ſetzen, ohne daß die Vorlagen den Mitglie— 
dern gedruckt zugehen, beſteht inſofern keine 
Schwierigkeit. 


Es iſt nur den meiſten Mitgliedern nicht be— 
kannt, um welche Uranträge es ſich handelt. Ich 
möchte ſie deshalb kurz verleſen. Es wird nicht 
lange aufhalten, aber die Mitglieder des Hauſes 
müſſen zum mindeſten wiſſen, um welche An— 
träge es ſich handelt. Generell kann ich be— 
merken, daß es ſich hier um Anträge handelt, 
die eine beſſere Sicherung der Durchführung 
der ſpäteren Wahlen, die wir zu erwarten haben, 
herbeiführen ſollen. Zunächſt liegt der Urantrag 
Geſetz über Abänderung des Strafgeſetzbuches, 
und zwar $ 109 a — vor. 


Präſident: Herr Abg. Kurowski, es genügt 
wohl, wenn Sie die Ueberſchriften ſagen. Das 
andere würde nicht zur Geſchäftsordnung ge— 
hören. Die Anträge habe ich geſtern nachmittag 
bekommen und kann ſie von geſtern nachmittag 
bis heute vormittag nicht drucken laſſen. 


Kurowski, Abgeordneter (3.): Wenn der 
Präſident ſagt, daß er die Anträge ſonſt gedruckt 
vorgelegt hätte, mag die Situation vielleicht 
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anders ſein. Vielleicht iſt es möglich, die Vor⸗ 
lagen in der zweiten Sitzung als Punkt 2 auf 
die Tagesordung zu ſetzen. Da es der Präſident 
verbietet, daß ich die Anträge verleſe, werde 
ich mich damit begnügen, kurz die Ueberſchriften 
mitzuteilen. Ich muß mich dem fügen. 


Der erſte Urantrag bezieht ſich auf eine 
Aenderung des Strafgeſetzbuches im § 109. Er 
ſoll beſonders Gewähr leiſten, daß die Wahlen 
zum Volkstag und Kreistag und die Gemeinde— 
wahlen in Ruhe und Ordnung vonſtatten gehen 
und Störungen unter Strafe geſtellt werden. 
Der zweite Urantrag bezieht ſich auf die $$ 187 
und 194 des Strafgeſetzbuches und erſtreckt ſich 
auf den Ehrenſchutz von Korporationen. Der 
dritte Antrag heißt „Geſetz zur Abänderung des 
Vereinsgeſetzes“ in der Faſſung vom 30. 6. 1933 
und bezieht ſich darauf, daß in der Zeit, in der 
die Wahlen ſtattfinden, vom Tag der Ausſchrei— 
bung bis zu den Wahlen ſelbſt Anordnungen 
getroffen werden, die nach außen hin die Wahl 
ſichern, z. B. das Verbot, Uniformen zu tragen. 


Der nächſte Antrag heißt: Geſetz über die 
weitere Abänderung des Volkstagswahlgeſetzes, 
der Volkstagswahlordnung, des Geſetzes betref— 
fend die Wahlen zu den Kreistagen, die Wahl— 
ordnung für die Kreistagswahlen, das Geſetz 
über die Gemeindewahlen und die Gemeinde— 
wahlordnung. — Hier ſind mehrere Sonderbe— 
ſtimmungen enthalten. Ich kann auf die Vor— 
lage verweiſen, die ſpäter hier näher erörtert 
werden wird, wenn ſie auf der Tagesordnung 
ſteht. Es ſind beſondere Beſtimmungen, die ſich 
auf die eingangs genannten Geſetze beziehen. 


Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnung 
hat Herr Abg. Plenikowski. 


Plenikowski, Abgeordneter (K. P.): Ich ver— 
miſſe auch heute wieder die Anweſenheit der in 
Haft ſitzenden Abgeordneten. Soweit ich orien— 
tiert bin, haben die in Haft ſitzenden Abgeord— 
neten ſich bemüht, an der Sitzung teilzunehmen. 
Ich glaube, daß jede Sitzung ſo wichtig iſt, daß 
die Anweſenheit dieſer Abgeordneten unbedingt 
notwendig iſt. Wir wiſſen, daß Präſident Dr. 
Rauſchning in einer Form zurückgetreten iſt, 
die erwarten läßt, daß vielleicht einige Mit- 
glieder der Nationalſozialiſtiſchen Fraktion das 
bedauern. (Heiterkeit rechts). Man kann nicht 
wiſſen, ob ſie dieſem Bedauern Ausdruck geben 
werden und heute vielleicht doch nicht ſo 
wählen, wie es von einer beſtimmten Stelle 
aus gewünſcht wird. 


Aber, daß die Anweſenheit dieſer Abgeord— 
neten, die in Haft ſitzen, auch geſchäftsordnungs⸗ 
mäßig notwendig iſt, hat der Herr Präſident des 
Volkstages ſelbſt zum Ausdruck gebracht. Die 
Abgeordneten, die in Haft ſitzen, haben das 
letzte Mal verſucht, an der Sitzung teilzuneh- 
men. Das iſt durch die Behörden verhindert 
worden. Darauf hat der Präſident des Volks— 
tages erklärt „Ihr habt an der letzten Sitzung 
des Volkstags nicht teilgenommen, alſo gilt das 
nach der Geſchäftsordnung als für 10 Sitzungs- 
tage ausgeſchloſſen.“ Der Präſident hat ſich 
alſo ſelbſt auf den Standpunkt geſtellt, daß die 
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Abgeordneten an der Volkstagsſitzung teilzu— 
nehmen haben, auch wenn ſie in Haft ſitzen. 
(Zuruf). Sie müſſen Ihre unmaßgebliche Mei- 
nung bis nachher zurückſtellen, jetzt ſpreche zu— 
nächſt ich. 


Präſident: Ich möchte Sie bitten, den 
Volkstag nicht mit einer anderen Stätte zu ver— 
wechſeln. (Abg. Plenikowski: Sie müſſen mich 
gegen Angriffe einiger Herren Ihrer Fraktion 
in Schutz nehmen!) Was ich zu tun habe, weiß 
ich, und werde es mir nicht von Ihnen ſagen 
laſſen. Wenn ich meine Maßnahmen treffe, 
werde ich wiſſen, wie ich die Ordnung aufrecht- 
erhalte. 


Plenikowski, Abgeordneter (K. P.): Das 
wird dazu dienen, zu zeigen, was hier geſpielt 
wird. Ich habe das Recht, zur Geſchäftsordnung 
zu ſprechen und darf daran nicht gehindert wer— 
den. Sie müſſen mich in Schutz nehmen. — Die 
Abgeordneten müſſen unbedingt anweſend ſein. 
Sie dürfen ſich nicht daran ſtoßen, wenn ſie 
ſich nicht mehr umkleiden und in Gefängnisklei— 
dung hierherzukommen gezwungen wären. Die 
Gefängniskleidung der wegen politiſcher Ver— 
gehen Verurteilten iſt ein Ehrenkleid. Ich bean- 
trage, daß die Abgeordneten herbeigeholt wer— 
den. Ich weiſe darauf hin, daß die in Haft 
ſitzenden Abgeordneten bis geſtern mittag noch 
nicht einmal wußten, daß heute Volkstagsſitzung 
iſt. Das hängt mit den Zuſtänden im Gefäng— 
nis zuſammen. Die Abgeordneten bekommen 
nicht einmal eine Zeitung. Sie wiſſen nicht, daß 
Volkstagsſitzung iſt. Sie, Herr Präſident, müß— 
ten dafür ſorgen, daß ſie, genau wie wir, recht— 
zeitig die Mitteilung bekommen, wann Volks- 
tagsſitzung iſt. Ich bitte, die Sitzung eine halbe 
Stunde zu vertagen und ſo dem Herrn "role 
denten Gelegenheit zu geben, das zu tun, was 
ſeine ſelbſtverſtändliche Pflicht geweſen wäre, zu 
ſorgen, daß die Abgeordneten hergeholt werden. 


Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat Herr 
Abg. Wiechmann das Wort. 

Wiechmann, Abgeordneter (S. P. D.): M. H.! 
Im Namen der Sozialdemokratiſchen Fraktion 
habe ich die Erklärung abzugeben, daß wir den 
Antrag der Zentrumsfraktion auf Erweiterung 
der heutigen Tagesordnung unterſtützen wer— 
den. Wir bitten auch Sie, das Gleiche zu tun; 
denn der Antrag des Zentrums will etwas zur 
Beratung ſtellen, was unbedingt im Intereſſe 
eines ſpäteren Gedeihens der Freien Stadt 
Danzig beraten werden muß. Wenn wir be4 
denken, was ſich in der vergangenen Wahlbe— 
wegung an Vorgängen auf dem Lande abge— 
ſpielt hat, ſo muß es auch in Ihrem Sinne 
liegen, m. H., die Wiederholung derartiger Vor— 
gänge unbedingt durch Geſetzesmaßnahmen zu 
verhindern. Es kann nicht angehen, daß auf 
einem jo kleinen Bezirk, wie ... 


Präſident: Ich mache Sie darauf aufmerk⸗ 
ſam, daß das nicht zur Geſchäftsordnung ge— 
hört. Wir haben hier keine Beſprechung der 
Wahlen oder eine andere Beſprechung, ſondern 
nur eine Geſchäftsordnungsdebatte. Sie haben 
mitgeteilt, daß Sie den Antrag unterſtützen, 
das genügt vollſtändig. Ich entziehe Ihnen das 
Wort und fordere Sie auf, die Rednertribüne 
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Präſident) 
zu verlaſſen. (Hört, hört! links — Abg. Wiech— 
mann: Ich muß mich den Anordnungen des 


Herrn Präſidenten fügen, die Notwendigkeit der 
Beratung wird dadurch nur bewieſen! — Sehr 
richtig! links). 


Wir kommen zur Tagesordnung: 
Ergänzungswahlen für den Senat. 
Das Wort hat der Herr Abg. Andres. 


Andres, Abgeordneter (N. S. D. A. P.): Die 
Nationalſozialiſtiſche Fraktion hält es für er- 
forderlich, daß der Senat nach dem Ausſchei— 
den der Senatoren Prof. Hoepfner, Hohnfeldt 
und des Präſidenten des Senats Dr. Rauſch— 
ning ergänzt wird. Ich ſchlage namens der Na— 
tionalſozialiſtiſchen Fraktion vor, als Präſiden— 
ten des Senats den bisherigen Vizepräſidenten 
Greiſer und als unbeſoldetes Mitglied des Se— 
‘nats den Abg. Rettelsky zu wählen. Ferner be— 
antrage ich Schluß der Ausſprache. (Bravo! 
und Beifall rechts). 

Präſident: Es iſt Schluß der Ausſprache 
beantragt. Wird der Antrag unterſtützt? (Ge— 
ſchieht) Wer für den Antrag iſt, bitte ich, ſich zu 
erheben. Das it die Mehrheit, die Aus— 
ſprache iſt damit geſchloſſen. 


Zur Geſchäftsordnung hat Herr Abg. Weber 
das Wort. 


Weber, Abgeordneter (S. P. D.): Ich möchte 
feſtſtellen, daß der Präſident gegen die Beſtim— 
mungen der Geſchäftsordnung gehandelt hat. 
Er hat über einen Antrag auf Schluß der De— 
batte abgeſtimmt, obwohl der Tagesordnungs⸗ 
punkt noch gar nicht aufgerufen geweſen iſt. 
Wir haben bisher nur eine Geſchäftsordnungs— 
debatte gehabt. Sie iſt durch den Entzug des 
Wortes bei meinem Kollegen Wiechmann be— 
endet. Dann hätte der Präſident erſt den Ta— 
gesordnungspunkt aufrufen müſſen. Er hätte 
auch Herrn Andres noch nicht das Wort zur 
Sache geben dürfen, weil er den Tagesord— 
nungspunkt noch gar nicht aufgerufen hatte. 
Was geſchehen iſt, war geſchäftsordnungswidrig 
und unzuläſſig. Wir müſſen erſt in die Debatte 
eintreten und in dieſer iſt den Parteien Gelegen— 
heit zu geben, zu den Wahlen Stellung zu 
nehmen. 


Präſident: Die Wahlen müſſen nach der 
Vorſchrift durch Zettelwahl erfolgen. Wir kom— 
men zur Abſtimmung. Ich bitte, die Namen der 
Abgeordneten zu verleſen. (Zurufe links) Wir 
befinden uns in der Abſtimmung. (Abg. Weber: 
Sie verbiegen die Geſchäftsordnung in der gröb— 
ſten Weiſe!) Wenn Sie die Mehrheit in dieſem 
Hauſe terroriſieren wollen, ſo tun Sie es nur, 
weil Sie glauben, daß ich hier oben ſitze und die 
Mehrheit im Zaum halte. Wenn Sie Lärm 
machen, kann ich nicht arbeiten und verlaſſe 
meinen Platz (Wir haben nichts dagegen! links), 
dann ſtelle ich Ihnen anheim, ſich in anderer 
Form auseinanderzuſetzen. (Zwiſchenrufe) Der 
Beiſitzer zu meiner Rechten verlieſt die Namen. 
(Geſchieht — Zwiſchenrufe links. — Abg. Pleni- 
kowski: Die Wahl iſt ungültig, weil die Tages— 
ordnung nicht aufgerufen wurde!) Herr Abg. 
Plenikowski, wenn Sie die Wahl ſtören, muß 
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ich von meinem Hausrecht Gebrauch machen 
(Zwiſchenrufe). Wünſcht noch jemand einen Zet- 
tel abzugeben? — Das iſt nicht der Fall, die 
Abſtimmung iſt geſchloſſen. 


An der Abſtimmung für die Wahl eines 


Präſidenten des Senats haben ſich 43 Abgeord— 


nete beteiligt. 41 Zettel lauten auf den Namen 
Greiſer, zwei Zettel ſind unbeſchrieben. Damit 
iſt Herr Greiſer zum Präſidenten des Senats 
gewählt. Ich frage den ſtellvertretenden Prä— 
ſidenten Greiſer, ob er das Amt als Präſident 
des Senats annimmt. (Stellvertretender Prä- 
ſident des Senats Greiſer: Ich bin bereit, das 
Amt anzunehmen! — Abg. Dr. Thimm: Dem 
Präſidenten des Senats Greiſer ein dreifaches 
Siegheil! — Siegheil! und Beifall bei den Na— 
tionalſozialiſten). 


Wir kommen jetzt zur Wahl eines unbefol- 
deten Senators. (Whar Weber: Die Tagesord— 
nung iſt immer noch nicht aufgerufen worden!) 
Wir kommen zur Abſtimmung. Ich bitte den 
Beiſitzer zu meiner Rechten, die Namen der Ab— 
geordneten aufzurufen. (Geſchieht — Zwiſchen— 
rufe links. — Abg. Weber: Jetzt wählen hier 
ſchon Fremde mit! — Es wählen alle diejeni— 
gen, die die Berechtigung dazu haben! rechts — 
Abg. Weber: Dazu gehören Sie in allererſter 
Linie!) Wünſcht noch jemand, eine Karte abzu— 
geben? (Der Abg. Maaß gibt noch eine Stimm— 
karte ab) Das iſt jetzt nicht mehr der Fall, die 
Wahl iſt geſchloſſen. An ihr haben ſich 42 Ab- 
geordnete beteiligt, davon haben 41 Zettel mit 
dem Namen Rettelsky abgegeben. Ein Zettel 
war unbeſchrieben. Damit iſt der Abg. Rettelsky 
zum unbeſoldeten Senator gewählt. Ich frage 
den Abg. Rettelsky, ob er das Amt annimmt. 
(Abg. Rettelsky: Ich nehme das Amt an! — Drei- 
faches Siegheil! bei den Nationalſozialiſten). 


In der Tagesordnungsdebatte ſind mehrere 
Anträge geſtellt worden. Zuerſt wurde der Anz 
trag geſtellt, die geſtern eingereichten drei Ur- 
anträge heute im Anſchluß an die nächſte 
Sitzung zu behandeln. (Widerſpruch rechts). Ich 
möchte darauf eigentlich in der nächſten Sitzung, 
die nach einer Viertelſtunde ſtattfindet, antwor— 
ten. Ich weiß nicht, ob die Vorlagen ſchon ge— 
druckt find. Nicht gedruckte Anträge laſſe ich 
nicht beſprechen. Ich komme darauf noch in der 
nächſten Sitzung zurück. 


Dann iſt der Antrag eingebracht worden, 
daß die Sitzung nicht ohne die in Haft befind- 
lichen Abgeordneten ſtattfinden ſoll. Wer für 
dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich zu erheben. Das 
Ut die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. (Hei- 
terteit). Damit ſind wir am Schluß der Tages— 
ordnung angelangt. Ich ſchlage vor, eine neue 
Sitzung um ½5 Uhr einzuberufen. Widerſpruch 
höre ich nicht, es iſt ſo beſchloſſen. Tagesord⸗ 
nung: Vereidigung des neu eingetretenen Sena— 


tors Rettelsky. 


Der Präſident des Senats braucht nicht 


mehr vereidigt zu werden, weil er bereits als 


Vizepräſident vereidigt worden iſt. Eventuell 
kämen dann noch die anderen Vorlagen auf die 
Tagesordnung. — Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 16 Uhr 15 Minuten.) 
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Die Sitzung wird 16 Uhr 30 Minuten durch 
den Präſidenten von Wnuck eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats 
Greiſer, Senatoren Boeck, Dipl.-Ing. Huth, Dr. 
Hoppenrath, Dr. Kluck, Dr. Wiereinski-Keiſer, 
Rettelsky. 

Präſident: Ich eröffne die 17. Vollſitzung 
des Volkstags und ſchlage Ihnen folgende Ta— 
gesordnung vor: 1. Einführung des unbeſolde— 
ten Senators Rettelsky in ſein Amt; 2. Regie— 
rungserklärung; 3. Druckſache Nr. 84, Geſetz 
über Abänderung des Strafgeſetzbuches; 4. 
Druckſache Nr. 85, Geſetz zur Abänderung des 
Vereinsgeſetzes; 5. Druckſache Nr. 86, Geſetz zur 
Abänderung des Strafgeſetzbuches; 6. Druck— 
ſache Nr. 87, Geſetz betr. die weitere Abände— 
rung des Volkstagsgeſetzes uſw. Die Vorlagen 
liegen auf den Tiſchen. — Widerſpruch gegen die 
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von mir vorgeſchlagene Tagesordnung höre ich 


nicht; es iſt ſo beſchloſſen. Wir kommen 


Punkt 1 der Tagesordnung: 


Einführung des Senators Rettelsky in 
ſein Amt. 


Herr Senator Rettelsky, der Volkstag hat 
Sie (das Haus erhebt ſich) in ſeiner letzten 
Sitzung zum Mitglied des Senats gewählt. Es 
liegt mir ob, Sie in Ihr Amt einzuführen. Ich 
werde die Einführungsformel vorleſen und Sie 
haben dann durch Handſchlag zu erklären „Ich 
gelobe es“. 


Dieſer Erklärung können Sie eine religiöſe 
Beteuerung hinzufügen. 

Ich werde die mir als Mitglied des Senats ob= 
liegenden Pflichten getreulich erfüllen, mein Amt ge— 
wiſſenhaft führen, die Verfaſſung und die Geſetze be— 
obachten, verſchwiegen ſein in allem, was geheimzuhalten 
mir geboten wird, und das Wohl der Freien Stadt 
Danzig nach beſten Kräften fördern. 

(Senator Rettelsky: Ich gelobe es, ſo wahr 
mir Gott helfe!). Ich danke Ihnen. Damit iſt 
der erſte Punkt der Tagesordnung erledigt. Ich 
rufe den zweiten Punkt auf: 


Regierungserklärung 


Das Wort hat Herr Präſident des Senats 
Greiſer. 

Greiſer, Präſident des Senats: Abgeordnete 
des Danziger Volkstags! Zum erſten Mal in 
der Geſchichte der Freien Stadt Danzig er- 
griff im Juni des vergangenen Jahres eine 
Regierung das Ruder, welche frei von Bin— 
dungen und Rückſichtnahmen auf die Kon— 
ſtellation mehrerer Parteien die Verantwor- 
tung vor ſich ſelbſt, vor dem Parlament 
und vor der Verfaſſung für das Schickſal 
der Freien Stadt Danzig allein übernehmen 
konnte. Alle früheren Regierungen, welche von 
mehreren Parteien abhängig waren, mußten die 
Bindungen dieſer verſchiedenen Parteien nach 
verſchiedenen Fronten hin in ihrer ganzen Re— 
gierungstätigkeit berückſichtigen. Die national— 
ſozialiſtiſche Partei, vertreten durch ihre Frak— 
tion im Volkstage, wußte ſich frei gegenüber 
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den Cliquen, die im Standesbewußtſein ver— 
harrten und wußte ſich auch frei gegenüber den 
Schichten der Bevölkerung, die vom Klaſſen— 
kampf lebten. Die nationalſozialiſtiſche Partei 
war unabhängig von Berufen und Konfeſſionen, 
ſie diente nicht einem Teil des Volkes, ſondern 
dem ganzen Volke. Darum iſt dieſe ſeit Juni 
des vergangenen Jahres beſtehende national— 
ſozialiſtiſche Regierung Danzigs auch nicht als 
eine Parteiregierung anzuſprechen, ſondern als 
eine Volksregierung im wahrſten Sinne des 
Wortes. (Sehr richtig! rechts). 


Die Amtsperiode des erſten nationalſozia— 
liſtiſchen Präſidenten des Senats iſt durch deſſen 
Rücktritt zu Ende gegangen und ich bin ſoeben 
durch das Vertrauen der nationalſozialiſtiſchen 
Partei und Fraktion und damit durch das Ver— 
trauen der Danziger Bevölkerung als Nachfol- | 
ger beſtimmt und gewählt worden. Hierbei ijt 
es mir eine ſelbſtverſtändliche Ehrenpflicht, 
meinem Vorgänger und Parteigenoſſen, dem 
bisherigen Präſidenten des Senats, Herrn Dr. 
Rauſchning, für die zum Nutzen des deutſchen 
Danzig geleiſtete ſchwere Arbeit den Dank des 
Senats auszuſprechen. 


Kaum war der Rücktritt meines Vorgän— 
gers bekannt geworden, da waren auch ſofort 
Kräfte am Werk, die einen günſtigen Moment 
für gekommen hielten, um Danzig und ſeinem 
Deutſchtum Schaden zufügen zu können. Es ſind 
dies dieſelben Elemente, die immer bei ſolchen 
Gelegenheiten politiſche Morgenluft wittern. 
Sie zogen aus der Tatſache des erfolgten Rück— 
tritts des bisherigen Präſidenten Schlußfolge— 
rungen, die zwar nach der Denkungsart der bis— 
herigen politiſchen Parlamentarier verſtändlich 
ſind, aber von einer gänzlichen Unkenntnis der 
nationalſozialiſtiſchen Doktrin zeugen. Wenn in 
früheren Jahren ein Präſidentenwechſel einen 
Kurswechſel der politiſchen Linienführung be— 
deutete, ſo lag das daran, daß ſich in der Per— 
ſon des von einer parlamentariſchen Koalition 
herausgeſtellten Präſidenten der mehr oder we— 
niger groß angelegte Kuhhandel politiſcher Ein— 
flußnahme der in dieſer Koalition zuſammenge— 
faßten Parteien widerſpiegelte. Jede Partei 
einer ſolchen Koalition hatte ihre Sonder— 
wünſche in Bezug auf den Präſidenten und 
deſſen politiſche Linie. Die einen verlangten 
eine Linienführung zugunſten beſtimmter Wirt⸗ 
ſchaftskreiſe, die anderen wiederum eine ſolche 
nur zu Gunſten der handarbeitenden Maſſen, 
die dritten wiederum zugunſten einer beſtimm— 
ten Konfeſſion, die vierten nur aus rein egoiſti— 
ſchen Motiven und in einem ſolchen zuſammen⸗ 
gewürfelten Haufen verlangte der eine Teil 
eine außenpolitiſche Verſtändigung um jeden 
Preis, während der andere dieſe Verſtändigung 
aus innerer Ueberheblichkeit heraus ablehnte. 
Eine konſtante Linie war weder von dieſen Koa— 
litionen zu erwarten, noch konnte ſie von den 
Präſidenten derartiger Regierungen eingehalten 
werden. 


Die nationalſozialiſtiſche Bewegung in 
Danzig, die vom Vertrauen der breiteſten 
Maſſen in ihrer überwiegenden Mehrheit ge— 
tragen wird, wird in ihrem Kurs niemals durch 
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(Sreijer, Präſident des Senats) 
einen einzelnen Parteiführer oder Staatschef 
beeinflußt, ſondern einzig und allein in der von 
dieſer Bewegung verkörperten Idee liegt der 
als richtig erkannte Weg begründet. Es iſt des— 
halb eine Selbſtverſtändlichkeit für jeden von 
der nationalſozialiſtiſchen Partei in die Regie— 
rung entſandten Vertreter, daß ohne Anſehen 
von Perſon und Stand der von der Bewegung 
und damit von der Mehrheit des Volkes als 
richtig erkannte und gewünſchte Weg eingehalten 
wird. Darüber, daß dieſe politiſche Linienfüh— 
rung von der weitaus überwiegenden Mehrheit 
der Danziger Bevölkerung gewünſcht und ge— 
billigt wird, gibt Gewißheit die Tatſache des 
überwältigenden Wahlſieges bei den Kreistags— 
und Gemeindewahlen vor 10 Tagen. Es iſt 
vollkommen abwegig, wenn behauptet wird, 
daß ein Wechſel in der Präſidentſchaft der na— 
tionalſozialiſtiſchen Regierung in Danzig auch 
einen Kurswechſel der N. S. D. A. P. bedeute. 
All dieſes Gerede und alle Gerüchte über eine 
Aenderung des außen- und innenpolitiſchen 
Kurſes der jetzigen Regierung entbehren voll— 
kommen jeder Grundlage. Das glauben wir 
gern! links). 


Die Regierung hat in den Kreistags- und 
Gemeindewahlen einen ſo eindeutigen Vertrau— 
ensbeweis der Danziger Bevölkerung erhalten, 
daß jie nach den Geſetzen der wahren Demo— 
kratie gar nicht anders kann, als dieſem Willen 
der Danziger Bevölkerung auch weiterhin Rech— 
nung zu tragen. Die Aufbauarbeit der von der 
nationalſozialiſtiſchen Bewegung getragenen 
Kräfte iſt eine derartig umfaſſende auf allen 
Gebieten des öffentlichen Lebens geweſen, daß 
ſich die Regierung ihrer Taten weiß Gott nicht 
zu ſchämen braucht. Die großen Arbeitsbeſchaf— 
fungsmaßnahmen auf dem Lande und in der 
Stadt, die für die Landwirtſchaft durchgeführte 
Entſchuldung in einem Ausmaße, welches vor 
der Machtübernahme durch die Nationalſozia— 
liſten nicht für möglich gehalten worden wäre, 
die Sicherung des Friedens, der Ruhe und Ord— 
nung und der perſönlichen Sicherheit des einzel— 
nen Staatsbürgers und der Fremden im In— 
nern ſowie die politiſche Befriedung mit unſerer 
Nachbarrepublik Polen ſprechen eine ſo beredte 
Sprache, die heute durch Spezialausführungen 
über das bisher Geleiſtete nicht ergänzt zu wer— 
den braucht. Selbſtverſtändlich kann dieſer 
kleine Staat den großen Erſchütterungen der 
Zeit nicht ſtandhalten und wird in feiner geo— 
graphiſchen und politiſchen Lage zwiſchen den 
großen Nationen Deutſchland und Polen nicht 
nur von den Geſchehniſſen dieſer beiden Länder, 
ſondern darüber hinaus auch von den Geſcheh— 
niſſen in ganz Europa berührt und in Mitlei— 
denſchaft gezogen werden. Ich behaupte deshalb 
wohl nicht zu viel, wenn ich ſage, daß die poli— 
tiſche und wirtſchaftliche Konjunktur für alle 
früheren Regierungen weſentlich beſſere Bore 
zeichen hatte, als für die heutige Regierung. 


Ich übernehme ſomit dieſes Amt in dem 
Bewußtſein, in der bisher ſchwierigſten Zeit an 
die Spitze des Staates geſtellt zu ſein, um den 
kommenden Anfeindungen und Notzeiten Herr zu 
werden. Ich übernehme dieſes Amt mit voller 
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Verantwortung vor der Tradition dieſer ehr— 
würdigen deutſchen Stadt, aber auch in voller 
Verantwortung vor der Zukunft, für die wir 
gerade zu ſtehen haben. Ich weiß, daß ich 
dieſe Verantwortung übernehmen kann, weil 
mir die übergroße Mehrheit der Danziger Be— 
völkerung, vertreten durch die nationalſozia— 
liſtiſche Fraktion im Volkstage, das Vertrauen 
in dieſes Amt mitgibt und mit dieſem Vertrauen 
ausgerüſtet die Regierung und mich an die 
Arbeit ſchickt. Wenn die Gegner dieſer national— 
ſozialiſtiſchen Regierung ſich darüber aufhalten, 
daß nur eine Partei die Verantwortung trägt, 
ſo iſt dem entgegenzuhalten, daß gerade die ſich 
auf die Demokratie und Verfaſſung berufenden 
Kreiſe ſich beugen ſollten vor der Erkenntnis 
der Tatſache, daß dieſes Regiment aufgebaut iſt 
auf dem Fundament einer wahren Demokratie. 
Die Partei kann ſich vollkommen legal auf die 
von der Verfaſſung vorgeſchriebene Mehrheit 
im Parlament ſtützen. Die Regierung jedoch 
kann ſich darüber hinaus auf den Willen der 
Geſamtbevölkerung ſtützen, wie er in ſo tref— 
fender Weiſe bei den Wahlen auf dem Lande 
zum Ausdruck gekommen iſt und wie er den 
wahren Sinn einer ethiſchen Demokratie verkör— 
pert und ſie kann getragen von dieſem Ver— 
trauen des Volkes die vom Volke gewünſchten 
Aufbauarbeiten auf allen Gebieten des öffent— 
lichen Lebens auch weiterhin wie bisher ſchnell 
und unbehindert durchführen. 


— — 


Ich möchte deshalb auch von dieſer Stelle 
aus nicht nur als neugewählter Präſident des 
Senats, ſondern auch beſonders im Namen der 
geſamten Regierung alle Kreiſe der Danziger 
Bevölkerung auffordern zur Mitarbeit an dem 
großen Werk und an der großen Arbeit, die vor 
uns liegt. Es iſt ein großer Irrtum zu glauben, 
daß die Regierung nur ſolche Kreiſe als Mit- 
arbeiter anerkennen wollte, die Mitglieder der 
Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiterpartei 
ſind. Jeder, der in irgendeiner Form an den 
großen Zielen der nationalſozialiſtiſchen Regie— 
rung Danzigs mitzuarbeiten bereit iſt, bekundet 
damit ſeine poſitive Einſtellung zum Staat und 
deſſen Regierung und leiſtet damit die Pflicht 
ab, die jedem Staatsbürger in Notzeiten ob— 
liegt und die von der Regierung in ſolchen Zei— 
ten gefordert werden muß. Die Regierung kennt 
dabei keinerlei Unterſchiede zwiſchen Namen und 
Stand, Herkunft und Rang, Beruf und Kon⸗ 
fejjion. Große Aufgaben ſtehen in ihrer Bewäl— 
tigung noch bevor und dazu bedarf es des Ein— 
ſatzes aller vorhandenen Kräfte, die ſich zur 
Verfügung ſtellen. 


Es wird eine der vornehmſten Aufgaben 
der Regierung ſein, ſo wie bisher in erſter Linie 
die Not dort zu lindern, wo ſie zweifellos in 
großem Ausmaße noch vorhanden iſt. Die ſo— 
ziale Betreuung aller der Schichten der Dan— 
ziger Bevölkerung, die auf eine ſolche Betreuung 
Anſpruch zu erheben haben, wird ohne Unter— 
ſchied der politiſchen Einſtellung und der Kon— 
feſſion durchgeführt werden. Insbeſondere wird 
der Senat auch weiterhin ſeine ganze Kraft 
daran ſetzen, eine weitere Zunahme der Er— 
werbsloſigkeit zu verhindern. Er wird bemüht 


(C) 


(D) 


(A) 


74 Volkstag Danzig. — 17. Sitzung. 


Mittwoch, den 28. November 1934. 


(Sreifer, Präſident des Senats) 


fein, nicht nur durch die öffentliche Hand, ſon— 
dern auch durch Unterſtützung und Förderung 
der privaten Initiative die bisher noch unter 
der drückenden Lajt der Erwerbsloſigkeit ſtehen— 
den Volksgenoſſen in die für ſie paſſenden Ar— 
beitsplätze einzugliedern. 


Die Regierung iſt bisher zur Bewältigung 


dieſer größten wirtſchaftlichen und ſeeliſchen Not 
der Bevölkerung Wege gegangen, die teilweiſe 
neue waren, aber eine beſonders tatkräftige Ini— 
tiative erkennen ließen. Dieſe Wege und dieſe 
Initiative haben ſehr oft Kritik in den Kreiſen 
der Gegner unſerer Regierung ausgelöſt. Um 
unſere großen Aufgaben weiterhin durchführen 
zu können, bedarf es aber nicht einer hem— 
mungsloſen und negativen Kritik böswilliger 
Gegner oder engſtirniger Bierbankphiliſter, ſon— 
dern der Zuſammenfaſſung aller aufbauwilligen 


Kräfte, auch wenn ſie außerhalb der national= 


ſozialiſtiſchen Partei ſtehen. 


(B) 


lediglich negativ kritiſch 


Die Wirtſchaft im 
Gebiet der Freien Stadt Danzig iſt ein ſo diffi— 
ziles Feld, daß ſie nur mit dem allergrößten 
Feingefühl und dem allergrößten Takt behan- 
delt werden kann. Gerade hier aber haben ſich 
eine ganze Reihe von unlauteren Elementen be- 
merkbar gemacht, die man nur als Saboteure 
an der Feſtigung und am Aufbau der Danziger 
Wirtſchaft bezeichnen kann. Dieſen Saboteuren 
gegenüber und insbeſondere den Gerüchte— 
machern und Gerüchteverbreitern unter ihnen 
muß noch energiſcher als bisher entgegengetre— 
ten werden. (Sehr richtig! bei den National- 
ſozialiſten). Denn jedes Gerücht iſt geeignet, das 
feine Räderwerk der überaus kompliziert gela- 
gerten Danziger Wirtſchaft in Unordnung zu 
bringen und damit nicht nur Schaden für die 
Wirtſchaft, ſondern für Volk und Staat herauf⸗ 
zubeſchwören. Ich denke dabei nur an die vor 
einiger Zeit aufgetauchten unſinnigen Gerüchte 
über eine Abwertung des Danziger Guldens. 
Ich darf auch von dieſer Stelle mit allem Nach- 
druck nochmals betonen, daß die Regierung an 
dem Grundſatz der Aufrechterhaltung der Sta— 
18 der Danziger Währung eiſern feſthalten 
wir 


Um aber dieſe Aufbauarbeit leiſten zu kön— 
nen, muß die Sicherheit gewährleiſtet ſein für 
die Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung 
im Innern. Die Regierung wird allen ſtaats— 
feindlichen Beſtrebungen, die ein unredliches 
und mit den Lebensintereſſen des Staates und 
feiner Bevölkerung nicht in Einklang zu brin— 
gendes Spiel treiben, durch eine ſtraffe Zügel— 
führung in den durch Geſetze und Verfaſſung gee 
zogenen Grenzen begegnen. Der Senat ſteht 
hierbei nicht etwa auf dem Standpunkt, jede 
Kritik ſeiner Staatsführung unterbinden zu 
wollen. Unter Kritik verſtehe ich jedoch nicht das 
uneingeſchränkte Recht einer in verſchwindender 
Minderheit befindlichen Oppoſition, jede Arbeit 
einer Staatsführung herunterzureißen und ſich 
einzuſtellen, ſondern 


unter Kritik verſtehe ich vielmehr die moraliſche 
und ſittliche Pflicht bei kritiſcher Beleuchtung 
des Geleiſteten und des Tatſächlichen andere 
und oejjere Wege zu weiſen, die zu einer höheren 
Leiſtung und Bewertung des Tatſächlichen füh— 


ren. Eine ſo geübte poſitive Kritik wird der Re— 
gierung ſtets angenehm ſein und insbeſondere 


die Kräfte an den Staat heranführen, die zwar 


außerhalb der Partei ſtehend doch Leiftungs- 


momente aufzuweiſen haben, die für Volk und 
Staat nutzbar gemacht werden müſſen. 


Unter einer ſtraffen Zügelführung verſtehe 
ich den Schutz eines jeden Staatsbürgers und 
Gaſtes gegenüber ſolchen Elementen, die durch 
ihre Tätigkeit und durch ihre Handlungsweiſe 
den Staat in ſeinem Beſtand in Gefahr zu 
bringen drohen. Jeder anſtändige Menſch im 
Gebiet der Freien Stadt Danzig wird deshalb 
unter dem Schutz des Staates und ſeiner Auto— 
rität ſtehen und für die Regierung und ihre 
Organe gibt es getreu dem Buchſtaben der Ver— 


faſſung keinen Unterſchied in Bezug auf Beruf, 


Glauben, Raſſe und Nation. Wer im Gebiet der 
Freien Stadt Danzig arbeitet und ſeine Pflicht 
erfüllt, hat ſich des ſelbſtverſtändlichen Schutzes 
des Staates zu erfreuen. 


Unter den früheren Regierungen konnte 
man von einer ruhigen Entwicklung im Innern 
nicht ſprechen, weil die politiſchen Gegenſätze 
der vielen Parteien eine ſolche Entwicklung 
nicht zuließen. Deshalb konnte auch nicht das 
richtige und friedliche Verhältnis zu unſerem 
Nachbarland Polen gefunden werden. Erſt die 
Stetigkeit der nationalſozialiſtiſchen Politik hat 
hier eine Wandlung geſchaffen und jeder Ein— 
ſichtige wird zugeben müſſen, daß letzten Endes 
nur eine ruhige Entwickelung und Ruhe, Ord— 
nung und Sicherheit im Innern des Staates 
die Vorausſetzung für eine fruchtbringende Au— 
ßenpolitik ſein kann. (Zuruf des Abg. Weber). 
Die nationalſozialiſtiſche Regierung in Danzig 
hat entgegen allen Vorausſagen, die noch vor 
1% Jahren im damaligen Volkstagswahlkampf 
von den alten Parteien gemacht wurden, eine 
Befriedung der jahrelang zwiſchen der Repu⸗ 
blik Polen und der Freien Stadt Danzig ſchwe— 
benden Streitfragen begonnen und mit Erfolg 
durchgeführt. Es erſcheint immerhin bemerfens- 
wert, daß Parteien der vorigen Regierung ſich 
ſogar offen als Gegner jeder Verſtändigung mit 
Polen gezeigt haben. Auch in dieſer Beziehung 
iſt es mir eine angenehme Pflicht, ausdrücklich 
zu betonen, daß ſich an der Einſtellung unſerem 
Nachbarlande Polen gegenüber garnichts ändern 
wird, ſondern daß im Gegenteil die Haltung der 
vom Nationalſozialismus getragenen Danziger 
Regierung noch eine weitere Vervollkommnung 
und Beſſerung dieſer wechſelſeitigen Beziehun— 
gen anzuſtreben und auszubauen bemüht ſein 
wird. (Beifall rechts). Insbeſondere muß ich 
dabei die Erkenntnis herausſchälen, daß ein 
Aufbau der Danziger Wirtſchaft nur im Einver— 
nehmen mit der Nachbarrepublik Polen möglich 
ſein kann, indem die bisher abgeſchloſſenen Ver— 
träge für beide Teile eine loyale Grundhaltung 
bedingen. Bei dieſer loyalen Grundhaltung er- 
wartet die deutſche Bevölkerung der Freien 
Stadt Danzig auch dieſelbe Anerkennung ſeines 
rechtmäßig verbrieften deutſchen Volkstums, wie 
ſie ſelber dieſe Grundhaltung durch ihre Re— 
gierung in dem Abſchluß und in der Ausfüh- 


rung der abgeſchloſſenen Verträge dem polni⸗ 
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F. ZZ — — — — —— HERE 


(Sreijer, Präſident des Senats) 
ſchen Volkstum gegenüber zum Ausdruck ge— 


bracht hat. 


(8) 


So ſtehen wir heute an dieſer Stelle als 
Männer der nationalſozialiſtiſchen Partei, vom 
Vertrauen der Mehrheit der Bevölkerung dazu 
berufen, die ſchweren Aufgaben der kommenden 
Zeit, insbeſondere dieſes Winters, zu löſen. 


Genau ſo, wie wir als Führer in der Zeit, 
da wir um die Macht im Staate kämpften, vor- 
angingen, ſo werden wir auch als Führer in der 
Aufbauarbeit mit gutem Beiſpiel vorangehen 
in der Arbeit und in der Leiſtung als getreue 
Soldaten der nationalſozialiſtiſchen Idee, die 
allein vom Schickſal dazu berufen iſt, die 
Deutſcherhaltung dieſer unſerer Heimatſtadt gu 
verbürgen. 


Getreu dem Wahlſpruch unſerer Heimat 
„Nec temere nec timide“ ſchauen auch wir nicht 
rückwärts, ſondern binden den Helm feſter und 
marſchieren vorwärts. (Starker anhaltender 
Beifall bei den Nationalſozialiſten). 


Präſident: Ich eröffne die Ausſprache. Von 
der Nationalſozialiſtiſchen Fraktion iſt der An⸗ 
trag auf Beſchränkung der Redezeit auf eine 
halbe Stunde für ſämtliche Fraktionen einge— 
gangen. Wird dieſer Antrag unterſtützt? — Das 
iſt die Mehrheit. Wer für dieſen Antrag iſt, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das ijt die Mehr— 
heit; es iſt ſo beſchloſſen. Es entfallen demnach 
auf die Nationalſozialiſten 16, auf die Sozial- 
demokraten 5, auf das Zentrum 4 und auf die 
andern Parteien je 2 Minuten. (Abg. Schmidt: 
Das it die wahre Demokratie!) 


„ Das Wort hat Herr Abg. Weber. 


Weber, Abgeordneter (S. P. D.): Für die 
Bewertung der Regierungserklärung durch die 
Mehrheit des Hauſes iſt bezeichnend, daß man 
den Parteien zur Beſprechung und zur Stel- 
lungnahme zu dieſer Regierungserklärung Rede— 
zeiten bewilligt, die nach kargen Minuten be— 
meſſen ſind. Sie bringen damit zum Ausdruck, 


daß Sie den Ausführungen des neugewählten 


Präſidenten keine ſonderliche Bedeutung bei— 
meſſen. Es iſt verſtändlich, daß wir das, was 
wir zu der Erklärung des Präſidenten Greiſer 
und den damit in Zuſammenhang ſtehenden 
Vorgängen zu jagen haben, nur im Tele— 
grammſtil machen können. Aber ich könnte mir 
die Sache auch ſehr einfach machen. Ich brauchte 


nur das, was im letzten Wahlkampf von den 


verſchiedenſten Kreiſen über Ihre Regierungs— 
politik gejagt worden iſt, ſtichwortweiſe auf- 
zählen. Das wäre für die Oeffentlichkeit die 
beſte Würdigung der bisherigen Regierungspoli— 
tik. Dabei würde das Urteil zum Ausdruck fom- 
men, das wir ſchon immer über Ihre Regie— 
rungspolitik gefällt haben. Wir wollen uns 
nicht mit Herrn Präſidenten Greiſer darüber 
auseinanderſetzen, ob ſeine Regierung nicht als 
Parteiregierung anzuſehen iſt. Das war eine 
ſehr eigenartige Formulierung, Herr Präſident. 
Bisher haben wir vernommen, daß Sie ſehr 
ſtolz darauf find, Vertreter der NS Da in der 
Regierung zu ſein. Auf einmal die eigenartige 
Maske, nicht als Vertreter der Partei aufzus 
treten. (Rabuliſtik iſt hier nicht am Platz! 


rechts). 
gegen den Herrn Präſidenten erhoben haben 
wollen. (Das war ſehr geiſtreich! rechts). 


Wir müſſen davon abſehen, hier zu der 


eigenartigen Handhabung der Wahl Stellung 
zu nehmen. Es braucht nicht feſtgeſtellt zu 
werden, daß dieſe Wahlen mit den Beſtimmun⸗ 

gen der Geſchäftsordnung nicht zu vereinbaren 

ſind. Das beſtimmen Sie? rechts). Darüber 

werden andere beſtimmen, nicht wir. (Hört, 

hört! rechts). Ich freue mich, daß ich infolge 

der Erklärung des Präſidenten Greiſer Gelegen— 

heit habe, das kurz zum Ausdruck zu bringen. 

In der Neubeſetzung der Spitze des Senats, 
durch Herrn Greiſer können wir keine Gewähr 

erblicken, daß ſich der bisher von der Regierung 

geſteuerte Kurs, der ſchon in vielen Dingen 

nicht zum Wohl des Freiſtaates und der Bes | 
völkerung war, ſich günſtiger geſtalten wird. 
Wir müſſen im Gegenteil aus der Betrauung 
des Herrn Greiſer mit der Führung des Senats 
den Schluß ziehen, daß dieſer für die Freie 
Stadt unſelige Kurs nicht nur beibehalten, ſon— 
dern wahrſcheinlich auch noch verſchärft werden 
ſoll. (Die Bevölkerung wird Ihnen die Ant- 
wort geben! rechts). 


= 


Gegen Herrn Greifer als Senatspräfiden- 
ten haben wir ein um ſo ſchärferes Mißtrauen, 
als wir gerade aus ſeiner Tätigkeit als Senator 
des Innern den Schluß ziehen müſſen, daß er 
nicht die erforderliche Entſchlußfreiheit beſitzt 
(Zwiſchenrufe und Heiterkeit), um den Staats- 
intereſſen in der Weiſe zu dienen, wie es für 
jemand erforderlich ijt, der an dieſer Stelle ſteht. 


— 


Auf die Dinge, die ſich in den letzten drei N 
N 


Wochen in Danzig abgeſpielt haben, brauchen 


wir nicht einzugehen, Sie liegen klar vor den 


Augen der Oeffentlichkeit. Herr Greiſer hat als 
Vizepräſident des Senats und als Innenſenator 

durch den Rundfunk Erklärungen abgegeben, 

daß die Wahlfreiheit gewahrt werden ſoll. Er 
hat nichts getan, um die von den Nationalſozia— 

liſten angewandten Terrormaßnahmen mit ener- 

giſchen Mitteln zu unterbinden. (Abg. Andres: 

Jeder wird ſo empfangen, wie er es verdient!). 

Sie ſcheinen die Anweiſung dazu als Landrat 

gegeben zu haben (Heiterkeit). Aber dieſe Frage 

iſt noch nicht abgeſchloſſen. Sie werden damit 

rechnen müſſen, daß dieſe Dinge hier und wahr— 

ſcheinlich auch an anderer Stelle noch eine 

Rolle ſpielen werden (Aha! rechts). 


Präſident: Herr Abg. Weber, ich bitte, SG 
Ausführungen zu ſchließen. 


Weber, Abgeordneter (S. P. D.): Sie ſehen 
ja, daß Ihr Präſident dieſe Kritik ſchon dadurch 
unmöglich macht, daß er den Schluß der Rede— 
zeit verkündet, ſo daß wir nicht in der Lage 
ſind, zu den weiteren Ausführungen des Herrn 
Greiſer Stellung zu nehmen, ebenſo nicht zu 
ſeiner Haltung zur Verſtändigungspolitik. Er 
hat ja heute eine eigenartige Kritik der Haltung 
der verſchiedenen früheren Regierungsparteien 
zur Außenpolitik geäußert. Zu dieſen Parteien 
gehörten ja auch die Nationalſozialiſten zur 
Zeit des „Volldampfkurs.“ Wir können nicht 
zu den Erklärungen über die wahre Demokratie 


Ich weiß nicht, ob Sie den Vorwurf (C) 


D) 


(A) 


(B) 
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Stellung nehmen. Wir wundern uns, daß Herr 
Greiſer mit einmal zu einem Lobſänger der 
Demokratie geworden iſt. Das ſind falſche Flö— 
tentöne, Herr Präſident. Die Oeffentlichkeit 
wird ſie richtig einſchätzen, wie ſie die Ver— 
heißungen einzuſchätzen wiſſen wird, die Sie in 
der Regierungserklärung vom Stapel gelaſſen 
haben. 


Die Bevölkerung hat gemerkt, daß ſie in 
dem eineinhalbjährigen Regime der National— 
ſozialiſten um ihre Erwartungen betrogen wor— 
den ſind. Das wird ihr in einer Regierung 
unter Führung des Herrn Greiſer in verſchärf— 
tem Maße zum Bewußtſein kommen. (Lebhafte 
Zwiſchenrufe rechts — Abg. Mau: Unerhört!) 


Präſident: Ich habe Sie nicht um Ihre 
Meinung befragt, Herr Abgeordneter. Der Herr 
Abgeordnete Weber hat weit über 5 Minuten 
geſprochen. Es waren genau 7 Minuten, das 
iſt aufgeſchrieben worden. (Abg. Schmidt: Sie 
ſind ein guter Präſident, Sie können ſo bleiben!) 
— Das Wort hat der Herr Abg. Kurowski. 


Kurowski, Abgeordneter (3.): M. D. u. H. 


Ich glaube, der Herr Präſident hat mir als dem 


Vertreter der Zentrumsfraktion nur 4 Minuten 
Redezeit konzediert. Es iſt nicht viel, was er be— 
willigt hat, aber ich glaube im Gegenſatz zum 
Herrn Vorredner, daß man in 4 Minuten man⸗ 
cherlei jagen kann, wenn man ſich etwas präg— 
nanter ausdrückt. Wenn die Nationalſozialiſti— 
ſche Partei allerdings darauf Wert legen ſollte, 
insbeſondere der neugewählte Herr Präſident, 
unſere Stellungnahme näher kennen zu lernen, 
ſo würde es allerdings angebracht ſein, wenn 
wir das, was wir zu ſagen haben, in einem 
größeren Rahmen zum Ausdruck bringen könn— 
ten, da er ja einen größeren Kreis als ſeine 
eigene Partei zur Mitarbeit aufgerufen hat. 
Ich glaube, Herr Präſident des Senats, 
Ihre Rede zeigt gleich zu Beginn eine Anzahl 
Widerſprüche. Wenn ich Sie richtig verſtanden 
habe, ſagten Sie, daß Sie vor eineinhalb 
Jahren die Regierung unbelaſtet durch andere 
Parteien übernahmen. Das habe die und 
die Vorteile und Konſequenzen gehabt. Das 
iſt nicht ganz richtig. Vor eineinhalb Jahren 
ſind wir mit in der Regierung geweſen, und 
zwar auf ausdrückliches Verlangen der Natio— 
nalſozialiſtiſchen Partei. Das iſt keine Tatſache, 
die Ihnen unbekannt iſt. Wenn Sie ſich auf die 
Antrittsrede Ihres bisherigen Präſidenten Dr. 
Rauſchning beſinnen, ſo werden Sie auch wiſſen, 
daß der Herr Präſident Dr. Rauſchning gejagt 
hat, er lege ganz beſonderen Wert auf die Mit— 
arbeit des Zentrums, weil in dieſer Partei ſo 
viel ſtaatsaufbauende Kräfte vorhanden ſind, die 
unbedingt zur Mitarbeit herangezogen werden 
müßten. Er machte ähnliche Ausführungen, wie 
ſie der Herr Präſident heute gemacht hat. In 
welchem Umfange ſie gehalten wurden, überlaſſe 
ich der Kritik des Hauſes und der Oeffentlichkeit. 
M. D. u. H. Die Herrlichkeit des Zuſammen— 
wirkens mit der Zentrumspartei hat nicht allzu 
lange gedauert. Man kann nicht den Verdacht 
loswerden, ob es nicht von vornherein beab— 
ſichtigt war, nach einer gewiſſen Zeit eine Um— 
ſtellung vorzunehmen. Man hat trotz des beſten 
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Willens und trotz der ſich daraus ergebenden 
Tatſache, mitzuarbeiten, uns in einer nicht ge— 
rade ſehr netten Form den Stuhl vor die Türe 
geſetzt. Es iſt ſchließlich nur eine Perſönlichkeit 
zurückgeblieben, die einmal dem Zentrum ange— 
hörte aber wahrſcheinlich ſchon lange vorher in— 
nerlich nicht recht mit den Ideen der Partei, zu 
der ſie gehörte, konform gegangen iſt. (Ausge— 
zeichnet! rechts). Der Herr Präſident des Se— 
nats hat auch heute wieder die außerhalb ſeiner 
Partei ſtehenden Kräfte zur Mitarbeit aufge— 
rufen, ähnlich wie es Herr Dr. Rauſchning tat. 
Damals geſchah es in aktiver Form. Es be— 
ſteht aber ein gewiſſer Widerſpruch zwiſchen 
dieſem Aufruf und dem, was der Herr Präſi— 
dent hinterher ſprach. Als er die Arbeit am 
Staatsaufbau erwähnte, betonte er das Vor— 
handenſein ſeiner Partei. Wenn man uns zur 
Mitarbeit aufruft, darf man ſich nicht auf das 
hohe Pferd ſetzen und ſagen: Wir ſind die— 
jenigen, die das machen!“ 


Aus den Verſprechungen, die der Herr Prä— 
ſident gemacht hat, hebe ich hervor, daß keine Be— 
vorzugung des einen oder andern Bürgers ſtatt— 
finden ſoll, ſondern daß allen die gleiche Behand- 
lung zuteil werden wird, gleich welcher Raſſe 
oder Konfeſſion, daß jie alle Recht und Gerechtig— 
keit finden werden. Ich begrüße das außer— 
ordentlich. Ich ſagte ſchon, daß wir bereits ähn— 
liche Ausſprüche früher gehört haben. In wel— 
cher Form ſie gehalten worden ſind, überlaſſe ich 
der Kritik. Wir ſind der Anſicht, daß ſie nicht 
ſo gehalten wurden, wie ſie zugeſagt worden 
ſind. Mag die Regierung, die dieſe Verſprechun— 
gen heute durch den Mund des Präſidenten zum 
Ausdruck brachte, ihre Worte beſſer erfüllen. 
Sie wird an uns, die wir außerhalb der Regie— 
rung ſtehen, aufbauende Kräfte im Staatsweſen 
finden. Es iſt ſtets das Weſen der Zentrums— 
partei geweſen, ſich aufbauend zu betätigen. 
(Loft die Partei auf und kommt zu uns! rechts 
— Heiterkeit). a 

Präſident: Ich bitte, nicht zu ſtören. 

Kurowski, Abgeordneter (3.): M. H.! Wenn 
es uns trotz des Anſturms, der vor einem Jahr 
einſetzte, gelungen iſt, uns zu erhalten, wenn es 
uns trotz des in neuerer Zeit einſetzenden An— 
ſturms gelang, uns weiter auszubauen und ſo 
dazuſtehen, daß heute dieſe Frage, daß wir weg— 
gefegt würden, gar nicht mehr akut iſt, ſo können 
Sie daraus erſehen, daß in der Zentrumspartei 
Kräfte vorhanden ſind, die man wohl als ſtaats— 
aufbauend anſehen kann. Wenn die Worte des 
Herrn Präſidenten Greiſer von der Regierung 
wirklich gehalten werden, werden Sie in uns die 
Perſönlichkeiten finden, die man zu einem or— 
dentlichen Staatsweſen braucht. 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Plenikowski. 

Plenikowski, Abgeordneter (K. P.): Wenn 
Sie erklärten, Herr Präſident Greiſer, daß Sie 
Ihr Amt in einer Situation annehmen, wie ſie 
nicht ſchwieriger war, ſo erinnere ich Sie an 
Ihren Vergleich mit der Katze, der Maus und 
dem Hund. Ihr alter kranker Hund iſt nicht 


mehr da, ſondern ein anderer Hund. Die Situa- 
tion müßte alſo für Sie die denkbar günſtigſte 


(©) 


(D) 


(A) 


(B) 
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(pienifowsłi, Abgeordneter) ; 


fein. Wenn Sie ſich auf das „Vertrauen“ be- 
rufen, daß Sie durch die letzte Wahl ausgedrückt 
erhielten, ſo haben alle Regierungen das auch 
getan. Eine zettelmäßige Mehrheit hatten dieſe 
auch. Darauf kommt es aber nicht an. Inner— 
politiſch iſt das von Bedeutung, was nicht aus— 
geſprochen wird, die finanzielle Pleite, die Milli— 
onen, die für alle möglichen Luxusbauten hin— 
ausgeworfen ſind. Herr Hoppenrath möge ſich 
hierher ſtellen und erklären, wie es mit den 
Finanzen ausſieht. Außenpolitiſch wird morgen 
ſchon die polnische Regierung an Herrn Greifer 
herantreten: „Sie haben früher mit dem Revol— 
ver geſpielt, beweiſen Sie uns, daß Sie es mit 
der Verſtändigungspolitik ehrlich meinen“, und 
werden neue Forderungen ſtellen (Zwiſchen— 
rufe!). Herr Greifer hat erklärt, daß das Ver— 
hältnis zu Polen noch beſſer werde. Sagen Sie 
doch in Ihren Mitgliederverſammlungen, wie 
weit man Danzig bereits an Polen verſchachert 
hat. Die Maſſen werden dieſer Ihrer Innen— 
und Außenpolitik wegen trotz der Stimmzettel— 
abſtimmungen immer mehr erwachen und er— 
kennen, daß es aus dieſem Chaos nur einen 
Ausweg gibt: Weg mit dem kapitaliſtiſchen 
Syſtem. Die Arbeiter werden immer mehr er— 
kennen, daß ſie heute weniger denn je zu ver— 
lieren, aber eine Welt zu gewinnen haben. Seien 
Sie verſichert, in dieſer Welt werden auch die 
ſozialen Programmpunkte des nationalſozialiſti— 
ſchen Programms verwirklicht werden, und nicht 
erſt in tauſend Jahren, ſondern ſchon in tauſend 
Minuten. (Zwiſchenrufe und Lachen rechts). 


Präſident: Das Wort hat Herr Abg. Dr. 
Ziehm. 


Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. 
u. H. Ich gebe dem Herrn Präſidenten des Se— 
nats Recht, daß er die Regierung in der für 
Danzig allerſchwerſten Zeit übernimmt. Die 
Verhältniſſe ſind für Danzig ſo ſchwierig, wie 
vielleicht noch nie in der zurückliegenden Zeit, 
ſolange die Freie Stadt Danzig beſteht. Ich 
möchte nur auf einige Punkte der Regierungs— 
erklärung eingehen und zwar ſo kurz wie es die 
mir zur Verfügung geſtellte Zeit von 2 Minuten 
gebietet. Das Verhältnis von Partei und Staat. 
Es iſt richtig, daß nach parlamentariſchen und 
demokratiſchen Grundſätzen die Partei, die die 
Mehrheit im Volkstag hat, auch das Recht be— 
ſitzt, allein die Regierung des Staates zu über— 
nehmen. Es wird hierdurch formal ſogar die 
Erledigung der Geſchäfte erleichtert, auf der 
anderen Seite aber die Verantwortung für die 
Partei vermehrt. Ich erkenne nicht den Grund— 
jag an, daß Partei und Staat eins find. Partei- 
intereſſen und Staatsintereſſen können leicht 
miteinander in Widerſpruch ſtehen. Es wird 
Aufgabe der Regierung ſein, unter allen Um— 
ſtänden die Staatsintereſſen über die Partei— 
intereſſen zu ſetzen. (Sehr richtig! links). Ich 
bin durchaus einverſtanden, daß die Regierung 
vor hat, eine kraftvolle Regierung zu führen. 
Ich billige es, wenn insbeſondere hervorgehoben 
wird, daß einem jeden Staatsbürger Schutz ge— 
währt werden ſoll. Ich verhehle nicht, daß in 
der zurückliegenden Zeit dieſer Punkt Anlaß zu 
manchen Beſchwerden gegeben hat und daß in 


der Bevölkerung zuweilen Vorwürfe, nach mei— 
ner Auffaſſung manchmal mit Recht, erhoben 
wurden, daß es an der gerechten Handhabung 
der ſtaatlichen Schutzpflicht gefehlt habe. Ich 
möchte bitten, daß dauernd der Grundſatz be— 
achtet wird, der in Danzig am Hohen Tor ein— 
gemeißelt ſteht, daß die Gerechtigkeit die Grund— 
lage aller Staaten iſt, insbeſondere auch unſeres 
Danziger Staates. 


Geſtatten Sie mir noch, — ich bitte um 
Entſchuldigung, wenn ich eine Minute länger 
ſpreche, — daß ich ganz kurz auf das Verhält— 
nis zu Polen eingehe. Es wurde in der Regie— 
rungserklärung geſagt, es ſolle ſich hier nichts 
ändern. Beſonders iſt hervorgehoben worden, 
daß es der Regierung gelungen iſt, die Befrie— 
dung zwiſchen unſerm Staat und dem Nachbar- 
ftaat Polen herbeizuführen. Ich möchte daran 
erinnern, daß nicht die Befriedung an ſich 
oberſtes Geſetz iſt, oberſtes Geſetz iſt das Wohl 
des eigenen Staates, und die Befriedung hat da 
eine Grenze, wo die eigenen Intereſſen des 
Staates es erfordern. Ich hebe dies mit be— 
ſonderem Ernſt hervor. Ueber die Befriedung 
ſteht das Intereſſe des Staates. Es iſt beſon— 
ders wichtig und bedeutungsvoll, daß die unſe— 
rem Staat gebliebenen ſelbſtändigen Rechte mit 
peinlichſter Gewiſſenhaftigkeit auch innerhalb 
dieſer Befriedung gewahrt werden; denn meine 
Herren, in der Wahrung der Rechte liegt auch 
ganz allein die Wahrung des Deutſchtums un— 
ſerer Freien Stadt. (Sehr gut! links). 


Präſident: Das Wort hat der Herr Brda 
ſident des Senats. 


Greiſer, Präſident des Senats: M. H.! Die 
Ausführungen der Oppoſitionsvertreter zwin— 
gen mich zu einer kurzen Entgegnung. Ueber 
die Ausführungen des Herrn Plenikowski kann 
ich wohl zur Tagesordnung übergehen (Sehr 
richtig! rechts); denn wenn er von einer finan— 
ziellen Pleite ſpricht und in demſelben Rede— 
ſchwall die Kommuniſten als die Gegner des 
Kapitalismus bezeichnet, ſo liegt darin ein ſol— 
cher Widerſpruch, daß man ſich ernſtlich nicht 
damit auseinanderzuſetzen braucht. Die Kom— 
muniſten als Verfechter einer Hoheit des Kapi— 
talismus in Danzig oder einer finanziellen Ho— 
heit überhaupt iſt eine lächerliche Angelegenheit, 
über die nicht geredet zu werden braucht. Herr 
Abg. Weber ſprach von Terrormaßnahmen bei 
der Wahl, die an ſich mit der Regierungser4 
klärung wenig zu tun hat. Ich möchte an dieſer 
Stelle ausdrücklich betonen, daß in der geſam— 
ten Wahl zum Kreistag und den Gemeinden 
nicht eine einzige Terrormaßnahme von Seiten 
der Staatsregierung geduldet worden iſt (Zwi— 
ſchenrufe links). Wo die Vertreter der Oppoſi— 
tion Klagen vorgebracht haben, iſt dieſen Klagen 
in einer Art und Weiſe nachgegangen worden, 
die jede Subjektivität der Einſtellung ſeitens 
der ſtaatlichen Organe ausſchließt. Es iſt mit 
einer geradezu an Selbſtverleugnung grenzen— 
den Objektivität bei dieſen Kreistags- und Ge— 
meindewahlen auf dem Lande von Seiten der 
Staatsregierung operiert worden. (Zwiſchenrufe 
links — Abg. Weber: Darüber lachen die Hühner 
auf dem Lande! ). 
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Präſident: Herr Abg. Weber wegen grober 
Störung der Ordnung ſchließe ich Sie auf 2 
Sitzungstage aus. Ich bitte, ſo lange zu warten. 


a . PAY 2 j te 
(Abg. Mau: Ohne Verwarnung! Abg. Weber: nalen Parten derr Dr, Ziehe von dem Ger 


Bei Philippi ſehen wir uns wieder!) Das Wort 
hat der Herr Präſident des Senats. 


Greiſer, Präſident des Senats. Daß die 
Oppoſition und die Sozialdemokraten mit der— 
artigen Vorwürfen kommen würden, war von 
vornherein vorauszuſehen. Intereſſant ſind aber 
nicht die Vorwürfe als ſolche, ſondern die Dro— 
hungen, die in dieſen Vorwürfen gelegen haben. 
Darin ſpiegelt ſich die wahre Seele dieſer Her— 
ren, die ſich Sozialdemokraten in einem deut— 
ſchen Parlament nennen, wider. Sie wagen es 
nicht, mit ihren Wünſchen an die Stellen heran— 
zutreten, die einzig und allein dafür zuſtändig 
ſind, als deutſche Volksgenoſſen, ſondern ſie 
ſcheuen ſich, genau wie 1918 nicht, heute zu den 
Stellen hinzugehen, die internationalen Charak— 
er im eigenen Lande tragen. (Pfui! rechts — 
Abg. Wiechmann: Beweiſe, Herr Präſident!) Die 
Beweiſe kann ich Ihnen jeden Tag liefern, meine 
Herren. Die Marxiſten find heute in meinen 
Augen dieſelben Landesverräter, wie ſie es 1918 
geweſen find. (Andauernder Beifall und Hände— 
klatſchen rechts — Unerhört! links — Schreiten 
Sie ein gegen derartige Beſchimpfungen, da 
ſpricht ein Staatsoberhaupt! links). 


Präſident: Herr Präſident, ich fordere Sie 
auf, hier das Wort „Landesverräter“ nicht zu 
gebrauchen, da es nicht im Lexikon der parla— 
mentariſch zuläſſigen Ausdrücke ſteht. (Abg. 
Mau: Es iſt unerhört, daß wir Vaterlandsver— 
räter genannt werden!) Das Wort hat der Herr 
Präſident des Senats. 


Greiſer: Präſident des Senats: Die Herren 
der Oppoſition werden allmählich merken, daß 
die Staatsführung nicht gewillt iſt, ſich den Ton 
gefallen zu laſſen, der in den letzten Wochen und 
Monaten gegenüber den Vertretern der wahren 
Demokratie und den Vertretern der Mehrheit 
angeſchlagen wurde. Dieſe Zeiten, da ein ſolcher 
Ton angeſchlagen werden konnte, ſind ein für 
alle Mal vorbei. (Lebhafter Beifall bei den Na- 
tionalſozialiſten). Dafür biete ich die Garantie. 
Die Herrſchaften hätten bei der Wahl merken 
müſſen, daß ich früher einmal 4 Jahre lang 
Abgeordneter in dieſem Hauſe war und dabei 
die Einſtellung der Herren Oppoſitionsvertreter 
kennen lernte. 


Wenn der Herr Vertreter der Zentrums- 
partei in etwas wehleidigem Ton davon ſprach, 
daß die Zentrumspartei auch einmal Mitglied 
dieſer Regierung war, und gerade mein Vor— 
gänger Dr. Rauſchning an die Zentrumspartei 
mit der Bitte um Mitarbeit herantrat und ſie 
nachher unter Umſtänden ausgetreten iſt, und 
es ihr heute in gewiſſer Weiſe leid tue, daß ſie 
einmal in die Regierung eingetreten iſt, dann 
kann ich dazu nur ſagen, daß Herr Dr. Raufch- 
ning ein Menſch iſt. Bei allen Menſchen ſind 
Irrtümer möglich. Herr Dr. Rauſchning hat 
ſich geirrt, — auch bei Nationalſozialiſten gibt 
es einmal einen Irrtum, — daß in der Ben- 
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den ſeien, die an einer Nationalſozialiſtiſchen (C) 


Regierung mitwirken könnten. (Beifall rechts). 


Nun ſprach der Vertreter der deutſchnatio— 


hältnis von Partei und Staat. Ich erkläre als 
Präſident dieſer Regierung, daß es im Gebiet 
der Freien Stadt Danzig ein geſetzliches Ver— 
hältnis von Partei und Staat nicht gibt. Wenn 
es in andern Ländern, wie in Deutſchland, heute 
der Fall iſt, ſo bedauern wir Nationalſozialiſten, 
daß die Verfaſſung in Danzig uns hindert, das 
einzuführen, was in Deutſchland ſelbſtverſtänd— 
lich iſt. In Danzig haben wir die Verfaſſung 
beſchworen und werden dieſe Verfaſſung halten, 
die es uns verbietet, die Partei geſetzlich in den 
Staat einzubauen. Daß wir die Kräfte dieſer 
Arbeit aus der Partei ſchöpfen, die uns trägt, 
ijt eine Selbſtverſtändlichkeit der nationalſozia— 
liſtiſchen Idee und Weltanſchauung, ſo daß wir 
darüber nicht zu ſtreiten haben. Aber Herr Dr. 
Ziehm hat nach meiner Meinung am allerwe— 
nigſten Recht, von den Dingen zu reden, die er 
angeſchnitten hat. Auch da ſehe ich einen kraſſen 
Widerſpruch zwiſchen Theorie und Praxis. 
Waren Sie nicht derjenige, der dem früheren 
Präſidenten Dr. Rauſchning mit eigener Na— 
mensunterſchrift die Auflöſung der Partei, die 
Sie heute repräſentieren, mitteilte, während 
Ihr eigener Fraktionsgenoſſe Weiſe als Landes— 
führer einer an ſich längſt zuſammengekrachten 
deutſchnationalen Partei eine Rolle ſpielt? Ich 
glaube, nachdem gerade unter Ihrer Regie- 
rungstätigkeit die Zuſammenſtöße und Prozeſſe 
zwiſchen Danzig und Polen eine Höhe erreicht 
haben, wie nie zuvor, daß Sie am allerwenig- 
ſten Recht haben, nach der Befriedung zwiſchen 
Danzig und Polen das Wort zu ergreifen. Sie 
ſagten, eine Befriedung zwiſchen Danzig und 
Polen müſſe von beiden Parteien gewünſcht 
werden und dort aufhören, wo das Wohl des 
eigenen Staates der Befriedung eine Grenze 
ſetzt. Wir als Nationalſozialiſten waren die 
erſten, die dem Wohl und der Grenze Rechnung 
getragen haben. (Bravo rechts!) Aber es geht 
ſelbſtverſtändlich nicht an, daß hier nationale 
Töne angeſchlagen werden, die diejenigen mit 
Beifallmuſik begleiten, die mit Nationalſozia— 
lismus nichts zu tun haben. Es war für mich 
eine innere Freude, daß Ihre Worte von Bei— 


fallszurufen und Klatſchen der Marxiſten be— 


gleitet worden ſind (Sehr richtig! und lebhafter 
Beifall bei den Nationalſozialiſten). 

Präſident: Damit iſt der zweite Punkt der 
Tagesordnung erledigt. Ich rufe den dritten 
Punkt auf: 


Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
über die Abänderung des Strafgeſetzbuches. 


Urantrag des Abg. Dr. Stachnik und Fr. 
Druckſache Nr. 84. Es liegt folgender An— 
trag der Nationalſozialiſtiſchen Fraktion vor: 


Gemäß $ 48 der Geſchäftsordnung beantragen wir 
die Beſprechung für die Tagesordnungspunkte Nr. 3, 4,5 
und 6 zu verbinden und gemäß 8 55 der Geſchäfts⸗ 
ordnung beantragen wir: Die Redezeit für die gemein⸗ 
ſame Beſprechung beträgt für die Begründung eine 
Viertelſtunde, für die Aussprache für ſämtliche Frak- 
a A eine Stunde und für das Schlußwort 

nuten. 


— 


D) 
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Fälle mitgeteilt hat. 
Senats erklärte, 
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(Bräjident) 

Wer dieſe Anträge unterſtützt, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Die Unterſtützung reicht aus. 
Wer den Antrag annehmen will, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Das ift die Mehrheit; es ijt jo | 
beſchloſſen. Ich rufe demnach zur gemeinſamen 
Beſprechung auf: 


Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
zur Abänderung des Vereinsgeſetzes. Uran⸗ 
trag des Abg. Dr. Stachnik u. Fr. 


Druckſache Nr. 85. 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 


zur Abänderung des Strafgeſetzbuches. Ur⸗ 
antrag des Abg. Dr. Stachnik u. Fr. 


Druckſache Nr. 86. 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
über die weitere Abänderung des Volks⸗ 
tagswahlgeſetzes, der Volkstagswahlord⸗ 
nung, des Geſetzes betr. die Wahlen zu den 
Kreistagen, die Wahlordnung für die Kreis⸗ 
tagswahlen, das Geſetz über die Gemeinde⸗ 
wahlen und die Gemeindewahlordnung. Ur⸗ 
antrag des Abg. Dr. Stachnik u. Fr. 


Druckſache Nr. 87. Zur Begründung hat 
der Herr Abg. Kurowski das Wort. 


Kurowski, Abgeordneter (3.): M. H.! Es 
iſt ſehr erfreulich, daß die Möglichkeit gegeben 
iſt, dieſe Anträge heute hier wenigſtens in 
erſter Leſung zu verabſchieden. Ich nehme an, 
daß das Haus dem zuſtimmen wird, daß die 
vier Uranträge an den zuſtändigen Ausschuß 
geſchickt werden, wo ſie dann weiter erörtert 
werden können. Ich habe ſchon vorher, als ich 
das Wort zur Geſchäftsordnung ergriff und die 
Uranträge noch nicht gedruckt vorlagen, kurz ge— 
ſagt, worum es ſich bei dieſen Anträgen handelt. 
Sie ſind inzwiſchen gedruckt, ſo daß ich mich auf 
die Ihnen vorliegenden Drudjachen beziehen 
kann, ohne das Haus lange aufzuhalten. Ich 
werde deshalb die mir geſetzte Viertelſtunde für 
die Begründung gar nicht ausnutzen. Es iſt 
heute, darauf möchte ich allgemein hinweiſen, bei 
den verſchiedenſten Gelegenheiten von den Vor— 
gängen anläßlich der vor kurzer Zeit abge— 
ſchloſſenen Wahlen geſprochen worden, die die 
Wahlen beeinflußt haben ſollen. Dem Senat, der 
zuſtändigen Behörde, ſind ja eine Anzahl Fälle 


bekannt gegeben worden, wo gegen die jetzt be⸗ 


ſtehenden Vorſchriften in gröblichſter Weiſe ver— 
ſtoßen wurde. Durch den Zuruf eines Herrn von 
der Linken hörte ich, daß die Linke dem Senat 42 
Der Herr Präſident des 
daß ſich die Regierung in 
einem Uebermaß von Objektivismus bemüht 
hat, die Einhaltung der geſetzlichen Beſtimmun— 
gen, die hier für die Wahlen infrage kommen, 
gerecht zu werden. 


Ich will in dieſem Zuſammenhang der Re— 
gierung den guten Willen nicht abſtreiten. Aber 
es ſcheint doch, da derartige Fälle ſo zahlreich 
vorgekommen ſind, hier die Vermutung nahezu— 
liegen, daß die beſtehenden Vorſchriften nicht 
ausreichen. Deshalb haben wir uns erlaubt, 
beſonders da ja doch in nächſter Zeit wieder, 
mit weiteren Wahlen zu rechnen iſt, mit unje= 
ren Anträgen eine Baſis zu ſchaffen, die dazu, 


führt, daß derartige häßliche Vorfälle — wenn (C) 


ich dies Wort gebrauche, habe ich mich noch ſehr 
milde ausgedrückt, — vermieden werden. Der 
jetzige Herr Präſident hat ja, wie mir mitgeteilt 


worden iſt, in einer Rundfunkrede vor einigen 


Wochen geſagt, daß die Wahlen im Kreiſe Dan— 
ziger Höhe in Zoppot und zum Volkstag dem— 
nächſt erfolgen ſollen. Unſer Urantrag in Druck— 


fache Nr. 84 will eine Mehrheit von Perſonen 


gegen Beleidigungen ſchützen. Es wird bekannt 


| fein, daß die Beleidigungen, die gegen eine Per— 


ſonenmehrheit ausgeſtoßen werden, nur unter 
gewiſſen Vorausſetzungen verfolgbar ſind. Nur 
eine beſtimmte Gruppe von Perſonenmehrhei— 
ten, die heute der Regierung naheſtehen, ſind 
durch beſondere Verordnung geſchützt. Wir 
wollen nun, daß ein derartiger Schutz auch 
auf andere Perſonenmehrheiten ausgedehnt 
wird, ja daß es nicht mehr vorkommen kann, 
daß z. B. eine Perſonenmehrheit, wie es die 
Zentrumsfraktion oder Zentrumspartei iſt, von 
jedem beliebigen Jungen mit „Landesverräter“ 
und ähnlichen lieblichen Ausdrücken beſchimpft 
wird, Bezeichnungen, die auf den Betreffenden 
ſicher hundertmal eher Anwendung finden fón= 
nen als auf diejenigen, gegen die ſich die Be— 
ſchuldigungen richten. 


Derartigen Vorkommniſſen ſoll vorgebeugt 
werden. Die Perſonen ſollen ſtreng beſtraft 
werden. Es ſoll jeder, der zu dieſer Mehrheit 
gehört, das Recht haben, Strafantrag zu ſtel— 
len bezw. Privatklage zu erheben. Die Druck— 
ſache Nr. 85 bezieht ſich auf die Abänderung des 
Vereinsgeſetzes. In der Zeit, in der die Volks— 
tags-, Kreistags- und Gemeindewahlen ausge— 
ſchrieben werden, ſollen zum Zweck der Ver— 
hütung von Ausſchreitungen 
unter freiem Himmel und Aufzüge verboten 
werden. 
Ausſchreibung der Wahlen bis zum Wahltag 
ſoll auch das Tragen von Uniformen und das 
Tragen einer einheitlichen Sonderkleidung ver— 
boten werden. Verſtöße gegen dies Verbot ſollen 
beſonders ſtreng geahndet werden. 


Die Druckſache Nr. 86 befaßt ſich wieder mit 
einer Erweiterung des Strafgeſetzbuches. Es 
ſoll beſonders der Wahlakt unter Schutz ge— 
ſtellt werden. Es wird in dem Urantrag geſagt: 

Wer es unternimmt, einen anderen durch Gewalt 
oder durch Drohungen bei Bolktsags-, Kreistags- oder 
Gemeindewahlen fowie bei Wahlen zu öffentlichen 
Körperſchaften und bei der Vorbereitung zu ſolchen 
Wahlen zu einer Handlung, Duldung oder Unterlaſſung 
zu nötigen, wird mit Gefängnis nicht unter drei Mo⸗ 
naten, bei mildernden Umſtänden mit Gefängnis nicht 
unter einem Monat beftraft. 


Es iſt da beſonders an den ſogenannten 
nicht öffentlichen Terror gedacht, der ja ſehr 
häufig leider dadurch angewendet wird, daß man 
denjenigen, der nach feiner Ueberzeugung wäh— 
len will, durch Anwendung wirtſchaftlicher 


Mittel beeinflußt. 


Die vierte Druckſache Nr. 87 bezieht ſich 
auf Aenderungen des Volkstags-Wahlgeſetzes. 
Es ſind zum Teil formelle Vorſchriften, auf die 
ich jetzt nicht näher eingehen will. Sie erſtrecken 
ſich auf die Beſtellung der Wahlvorſteher, Zur 
ſammenſetzung der Wahlausſchüſſe, 


| 


Berfammlungen | 


(D) 


Für die ganze Zeit vom Tage | 
e 


Die nach | 
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(A) Möglichkeit nicht einſeitig beſtellt werden ſollen, 


(8) 


ſondern unter Beteiligung der verſchiedenen 
Kreiſe, die an den Wahlen teilnehmen. Ich 
würde bitten, die Anträge an den zuſtändigen 
Ausſchuß zu überweiſen. 


Präſident: Ich eröffne die Ausſprache. Es 
iſt eine Stunde Redezeit beſchloſſen. Danach 
haben die Nationalſozialiſten 32, die Sozialde— 
mokraten 11, das Zentrum 8, die Kommuniſten 
4, die Deutſchnationalen 3 und die übrigen 
Gruppen je 2 Minuten Redezeit. Das Wort 
hat der Herr Abg. Wiechmann. 


Wiechmann, Abgeordneter (S. P. D.). M. H.! 
Ich habe ſchon vorhin in der Geſchäftsordnungs— 
debatte zum Ausdruck zu bringen verſucht, 
welche Gründe uns von der Sozialdemokratie 
veranlaſſen, die von der Zentrumspartei einge— 
brachten Anträge zu unterſtützen. Es iſt wohl 
auch bei Ihnen kein Geheimnis, daß dieſe An— 
träge das Ergebnis des im Kreiſe Großes Wer— 
der und Danziger Niederung vor einigen Wo— 
chen herrſchenden Wahlterrors find. Dieſer 
Terror, m. H. hat beſtanden, auch wenn vor— 
hin von dem Herrn Präſidenten des Senats 
zum Ausdruck gebracht wurde, daß amtliche 
Stellen Terrormaßnahmen nicht geduldet ha— 
ben. Ich will als Beiſpiel dafür, daß es ſich 
in den ländlichen Kreiſen nicht ſo abgeſpielt hat, 
wie es der Herr Präſident des Senats zum 
Ausdruck brachte, ſondern nur auf jenen Vorfall 
verweiſen, der ſich eingangs der Wahlbewegung 
in der kleinen Ortſchaft Kriefkohl abgeſpielt hat. 
Dort wurde einer unſerer Wahlhelfer von 5 bis 6 
Angehörigen der nationalſozialiſtiſchen Partei 
in Gegenwart zweier Gendarmen dermaßen zer- 
ſchlagen, daß der Betreffende einige Wochen an 
den Folgen zu leiden gehabt hat. (Zwiſchenrufe 
rechts!) 


Präſident: Ich bitte, den Redner nicht zu 
unterbrechen. 


Wiechmann, Abgeordneter (S. P. D.). Das 
Entſcheidende bei dieſer Angelegenheit war, daß 
ſie in Gegenwart zweier Amtsperſonen, zweier 
Gendarmen, vor ſich gegangen iſt. 


Wenn der Herr Präſident des Senats außer— 
dem zum Ausdruck brachte, daß der Schutz eines 
jeden ruhigen und anſtändigen Staatsbürgers 
gewährleiſtet iſt, fo iſt das das Wichtigſte. (Zu- 
ruf rechts!) Die Wegelagerer, die in den ver— 
gangenen Wochen das Danziger flache Land be— 
unruhigt haben, gehören nach unſerer Auffaſ— 
ſung beſtimmt nicht in den Kreis der anſtändi— 
gen und ſomit ſchutzbedürftigen Staatsbürger. 
Der Herr Präſident des Senats hat weiter zum 
Ausdruck gebracht, daß ſeitens unſerer Partei 
lein Schritt unternommen wurde, ihn bezw. die 
Danziger Regierung von den Vorfällen in 
Kenntnis zu ſetzen. Das trifft nicht zu, Herr 
Präſident, ſondern unſere Partei hat der Danzi— 
ger Regierung nicht weniger als 42 Beſchwerden 
unterbreitet. Trotzdem eine ganze Anzahl von 
Tagen bezw. Wochen bereits vergangen ſind, 
iſt bisher in keinem einzigen Fall das leiſeſte 
Ergebnis der angeblich von amtlicher Seite ein— 
geleiteten Unterſuchungen zu hören geweſen. 


Mittwoch, den 28. November 1934. 


Es iſt auch eigenartig, daß der Herr Prä— 
ſident des Senats hier behauptet, es hätten 
überhaupt keine Terrormaßnahmen oder Ge— 
waltakte ſtattgefunden. Geſtatten Sie mir, m. H. 
Ihnen einige Zahlen zu nennen. An 11 Orten 
verſuchten und erreichten teilweiſe amtliche Per— 
ſonen eine Zurücknahme der Kandidaturen und 
der Unterſchriften. Hierbei möchte ich bemerken, 
daß beiſpielsweiſe der Amtsvorſteher Harder 
aus Gr. Plehnendorf, der auch eine Amtsperſon 
darſtellt, in höchſteigener Perſon zu 24 Unter- 
ſchriftleiſtern unſeres Wahlvorſchlages ging und 
ſie unter Androhung des Entzuges der Er— 
werbsloſenunterſtützung und ſonſtiger Maßnah— 
men veranlaßte, ihre Unterſchrift zurückzuziehen. 
In 30 Fällen wurden Kandidaten und Unter— 
zeichner mit Entlaſſung, Exmittierung, Entzug 
der Unterſtützung, Rente und Schulſpeiſung be— 
droht. In 10 Fällen wurden Kandidaten und 
Unterzeichner friſtlos entlaſſen. In 20 Fällen 
ſind Kandidaten durch nächtliche Belagerungen, 
Sprechchöre, Ankleben von Plakaten mit der 
Aufſchrift „Volksverräter“ beläſtigt worden. 
Allerdings ſind dieſe Plakate bezw. deren Auf⸗ 
ſchriften durch die heutige Haltung des Herrn 
Präſidenten des Senats ſozuſagen freigeſprochen 
worden dadurch, daß wir heute hier im Plenum 
als Landesverräter bezeichnet wurden. In 16 
Fällen wurden dem Kandidaten die Fenſter— 
ſcheiben eingeſchlagen. In 8 Fällen hat man 
unſere Vertrauensleute nicht nur überfallen, ſon— 
dern ſogar ſchwer verletzt. In 32 Fällen haben 
Amtsperſonen bezw. Amtsſtellen durch Eingrei— 
fen oder Beeinfluſſung die Wahlvorbereitung 
faſt unmöglich gemacht und rechtswidrig be— 
hindert. (Zuruf rechts! Abg. Stangneth: Erzäh— 
len Sie Wolfsjagdgeſchichten?) Ich weiß nicht, 
ob ſich das auf mich, den Herrn Landesjäger— 
meiſter oder Präſidenten des Senats bezieht. 
In jedem Falle iſt Ihr Einwurf unnötig. In 
16 Fällen wurde ein Schutz von jenen hier als 
unparteiiſch bezeichneten Amtsſtellen nicht ge— 
währt, Herr Präſident des Senats! In 27 
Fällen maßte ſich eine Organiſation, die Sie 
heute hier durch Ihre Uniform repräſentieren, 
Amtsbefugniſſe an. Fahrzeuge und Fußgänger 
wurden angehalten. Man ſchnitt dabei — na- 
türlich nicht in allen Fällen — die Autoreifen 
der Fahrzeuge entzwei. In 8 Fällen waren 
Chauſſeen durch Bewaffnete abgeſperrt und jeg- 
licher Verkehr mit Gewalt verhindert. Autobuſſe 
wurden angehalten, Fenſterſcheiben zerſchlagen 
und die Inſaſſen verletzt. In nicht weniger als 
29 Fällen wurde eine Flugblattverteilung 
durch polizeiliches Eingreifen, Herr Präſident 
des Senats, vollkommen unmöglich gemacht. 
Hört, hört! links). Insgeſamt hatten die So— 
zialdemokraten 44 Verletzte zu verzeichnen. Das, 
m. H., ſind 42 Einzelfälle zuſammengefaßt, die 
nicht, wie der Herr Präſident des Senats zum 
Ausdruck brachte, anderen Stellen zugängig ge— 
macht worden ſind, ſondern die dem Senat als 
Kollektivkörperſchaft in Form von Beſchwerden 
unterbreitet wurden. Wir wiſſen nicht, ob über— 
haupt eine Unterſuchung eingeleitet wurde. Die 
Anträge des Zentrums wollen nach der Er— 
klärung des Herrn Abg. Kurowski für die Bu- 


kunft die Wiederholung derartiger Fälle un⸗ 


(C) 


(D) 


(A) 


(B) 


Volkstag Danzig. — 17. Sitzung. 
[Wiechmann, Abgeordneter) 
möglich machen. M. H. Sie treten hier für einen 
weiteren Beſtand der Freien Stadt Danzig und 
für deren Rechtsſicherheit angeblich ein. Sorgen 
Sie dafür, daß dem Artikel 73 unserer Verfaſ— 
ſung Genüge geſchieht, der da lautet: „Alle 
Staatsangehörigen der Freien Stadt ſind vor 
dem Geſetz gleich. Ausnahmegeſetze ſind unſtatt— 
haft.“ Verſchaffen Sie dieſem Artikel dadurch 
Gültigkeit, daß Sie die Rechtsverordnung vom 
30. 6. 1933 durch Annahme der vorgeſchlagenen 
Abänderungsanträge oder Erweiterung des 
Strafgeſetzbuches zu einem Teil außer Kraft 
ſetzen. Das wäre dann Verwirklichung eines be— 
ſcheidenen Teils deſſen, was der Herr Präſident 
des Senats in ſeiner heutigen Erklärung zum 
Ausdruck brachte. Ich habe aber nicht die Ueber— 
zeugung, daß Sie daran ernſtlich denken, ſon— 
dern daß Sie durch die Nichtannahme der Ab— 
änderungsanträge des Strafgeſetzbuches jene 
Zuſtände, die vor einigen Tagen und Wochen 
ſich in Danzig abſpielten, für die Zukunft bei- 
behalten wollen. 


Ich warne aber, etwas Derartiges zu tun. 
Nach Ihnen wird wieder einmal eine andere Re— 
gierung kommen. (Lachen rechts.) Sie werden 
ſpäter dann ſehr oft Gelegenheit haben, das, 
was Ihnen heute Freude macht, am eigenen 
Leibe zu ſpüren. 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Plenikowski. (Muß das ſein? rechts). 


Plenikowski, Abgeordneter (K. P.) Der See 
natspräſident Greiſer erklärte, daß für Danzig 
noch immer die Verfaſſung Geltung habe. Des- 
halb müßten die vom Zentrum geſtellten Uran— 
träge eigentlich eine Selbſtverſtändlichkeit ſein. 
(Zurufe rechts!) Herr Batzer, Sie haben von 
dieſen Verfaſſungsrechten auch Gebrauch ge— 
macht, als Sie den Kampf für Ihre „Idee“ 
führten. Allerdings haben Sie der Bevölkerung 
weiß zu machen verſucht, Sie ſeien gegen das 
kapitaliſtiſche Syſtem. In Wirklichkeit ſind Sie 
die ſtärkſten Stützen desſelben. Weil wir den 
Kampf gegen dieſes Syſtem führen, werden wir 
ſelbſtverſtändlich für uns in Anſpruch nehmen, 
den Kampf unter denſelben Vorausſetzungen zu 
führen, wie Sie es getan haben. Herr Senats- 
präſident Greiſer ſprach von der wahren Demo— 
kratie. (Zuruf). 

Präſident: Ich bitte, den Redner nicht zu 
unterbrechen, die Zeit läuft ab. 


Plenikowski, Abgeordneter (K. P.) Ich hätte! 


mich gefreut, wenn mich die Herren im Werder 
eingeladen hätten, in einer Verſammlung zu 
ſprechen. Ich wäre ohne jede Bedingung ge— 
kommen. Herr Greiſer kennt mich zur Genüge, 
um mir das zu beſtätigen. 


Herr Greiſer ſprach von der wahren Demo— 
kratie. Da will ich Herrn Greiſer ſagen, daß 
die wahre Demokratie nicht darin beſteht, ſich 
auf eine Stimmzettelmehrheit zu berufen, ſon— 
dern daß man Maßnahmen für die Intereſſen 
der Mehrheit der Bevölkerung trifft. Das kön— 
nen die Nationalſozialiſten weder in Deutſchland 
noch hier in Danzig für ſich in Anſpruch nehmen. 
Der Sinn der wahren Demokratie iſt, dies 
Syſtem zu beſeitigen, das wir haben. Warum 
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wächſt die Empörung in Ihren eigenen Reihen, 
wenn es auch ſtimmzettelmäßig nicht zum Aus⸗ 
druck kommt? Weil Sie nicht daran denken, Ihr 
Programm, das Sie in allen Verſammlungen 
verſprochen haben, zu verwirklichen. Nun könnte 
man auch auf alle Terrorfälle eingehen, die 
ſich auf dem Lande ereignet haben. Sie ſind in 
der Preſſe bereits genügend erörtert worden. 
Es iſt ja auch bekannt und Herr Andres wird 
das beſtätigen, wie ſich die Amtsvorſteher uſw. 
daran beteiligt haben, zu veranlaſſen, daß Rane 
didaten ihre Unterſchrift zurückzogen, wie ſelbſt 
Kandidaten ſogar tätlich angegriffen worden 
ſind. Es iſt eine Zwickmühle, in der Sie ſich be— 
finden. Auf der einen Seite müſſen Sie der 
Oeffentlichkeit Rechnung tragen und die Verfaſ— 
ſung „ſchützen.“ Auf der andern Seite hat Herr 
Greiſer ſelbſt zum Ausdruck gebracht, daß er 
ſelbſtverſtändlich auch hier einen Zuſtand wün⸗ 
ſche, wie in Deutſchland. Glauben Sie, daß wir 
eine Urſache haben, Sie von dieſer Schwierig— 
keit zu befreien? Wir werden darauf pochen, 
daß uns dieſelben Rechte im Kampf um unſere 
Idee zugeſprochen werden, wie Sie ſie gehabt 
haben. Wenn das Zentrum Anträge einbringt, 
ſo kann man das verſtehen. Es leidet jetzt unter 
dieſen Zuſtänden. Wir leiden darunter ſchon 
ſeit Jahren; denn wir gehörten nicht zu den 
Weimarer Parteien, wir ſtanden ſchon immer im 
ſchärfſten Kampf gegen das Syſtem. Ich hätte 
die Zentrumsfrage gar nicht angeſchnitten, aber 
das Zentrum konnte es ſich nicht verſagen, bei 
den Wahlen uns anzugreifen und zu erklären, daß 
es bisher den Kampf gegen die „Roten“ in vor⸗ 
derſter Front geführt habe, die jetzt als Führer 
bei den Nationalſozialiſten ſitzen. Da möchte 
ich dem Zentrum antworten, und es gilt bejon= 
ders dem katholiſchen Arbeiter die Wahrheit zu 
ſagen: Nicht die Führer der Kommuniſtiſchen 
Partei ſitzen bei den Nazis, allein von unſern 
Abgeordneten ſitzen zwei auf Schießſtange, 
aber Führer des Zentrums ſitzen hier bei den 
Nationalſozialiſten. (Heiterkeit). 


Präſident: Das Wort hat der Herr Präſi— 
dent des Senats. 


Greiſer, Präſident des Senats: Ich möchte 
zu den vorliegenden Anträgen in meiner Eigen- 
ſchaft als Senator des Innern Stellung neh— 
men, der ich nach wie vor bleiben werde. Die 
Sozialdemokratie hat ſich darüber beſchwert, 
daß die Anträge und Beſchwerden, die ſie dem 
Senat eingereicht hat, noch nicht zur Erledi— 
gung gekommen ſind. Bei dem Umfang dieſer 
eingereichten Beſchwerden iſt eine hundertpro— 
zentige Erledigung naturgemäß bis heute nicht 
möglich. Die Sozialdemokratie wird mir aber 
Recht geben müſſen, wenn ich ſage, daß ein 
Teil, ſoweit er erledigt werden konnte, bereits 
ſeine Erledigung gefunden hat. Die Antworten 
liegen bei der Sozialdemokratiſchen Partei vor. 
Dort, wo die Beſchwerden zu Recht erhoben 
worden ſind, wurden die betreffenden Beamten 
auf dem Lande entſprechend verwarnt und ver— 
wieſen. (Ich habe bisher keine Antwort er- 
halten! links). Dann bekommen Sie fie viel— 


leicht heute oder morgen, unterſchrieben iſt fie 


ſchon. Was den Urantrag der Zentrumspartei 
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in Druckſache Nr. 84 betrifft, ſo wünſcht er einen heit der Bevölkerung Rechnung getragen wird 


Schutz gegen Kollektivbeleidigung, die gegen 
eine Perſonengemeinſchaft gerichtet iſt. Man 
kann ſich in der ganzen Welt umſehen und man 
findet dabei Länder, die noch demokratiſcher 
regiert werden, als die Freie Stadt Danzig. 
In der ganzen Welt, auch in den demokratiſch— 
ſten Ländern, gibt es keine einzige Beſtimmung 
und kein Geſetz, die eine Perſonengemeinſchaft 
unter einen Ausnahmeſchutz ſtellen. Unter Per— 
ſonengemeinſchaft verſtehen Sie weniger ſich 
ſelbſt und Ihre eigene Partei. Wenn man Ge— 
legenheit hat, etwas hinter die Kuliſſen zu 
ſchauen, weiß man, daß Sie als politiſche Par— 
tei ſich vor eine Gemeinſchaft haben vorſpannen 
laſſen, die zwar keine politiſche Vertretung im 
Volkstage beſitzt, es aber bisher unter allen 
Syſtemen des Parlamentarismus verſtanden 
hat, ihre Ideen und Forderungen durch ver— 
ſchiedene Parteien vorwärts zu bringen. (Zu⸗ 
ſtimmung rechts). Mehr brauche ich darüber 
wohl nicht zu ſagen. Auf jeden Fall lehnen wir 
Nationalſozialiſten es ab, über den beſtehenden 
Schutz hinaus einen Sonderſchutz für eine ſolche 
Perſonengemeinſchaft geſetzlich zu verankern. 
Darüber hinaus können Sie, m. H., mit mora⸗ 
liſchem Recht einen Sonderſchutz ſchon deshalb 
gar nicht fordern, weil Sie diejenigen waren, 
die vom Jahre 1918 bis vor wenigen Jahren 
in Deutſchland und Danzig einen maßgebenden 
Einfluß auf die politiſchen Geſchicke hatten. Ge— 
rade unter Ihrem Einfluß waren diejenigen, die 
ſich heute zum Nationalſozialismus bekennen, 
den maßloſeſten Beſchimpfungen ausgeſetzt. 
Unter Ihrer Einflußnahme gingen die Be— 
ſchimpfungen in den verſchiedenen Regierungen 
ſehr weit, und man iſt auch nicht vor Terror— 
atten und ſogar politiſchen Morden zurückge— 
ſchreckt. (Sehr richtig! Zuſtimmung rechts). Ich 
erinnere daran, daß es unter Ihrem Einfluß 
nach dem Kriege für einen anſtändigen Men— 
ſchen, der Soldat oder gar noch Offizier ge— 
weſen iſt, eine Unmöglichkeit war, ſich auf der 
Straße blicken zu laſſen, er wurde von Ihren 
Geſinnungsgenoſſen und bezahlten Banden nie— 
dergeſchlagen. Ebenſo wie das für anſtändige 
Soldaten nicht möglich war, war es in den 
Jahren des Kampfes für diejenigen nicht mög— 
lich, die heute das braune Ehrenkleid der natio— 
nalſozialiſtiſchen Bewegung tragen. Alſo, das 
moraliſche Recht, eine ſolche Ausnahmegeſetz— 
gebung zu fordern, haben Sie, m. H., beſtimmt 
nicht. Im übrigen hat das Strafgeſetzbuch 70 
Jahre lang ausgereicht, jeden Staatsbürger 
gegen Verunglimpfungen und Bedrohungen zu 
ſchützen und reicht auch heute aus! (Zuruf 
links). Das Wort habe ich, Sie haben es vorhin 
lange genug gehabt. 


In Druckſache Nr. 85 liegt ein Urantrag der 
Zentrumspartei zur Abänderung des Vereins 


| gejebes vor. Wenn dieſer Antrag angenommen 


würde, fo würde das eine vollkommene Ter- 
roriſierung der Mehrheit durch eine Minderheit 
bedeuten. Ich glaube, das Zentrum, das ſich 
ja auch zum Volkstum und den Geſetzen der 
Demokratie bekennt, kann es nicht ernſt mit 
dieſem Antrag meinen. Unter wahrer Demo— 
fratie verſteht man, daß dem Willen der Mehr- 


| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 


und die Mehrheit nicht durch geſetzliche Maß— 


nahmen terroriſiert werden ſoll. Die Minder 


heit iſt durch die bisher beſtehenden Geſetze und 


durch die Verfaſſung in reichem Maße geſchützt. 
In Druckſache Nr. 86 beantragt die Zentrums 


partei ebenfalls eine Abänderung des Straf— 
geſetzbuches. Es handelt ſich, ſoweit ich es bis— 
her überſehen konnte, um eine Abänderung der 
Nötigungsbeſtimmungen. Die Nötigungsbeſtim— 
mungen die im $ 240 des Strafgeſetzbuches vor— 
handen ſind, genügen voll und ganz, um auch 
bei Kreistags- und Gemeindewahlen und bei 
den Wahlen zum Volkstag den Schutz aller 


Oppoſitionsparteien und der Minderheit zu ge— 
währleiſten. 


Die Regierung hat keine Beran- 
laſſung, der Partei, von der ſie getragen wird, 
eine Annahme dieſer Vorlage vorzuſchlagen. 


In Druckſache Nr. 87 liegt ein Antrag vor, 
der viele Einzelheiten enthält, mit dem wir 
uns wegen der Kürze der Zeit nicht ausein— 
anderſetzen können. Wenn unter dieſen Einzel— 


heiten etwas Gutes ſein ſollte, ſo dürfen Sie 
überzeugt ſein, 


daß die nationalſozialiſtiſche 
Fraktion im Volkstag und insbeſondere auch 
die Regierung — die ja durch ein Ermächti— 
gungsgeſetz von dieſem Parlament das Recht 
hat, im Verordnungswege Geſetze zu erlaſſen 
— das Gute herausnehmen und, falls ſie es für 
nötig befinden, immer nach den Geſetzen der 
wahren Demokratie und Mehrheitsbildung ein 
ſolches Geſetz erlaſſen werden. Ihre Vorſchläge 
hierzu ſind in der jetzigen Zeit und für die 
Zukunft deshalb unangebracht. (Lebhafte Bue 
ſtimmung rechts). A 


Präſident: Die Beſprechung iſt beendet. 
Wird das Schlußwort gewünſcht. — Das Schluß: 
wort wird nicht gewünſcht. Damit iſt die erſte 
Beratung erledigt. Es iſt der Antrag geſtellt 
worden, dieſe vier Druckſachen den zuſtändigen 
Ausſchüſſen zu überweiſen. (Widerſpruch rechts). 
Es iſt widerſprochen worden. Ich muß deshalb 
abſtimmen laſſen. Wer für Ueberweiſung an den 
Ausſchuß iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Ich bitte 
um die Gegenprobe. — Das letztere iſt die 
Mehrheit. Die Ueberweiſung an den Ausſchuß 
iſt abgelehnt. (Abg. Mau: Das war die wirk— 
liche Demokratie!) Es liegt mir ein Antrag der 
Nationalſozialiſten vor: 

Wir beantragen gemäß $ 27 der Geſchäftsordnung 
fofortige zweite Beratung ſämtlicher vier Druckſachen 


die eben in erſter Beratung erledigt ſind, gemeinſame 
Beſprechung, Redezeit für ſämtliche Fraktionen ½ Stunde. 


Wer für Annahme dieſes Antrages iſt, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit; 
es iſt fo beſchloſſen. Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort der Herr Abg. Weiß. 


Weiß, Abgeordneter (3.): Wir möchten den 
Herrn Präſidenten darauf hinweiſen, daß eine 
Vorlage, wenn ſie in der erſten Leſung nicht 
dem Ausſchuß überwieſen worden iſt, damit er— 
ledigt iſt. Eine weitere Behandlung der Vorlage 
kommt alſo m. E. nicht in Frage. 


Präſident: Das iſt eine Streitfrage, die wir 
bereits früher einmal hatten. Ich wollte dieſe 
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(Bräfident) 


(A) Sache ordnungsmäßig und formell richtig erle— 


digen. Ich rufe auf: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
über Abänderung des Strafgeſetzbuches. 
Urantrag des Abg. Dr. Stachnik u. Fr. 
Druckſache Nr. 84. 

Zweite Beratung des Geſetzentwurfs 
zur Abänderung des Vereinsgeſetzes. Ur⸗ 
antrag des Abg. Dr. Stachnik u. Fr. 
Druckſache Nr. 85. 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
zur Abänderung des Strafgeſetzbuches. Ur⸗ 
antrag des Abg. Dr. Stachnik u. Fr. 
Druckſache Nr. 86. 

Zweite Beratung des Geſetzentwurfs 
über die weitere Abänderung des Volks⸗ 
tagswahlgeſetzes uſw. Urantrag des Abg. 
Dr. Stachnik u. Fr. 

Druckſache Nr. 87. Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Wir kommen zur Abſtimmung. Es 
iſt Block-Abſtimmung beantragt. Wer die Vor— 
lage Druckſache Nr. 84 annehmen will, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. 
Jetzt ſteht die Mehrheit, die Druckſache iſt ab— 
gelehnt. Wir kommen zur Druckſache Nr. 85. 


Wer ſie annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Ich bitte um die Gegenprobe. — Das letztere 
iſt die Mehrheit. Die Druckſache Nr. 85 ijt da⸗ 
mit abgelehnt. — Wir kommen zur Druckſache 
Nr. 86. Ich ſtelle fejt, daß fie mit der gleichen 
Mehrheit abgelehnt iſt; es iſt ſo beſchloſſen. Wer 
die Druckſache Nr. 87 annehmen will, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. 
— Das letztere iſt die Mehrheit, die Druckſache 
iſt demnach abgelehnt. Es liegt folgender Antrag 
vor. In der Sitzung vom 15. Auguſt wurde die 
Druckſache Nr. 77 zur Nr. 52 beraten. Das war 
der Bericht des Rechnungsprüfungsausſchuſſes 
über Entlaſtung der Jahresrechnung für 1932. 
Die Ausſprache über dieſen Punkt war erledigt, 
es fehlte die Abſtimmung. Es wird beantragt, 
die Abſtimmung jetzt vorzunehmen. — Wider— 
ſpruch erhebt ſich nicht. Wir kommen zur Ab— 
ſtimmung. Wer gemäß dem Ausſchußantrag die 
Entlaſtung der Jahresrechnung für 1932 ge— 
nehmigen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
ut die Mehrheit, es iſt jo beſchloſſen. 


Wir ſind am Schluß der Tagesordnung. 
Ich ſchließe die Sitzung. (Zurufe links). 


(Schluß der Sitzung: 18 Uhr.) 
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(A) 


(B) 


— 18. Sitzung. 


Volkstag Danzig. 


18. Gitzung. 


Donnerstag, den 21. Februar 1935. 


Geſchäftliches 
Mitteilung von der Mandatsniederlegung des 
Abg. Czarnecki (P.) und dem Eintritt des 
Abg. Komorowski (P.) in das Haus 
Serotzki (K. P.) zur Geſchäftsordnung 
Einſpruch eines anne 5 ſeinen 
Ausſchluß Ain 
Autrag des Abg. von Bund u. Fr. an f Auf⸗ 
löſung des dY (Druckſache Nr. 96) 
Dr. Stachnik : . 
Kurowski (3.) zur Geſchäftsordnung 
Geh 5 (808.8 zur er 
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Wiedereröffnung der Sitzung. 

Ausſchluß des Abg. Plenikowski (K. P.) für 
zwei Sitzungstage 

Namentliche Abſtimmung über den Antrag des 
Abg. von Wnuck auf Auflöſung des Volks⸗ 
tages (Druckſache Nr. 96) . 

Antrag des Abg. Wiechmann u. Fr. auf noch⸗ 
malige Bekanntgabe der Beſtimmungen über 
N eee der Wahlen (eutioge 
Nr. 97) 92 

Damit verbunden: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Aen⸗ 
derung des Geſetzes zur an. | pio der 


91 


Wahlfreiheit (Druckſache Nr 92 A 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Mens 
derung des Volkstagswahlgeſetzes und der 
Volkstagswahlordnung. DENE cies 9) 92A 
Gehl (S. P. D.) Z 3 
Geſchäftliches . 2 
Langnau (K. P.) 8 92 B 
Greiſer, räſident des Senats 92 D 
Verabſchiedung des Volkstages. 93 D 


18. Gigung. 


Donnerstag, den 21. Februar 1935. 


Die Sitzung wird 15 Uhr 45 Minuten durch 
den Präſidenten von Wnuck eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats 
Greiſer, Senatoren: Batzer, Boeck, Dr. Hoppen⸗ 
rath, Dr. Kluck, Dr. Wiereinski⸗Keiſer, Land⸗ 
gerichtsdirektor Wohler, Hauptmann Koelle, Re⸗ 
ferent Klatt. 

Präſident: Ich eröffne die 18. Vollſitzung 
und habe dem Hauſe folgendes bekanntzugeben: 
Der Abg. Czarnecki hat wegen Ueberſiedlung 
nach Prag ſein Mandat niedergelegt. Sein Nach⸗ 
folger iſt der jetzige Abg. Komorowski, der heute 
bereits anweſend iſt. Ich begrüße den Herrn 
Abg. Komorowski in dieſem Hauſe. — Die Zen⸗ 
trumsfraktion des Volkstages hat mit Schreiben 
vom 19. b. Mts. beantragt, die Großen An⸗ 
fragen Druckſache Nr. 92 betr. Haushaltspläne 
und Druckſache Nr. 93 betr. Zolleinnahmen auf 
die Tagesordnung der nächſten Vollſitzung am 
Donnerstag, den 21. Februar zu ſetzen. Gemäß 
8 37 der Geſchäftsordnung des Volkstags müſſen 
ſie auf die Tagesordnung geſetzt werden. Der 


Volkstag hat, da der Antrag zu ſpät kam, dar⸗ 
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über zu entſcheiden. Ich laſſe deshalb darüber 


abſtimmen. Wer dafür iſt, daß dieſe beiden Gro⸗ 
ßen Anfragen des Zentrums auf die heutige 
Tagesordnung geſetzt werden, bitte ich, ſich zu 
erheben. — Die Gegenprobe bitte. Das Letztere 
iſt die Mehrheit, — abgelehnt. 

Am Freitag, den 15. d. Mts. reichte die So⸗ 
zialdemokratiſche Fraktion mir drei Anträge 
bezw. Geſetzentwürfe ein. Durch den großen 
Perſonalabbau im Volkstage iſt es mir nicht 
möglich geweſen, den Abgeordneten dieſe Druck⸗ 
ſachen zuzuſenden. Die Abgeordneten finden 
deshalb dieſelben auf ihren Plätzen. Wenn der 
Volkstag den Antrag unter Punkt 2) der heu⸗ 
tigen Tagesordnung annimmt und damit ſeine 
Auflöſung beſchließt, dann würden als unerledigt 
nur die zwei Großen Anfragen und dieſe ſozial⸗ 
demokratiſchen Geſetzentwürfe und Anträge übrig 
bleiben. 

Das Haus hat ſoeben die Erledigung der 
Großen Anfragen abgelehnt. Ich halte jedoch 
die Erledigung der Geſetzentwürfe und des An⸗ 
trages für unbedingt notwendig, weil dieſelben 
in einer, wenn auch nur loſen Beziehung zur 
Volkstagsauflöſung ſtehen. Ich ſchlage deshalb 
vor, unſere Tagesordnung wie folgt zu er⸗ 
gänzen: 

Punkt 3: Antrag des Abg. Wiechmann u. 

Fr. auf 1 110 Bekanntgabe der Beſtim⸗ 

mungen über 97 A der Wahlfreiheit. 

Druckſache Nr. 97. 

Punkt 4: Erſte Beratung eines Geſetzent— 
wurfs zur Aenderung des Geſetzes zur Sicherung 

der Wahlfreiheit. Druckſache Nr. 98. 

Punkt 5: Erſte Beratung eines Geſetzent— 
wurfs zur Aenderung des Volkstagswahlgeſetzes 


(©) 


— 


und der Volkstagswahlordnung. Druckſache Nr. 99. (D) 


Ich ſchlage weiter vor, dieſe drei Punkte in 
der Ausſprache zuſammenzuziehen und der So⸗ 
zialdemokratiſchen Fraktion zur Begründung 
dieſer Geſetzentwürfe 15 Minuten Redezeit zu 
gewähren, während die Redezeit für die allge⸗ 
meine Ausſprache für ſämtliche Fraktionen auf 
zuſammen eine halbe Stunde für die Punkte 3, 
4 und 5 feſtgeſetzt wird. (Bravo! rechts). Ich 
höre keinen Widerſpruch; es iſt dementſprechend 
beſchloſſen. (Abg. Plenikowski: Sie meinen, daß 
der Widerſpruch überflüſſig iſt! — Er beſſert 
ſich! rechts. — Abg. Plenikowski: Die Beſſerung 
werdet Ihr bald zu hören bekommen!) Das 
Wort zur Geſchäftsordnung hat der Herr Abg. 
Serotzki. 

Serotzki, Abgeordneter (K. P.): Wir bitten 
den Volkstag, folgenden Dringlichkeitsantrag 
auf die Tagesordnung zu ſetzen: 

Der Senat wird erſucht, im Hinblick auf die 
beſtehende und von ihm ſelbſt durch Erlaß der 
Verordnung vom 15. Februar 1935 anerkannte 
Notlage für die Hafenarbeiter aus allgemeinen 
Mitteln des Haushalts einen Betrag von 50 000 
Gulden zur Linderung der Not ſofort bereit zu 
ſtellen. 

Ich will den Antrag in folgendem begrün⸗ 
den. Wir wiſſen, daß der Volkstag erſt einige 
Tage nach dem 7. April tagen wird. Deshalb 
wird es nötig ſein, heute dieſen Dringlichkeits⸗ 
antrag anzunehmen. Infolge der Verſtändi⸗ 
gungspolitik Danzigs mit Polen und des Ab⸗ 


kommens zwiſchen England und Polen iſt keine 
wirtſchaftliche Beſſerung im Hafen zu erwarten, 
ſo daß die Hafenarbeiter langſam am Verhun⸗ 


(A 


— 


(B) 
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gern ſind. Es iſt ein direkter Hohn, wenn man 
heute 5000 Gulden für weit über 1000 hun⸗ 
gernde Hafenarbeiter bewilligt, obwohl man 
früher, als ſich die Hafenarbeiter noch beſſer 
ſtanden, 50000 und 100 000 Gulden bewilligt 
hat. Es muß deshalb jedem Volksvertreter am 
Herzen liegen, dafür einzuſtehen, durchzuſetzen, 
daß dieſer Antrag auf die Tagesordnung kommt. 
(Agitationsantrag! So eine Demagogie! bei 
den Nationalſozialiſten. — Abg. Plenikowski: 
Das ſind ein paar Senatorengehälter!) 


Präſident: Herr Abg. Plenikowski, ich 
werde mir die heutige Sitzung nicht verderben 
laſſen. Ich warne Sie, dauernd das Haus durch 
Zwiſchenrufe zu beläſtigen. Ich mache Sie auf 
die Folgen aufmerkſam. (Sehr richtig! rechts). 
Wer dafür iſt, daß der eben verleſene Antrag 
auf die Tagesordnung der heutigen Sitzung 
kommt, bitte ich, ſich zu erheben. (Zuruf des 
Abg. Plenikowski) Das iſt die Minderheit, der 
Antrag iſt abgelehnt. — 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 


Einſpruch eines Abgeordneten gegen 
ſeinen Ausſchluß. 


Der Abg. Fritz Weber hat gegen den Aus⸗ 
ſchluß auf zwei Sitzungstage Einſpruch erhoben. 
Gemäß § 58 der Geſchäftsordnung muß über 
dieſen Antrag ohne Ausſprache abgeſtimmt wer⸗ 
den. Wer dieſen Einſpruch des Herrn Abg. 
Weber für berechtigt anſieht und für Aufhebung 
des Ausſchluſſes iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Bitte um die Gegenprobe. — Das Letztere iſt die 
Mehrheit, der Antrag iſt abgelehnt. — Ich 
rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 


Antrag des Abg. von Wnuck u. Fr. auf 
Auflöſung des Volkstages. 


Druckſache Nr. 96. Mir liegt ein Antrag 
der Nationalſozialiſtiſchen Fraktion vor, die 


Redezeit für die Beſprechung dieſes Antrages 


für jeden Redner auf 15 Minuten feſtzuſetzen. 
Wer für dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. Es iſt dementſprechend beſchloſſen. — 
Das Wort hat der Herr Abg. Dr. Stachnik. 

Dr. Stachnik, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! 
Namens der Zentrumsfraktion habe ich zu er⸗ 
klären, daß wir den Antrag auf Auflöſung des 
Volkstages ablehnen werden. (Hört, hört! 
rechts). Als Begründung haben wir folgendes 
dazu zu ſagen: Der Volkstag iſt auf 4 Jahre 
gewählt. Davon find erſt 134 Jahre abgelaufen. 
Eine vorzeitige Neuwahl hat nur dann einen 
Sinn, wenn aus ſtaatspolitiſchen Gründen eine 
andere parteipolitiſche Zuſammenſetzung des 
Volkstages angeſtrebt wird. Dieſe Vorausſetzung 
kann, wenn der Antrag von der Nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Deutſchen Arbeiterpartei ausgeht, nicht 
als gegeben angeſehen werden, da dieſe Partei 
allein ja über eine ſichere Mehrheit verfügt. Es 
liegen ſomit nicht ſtaatspolitiſche oder parlamen⸗ 
tariſche Notwendigkeiten vor; es können bei 
ruhigem Urteil nur Gründe vermutet werden, 
die in der NSDAP. ſelbſt liegen. 

Es würde uns als ein frevelhaftes Spiel 
mit dem Staatswohl erſcheinen, (Oh, oh! rechts.) 
wollte man, ohne daß zwingende ſtaatspolitiſche 
Erforderniſſe es gebieten, leichtfertig einen Wahl⸗ 
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kampf mit all ſeinen für Staat und Volk, für 
Politik und Wirtſchaft ſo abträglichen Begleit⸗ 
erſcheinungen herbeiführen. (Wie Herr Brüning 
alle vier Wochen! rechts). 


In außenpolitiſcher Hinſicht muß der Wahl⸗ 
kampf, wie er ſich anläßt, ſchwere politiſche und 
wirtſchaftliche Rückſchläge bringen, die zu ver⸗ 
meiden gerade die jetzige Regierung beſtrebt ſein 
müßte. So ſind ſchon jetzt nationalſozialiſtiſche 
Hausagitatoren tätig, die die nationalen Gefühle 
aufs äußerſte aufpeitſchen, indem ſie die ganz 
unſinnige Behauptung aufſtellen, die National⸗ 
ſozialiſten brauchten die Zweidrittel⸗Mehrheit 
um die Verträge mit Polen kündigen zu können 
oder um „zurück zum Reich“ zu kommen. Das 
und ähnliches liegt ſicher nicht in der Richtung 
der von der jetzigen Regierung angeſtrebten und 
oft ſo rühmlich herausgeſtellten Befriedung mit 
Polen, zumal nachdem dieſe Regierung dem 
Danziger Volksteil polniſcher Zunge weitgehende 
Rechte zugeſtanden hat. Im Zuſammenhang 
damit ſteht naturgemäß eine Beeinträchtigung 
der allgemeinpolitiſchen, insbeſondere der wirt— 
ſchaftspolitiſchen Beziehungen zu Polen, welche 
durch die Verträge mit Polen angebahnt ſind, 
etwa durch das Abkommen über die Kontin⸗ 
gente, über den Wert polniſcher Zeugniſſe und 
Diplome, über die Zollverwaltung uſw. 


Nach Auffaſſung der N. S. D. A. P. ſelbſt 
ſoll der Wert dieſer Verträge erſt aus der Be⸗ 
währung beurteilt werden können. Dann aber 
ſollte man ſie nicht aus ihrer ruhigen Ent⸗ 
wicklung herausreißen und ſie in die leidenſchaft⸗ 
bed Erörterungen eines Wahlkampfes ſchleu⸗ 

ern. 

Die ſchwerſten Bedenken müſſen aus der 
Danziger Wirtſchaft ſelbſt kommen. Hier hat 
immer der Schwerpunkt der Danziger Politik 
gelegen. Von der Löſung der Danziger Wirt⸗ 
ſchaftsfragen hängt mit die Löſung der allge⸗ 
meinpolitiſchen und nationalen Frage ab. Man 
müßte erwarten, daß der Regierung daran ge⸗ 
legen ſei, alle Kräfte darauf zu konzentrieren 
und ihre angeblich großen Erfolge auf dieſem 
Gebiet ungeſtört weiter auszubauen und ihrem 
letzten Ziele zuzuführen. Jeder Wahlkampf 
bringt bekanntlich Unruhe und Unſicherheit in 
die Wirtſchaftsentwicklung, lähmt die Initia⸗ 
tive und führt zum Leerlauf und Rückgang der 
Wirtſchaft. Umſomehr muß das in einem Wahl⸗ 
kampf zutreffen, deſſen Ziel eine grundlegende 
Veränderung der ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe 
iſt, was natürlich auch einen grundſtürzenden 
Umbruch der wirtſchaftlichen Formen und Auf⸗ 
gaben bedeuten würde. 


Der Wahlkampf muß auch die Finanzpoli⸗ 
tik unſeres Staates gefährden. Die Tatſache, 
daß der Senat jeden Aufſchluß über die Finan⸗ 
zen ablehnt, hat den Eindruck einer gewiſſen 
Unſicherheit erweckt. Die Beunruhigung muß 
ſich verſtärken und man wird es ſchließlich nie- 
mand verübeln können, wenn die Vermutung 
aufſteigt, daß eine gewiſſe Unklarheit beabſichtigt 
iſt. Wenn nach dem immer ſtärker vorſtoßenden 
Drängen nach Aufklärung über die Finanzpoli⸗ 
tik plötzlich der Volkstag aufgelöſt wird, ohne 
daß ihm genaue ins Einzelne gehende Haus- 
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haltspläne vorgelegt worden ſind, wird es nicht 
von der Hand gewieſen werden können, wenn 
man hier irgend einen urſächlichen Zuſammen⸗ 
hang zu ſuchen veranlaßt wird. Es muß ſchließ⸗ 
lich jedes Vertrauen in die Führung der Finan⸗ 
zen erſchüttert werden, in Anbetracht deſſen, 
daß dieſe Neuwahl die Totalität der Staats⸗ 
gewalt unter Ausſchluß jeder Kontrollmöglich— 
keit zum Ziele hat. 


Die Aufregungen eines Wahlkampfes brin⸗ 
gen ſchließlich dem geſamten politiſchen und 
kulturellen Leben Danzigs ſchwere Gefahren. 
Die Ausführungen des Präſidenten des Senats 
über den Sinn der Demokratie und über die 
Verfaſſung werden bei ſachlich denkenden Men⸗ 
ſchen wenig Glauben finden. Der Sinn der 
Verfaſſung iſt nicht der, daß die Verfaſſung ein 
Inſtrument der Willkür einer zufälligen Mehr⸗ 
heit iſt, ſondern daß ſie den politiſchen Minder⸗ 
heiten Schutz gewährt und die Stetigkeit der 
Politik garantiert. (Zwiſchenrufel) Die Aus⸗ 
führungen des Herrn Präſidenten des Senats 
finb aber geeignet, die Begriffe von politiſchen 
Rechten und Pflichten zu verwirren, die ſtaats⸗ 
bürgerliche Geſinnung Andersdenkender zu zer⸗ 
ſtören und das Bewußtſein der natürlichen 
Volksgemeinſchaft und der Schickſalsverbunden⸗ 
heit zu zerſchlagen. Die ideelle Verbundenheit 
mit dem deutſchen Volke und dem deutſchen 
Volkstum kann nur ſchweren Schaden leiden, 
wenn die parteipolitiſchen Verfälſchungen der 
Saarabſtimmung, wie ſie aus dem Reiche her⸗ 
überklingen, in unſere ſo ganz anders gearteten 
den Verhältniſſe hineingetragen 
werden. 


Der Herr Präſident des Senats hat in 
feinem Schreiben an die Fraktion der Nationale 
ſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiterpartei Danzig 
als Grund für ſeinen Wunſch nach Auflöſung 
des Volkstages ſeine Stellungnahme zu der 
Eingabe der Zentrumspartei an den Völker⸗ 
bundrat genannt. (Zwiſchenrufe!) Wir halten 
den angegebenen Grund für einen nichtigen 
Vorwand, der lediglich als äußerer Anlaß gewer— 
tet werden kann. Die Petition an den Völker⸗ 
bund war die letzte Zuflucht, nachdem alle andern 
verfaſſungsmäßigen Mittel und Wege erſchöpft 
und vom Senat unbeachtet geblieben waren. 
Die Zentrumspartei hielt ſich dazu auf Grund 
der Verfaſſung nicht nur berechtigt, ſondern 
ſogar verpflichtet, da es nach der Verfaſſung 
Pflicht jedes Danziger Staatsbürgers iſt, für 
die Einhaltung der Verfaſſung zu ſorgen. Es 
braucht wohl nicht beſonders betont zu werden, 
daß ein Wahlkampf am wenigſten dazu geeignet 
iſt, über die Petition zu entſcheiden, daß auch 
andererſeits der Ausfall der Wahl der zuſtän⸗ 
digen Entſcheidung nicht vorzugreifen, noch ſie 
beſtimmend zu beeinfluſſen vermag. 


Geradezu unverſtändlich erſcheint die Aus⸗ 
ſchreibung der Wahl, wenn man an den Werde- 
gang und den Zweck der Petition denkt. Die 
Petition iſt veranlaßt worden durch die Vor⸗ 
gänge bei den Novemberwahlen in den Land⸗ 
kreiſen. Ihr Ziel iſt die Beſeitigung von Un⸗ 
zuträglichkeiten, wie ſie vor und bei der Wahl 
zu Tage traten, und die Schaffung von Maß⸗ 
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nahmen zur verfaſſungsmäßigen Sicherſtellung 
der Wahl. Statt erſt die Vorausſetzungen für 
eine ungehinderte, freie Wahl zu ſchaffen, wird 
in dieſe ungeklärte Lage hinein ein neuer Wahl⸗ 
kampf ausgerufen. 


Sehr ernſte Bedenken erfüllen uns hinſicht⸗ 
lich der Wirkung auf die letzte über die Petition 
entſcheidende Inſtanz, den Völkerbundrat. Be⸗ 
kanntlich hat der Völkerbundrat den Senat be- 
auftragt durch Verhandlungen die in der Pe— 
tition berührten Schwierigkeiten auszuräumen. 
Zwar hat der Präſident des Senats die Ver⸗ 
handlungen mit der Zentrumspartei als ergeb- 
nislos abgebrochen. Damit ijt aber die Mög- 
lichkeit von Verhandlungen nicht erſchöpft, auf 
keinen Fall iſt die Angelegenheit ſelbſt damit 
erledigt. Die Ausſchreibung von Neuwahlen 
muß geradezu als ein Eingriff in ein ſchweben— 
des Verfahren wirken. (Lachen rechts!) Es wird 
nicht geleugnet werden können, daß dieſer 
Schritt als ein Stoß gegen den Völkerbund ge- 
deutet werden kann, als wollte man durch 
vollendete Tatſachen eine veränderte Situation 
ſchaffen und einen Druck auf die Entſcheidung 
des Völkerbundrates ausüben. Wir wollen 
hoffen, daß es nicht ſo aufgefaßt wird, aber es 
könnte ſo aufgefaßt werden, wenn es auch nicht 
ſo gemeint iſt. Wir haben doch zweifellos allen 
Grund, uns den Völkerbund, dieſe letzte Inſtanz, 
die über allem verbürgten Recht und über aller 
ſelbſtverſtändlichen Unparteilichkeit ſteht, wohl⸗ 
geſinnt zu erhalten. Denn der Völkerbund iſt 
nicht nur der Garant unſerer Verfaſſung, ſon⸗ 
dern auch der Hort der Exiſtenz der Freien 
Stadt Danzig überhaupt. Dieſe Erkenntnis und 
Einſtellung iſt immer in der Danziger Politik 
für das Verhältnis zum Völkerbund beſtimmend 
geweſen. Dem hat im erſten Augenblicke unſeres 
ſtaatlichen Beſtehens der erſte Senatspräſident 
Dr. Sahm Ausdruck gegeben, indem er den 
Völkerbund als das Palladium der ſtaatlichen 
Selbſtändigkeit der Freien Stadt Danzig be⸗ 
zeichnete. Dieſe Tatſache hat auch der erſte 
Nationalſozialiſtiſche Präſident Dr. Rauſchning 
anerkannt, der den Völkerbund den letzten Hort 
der Freiheit Danzigs nannte. So ſollte es auch 
fortan bleiben. 

Die Regierung hat die Auflöſung des Volks⸗ 
tages gefordert. Die Fraktion der National- 
ſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiterpartei wird die 
Auflöſung wahrſcheinlich heute beſchließen. Wir 
lehnen dieſelbe ab. Doch fürchtet die Zentrums⸗ 
partei die Neuwahl keineswegs, fie ſteht ge- 
feſtigt und ſchlagfertig da. Aus Verantwor⸗ 
tungsbewußtſein haben wir Ihnen unſere ern⸗ 
ſten Sorgen und Befürchtungen um Staat und 
Volk vorgetragen. Die Verantwortung liegt bei 
Ihnen. 

Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort Herr Abg. Kurowski. 


Kurowski, Abgeordneter (3.): Es tut mir 
leid, daß ich die Verhandlungen unterbrechen 
muß. Es iſt, während Herr Abg. Dr. Stachnik 
vom Völkerbunde ſprach, aus Ihren Reihen (zu 
den Nationalſozialiſten) die Anfrage gerichtet 
worden: „Wieviel Geld haben Sie von den 
Franzoſen bekommen?“ Dieſe Worte ſind ſehr 


— 
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deutlich gehört worden. Ich bitte den Herrn 
Präſidenten, den Zwiſchenrufer zu befragen, 
wen er damit gemeint hat. (Abg. Weiß: Ich 
weiß den Namen des Abgeordneten nicht!) 

Präſident: Wen ſoll ich fragen, wenn mir 
der Name des betreffenden Abgeordneten nicht 
genannt wird. — Zur Geſchäftsordnung hat 
Herr Abg. Weiß das Wort. 

Weiß, Abgeordneter (Z.): Ich kenne den 
Namen des Herrn Abgeordneten nicht, der die⸗ 
ſen Zwiſchenruf gemacht hat. Es iſt der dritte 
Herr in dieſer Bank. Er wird doch wohl die 
Courage haben, ſich zu melden. Den Mut hat 
er nicht! links). 

Präſident: Wer hat das geſagt? Das iſt der 
Abg Stangneth. Herr Abg. Stangneth, haben 
Sie den Zwiſchenruf gemacht? (Abg. Stangneth: 
Ich kann mich gar nicht entſinnen! Heiterkeit). 
Ich habe den Zuruf nicht gehört. — Das Wort 
hat der Herr Abg. Gehl. 

Gehl, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Der durch den Herrn Senatspräſidenten veran⸗ 
laßte Antrag der Fraktion der Nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Deutſchen Arbeiterpartei, den Volkstag 
vorzeitig aufzulöſen, war für die Sozialdemo⸗ 
kratiſche Fraktion keine Ueberraſchung. Es ging 
ſchon ſeit langem das Gerücht durch Danzig, 
die N. D. S. A. P. wolle im Hinblick auf die 


kataſtrophale Finanzlage des Freiſtaates, die 


— 


Mißſtimmung in ihren eigenen Reihen (Lachen 
rechts!) und um die ihr unbequeme Verfaſſung 
loszuwerden, im Frühjahr dieſes Jahres den 
Volkstag nach Hauſe ſchicken und Neuwahlen 
veranlaſſen. Dies Gerücht beſtätigt ſich jetzt. 
Allerdings werden von der Führung der N.S. 
D. A. P. noch andere Gründe für die Auflöſung 
angeführt, nämlich der Streit des Senats mit 
dem Zentrum und den katholiſchen Geiſtlichen. 
Außerdem ſoll die Oppoſition die Friedenspoli⸗ 
tik der N. S. D. A. P. ſtändig ſtören. M. D. u. H.! 
Daß die Finanzlage des Freiſtaates und der Ge- 
meinden kataſtrophal iſt, iſt allgemein bekannt 
und kann nicht beſtritten werden. Würde es an⸗ 
ders ſein, ſo hätte der Senat es nicht nötig, 
fortgeſetzt Löhne und Gehälter herabzuſetzen, 
den Sozialrentnern die Renten zu kürzen, die 
Erwerbsloſenunterſtützung ganz oder teilweiſe 
aufzuheben, durch Aenderung der Steuergeſetze 
breite Schichten der Bevölkerung ſtärker zu be⸗ 
laſten (Senator Dr. Hoppenrath: Steuerermäßi⸗ 
gungen zu geben!) und wiederholt allgemeine 
Geldſammlungen zu veranſtalten. (Zurufe.) 
Die ſchlechte Finanzlage wird auch durch die 
Weigerung des Senats beſtätigt, der Volksver⸗ 
tretung einen Einblick in die Finanzlage durch 
Vorlage der Haushaltspläne zu gewähren, ob⸗ 
wohl darum wiederholt erſucht worden iſt. Der 
Senat würde ſich beſtimmt nicht ſträuben, die 
Etats zur Kontrolle vorzulegen, wenn er ſelbſt 
daran einige Freude hätte. Er legt die Etats 
nicht vor, deshalb muß der von mir aus ſeiner 
Weigerung gezogene Schluß richtig ſein. 
Ueber den Streit zwiſchen dem Senat und 
dem Zentrum zu reden, habe ich nach den Aus⸗ 
führungen des Redners der Zentrumspartei 
nicht nötig. Ich kann dieſen Punkt übergehen, 
zumal der Sozialdemokratiſchen Fraktion die 
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Petition des Zentrums in ihrem Wortlaut auch 
gar nicht bekannt iſt. Aber, daß dieſer Streit 
die wahre Veranlaſſung zur Auflöſung des 
Volkstages ſein ſoll, glaubt Ihnen, meine Herren 
von der N. S. D. A. P., kein Menſch. (Zwiſchen⸗ 
rufe.) Auch glaubt Ihnen niemand von denen, 
die Ihrer Partei nicht angehören, die Behaup⸗ 
tung, die Oppoſition wolle Ihre Friedenspolitik 
ſtören. Als die S. P. D. 1925 aufgefordert 
wurde, in die Regierung einzutreten, machte ſie 
ihren Eintritt in die Regierung davon abhängig, 
daß der Verſuch gemacht werde, durch direkte 
Verhandlungen eine Verſtändigung mit Polen 
über Streitfragen zwiſchen Danzig und Polen 
herbeizuführen. Und wie wurden wir damals 
von Ihrer Seite, m. D. u. H., wegen unſerer 
Verſtändigungspolitik bekämpft. (Zuruf). Ja, 
es iſt richtig, Sie haben keine Damen in Ihren 
Reihen. — Aus den Reden des Herrn Abg. 
Hohnfeldt klangen Worte, wie „Verſtändigung 
um jeden Preis, Preisgabe von Hoheitsrechten 
Danzigs“ uſw. Dieſe falſchen Anſchuldigungen 
wurden gegen uns erhoben, weil wir es wagten, 
uns mit Vertretern Polens an den Verhand— 
lungstiſch zu ſetzen, um Streitfragen durch direkte 
Verhandlungen zu erledigen, was auch teilweiſe 
gelang. 

Es kann alſo gar keine Rede davon ſein, 
daß die Friedenspolitik der N. S. D. A. P. durch 
die Sozialdemokratiſche Partei oder Fraktion ir⸗ 
gendwie geſtört wird. Das iſt, meine Herren, 
überall bekannt, das weiß man auch in Genf. 
Gegenteilige Behauptungen würden dort nur 
einen ſehr ſchlechten Eindruck machen. Wenn die 
Friedenspolitik der N. S. D. A. P. aber ſoweit 
gehen ſollte, daß von der Selbſtändigkeit Dan⸗ 
zigs nur wenig oder gar nichts übrig bleibt, wie 
es z. B. kürzlich bei der Verſtändigung über die 
Danziger Zollverwaltung geſchehen iſt (Abg. 
Mau: Sehr gut!), ſo werden wir uns gegen eine 
ſolche für Danzig ſchädliche Verſtändigungs⸗ 
politik und Preisgabe Danziger Hoheitsrechte 
entſchieden zur Wehr ſetzen. (Lachen rechts). 
Mehr möchte ich heute dazu nicht ſagen, obwohl 
es ſehr intereſſant wäre, zu unterſuchen, wer 
im Auguſt 1932 die Friedenspolitik des Ziehm⸗ 
Senats geſtört haben mag. Vielleicht äußert ſich 
hierzu Herr Präſident Greiſer einmal etwas 
ausführlich. (Zwiſchenrufe rechts). 


Bei dem bevorſtehenden Wahlkampf geht es 
nicht nur um dieſe Dinge, es geht um viel mehr, 
es geht um die Danziger Verfaſſung, um die 
Kernprobleme der Danziger Politik überhaupt. 
M. H. von der Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen 
Arbeiterpartei, Sie hoffen, bei der kommenden 


Wahl die Zweidrittel⸗Mehrheit zu erreichen. Sie 
wiſſen ganz genau, daß Sie nach 2 Jahren, alſo 


nach Beendigung der wirklichen Legislaturpe⸗ 
riode des Volkstages, mit keiner Mehrheit mehr 
rechnen können; denn Sie müſſen, um Ihre 
Parteidiktatur aufrecht zu erhalten, der Bevsl- 
kerung weiter ſchwere Laſten auferlegen und 
fürchten die dann erfolgende Abrechnung. Des⸗ 
halb die vorzeitige Auflöſung des Volkstages, 
die Ihnen Gelegenheit geben ſoll, die Danziger 
Verfaſſung zu beſeitigen und Ihre abſolute Par⸗ 
teiherrſchaft auf weitere vier Jahre aufzurichten 
und die perſönliche Freiheit jedes Einzelnen auf⸗ 
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zuheben. Dies iſt der wahre Grund und das 
letzte Ziel, das Sie durch die Auflöſung des 
Bolkstages und den kommenden Wahlkampf er⸗ 
reichen wollen. Aber täuſchen Sie ſich nicht, 
m. H., die knappe Mehrheit der Danziger Be⸗ 
völkerung, die Sie bei der letzten Wahl erhalten 
haben, iſt ein gut Stück Weges mit Ihnen ge⸗ 
gangen. Daß ſie aber ſelber dazu beitragen 


ſollte, daß ihr die letzten Rechte der perſön⸗ 


lichen Freiheit genommen werden, iſt beſtimmt 
nicht zu erwarten. (Abg. Mau: Sehr gut! — 
Zwiſchenrufe rechts). Es wird niemand ſo töricht 
ſein und ſich durch ſeine Abſtimmung nach der 
Wahl der Gefahr ausſetzen, bei der geringſten 
abfälligen Kritik des herrſchenden nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Regierungsſyſtems nach Schießſtange, 
Stuhm oder Wartenburg gebracht zu werden. 
(Zwiſchenrufe rechts.) So weit dürfte die 
Freundſchaft denn doch wohl nicht gehen. Es 
iſt auch nicht anzunehmen, daß Sie den Völker⸗ 
bundrat, der bekanntlich, wie hier ſchon geſagt 
wurde, der Garant der Danziger Verfaſſung iſt, 
für eine nationalſozialiſtiſche Verfaſſung ge- 
winnen werden. Es iſt aber damit zu rechnen, 
daß Sie von der Danziger Bevölkerung durch 
Verweigerung der Zweidrittel-Mehrheit davor 
bewahrt werden, ſich in Genf eine neue Schlappe 
zu holen. Sie wird ſowieſo ſchon in Danzig 
groß genug ſein, trotz der gewaltigen Agitation, 
die RK während des Wahlkampfes entfalten 
werden. 


Die Nationalſozialiſtiſche Parole, daß der- 
jenige, der nationalſozialiſtiſch wählt, bekundet, 
daß er Deutſcher iſt, dürfte ihre Schlagkraft 
verloren haben; denn jedes politiſche Kind in 
Danzig weiß, daß das Deutſchtum bei der So— 
zialdemokratiſchen Partei mindeſtens ebenſo gut 
aufgehoben iſt, wie bei der N. S. D. A. P. 
(Siehe Herr Arczynski! rechts — Heiterkeit und 
Zwiſchenrufe). Das haben wir Sozialdemokra⸗ 
ten durch unſere Taten immer bewieſen, wenn 
wir unſere Zugehörigkeit zum Deutſchtum auch 
nicht immer bei jeder paſſenden oder unpaſſen⸗ 
den Gelegenheit betont haben. (Sehr bedauer- 
lich, das iſt es ja eben! rechts). — Setzen Sie 
ſich mit Herrn Arezynski ſelbſt auseinander, er 
iſt kein Mitglied des Volkstages. 


Nun hat man ein neues Schlagwort er— 
funden. Wir ſollen Separatiſten fein. So wur- 
den während des Krieges jene Leute genannt, 
die das Ruhrgebiet vom deutſchen Reiche ab- 
trennen wollten. Hier gibt es aber nichts abzu⸗ 
trennen, hier haben wir Sozialdemokraten uns 
mit aller Entſchiedenheit gegen die Abtrennung 
Danzigs vom Deutſchen Reich gewehrt. Hier 
haben wir uns kräftig an der Agitation gegen 
die Abtrennung Weſtpreußens vom Reiche be— 
teiligt. Wenn man uns alſo als Separatiſten 
bezeichnet, ſo iſt das nichts anderes als eine 
elende Beſchimpfung, die jeder ſachlichen Grund— 
lage entbehrt. (Sehr richtig! links. — Zuruf 


des Abg. Dr. Thimm). Wenn die Mationalfozia- 
liſtiſche Deutſche Arbeiterpartei keine anderen 
Wahlparolen hat als dieſe, werden Sie damit 
keine Proſelyten fangen können und ſich mit 
der vorzeitigen Auflöſung des Volkstages ins 
eigene Fleiſch ſchneiden. 
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Nun werden Sie wiſſen wollen, wie meine 
Fraktion ſich zum Auflöſungsantrage einſtellt. 
(Zurufe.) Aber ich will es Ihnen ſagen. (Sie 
müſſen dafür ſtimmen! rechts). Wir wollten 
unſere Stellungnahme zu Ihrem Auflöſungs⸗ 
antrag von dem Schickſal unſerer Anträge ab⸗ 
hängig machen, die die Wahlfreiheit geſetzlich 
feſtlegen wollen. Nun iſt das leider nicht mög⸗ 
lich, weil Sie ja vorher den Auflöſungsantrag 
annehmen werden und die Anträge erſt nachher 
zur Verhandlung kommen. Aber wir wiſſen fo- 
wieſo ſchon, daß Sie unſere Anträge ablehnen 
werden, und deswegen lehnen wir auch Ihren 
Antrag ab. (Lärm). 


Präſident: Das Wort hat der Herr Prä⸗ 


ſident des Senats. 


Greiſer, Präſident des Senats: M. D. u. H.! 
Ich würde zu den Begründungen des Zentrums 
und der Sozialdemokratie nicht Stellung neb- 
men, wenn dieſe Begründungen nicht Bemerkun⸗ 
gen enthalten hätten, die ſich an ſich gar nicht 
mit der Auflöſung des Volkstages, ſondern mit 
ganz andern Dingen beſchäftigt haben. Wenn 
überhaupt noch bei der Nationalſozialiſtiſchen 
Partei und der von dieſer Partei getragenen 
Regierung irgendwelche Bedenken über die Not— 
wendigkeit der Auflöſung des Volkstages be- 
ſtanden hätten, ſo müßten nach den heutigen 
Vorgängen im Plenum des Volkstages dieſe 
Bedenken hundertprozentig zerſtreut worden 
ſein. (Zuſtimmung rechts). Die Notwendigkeit 
der Auflöſung iſt niemals klarer zum Ausdruck 
gekommen, als in den fadenſcheinigen Begrün⸗ 
dungen und in der demagogiſchen Art, wie die 
beiden Parteivertreter hier ſprachen. (Zuruf des 
Abg. Plenikowski). Das Zentrum glaubt, dieſen 
Antrag aus einer Begründung ablehnen zu 
müſſen, die ſie von gewiſſen Gerüchten herleitet, 
die durch Hausagitatoren zurzeit angeblich in 
die Häuſer getragen werden. Bei den guten 
Verbindungen, die die Herren Vertreter der 
Zentrumspartei zur Danziger Bevölkerung im 
allgemeinen zu haben vorgeben, wundert es 
mich, daß ſie ausgerechnet ihre Begründung auf 
Hausagitatoren ſtützen, die es in der National- 
ſozialiſtiſchen Partei überhaupt nicht gibt. Daß 
ſolche fadenſcheinigen Begründungen, wie die 
Notwendigkeit einer Reviſion der Verträge mit 
Polen, dabei herhalten müſſen, ſtützt mich in 
meiner Auffaſſung, daß gerade die Regierung 
ſich jede Einmiſchung der Oppoſition in ihre 
Friedens- und Verſtändigungspolitik gegenüber 
Polen ein für alle Mal auch für die Zukunft 
verbitten muß, wenn dieſe Friedens- und Ver⸗ 
ſtändigungspolitik in Zukunft nicht Schiffbruch 
erleiden ſoll. 

Wenn der Herr Vertreter der Zentrums⸗ 
partei weiterhin verſucht hat, die Ablehnung 
zum Auflöſungsantrag damit zu dokumentieren, 
daß er uns in einen gewiſſen Gegenſatz zum 
Völkerbund und zu den Inſtanzen des Völker⸗ 
bundes in Danzig hineinmanövrieren möchte, 
ſo muß ich dieſen Verſuch auf das Entſchiedenſte 
deshalb zurückweiſen, weil jeder Senat, auch der 
nationalſozialiſtiſche Senat, es niemals dulden 
kann und wird, daß Inſtanzen des Völkerbundes 
überhaupt in innerpolitiſche, parteipolitiſche De- 


(A) 


(B) 
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batten einbezogen werden. Die Inſtanzen des 
Völkerbundes in Genf und auch in Danzig ſtehen 
uns durch das Statut der Freien Stadt viel zu 
hoch, als daß Oppoſitionsparteien das Recht 
hätten, das gute Einvernehmen der national- 
ſozialiſtiſchen Danziger Regierung zum Völker- 
bund diskreditieren zu können. Die Sozialdemo— 
kratie glaubt ihre Ablehnung dadurch begrün- 
den zu müſſen, daß fie nun endlich einmal Ge- 
legenheit hat, hier vor dem Plenum des Volks- 
tages über die Finanzlage der Freien Stadt 
Klagelieder auszuſtoßen. (Sehr richtig! rechts). 
Sie meint, die Mißſtimmung in den Reihen der 
nationalſozialiſtiſchen Kreiſe wäre derartig groß, 
daß das zur Auflöſung des Volkstages führen 
müßte. Gerade die Herren Vertreter der Zen— 
trumspartei haben in ihren Verhandlungen mit 
mir perſönlich und mit den mir unterſtellten 
Herren nicht einmal, ſondern des öfteren zum 
Ausdruck gebracht, daß wir von der falſchen 
Tatſache ausgingen, daß die Mehrheit der Dan— 
ziger Bevölkerung noch hinter uns ſtände. (Wi- 
derſpruch des Abg. Weiß). Ich kann Ihnen, 
Herr Abg. Weiß, dafür Zeugen nennen, die 
ſich im Haufe befinden, auch unter meinen Mit- 
arbeitern. In dieſer Forſche iſt das mehr als 
einmal zum Ausdruck gebracht worden. Die 
Herren Vertreter der Sozialdemokratiſchen Par— 
tei haben des öfteren in der Preſſe, in Ber- 
ſammlungen und auch im Plenum des Volks- 
tages derartiges geſagt. Wenn tatſächlich dieſe 
Meinung bei den Oppoſitionsvertretern Vote 
herrſcht, ſo wäre es wirklich nicht richtig, wenn 
Sie, meine Herren, dieſe Anträge ablehnten, 
fondern dieſer Antrag auf Auflöſung des Volks- 
tages müßte Ihnen wie gerufen kommen und 
Sie müßten zuſtimmen. (Sehr richtig! bei den 
Nationalſozialiſten). 

Aber, ich glaube, es ſind andere Gründe für 
Ihre Ablehnung maßgebend, als die Sie ange— 
führt haben. Es kann überhaupt nicht davon die 
Rede ſein, daß die Mißſtimmung in den Reihen 
der Danziger Bevölkerung jo groß ſei, weil an- 
geblich die Erwerbsloſenunterſtützung aufgeho⸗ 
ben ſei. Das ſind Märchen, die kein Menſch 
glaubt. (Zuruf links). Auf dem Lande auch 
nicht. Es iſt kein Wort davon wahr, daß die 
Steuerbelaſtungen eine große Mißſtimmung bei 
der Bevölkerung erzeugt hätten. Von Steuerbe- 
laſtungen war nur etwas zu hören, als keine 
nationalſozialiſtiſche Regierung in Danzig vor⸗ 
handen war. Unter der nationalſozialiſtiſchen 
Regierung kann man nur von ſehr großen Steu⸗ 
ermäßigungen ſprechen. Daß Sie ſich über die 
Geldſammlungen beklagen, glaube ich ſchon. 
Während Ihrer Regierungszeit hat es charita- 
tive und ähnliche ſoziale Einrichtungen, wie das 
Winterhilfswerk und die nationalſozialiſtiſche 
Volkswohlfahrt, nicht gegeben. Die Danziger 
Bevölkerung, insbeſondere diejenigen, die im ſo— 
zialen Elend zu leben gezwungen ſind, wiſſen es 
wohl zu ſchätzen, daß neben der ſtaatlichen Für⸗ 
ſorge noch die Fürſorge des Winterhilfswerks 
vorhanden iſt, an welcher nicht nur die NSDAP, 
ſondern auch die Organe anderer Parteien und 
Organiſationen tätigen Anteil haben. 


Wenn Sie ſich darüber beklagen, m. H. von 
der Sozialdemokratie, daß Ihnen die Etats bis⸗ 
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her noch nicht vorgelegt worden find, und daß (CO) 


aus dieſer Nichtvorlage der Etats auf eine un⸗ 
günſtige Finanz- und Kaſſenlage geſchloſſen wer— 
den könnte, ſo darf ich Ihnen von dieſer Stelle 
aus antworten, daß durch die Vorlage der Etats 
in den Ausſchüſſen, und insbeſondere vor Ver— 
tretern der Oppoſition, die Kaſſen- und Finanz⸗ 
lage, wenn ſie ſchlecht ſein ſollte, nicht gebeſſert 
werden könnte und daß mit dieſer Vorlage eine 
tätige Mitarbeit an einer ſolchen Beſſerung nicht 
gewährleiſtet erſcheint. Die Finanzlage und 
Kaſſenlage der Freien Stadt Danzig iſt im Ge— 
genteil ſeit Uebernahme der politiſchen Macht 
durch uns noch nie ſo günſtig und gut ge— 
weſen, wie heute. 

Das Kernproblem der ſozialdemokratiſchen 
Ausführungen behandelt die Erhaltung des 
Deutſchtums. Es iſt immerhin eigenartig, und 
mutet in gewiſſer Weiſe witzig an, wenn ſich 
ausgerechnet die Herren Vertreter der Sozial- 
demokratie als die Verfechter des Deutſchtums 
in Danzig hinſtellen. (Sehr richtig! rechts). Sie 
verwahren ſich dagegen, daß man ſie heute von 
anderer Seite als Separatiſten bezeichnet. Wir 
können mit Beiſpielen dafür aufwarten, daß 
Vertreter Ihrer Partei ſich in Danzig tatjäch- 
lich als Separatiſten gezeigt haben. Ich darf in 
dieſem Zuſammenhange nur an die Namen 
Arczynski, der vorhin bereits genannt wurde, 
und Gebauer erinnern, die heute noch in Ihrer 
Partei eine Rolle ſpielen und ſich entſpre— 
chend in anderen Ländern betätigt haben. (Zu⸗ 
rufe links). Herr Klekacz hat nichts mit Separa— 
tismus zu tun. Er wird ſeine Strafe für ſeine 


Untat erhalten, wie jeder andere, der in natio- (Dy 


nalſozialiſtiſchen Reihen ſtand und Untaten be- 
gangen hat. Alles in allem iſt es nach wie vor 
mehr als notwendig, daß dies hohe Haus ſeiner 
Auflöſung entgegengeht, damit der Wind ein- 
zieht, der erforderlich iſt, um das Schickſal der 
Freien Stadt Danzig einer guten Zukunft ent⸗ 
gegen zu führen. (Anhaltender Beifall). 


Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnung 
hat der Herr Abgeordnete Maaß. 


Maaß, Abgeordneter (Nat.⸗Soz.): Ich be⸗ 
antrage Schluß der Ausſprache. (Abg. Pleni⸗ 
kowski: Zur Geſchäftsordnung!) 


Präſident: Einen Augenblick. Es iſt 
Schluß der Ausſprache beantragt. Wird der 
Antrag unterſtützt? — Die Unterſtützung reicht 
aus. Auf der Rednerliſte ſteht noch der Herr 
Abg. Plenikowski. Wir kommen zur Abſtim⸗ 
mung. Hinter der Abſtimmung gebe ich Ihnen 
das Wort zur Geſchäftsordnung. (Zuruf des 
Abg. Plenikowski). Die Geſchäftsordnung kenne 
ich ebenſo, wie Sie. (Abg. Plenikowski: Ich 
weiſe auf die Geſchäftsordnung hin, Sie ſind 
Präſident und haben nach der Geſchäftsordnung 
zu handeln!) Wir kommen zur Abſtimmung. 
Wer für den Antrag auf Schluß der Ausſprache 
iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Mehrheit; es iſt demgemäß beſchloſſen. — Zur 
Geſchäftsordnung hat Herr Abg. Plenikowski 
das Wort. 

Plenikowski, Abgeordneter (K. P.): Zu⸗ 
nächſt weiſe ich darauf hin, daß das Wort zur 
Geſchäftsordnung jederzeit gegeben werden muß. 
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(A) Weiter iſt hier beſchloſſen worden, und zwar 


(B) 


einſtimmig, daß jeder Abgeordnete das Recht 
hat, eine Viertelſtunde zu ſprechen. Wenn Sie 
die Redner der Zentrumspartei und der Sozial- 
demokraten reden laſſen, ſo zeigen Sie, daß Sie 
die Ausführungen dieſer Redner nicht ſo ſehr 
fürchten, weil die mit denſelben Regierungstaten 
belaſtet ſind (Heiterkeit), deretwegen Sie (zu 
den Nationalſozialiſten) ganz beſtimmt, wenn 
nicht jetzt dann ſpäter, von den Maſſen zur Ver⸗ 
antwortung gezogen werden. Sie haben nur 
eine Furcht, die Furcht vor dem Kommunismus 
und den Kommuniſten. Deshalb haben Sie die 
Kommuniſtiſche Partei verboten, deshalb wagen 
Sie es, die Kommuniſten nur zwei Minuten 
ſprechen zu laſſen. 


Präſident: Herr Abg. Plenikowski, das ſind 
keine Ausführungen zur Geſchäftsordnung mehr. 


Plenikowski, Abgeordneter (K. P.): Ich weiß 
ganz genau, daß Sie (zu den Nationalſozia⸗ 
liſten) im Volkstag das fortſetzen müſſen, was 
Sie draußen tun, Verfaſſungsbruch über Ver- 
faſſungsbruch, nur um die Stimme der werk⸗— 
tätigen Maſſen zu erſticken. (Lärm und Zwi⸗ 
ſchenrufe). 


Präſident: Herr Abg. Plenikowski, ich for⸗ 
dere Sie auf, ſofort Ihre Ausführungen zu 
beenden. (Abg. Plenikowski ſpricht weiter. — 
Fortdauernder großer Lärm. — Der Präſident 
verläßt ſeinen Platz.) 

(Unterbrechung der Sitzung: 16 Uhr 25 Min.) 


Die Sitzung wird 16.55 Uhr durch den Prä⸗ 
ſidenten von Wnuck wieder eröffnet. 


Am Regierungstiſch: Präſident des Senats 
Greiſer, Senatoren: Batzer, Boeck, Dr. Hoppen⸗ 
rath, Huth, Dr. Kluck, Dr. Wiereinski⸗Keiſer, 
Treuhänder der Arbeit Schories, Landgerichts— 
0 0 Wohler, Hauptmann Koelle, Referent 
Klatt. 

Präſident: Die unterbrochene Sitzung wird 
jetzt fortgeſetzt. § 59 der Geſchäftsordnung 
lautet: 

Wenn in der Sitzung ſtörende Unruhe ent⸗ 
ſteht, kann der Präſident die Sitzung auf be⸗ 
ſtimmte Zeit ausſetzen oder ganz aufheben. Kann 
er fic) kein Gehör verſchaffen, jo verläßt er 
ſeinen Platz. Hierdurch wird die Sitzung auf 
eine halbe Stunde unterbrochen. 


Dies iſt vor einer halben Stunde der Fall 
geweſen. Zu der ganzen Angelegenheit habe ich 
folgendes zu ſagen: Ich gehöre dieſem hohen 
Haufe ſeit 1930 an. Ich habe Szenen, wie die 
eben erlebte, in den Jahren 1930 bis 1933 oft 
erlebt. Es ſtanden ſich Abgeordnete gegenüber, 
bedrohten ſich und wurden teilweiſe gegenein— 
ander ſogar tätlich. Ich hatte gehofft, heute 
dieſe Sitzungsperiode ſchließen zu können, ohne 
daß etwas Aehnliches vorgekommen wäre. Es 
iſt mir leider nicht möglich geweſen, dieſen mei- 
nen Wunſch durchzuführen. Ich bedaure es un⸗ 
endlich, daß ſich dieſer Volkstag dies Zeugnis 
noch zuletzt ausgeſtellt hat. Schuld an dieſer 
ganzen Angelegenheit war der Abg. Pleni- 
kowski. (Zuruf des Abg. Wiechmann). Ich habe 
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augenblicklich das Wort. Der Abg. Plenikowski 
hat von mir das Wort zur Geſchäftsordnung 
erhalten. Er hat derartige Ausführungen ge⸗ 
macht, daß ſie nicht als zur Geſchäftsordnung 
gehörend zu bewerten waren. Ich habe ihn 
darauf aufgefordert, ſeine Ausführungen abzu⸗ 
brechen. Der Abg. Plenikowski ſchrie daraufhin 
ſo laut, daß meine Worte gar nicht mehr zu 
vernehmen waren. Ich war deshalb gezwungen, 
meinen Platz zu verlaſſen, weil ich mich nicht 
durchſetzen und bemerkbar machen konnte. Wäh⸗ 
rend ich hinunterging, paſſierte dieſe tätliche 
Auseinanderſetzung. (Abg. Serotzki: Das war 
fchon vorher!) Herr Abg. Serotzki, ich weiß es 
genau, daß ſich die Abgeordneten vorher unten 
gegenüberſtanden. Ich weiß aber, daß die tät⸗ 


liche Auseinanderſetzung begann, während ich 


meinen Platz verließ. Ich kann das von hier 
aus am allerbeſten ſehen. Es ſtimmt, was ich 
ſage. Weil der Abg. Plenikowski meinen An⸗ 
ordnungen nicht Folge geleiſtet hat, ſchließe ich 
ihn auf zwei Sitzungstage aus. (Bravo! rechts). 


C) 


— 


Wir ſetzen die Tagesordnung fort. Schluß der 


Ausſprache über den Antrag auf Auflöſung 
des Volkstages, Druckſache Nr. 96, war bean⸗ 
tragt und angenommen. 

Wir kommen zur Abſtimmung. Gemäß 831 
Ab]. 3 der Geſchäftsordnung muß Die Abſtim⸗ 
mung namentlich erfolgen. Wer für Annahme 
des Antrages ijt, bitte ich, eine weiße Ja-Karte 
in die Urne zu legen, wer gegen die Annahme 
iſt, eine rote Nein⸗Karte, wer ſich der Stimme 
enthalten will, gibt eine Karte mit der Auf⸗ 
ſchrift „Enthalte mich“ ab. Ich fordere die Ab⸗ 
geordneten auf, auf ihren Plätzen zu bleiben 
und bitte die Beiſitzer, die Stimmkarten einzu⸗ 
ſammeln. Diejenigen Abgeordneten, die neu hier 
ſind, mache ich darauf aufmerkſam, daß auf 
jeder Karte der Name desjenigen ſtehen muß, 
der ſie abgibt. Hat jeder Abgeordnete eine 
Karte abgegeben? — Ich mache darauf auf⸗ 
merkſam, daß gemäß $ 2 der Geſchäftsordnung 
derjenige, der ſich nicht an einer namentlichen 
Abſtimmung beteiligt, für eine gewiſſe Zeit aus⸗ 
geſchloſſen wird. Das kommt zwar nicht für 
Sitzungen, aber für die letzte Zahlung der Auf⸗ 
wandsentſchädigung in Frage. Ich bin an die⸗ 
fen § 2 der Geſchäftsordnung gebunden. Die Ab⸗ 
ſtimmung iſt geſchloſſen. An der namentlichen 
Abſtimmung ) haben ſich 66 Abgeordnete betei- 


*) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgege⸗ 
bene Stimmkarten 66, davon 41 mit Ja, 22 mit 
Nein, drei Stimmenthaltungen. 

Mit Ja ſtimmten: Abg. Andres, Dr. Appaly, 
Barthoff, Baker, Bertling, Beuck, Biedenweg, von 
Boetticher, Ehrlichmann, Eichler, Fieguth, Gabriel, 
Gall, Gobert, Helbing, Heß, Hoffmann, Kamrowski, 
Kendzia, Kindel, Klatt, Kuhn, Kowalke, Krampitz, 
Maaß, Meier-Schomburg, Manteuffel, Milz, Newiger, 
Nicklas, Oelsner, Rettelsly, Schelm, Schories, 
Schramm, Stangneth, Sukatus, Dr. Thimm, Tolius, 
Dr. Willers, von Wnuck. 

Der Stimme enthielten ſich: Abg. Konſtowski, 
Dr. Moezynski, Dr. Ziehm. 

i Mit Nein ſtimmten: Abg. Bod, Formell, Gehl, 
Godau, Günther, Höhn, Klein Kruppke, Kurowski, 
Langnau, Frau Malikowski, Mau, Moritz, Poſack, 
Potrykus, Rehberg, Schmich, Schmidt, Serotzki, 
Dr. Stachnik, Weiß, Wiechmann. ae 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Brill, Pleni⸗ 

kowski, Raſchke, Totzki, Weber, Weiſe. 


D) 


(A 


(B 


— 
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(Bräjident) 

ligt, davon ſtimmten 41 mit „Ja“, 22 mit „Nein“ 
und drei mit „Enthalte mich“, zuſammen 66 
Stimmen. Damit iſt der Antrag angenommen. 
(Bravo! rechts). Wir kommen jetzt zu den zu⸗ 
ſammengezogenen Punkten 3, 4 und 5. Ich rufe 
Punkt 3 auf: 

Antrag des Abg. Wiechmann u. Fr. auf 
nochmalige Bekanntgabe der Beſtimmungen 
über die Gewährleiſtung der Wahlfreiheit. 
Druckſache Nr. 97, dann Punkt 4: 


Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
zur Aenderung des Geſetzes zur Sicherung 
der Wahlfreiheit. 

Druckſache Nr. 98. Ferner Punkt 5: 


Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
zur Aenderung des Volkstagswahlgeſetzes 
und der Volkstagswahlordnung. 

Druckſache Nr. 99. Es war beſchloſſen, die 
Redezeit zur Begründung auf 15 Minuten zu 
begrenzen. — Zur Begründung hat das Wort 
der Herr Abg. Gehl. 

Gehl, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Nach den vorhin erlebten tätlichen Auseinander⸗ 


ſetzungen, die die angekündigte Wahlfreiheit in 


ein beſonderes Licht rücken, verzichten wir auf 


jede Begründung unſerer Anträge und ſehen der 


— 


Wahlentſcheidung der Bevölkerung mit großer 
Zuverſicht entgegen. 

Wir erheben Einſpruch gegen den Eingriff 
in die Polizeigewalt des Hauſes und die Be— 
ſchränkung der Berichterſtattung auf der Brejfe= 
tribüne. 

Präſident: Zu den letzten Worten des Herrn 
Abg. Gehl habe ich zu ſagen, daß ich den Herrn 
Präſidenten des Senats gebeten habe, während 
ich mit der Fraktion nach oben ins Fraktions⸗ 
zimmer ging, mich in meinem Hausrecht hier 
zu vertreten. (Er iſt nicht Mitglied des Hauſes! 
links). Ich kann jeden Angeſtellten des Hauſes 
mit meiner Vertretung beauftragen, ebenſo iſt 
mir dieſes beim Herrn Präſidenten des Senats 
möglich. Das habe ich gemacht. Die Papiere 
des Berichterſtatters ſind mir übergeben wor— 
den. Ich werde heute noch die Zeugen ver— 
nehmen und die Sache klarſtellen. Meine Stel- 
lungnahme dazu wird veröffentlicht werden. 


Wir kommen jetzt zur Ausſprache. Der 
Volkstag hat eine Redezeit von einer halben 
Stunde für ſämtliche Fraktionen beſchloſſen. Es 
entfallen ſomit auf die Nationalſozialiſten 16, 
die Sozialdemokraten 5, auf das Zentrum 4, 
auf die Kommuniſten 2, auf die Deutſchnatio— 
nalen 2 und auf die Polen auch je 2 Minuten. 
— Das Wort hat der Herr Abg. Langnau. 


Langnau, Abgeordneter (K. P.): Der Volks⸗ 
tag iſt aufgelöſt. Die Mißhandlungen meines 
Genoſſen Plenikowski und meiner Perſon durch 
die Nazi⸗Abgeordneten beweiſen, wie nach der 
Auffaſſung der nationalſozialiſtiſchen Abgeord⸗ 
neten die Wahlfreiheit durchgeführt werden ſoll. 
Wenn dieſe Wahlen aber nicht eine Farce ſein 
ſollen, wie es die Kommunalwahlen im letzten 
November waren und wie es ſich hier im Volks- 
tag gezeigt hat, müſſen Vorbedingungen getrof- 


fen werden, die geeignet ſind, die Wahlfreiheit 


und das Wahlgeheimnis zu gewährleiſten, die 
ſo verſtändlich und deutlich ſind, daß jeder Wäh⸗ 
ler die Auffaſſung hat, daß er nicht durch ſeine 
Abgabe der Stimme für eine Partei die Rache 
der herrſchenden Partei zu fürchten hat und 
dadurch wirtſchaftlich geſchädigt wird. 


Es müſſen ferner Maßnahmen getroffen 
werden, die es jeder kandidierenden Gruppe er- 
möglichen, Verſammlungen abzuhalten und 
durch die Preſſe und den Rundfunk in Ver⸗ 
ſammlungen zu den Wählern zu ſprechen. Wir 
werden deshalb dem ſozialdemokratiſchen An⸗ 
trag und den Geſetzentwürfen unſere Zuſtim⸗ 
mung geben. Es iſt aber darüber hinaus uner⸗ 
träglich, daß in dieſem Wahlkampf, in dem es 
ſich entſcheiden ſoll, wie lange das Volk noch 
dieſe Regierung dulden muß, politiſche Gruppen 
unter ein Ausnahmerecht geſtellt ſind. Es ge⸗ 
nügt auch nicht, wenn gemäß dem ſozialdemo— 
kratiſchen Antrag die kandidierenden politiſchen 
Gruppen gegen Verleumdungen und Beſchimp⸗ 
fungen geſchützt werden. Weiter genügt nicht, 
wie dieſer Antrag verlangt, daß das Ausnahme⸗ 
geſetz zu Gunſten der N. S. D. A. P. abgeſchafft 
wird. Es iſt in gleichem Maße erforderlich, daß 
das Ausnahmerecht zu Ungunſten der Kommu⸗ 
niſtiſchen Partei beſeitigt wird. Wir fordern 
deshalb, daß das verfaſſungsrechtlich unzuläſſige 
und in der Zeit des Wahlkampfes unerträgliche 
Verbot der Kommuniſtiſchen Partei aufgehoben 
wird. Wir fordern die Freilaſſung der wegen 
politiſcher Delikte inhaftierten kommuniſtiſchen 
Funktionäre. Wir fordern ſchließlich die Wieder- 
herſtellung der Immunität der in Strafhaft be- 
findlichen Abgeordneten Frau Totzki, Brill und 
Raſchke. Wir beantragen, daß der Volkstag die 
ſofortige Freilaſſung dieſer Abgeordneten ver— 
langt. Sollte die Mehrheit des Volkstages die 
Anträge ablehnen, werden wir nicht verzagen, 
ſondern rufen der Bevölkerung zu (Zwiſchenrufe 
rechts.) „Wir ſind da und bleiben da und der 
Sieg wird unſer ſein!“ (Lachen rechts.) Paßt 
mal auf! — Rotfront! 


Präſident: Das Wort hat der Herr Präſi⸗ 
dent des Senats. 


Greiſer, Präſident des Senats: M. D. u. H.! 
Im Auftrage des Senats habe ich folgende Er⸗ 
klärungen abzugeben. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig hat 
an die ihn tragende Fraktion der Nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Deutſchen Arbeiterpartei das Erſuchen 
gerichtet, die Meinung des Volkes zu befragen. 
Dieſe Willensäußerung der Danziger Bevölke⸗ 
rung ijt notwendig, weil ſeitens einiger Oppoſi⸗ 
tionsparteien die jetzige Mehrheitsbildung als 
nicht mehr mit dem Willen des Volkes verein⸗ 
bar angezweifelt worden iſt. Der Senat wird 
die Wahlen auf den nächſtzuläſſigen Termin, 
Sonntag, den 7. April 1935, feſtſetzen. Jede 
Wahl hat unter den früheren Regierungen eine 
gewiſſe Unruhe ausgelöſt, weil ſie ſich im Kampfe 
vieler politiſcher Parteien gegeneinander ab- 
ſpielte. Dieſer Zuſtand iſt dadurch günſtiger ge- 
worden, daß nur noch einige größere Parteien 
auf der politiſchen Plattform übrig geblieben 
ſind. Der Senat wünſcht, daß jeder Angehörige 
der Danziger Bevölkerung das Gefühl haben 


(©) 


| 


(D) 


(A) 


(B) 


Volkstag Danzig. — 18. Sitzung. 


(Greiſer, Präſident des Senats) 

kann, daß die Wahl vollkommen geheim und 
frei nach den von der Verfaſſung vorgeſchriebe— 
nen Geſetzen ſtattfindet. Er wird zur Sicher⸗ 
ſtellung dieſer Handlung alle geeigneten Maß⸗ 
nahmen ergreifen. Es wäre eine abſolut unge- 
eignete Maßnahme, die bisherigen Verordnun⸗ 
gen zur Aufrechterhaltung von Ruhe und Ord- 
nung in ihren weſentlichſten Punkten aufzu⸗ 
heben, wie es der ſozialdemokratiſche Antrag 
fordert. Denn nur in der Aufrechterhaltung von 
Ruhe und Ordnung liegt die beſte Gewähr— 
leiſtung der Wahlfreiheit. Alle Gegner der na- 
tionalſozialiſtiſchen Regierung innerhalb und 
außerhalb Danzigs ſollen nach dem 7. April mit 
Recht ſagen können, daß dieſe Volkstagswahl die 
wahre Meinung der Danziger Bevölkerung zum 
Ausdruck gebracht hat. 


Um zu dieſer wahrhaften Meinungsäuße— 
rung zu kommen, wird es nicht nötig ſein, die 
bisher geltenden Wahlgeſetze einer Abänderung 
zu unterziehen. Dieſe Wahlgeſetze haben 15 
Jahre lang Gültigkeit gehabt und haben ihre 
Anwendung auch zu einer Zeit gefunden, als 
die jetzige Regierungspartei ſich in Oppoſition 
befand. Es hat ſich keine in- oder ausländiſche 
Inſtanz gefunden, die an der Verfaſſungsmä— 
ßigkeit dieſer Anordnungen Anſtoß genommen 
hätte. Sie haben auch vollkommen ausgereicht, 
die Freiheit der Entſcheidung für jeden Staats— 
bürger ſicherzuſtellen. Es war bisher geſetzlich 
nicht vorgeſehen, insbeſondere auch nicht unter 
ſozialdemokratiſcher Regierungszeit, Straf- und 
Unterſuchungsgefangene mitwählen zu laſſen. 
Es iſt nicht einzuſehen, weshalb das jetzt not— 
wendig ſein ſollte. Die Einführung des Wahl— 
rechts für Danziger Staatsangehörige, die au— 
ßerhalb des Gebietes der Freien Stadt Danzig 
ihren Wohnſitz haben, entſprach dem abſoluten 
Standpunkt der Gerechtigkeit, welcher verlangen 
muß, daß diejenigen Danziger Staatsangehöri— 
gen, die im Auslande für Danzig eintreten, 
auch das Recht haben, über die Geſchicke ihrer 
Heimdt mitzubeſtimmen. Ein Fernhalten von 
der Ausübung dieſes Rechts würde gerade den 
demokratiſchen Geſichtspunkten der Verfaſſung 
entgegenſtehen. Die von der Sozialdemokratie 
gewünſchte Einführung eines ſogenannten Wahl- 
gerichts, welches ſogar das Recht zur Aus— 


übung von Verwaltungsbefugniſſen und das 


Recht der Befehlsbefugnis gegenüber allen Be- 
hörden haben ſoll, würde in der von der Oppo— 
ſition gewünſchten Zuſammenſetzung das Bore 
handenſein einer Regierung unnötig machen 
und anſtelle der von der Bevölkerung gewünſch— 
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ſitionsparteien ſetzen. Die Verwirklichung eines 
derartig abſurden Wunſches würde nicht nur 
gegen den Willen der Danziger Bevölkerung, 
ſondern insbeſondere auch gegen die vom Völ⸗ 
kerbund garantierte Verfaſſung verſtoßen. Auf 
die übrigen von der Sozialdemokratie einge— 
reichten Vorſchläge einzugehen, verlohnt ſich 
nicht, weil ſie in ihrer Fexerei von der Forde— 
rung der Nurverwendung von Bleiſtiften bis 
zu dem Verbot des Tragens von Parteiabzei— 
chen und der Verwehrung des Grußes „Heil 
Hitler“ allzuſehr den Stempel der Uebernahme 
von Methoden nichtdeutſcher Regierungskom⸗ 
miſſionen bei erlebten Volksabſtimmungen an 
der Stirne tragen, als daß ſie darauf ſchließen 
u in Danziger Gehirnen entitanden zu 
ein. 

Der Senat wird alter Ueberlieferung ge— 
mäß in der Uebung parlamentariſcher Gepflo⸗ 
genheiten mit gutem Beiſpiel vorangehen und 
nach der Volkstagswahl der Form halber bis 
zum Zuſammentritt des neuen Volkstages für 
dieſe kurze Zeit nur geſchäftsführend im Amt 
bleiben. 

Es handelt ſich bei dieſer Wahl um keiner⸗ 
lei Abſtimmung über das Statut der Freien 
Stadt Danzig, ſondern um eine einfache von der 
Verfaſſung gewährleiſtete und durch die Mehr— 
heit der Danziger Bevölkerung gewünschte Neu⸗ 
wahl zum Volkstage, die nach den bisher gel— 
tenden und bewährten Wahlgeſetzen unter Siche— 
rung der Wahlfreiheit und unter unbedingter 
Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung 
durchgeführt werden wird. 
und Händeklatſchen). 


Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Die Ausſprache iſt geſchloſſen. Wir 
kommen zur Abſtimmung. Zuerſt über Punkt 3, 
Druckſache Nr. 97. Wer für Annahme dieſes 
Antrages iſt, bitte ich, ſich zu erheben. Ich bitte 
um die Gegenprobe. — Das Letztere iſt die 
Mehrheit. — Der Antrag iſt abgelehnt. 


Bei den Punkten 4 und 5 ift die erſte Be- 


ratung geſchloſſen. Anträge auf Ueberweiſung 


an Ausſchlüſſe höre ich nicht. Damit ſind die An⸗ 
träge erledigt. — Nachdem die Tagesordnung 
aufgearbeitet iſt, bleibt mir nur übrig, den 
Volkstag zu verabſchieden. Ich wünſche, daß in 
einem neuen Volkstag, Derartiges, wie es hier 
heute vorkam, unmöglich iſt. — Ich ſchließe die 
Sitzung. 


(Schluß der Sitzung: 


17 Uhr 25 Minuten.) 


(Lebhafter Beifall (D) 
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